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Hinweise zur Fassung 2018/19

Das Nachschlagewerk ,Planungshilfen fiir die Bauleitplanung” gibt aktuelle
und praxisnahe Hinweise fir die Ausarbeitung und Aufstellung der Bauleit-
plane. Es wendet sich damit in erster Linie an die Gemeinden und die in deren
Auftrag tatigen Planungsbiiros. Dariiber hinaus sollen die Planungshilfen
die Mitwirkung der beteiligten Behdérden und sonstigen Trager 6ffentlicher
Belange bei der Bauleitplanung erleichtern und zur Beschleunigung des Auf-
stellungsverfahrens beitragen.

In Kapitel | werden die verschiedenen Planungsinstrumente, wie Werkzeuge
des allgemeinen und besonderen Stadtebaurechts und informelle Planungen
und Konzepte, vorgestellt. In den Kapiteln Il und Ill werden die grundsétzlichen
Planungsvorgaben des Stadtebaus und anderer Fachbereiche beschrieben.
Wahrend das Kapitel IV konkrete fachliche Hinweise zur Erstellung von Bauleit-
planen gibt, wird in Kapitel V das formelle Aufstellungsverfahren beschrieben.
Da die ,,Planungshilfen flir die Bauleitplanung” als Nachschlagewerk gedacht
sind, befinden sich am Seitenrand die Schlagworte der einzelnen Abschnitte.

In dieser Neuauflage wurden die Anderungen des Landesentwicklungs-
programms, die am 1. Marz 2018 in Kraft getreten sind, die Anderungen
der Bayerischen Bauordnung (BayBO) vom 1. September 2018 sowie die
zum 1. Oktober 2018 eingeflihrte Bayerische Technische Baubestimmungen
(BayTB), welche die bisherige eingefiihrte Technische Baubestimmung (ETB)
und Bauregelliste (BRL) ersetzt, als auch das Gesetz (iber erganzende Vor-
schriften zu Rechtsbehelfen in Umweltangelegenheiten nach der EG-Richt-
linie 2003/35/EG (Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz — UmwRG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23. August 2017 (BGBI. | S. 3290) berulcksichtigt.

Darliber hinaus enthalten die ,Planungshilfen fir die Bauleitplanung 2018/19"
weitere Hinweise zu folgenden Themen:

Anpassung an den Klimawandel und Sicherung der Biodiversitat (z.B.
Kapitel Il 2/10ff. Biodiversitat, Naturschutz, Landschaftspflege, Kapitel Il
1/4 Klimaanpassung und Kapitel Ill 11.3 Grundwasser),

Sicherheit im 6ffentlichen Raum (Kapitel Il 1/16 Kriminalpravention),

Beschleunigungsmaéglichkeiten im Bauleitplanverfahren (Kapitel V 1/
Abb. 7),

Flachensparen (Kapitel 1V 2/18 Baulandkataster und Kapitel 1V 2/19
Flachenmanagement-Datenbank),

Digitalisierung und Datenschutz (Kapitel IV 5.1/3 Digitale Flurkarten
(DFK) und Geobasisdaten, Kapitel IV 3/3 Digitale Bestandsaufnahme,
Kapitel IV 5.4/7 X-Planung und Kapitel V 2.5/7 Datenschutzrechtliche
Informationspflichten im Bauleitplanverfahren).

In der vorliegenden digitalen Fassung sind die Abschnitte, die wesentliche
inhaltliche Neuerungen bzw. Aktualisierungen enhalten, durch ein Symbol
gekennzeichnet.
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1 Aufgabe der Bauleitplanung

1 Die Ortsplanung ist gemaf3 Art. 28 GG und Art. 83 BV Selbstverwaltungs-
aufgabe der Gemeinden. Wesentliche Instrumente der Ortsplanung sind die
Bauleitplédne (Flachennutzungs- und Bebauungsplane), die gemal3 § 2 Abs. 1
BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. |
S.3634), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des HochwasserschutzG Il vom 30.
Juni 2017 (BGBI. I S. 2193), von den Gemeinden in eigener Verantwortung auf-
zustellen sind.

Sobald und soweit es aus Griinden des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege erforderlich ist, sind von der einzelnen Gemeinde ein Landschaftsplan
(811 Abs. 2 S. 1 BNatSchG in der Fassung vom 29. Juli 2009 (BGBI. | S. 2542),
zuletzt gedndert durch Art. 1 AndG vom 15. September 2017 (BGBI. | S. 3434))
und Grinordnungspléne (Art.4 Abs. 2 S.2 BayNatSchG in der Fassung vom
23. Februar 2011 (GVBI. S. 82ff.), zuletzt geadndert durch § 1 Abs. 339 der Ver-
ordnung vom 26. Mérz 2019 (GVBI. S. 98)) aufzustellen. Die Landschaftsplane
sind Bestandteile der Flachennutzungsplane und die Griinordnungsplane
sind Bestandteile der Bebauungspléne (Art.4 Abs.2 S.1 BayNatSchG) (s.a.
Kapitel | 2/6 Landschaftsplane und Griinordnungspldane und Kapitel Il 2
Landschaftsplanung).

2 Aufgabe der Bauleitplanung ist es, die bauliche und sonstige Nutzung
der Grundsticke in der Gemeinde vorzubereiten und zu leiten. Der Flachen-
nutzungsplan bereitet die spatere Bodennutzung vor, wahrend mit dem
Bebauungsplan die Nutzung fiir alle verbindlich geregelt wird (8 1 Abs. 1 u. 2
BauGB).

3 Das Baugesetzbuch verwendet den — im engen wortlichen Sinne oft
missverstandenen — Begriff der ,staddtebaulichen” Entwicklung und Ordnung
fir die ortsplanerisch rdumliche Entwicklung und Ordnung aller Gemeinden,
also nicht nur der Stadte.

4 Bauleitplane haben die Gemeinden aufzustellen, sobald und soweit es
fir die stadtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist (81 Abs. 3
S. 1 BauGB).

Die Planungshoheit der Gemeinden schliel3t die Pflicht ein, Bauleitplane stets
dann aufzustellen, wenn ein Bedirfnis dafiir vorliegt. Dies ist regelmal3ig dann
der Fall, wenn die beabsichtigte oder die zu erwartende stadtebauliche Ent-
wicklung der Gemeinde voraussichtlich zu einer wesentlichen Verdnderung
der baulichen oder sonstigen Nutzung der Grundstlicke in der Gemeinde
fihrt oder wenn es aus anderen, im &ffentlichen Interesse liegenden Griin-
den notwendig wird, die 6rtliche raumliche Entwicklung zu ordnen. Die Auf-
stellung oder Anderung von Bauleitplanen kann auch erforderlich sein, um
die stadtebauliche Entwicklung und Ordnung an die Ziele der Raumordnung
anzupassen (8 1 Abs. 4 BauGB).

Ortsplanung in
kommunaler
Planungshoheit

Planungserfordernis
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Rechtsnatur des
Flachennutzungsplans

Abb. 1: Einteilung der
Bauleitplanung nach
BauGB

" ggf. moglich im Verfahren nach
8§13 oder 13a BauGB

2 ggf. moglich im Verfahren nach
§13b BauGB

Rechtsfolgen beachten!

5 Auch wenn zu erwarten ist, dass MalBnahmen des Uberdértlichen Stra-
Ben- und Verkehrsbaus, des Bildungswesens, der Wasserwirtschaft, der
Energieinfrastruktur, zur Verbesserung der Agrarstruktur oder sonstige Mal3-
nahmen anderer Aufgabentrdger zu Auswirkungen auf die stadtebauliche
Entwicklung des Gemeindegebiets fihren, hat die Gemeinde dartber zu ent-
scheiden, ob Bauleitpléne (ggf. mit Landschaftsplan oder Grunordnungs-
planen) aufzustellen oder zu &ndern sind.

2 Bauleitplane und stadtebauliche Satzungen

1 Bauleitplane sind der Flachennutzungsplan (vorbereitender Bauleit-
plan) und der Bebauungsplan (verbindlicher Bauleitplan). Enthéalt der Flachen-
nutzungsplan als Bestandteil einen Landschaftsplan, wird er gewdhnlich
als ,Flachennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan” bezeichnet.
Bebauungspldne mit Granordnungspldanen werden als ,Bebauungsplan
mit integriertem Grinordnungsplan” bezeichnet. Weitere Vorschriften tber
die Darstellungen und Festsetzungen in den Bauleitplanen enthélt die Bau-
nutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung vom 21. November 2017 (BGBI.
| S.3786); Vorschriften tGber die Ausarbeitung der Bauleitplane sowie die zeich-
nerische Darstellung enthalt die Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) vom
18. Dezember 1990 (BGBI. 1991 | S.58), zuletzt gedndert durch Art. 3 des Geset-
zes zur Umsetzung der RL 2014/52/EU im Stadtebaurecht und zur Stérkung des
neuen Zusammenlebens in der Stadt vom 4. Mai 2017 (BGBI. | S. 1057).

2 Im Fldchennutzungsplan ist fir das ganze Gemeindegebiet die sich aus
der beabsichtigten stadtebaulichen Entwicklung ergebende Art der Boden-
nutzung nach den voraussehbaren Bedlrfnissen der Gemeinde in den Grund-
zligen darzustellen (85 Abs. 1 BauGB). Er ist die zusammenfassende raumliche
Planungsstufe auf der ortlichen Ebene und gibt auch Aufschluss Uber die
MaRRnahmen und Nutzungsregelungen anderer Planungstrager, die sich im
Gemeindegebiet raumlich auswirken.

Bauleitplanung

vorbereitende

verbindliche

Flachennutzungsplan

Bebauungsplan

Flachennutzungsplan
§5 Abs. 1

qualifizierter
Bebauungsplan
§30 Abs. 112

sachlicher
Teilflachennutzungsplan
§204

vorhabenbezogener
Bebauungsplan
§30 Abs. 212

gemeinsamer

Flachennutzungsplan
§204

einfacher
Bebauungsplan
§30 Abs. 3"
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3 Der Flachennutzungsplan ist ein Plan, der die Gemeinde und die an sei-
ner Aufstellung beteiligten 6ffentlichen Planungstrager bindet, soweit sie ihm
nicht widersprochen haben (8§ 7 BauGB). Dem Einzelnen gegenliber hat er aber
grundsatzlich keine unmittelbare Rechtswirkung. Anders kann es etwa bei der
Beurteilung der Zulassigkeit eines Einzelvorhabens nach § 35 Abs.3 S.1 Nr. 1
i.V.m. 8 35 Abs. 2 BauGB sein. Daneben hat der Flachennutzungsplan unmittel-
bar baurechtsgestaltende — und bindende — Wirkung, wenn und soweit er Dar-
stellungen von Konzentrationsflaichen gemaR § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB enthalt. Flr
Zwecke des &35 Abs. 3 S. 3 BauGB kénnen sachliche Teilflaichennutzungsplane
aufgestellt werden (s.a. Kapitel IV 4.2/4 Sachliche Teilflachennutzungspléane).

4 Wenn die stadtebauliche Entwicklung wesentlich durch gemeinsame
Voraussetzungen und Bedirfnisse benachbarter Gemeinden bestimmt
wird, oder ein Flachennutzungsplan einen gerechten Ausgleich der ver-
schiedenen Belange ermaoglicht, sollen Gemeinden gemeinsame Flachen-
nutzungsplane nach § 204 BauGB aufstellen (s.a. Kapitel Il 4.2 Gemeinsame
Flachennutzungsplane).

5 Bebauungsplane sind gemeindliche Satzungen (8§10 Abs.1 BauGB).
Grundsatzlich sind sie gemal3 § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flachennutzungsplan
zu entwickeln. Widerspricht der Bebauungsplan dem Flachennutzungsplan, so
muss der Flachennutzungsplan geandert werden. Eine Anderung ist ggf. nach
88 Abs. 3 BauGB im sogenannten Parallelverfahren méglich (s.a. Kapitel IV
4.3/7-8 Entwicklung aus dem Flachennutzungsplan). Der Bebauungsplan ent-
halt die fur jedermann rechtsverbindlichen Festsetzungen flir die stadtebau-
liche Ordnung.

6 Die Gemeinden haben gemal? 8 11 BNatSchG bzw. Art. 4 BayNatSchG
Landschaftsplane und Granordnungsplane zur Verwirklichung der Ziele des
Naturschutzes und der Landschaftspflege aufzustellen. Ublicherweise werden
diese Plane parallel zur Bauleitplanung erstellt bzw. gedndert. Die Landschafts-
planung ist damit in die Rechtsvorschriften und das Aufstellungsverfahren der
Bauleitplanung eingebunden und nimmt an deren Rechtswirkungen teil (s.a.
Kapitel Il 2 Landschaftsplanung und Kapitel Ill 2/4 Landschaftsplanung). Hat
die Gemeinde nach diesen Vorschriften einen Landschaftsplan oder Grin-
ordnungsplan aufzustellen, obgleich ein Bauleitplan nicht erforderlich ist,
so gelten gemalR Art.4 Abs.3 S.1 BayNatSchG flir das Verfahren zur Auf-
stellung und Genehmigung dieser Plane die Vorschriften fiir Bauleitplane
entsprechend. Der Landschaftsplan hat dabei gemaR Art.4 Abs.3 S.2 Bay-
NatSchG die Rechtswirkung eines Flachennutzungsplans, der Grinordnungs-
plan die Rechtswirkung eines Bebauungsplans (vgl. Anhang D ,Kommunale
Landschaftsplanung in Bayern®”).

7 Enthalt ein Bebauungsplan gemal3 8 30 Abs. 1 BauGB mindestens Fest-
setzungen Uber

die Art der baulichen Nutzung,
das Mal3 der baulichen Nutzung,
die Gberbaubaren Grundstiicksflachen und

die ortlichen Verkehrsflachen,

Rechtsnatur des
Bebauungsplans

Landschaftsplan und
Griinordnungsplan

Qualifizierter
Bebauungsplan
(830 Abs. 1 BauGB)


https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__7.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__35.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__35.html
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https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__204.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__10.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__8.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__8.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bnatschg_2009/__11.html
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayNatSchG-4
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayNatSchG-4
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayNatSchG-4
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayNatSchG-4
https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__30.html
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10

so handelt es sich um einen ,qualifizierten” Bebauungsplan. Er ist der aus-
schlieBliche MalR3stab flir die bauplanungsrechtliche Zulassigkeit von Vorhaben
in seinem Geltungsbereich. Im Geltungsbereich solcher Bebauungspléane fin-
det bis zur Sonderbautengrenze (Art. 2 Abs. 4 BayBO) das Genehmigungsfrei-
stellungsverfahren (Art. 58 BayBO) statt, es sei denn, die Gemeinde hat durch
ortliche Bauvorschrift fur bestimmte handwerkliche und gewerbliche Vor-
haben gemalR Art. 58 Abs. 1 S. 2 BayBO eine andere Regelung getroffen oder
verlangt im Einzelfall die Durchfiihrung eines Baugenehmigungsverfahrens.

8 Fehlen in einem Bebauungsplan eine oder mehrere dieser oben
genannten Voraussetzungen, so liegt ein ,einfacher” Bebauungsplan (830
Abs.3 BauGB) vor. Er alleine reicht nicht aus, um die planungsrechtliche
Zulassigkeit von Vorhaben zu regeln. Uber seine Festsetzungen hinaus richtet
sich die Zulassigkeit von Vorhaben nach den 88 34 oder 35 BauGB.

Manchmal reicht die Aufstellung eines einfachen Bebauungsplans aus, um
eine geordnete stadtebauliche Entwicklung zu gewahrleisten. Ein derartiger
Plan kann etwa dazu dienen, innerhalb der im Zusammenhang bebauten
Ortsteile einzelne Festsetzungen (z.B. Begrenzung der Zahl der Wohnungen
oder Unzulassigkeit von bestimmten Einzelhandelsbetrieben - vgl. Kapitel
IV 4.3/15 Zentrale Versorgungsbereiche und Vergnligungsstatten) zu treffen
und dadurch die Nutzung von Grundstiicken sowohl einzuschrénken als auch
zu erweitern. Voraussetzung ist aber auch fiir diese Festsetzungen, dass sie
stadtebaulich erforderlich sind.

9 Bebauungsplane der Innenentwicklung (8 13a BauGB) unterscheiden
sich von herkdmmlichen Bebauungsplanen lediglich darin, dass sie an einen
bestimmten Zweck — namlich die Wiedernutzbarmachung von Flachen, die
Nachverdichtung oder andere MalRnahmen der Innenentwicklung — gebunden
sind und deshalb unter den Voraussetzungen des § 13a Abs. 1 BauGB im be-
schleunigten Verfahren nach § 13a Abs. 2 BauGB durchgefiihrt werden kénnen.

Im beschleunigten Verfahren ist eine erleichterte Beteiligung der Offentlich-
keit und der Behérden und sonstiger Trager 6ffentlicher Belange wie beim
vereinfachten Verfahren nach 813 Abs.2 BauGB moéglich; daneben ent-
fallen entsprechend 813 Abs.3 S.1 BauGB Umweltprifung, Umweltbericht
und zusammenfassende Erkldrung. In bestimmten Fallen findet die natur-
schutzrechtliche Eingriffsregelung keine Anwendung (s.a. Kapitel V 4.1/1
Anwendungsbereich beschleunigtes Verfahren). Eine Zulassigkeit von Vor-
haben wahrend der Planaufstellung ist unter den Voraussetzungen nach § 33
BauGB maéglich.

Entspricht der Bebauungsplan nicht den Darstellungen des Flachennutzungs-
plans, kann er auch vor der Anderung des Flachennutzungsplans aufgestellt
werden (vgl. 8 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB). Der Flachennutzungsplan wird ohne
Verfahren im Wege der Berichtigung angepasst.

10 Bis zum 31. Dezember 2019 gilt das beschleunigte Verfahren nach § 13a
BauGB entsprechend fiir Bebauungsplane mit einer Grundflache im Sinne
des § 13a Abs. 1 S. 2 BauGB von weniger als 10.000 Quadratmeter, durch wel-
che die Zulassigkeit von Wohnnutzungen auf Flachen begriindet wird, die
sich an im Zusammenhang bebaute Ortsteile anschliel3en (s.a. Kapitel V 4.2
Beschleunigtes Verfahren am Ortsrand).
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https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__13.html
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11 Fur Projekte, die in der Hand eines Vorhabentragers liegen, kann die
Gemeinde als Rechtsgrundlage auch einen vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan wahlen. Das Instrument des 8 12 BauGB verbindet — vereinfacht aus-
gedrickt — Elemente eines Bebauungsplans mit einem ErschlieBungsvertrag
und einer vertraglichen Baupflicht. Der vom Vorhabentrdger erarbeitete
und mit der Gemeinde abgestimmte Vorhaben- und ErschlieBungsplan
wird Bestandteil des vorhabenbezogenen Bebauungsplans (8§ 12 Abs.3 S. 1
BauGB). Die Zulassigkeit von Bauvorhaben regelt der vorhabenbezogene
Bebauungsplan in seinem Geltungsbereich abschlieRend (8 30 Abs. 2 BauGB).

Durch den direkten Vorhabenbezug besteht fiir den vorhabenbezogenen
Bebauungsplan keine Bindung an den sonst flar Bebauungsplane
abschlieBenden Festsetzungskatalog des §9 BauGB (8 12 Abs. 3 S. 2 BauGB).
Die Gemeinde kann gemal § 12 Abs.3a S. 1 BauGB im vorhabenbezogenen
Bebauungsplan fiir den Bereich des Vorhaben- und ErschlieBungsplans aber
auch ein Baugebiet auf Grund der BauNVO oder eine bauliche oder sons-
tige Nutzung allgemein festsetzen. In diesem Fall ist unter entsprechender
Anwendung des 89 Abs.2 BauGB auch festzusetzen, dass nur solche Vor-
haben zulassig sind, zu deren Durchfihrung sich der Vorhabentrager im
Durchfiihrungsvertrag verpflichtet hat. Die entsprechende Anwendung des
89 Abs. 2 BauGB fiihrt dazu, dass die allgemein festgesetzten Nutzungen hin-
sichtlich ihrer Zuléssigkeit als aufschiebend bedingt zu behandeln sind, wobei
Bedingung die entsprechende Verpflichtung im Durchfihrungsvertrag ist. Die
Festsetzung stellt also sicher, dass im Rahmen der festgesetzten Nutzungen,
d.h. aus dem Katalog der allgemein zulassigen Arten der baulichen Nutzun-
gen, nur solche Vorhaben verwirklicht werden diirfen, die Gegenstand des
Durchfiihrungsvertrags sind.

Im Durchfiihrungsvertrag kann die Bebauung detailliert geregelt werden. Der
Vorhaben- und ErschlieBungsplan ist daher in der Regel Gegenstand des
Durchfiihrungsvertrags. Die Vorgehensweise gemal § 12 Abs. 3a S. 1 BauGB
hat den Vorteil, dass bei kleinen Anderungen des Vorhabens nur der Vertrag
angepasst werden muss und kein Anderungsverfahren fiir den Bebauungs-
plan notig ist.

Weitere materielle Voraussetzung fiir die Anwendung des § 12 BauGB ist
jedoch, dass der Vorhabentrager zur Durchfiihrung des Projekts bereit und
in der Lage ist und sich zur Durchfiihrung in einer bestimmten Frist und zur
ganzlichen oder teilweisen Tragung der Planungs- und ErschlieBungskosten
verpflichtet (Durchfihrungsvertrag). Der Durchfiihrungsvertrag muss grund-
sétzlich vor dem Satzungsbeschluss abgeschlossen werden. Es genligt
allerdings, wenn im Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses ein vom Vorhaben-
tradger und gegebenenfalls vom personenverschiedenen Eigentiimer der zu
bebauenden Flache unterschriebener Durchfiihrungsvertrag vorliegt, des-
sen Zustandekommen nur noch von der Zustimmungsentscheidung der
Gemeindevertretung abhangt, mit welcher der Blirgermeister zur Annahme
des Angebots erméchtigt wird.

Im Verfahren zur Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans sind
die Grundsétze der Bauleitplanung im Sinne des 8 1 BauGB zu beachten. Ein
vorhabenbezogener Bebauungsplan muss daher insbesondere stadtebaulich
erforderlich sein und im Einklang mit den Zielen der Raumordnung stehen
(vgl. u.a. zur Anbindung Kapitel Ill 2/7 Anbindegebot).

Vorhaben- und
ErschlieBungsplan,
vorhabenbezogener
Bebauungsplan (& 30
Abs. 2 BauGB)
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Innenbereichssatzungen

12

Die Vorteile eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans liegen fir die
Gemeinde in der Mdglichkeit, die Planungs- und ErschlieBungskosten weit-
gehend auf den Vorhabentrager (ibertragen zu kénnen. Die Gemeinde bleibt
aber gleichwohl Herrin des Verfahrens. Der Vorhabentrager profitiert in der
Regel von einem schnelleren Verfahren. Die Festlegungen kénnen mangels
Bindung an den Festsetzungskatalog des §9 BauGB im Gegensatz zu einem
herkbmmlichen Bebauungsplan auch enger an das Vorhaben angepasst wer-
den und dadurch ggf. dem Vorhabentrager Kosten ersparen.

Zu vergaberechtlichen Anforderungen beim Verkauf von Grundstiicken durch
die Gemeinde siehe Handreichung des Bayerischen Staatsministeriums des
Innern vom 20.12.2010 ,,Anwendung des Vergaberechts bei kommunalen
Grundstiicksgeschaften” (vgl. Anhang B).

12 Durch eine Satzung nach § 34 Abs.4 BauGB kann die Gemeinde, auch
ohne einen Bebauungsplan aufzustellen,

die Grenzen flir im Zusammenhang bebaute Ortsteile festlegen (sog.
Klarstellungssatzung § 34 Abs. 4 Nr. 1 BauGB),

bebaute Bereiche im AuRenbereich als im Zusammenhang bebaute
Ortsteile festlegen, wenn diese im Flachennutzungsplan als Bauflache
dargestellt sind (sog. Entwicklungssatzung § 34 Abs. 4 Nr. 2 BauGB); als
Bauflache kénnen Siedlungsanséatze von einigem Gewicht dargestellt
werden, wenn dies mit einer geordneten stadtebaulichen Entwicklung
zu vereinbaren ist; dies ist dann der Fall, wenn die Ansiedlung aufgrund
ihrer Lage in der Landschaft, ihrer infrastrukturellen Voraussetzungen
und ihrer Bedeutung in der Siedlungsstruktur des gesamten Gemeinde-
gebiets fiir eine Entwicklung geeignet ist,

einzelne AulBenbereichsflachen in die im Zusammenhang bebauten
Ortsteile einbeziehen (sog. Einbeziehungssatzung 834 Abs.4 Nr.3
BauGB); dies ist jedoch nur zulassig, wenn die einbezogenen Flachen
durch die bauliche Nutzung des angrenzenden Bereichs entsprechend
gepragt sind; bei den im Aulenbereich haufig groRen Einzelgrund-
stlicken ist auch eine Beschréankung auf Teilflaichen dieser Grundstilicke
maoglich.

Die Satzungen kdnnen gemal § 34 Abs. 4 S. 2 BauGB miteinander verbunden
werden.

Fiar die RechtmaRigkeit einer Innenbereichssatzung sind die rechtlichen
Voraussetzungen sorgféltig zu prifen. 8 34 Abs.5 und Abs. 6 BauGB enthalten
die weiteren planungsrechtlichen und verfahrensrechtlichen Vorgaben fiir den
Erlass von Entwicklungs- und Einbeziehungssatzungen.

Bei der Aufstellung einer Entwicklungs- oder Einbeziehungssatzung sind die
Vorschriften tber die Offentlichkeits- und Behordenbeteiligung des verein-
fachten Verfahrens gemafl 813 Abs.2 S.1 Nr.2 und Nr. 3 sowie S.2 BauGB
entsprechend anzuwenden. Bei der Aufstellung einer sog. Klarstellungs-
satzung ist gemald § 34 Abs.6 S.2 BauGB verfahrensrechtlich nur § 10 Abs. 3
BauGB fiir die Bekanntmachung der Satzung zu berlicksichtigen. Bei der Auf-
stellung einer Entwicklungs- oder Einbeziehungssatzung sind gemaf §34
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Abs.5 S.4 BauGB aulRerdem die Grundsatze des sparsamen Umgangs mit
Grund und Boden und der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung zu bertck-
sichtigen. Die in diesem Fall erforderliche Begriindung muss die Ziele, Zwecke
und wesentlichen Auswirkungen der Planung enthalten.

13 835 Abs.6 BauGB ermdglicht unter den dort im Einzelnen genannten
Voraussetzungen auch den Erlass einer Satzung fir im Aulenbereich lie-
gende, bebaute Bereiche, die nicht iberwiegend landwirtschaftlich gepragt
sind und in denen eine Wohnbebauung von einigem Gewicht vorhanden ist.
Innerhalb derartiger Gebiete kann durch Satzung bestimmt werden, dass bei
der Prifung der bauplanungsrechtlichen Zulassigkeit Wohnbebauung, sowie
kleinen Handwerks- und Gewerbebetrieben eine Beeintrachtigung der beiden
offentlichen Belange ,Widerspruch zu Darstellungen im Flachennutzungsplan
Gber Flachen fur die Landwirtschaft oder Wald” und ,Entstehung oder Ver-
festigung einer Splittersiedlung” nicht entgegengehalten werden kann. Ver-
einfachend dargestellt soll die Aul3enbereichssatzung einen Lickenschluss
im Aul3enbereich ermoglichen. Eine Erweiterung des bebauten Bereichs ist
dagegen nicht moéglich. Fir die RechtmalRigkeit einer AuRenbereichssatzung
sind die rechtlichen Grundlagen und Voraussetzungen sorgfaltig zu prifen.

14 Neben der planungsrechtlichen Zulassigkeit von Vorhaben kann der
Bebauungsplan insbesondere Grundlage bzw. Voraussetzung sein flr

die Bodenordnung durch Umlegung oder vereinfachte Umlegung
(88 45ff. und 80ff. BauGB),

die Enteignung (88 85ff. BauGB),
die ErschlieBung der Baugebiete (88 123ff. BauGB),
die Auslibung gemeindlicher Vorkaufsrechte (88 24 ff. BauGB).

Soweit ein Landschafts- oder Griinordnungsplan aufgestellt wurde (8 9 Abs. 2
und 3 BNatSchG) kann dieser insbesondere Grundlage sein flr

die Beschreibung und Bewertung des vorhandenen und zu erwartenden
Zustands von Natur und Landschaft,

die konkretisierten Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege,

die Beurteilung des vorhandenen und zu erwartenden Zustands von
Natur und Landschaft nach Mal3gabe dieser Ziele einschlieRlich der sich
daraus ergebenden Konflikte,

die Erfordernisse und MalBnahmen zur Umsetzung der konkretisierten
Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege, insbesondere

a) zur Vermeidung, Minderung oder Beseitigung von Beeintrachtigungen
von Natur und Landschaft,

b) zum Schutz bestimmter Teile von Natur und Landschaft im Sinne des
Kapitels 4 BNatSchG sowie der Biotope, Lebensgemeinschaften und
Lebensstatten der Tiere und Pflanzen wild lebender Arten,

AuRenbereichssatzung

Bebauungsplan als
Grundlage weiterer
MaRBnahmen
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Bebauungsplan
und MaBBnahmen
des besonderen
Stadtebaurechts

Bindungswirkung des
Bebauungsplans

14

c) auf Flachen, die wegen ihres Zustands, ihrer Lage oder ihrer natir-
lichen Entwicklungsmoglichkeit fir kinftige MalBnahmen des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege, insbesondere zur Kompensation
von Eingriffen in Natur und Landschaft sowie zum Einsatz natur- und
landschaftsbezogener Férdermittel besonders geeignet sind,

d) zum Aufbau und Schutz eines Biotopverbunds, der Biotopvernetzung
und des Netzes ,Natura 2000,

e)zum Schutz, zur Qualitédtsverbesserung und zur Regeneration von
Boéden, Gewassern, Luft und Klima,

f) zur Erhaltung und Entwicklung von Vielfalt, Eigenart und Schoénheit
sowie des Erholungswerts von Natur und Landschaft,

g)zur Erhaltung und Entwicklung von Freirdumen im besiedelten und
unbesiedelten Bereich.

15 Der Bebauungsplan unterstitzt die Umsetzung der stadtebaulichen Ziele

von Bau-, Modernisierungs- und Instandsetzungs-, Pflanz-, Rickbau-
und Entsiegelungsgeboten durch die Gemeinde (88 175ff. BauGB),

des besonderen Stadtebaurechts: staddtebauliche Sanierungsmal3-
nahmen (88 136 ff. BauGB), Entwicklungsmalinahmen (88 165ff. BauGB),
Stadtumbaumaflnahmen (88 171aff. BauGB) und stadtebauliche Mal3-
nahmen der Sozialen Stadt (8 171e BauGB).

Zur Sicherung der Sanierungsziele auch nach Abschluss der Sanierung kann
es erforderlich sein, einen Bebauungsplan fiir ein Sanierungsgebiet oder
einen Teil eines Sanierungsgebiets aufzustellen.

Bei stadtebaulichen Entwicklungsmaf3nahmen ist spatestens nach der form-
lichen Festlegung des Entwicklungsbereichs ohne Verzug mit der Aufstellung
eines oder mehrerer Bebauungsplane zu beginnen (8 166 Abs. 1 S. 2 BauGB).
Der entsprechende Aufstellungsbeschluss kann gemeinsam oder schon vor
dem Beschluss iber die féormliche Festlegung gefasst werden.

16 Die Festsetzungen des Bebauungsplans sind flr jedermann und, soweit
nichts anderes bestimmt ist, auch fiir die 6ffentlichen Planungstrager ver-
bindlich. Ausnahmen bestehen lediglich in bestimmten Fallen fir bauliche
MalRnahmen des Bundes und der Lander (8 37 BauGB) sowie fiir bauliche
MafRnahmen von Gberoértlicher Bedeutung aufgrund von Planfeststellungsver-
fahren und sonstigen Verfahren mit den Rechtswirkungen der Planfeststellung
(z.B. Plangenehmigungsverfahren), sowie fir 6ffentlich zugangliche Abfallbe-
seitigungsanlagen (Vorrang der Fachplanung). Auch hier muss jedoch eine
Beteiligung der Gemeinde und die Berlcksichtigung stadtebaulicher Belange
erfolgen (8 38 BauGB).
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3 Informelle Planungen und Konzepte

1 Es ist oft zweckmaRig, die Planungsvorstellungen in informellen Pla-
nen vorzubereiten und, je nach Bedarf, durch Bauleitplanung zu konkretisie-
ren. Zu diesen informellen Planen gehoren z.B. stddtebauliche Rahmenpléane
oder auch sektorale Konzepte wie z.B. Verkehrskonzepte, Klimaanpassungs-
konzepte oder Energienutzungspléne (s.a. Kapitel Ill 12 Energieversorgung,
Klimaschutz). Diese informellen Plane stellen eine Orientierungshilfe far die
weitere Planung dar, eine direkte eigene Rechtswirkung besitzen sie nicht.
Sie sind, wenn sie durch die Gemeinde beschlossen wurden, nach § 1 Abs. 6
Nr. 11 BauGB bei der Aufstellung von Bauleitplédnen zu bericksichtigen (s.a.
Kapitel Il 1 Abb. 2). Die informellen Planungen erleichtern es der Gemeinde,
ohne langwierige Prozesse und ohne die Gefahr von Schadensersatzan-
sprichen, stadtebauliche Konzepte zu entwickeln und Ziele zu formulieren.
Da diese Planungsinstrumente an keine formellen Vorgaben gebunden sind,
sind sie geeignet, komplexe Sachverhalte darzustellen und Lésungen heraus-
zuarbeiten. AulRerdem ist es mdglich, die Birgerschaft umfassend in den
Planungsprozess einzubinden.

2 Fir die gesamte Gemeinde sollte fiir die bauliche Entwicklung und den
Ausbau der Infrastruktur eine verlassliche Grundlage fiir die kinftigen Auf-
gaben und Investitionen vorhanden sein. Das kommunale Entwicklungs-
konzept kann dies fachiibergreifend und umfassend leisten. Dieses soll
insbesondere neben den kommunalpolitischen Zielsetzungen und den dar-
aus resultierenden Aufgabenbereichen sachliche, zeitliche und finanzielle
Prioritaten setzen und Aussagen Uber die Finanzierung und den Zeitrahmen
treffen.

3 Bei komplexen Fragestellungen, die alle Bereiche des kommunalen
Gemeinwesens betreffen, bieten sich sog. ,integrierte stadtebauliche Ent-
wicklungskonzepte” (ISEK) als Grundlage fiir ein koordiniertes langfristiges
strategisches Vorgehen an. Je nach Anforderungen des Einzelfalls werden
Uber die rein raumlichen bzw. baulichen Fachbereiche hinaus weitere Hand-
lungsfelder (z.B. Demographie und Sozialforschung, Soziodkonomie, tech-
nische/soziale Infrastruktur, Nutzung regenerativer Energien, Einzelhandel,
Umwelt, Denkmalpflege, Kriminalpravention, u.a.) in die Bearbeitung des
Konzepts einbezogen. Ein wesentlicher Aspekt dabei ist die Einbindung und
Aktivierung der Blirgerschaft sowie lokaler Akteure (vgl. Anhang D ,Integrierte
Stadtebauliche Entwicklungskonzepte in der Stadtebauférderung®”).

4 Durch Kooperationen kénnen insbesondere kleinere Stadte, Markte
und Gemeinden im landlichen Raum Ressourcen biindeln und vor allem
in Verdichtungsrdumen Siedlungs- und Verkehrsentwicklungen effektiver
koordiniert werden. Uberértlich abgestimmte Entwicklungskonzepte sollten
dabei gemeinsame raumliche und stadtebauliche Ziele festlegen. Ein raum-
liches Leitbild, das den einzelnen Ortsteilen und Gemeinden arbeitsteilig
Entwicklungsméglichkeiten zuweist, kann in der spateren Umsetzung eine
wichtige Planungsgrundlage werden.

Integrierte Uberortliche Entwicklungskonzepte bieten die Maoglichkeit,
gemeinsam raumliche Leitbilder zu entwickeln, ganzheitlich Handlungsraume
aufzuzeigen und unter dem Aspekt der Bildung von Synergieeffekten durch
eine interkommunale Zusammenarbeit zu profitieren.

Informelle Plane

Kommunales
Entwicklungskonzept

Integriertes
stadtebauliches
Entwicklungskonzept

Uberortliche Planung -
interkommunales
Entwicklungskonzept

15


https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__1.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__1.html

Integrierte landliche
Entwicklungskonzepte

Kommunales
Flachenmanagement

Stadtebauliche
Rahmenplanung

16

5 Die planerische Grundlage fir die Entwicklung des landlichen Raumes,
zur Vorbereitung von Vorhaben der Dorferneuerung oder zur Verbesserung
der landlichen Infrastruktur, kann ein Integriertes Landliches Entwicklungs-
konzept (ILEK) bilden. Es enthélt Ziele und MalBnahmen zur gemeinde-
Ubergreifenden Entwicklung der Wirtschafts-, Siedlungs-, Freiraum- und
Infrastruktur sowie eine Strategie zu deren Umsetzung. Im Rahmen eines ILEK
sind die interkommunalen Entwicklungsanséatze fiir das Planungsgebiet mit
den stadtebaulichen Entwicklungsplanungen und -maf3nahmen frihzeitig und
intensiv abzustimmen. Somit kdnnen wichtige Politikfelder bereits im Vorfeld
von formellen UmsetzungsmalRnahmen abgeklart und gebiindelt, Detailent-
scheidungen vorbereitet und Entscheidungswege beschleunigt werden.

6 Ein Kommunales Flachenmanagement dient dem Ziel, mit den verflg-
baren Flachen so nachhaltig wie moglich umzugehen und eine wirtschaftlich,
6kologisch und sozial tragfahige Stadt- und Ortsentwicklung aktiv anzugehen.

Der Innenentwicklung kommt dabei eine Schlisselrolle zu. Die wichtigsten
Handlungsfelder sind Baullickenaktivierung, die Sanierung und Umnutzung
alter Bausubstanz, die Nachverdichtung, das Flachenrecycling und das
flachensparende Bauen. Durch eine bessere Ausnutzung von Innenbereichs-
potenzialen kann die Flacheninanspruchnahme im Aul3enbereich reduziert
und die Folgekosten gesenkt werden. Die Gemeinden sollten deshalb die
Neuaufstellung oder Anderung von Flachennutzungsplanen zum Anlass
nehmen, ein kommunales Flachenmanagement aufzubauen, in dem diese
Entwicklungspotenziale vollstandig erfasst, laufend in Planungsverfahren ein-
gespeist und kontinuierlich fortgeschrieben werden. Betreiben die Kommunen
aktiv Flachenmanagement, dann kénnen sie im besten Fall Bauinteressenten
auch geeignete Flachen ohne Neuausweisungen anbieten (s.a. Kapitel IlI
1/5ff. Flachenmanagement, Innenentwicklung).

7 Stadtebauliche Rahmenplane betrachten sachliche Teilbereiche (z.B.
Nutzungs-, Verkehrs-, Freiflachen-, Ortsbildgestaltungsplane, kommunale
Denkmalpflegeplane) oder Teilrdume detaillierter. Auch die Belange der
Wasserwirtschaft, der Klimaanpassung sowie der Kriminalpravention sollten
Eingang in die Rahmenplanung finden.

Stadtebauliche Rahmenpléane sind in ihrer Darstellung flexibel und daher in
besonderer Weise geeignet, Ziele und Inhalte der Bauleitplane in allgemein
verstandlicher Form und anschaulich zu vermitteln. Dies gilt vor allem bei
Eingriffen und Veranderungen in bebauten Gebieten und bei der Erneuerung
von Stadten und Dorfern. In diesen Féllen ist die Rahmenplanung als Vor-
stufe der Bauleitplanung fir die Teilbereiche Nutzung, Verkehr, Infrastruktur,
Freiflachen und Gestaltung tblich. Sie kann durch mallnahmenbezogene Zeit-
und Finanzierungskonzepte erganzt werden.

8 Stadtebauliche Rahmenplane sind wichtige Planungsgrundlagen fur
stadtebauliche ErneuerungsmalRnahmen nach dem besonderen Stadte-
baurecht.

Daneben bilden stadtebauliche Rahmenplane in der Regel die Grundlage fiir
die Darstellungen und Festsetzungen in Bauleitpldanen. Rahmenpléne verdeut-
lichen die Zielvorstellung der Gemeinde und sind daher haufig anschauliche
Hilfsmittel far



die Entscheidungen des Gemeinderats (Entscheidungshilfen),

die Mitwirkung der beteiligten Behérden und sonstigen Trager 6ffent-
licher Belange (Erleichterung und Beschleunigung des Bauleitplanver-
fahrens) und

die frithzeitige Beteiligung der Offentlichkeit an der Bauleitplanung
gemal § 3 Abs. 1 BauGB (Unterrichtung und Erérterung).

9 Eine Rahmenplanung, die in diesem Sinne die Bauleitplanung als
Bestandteil des Planungsvorgangs ergénzt, l6st — ebenso wie kommunale
Entwicklungspldne — keine Bindungswirkung aus und weist keine Verbind-
lichkeit auf. Das schlief3t nicht aus, dass sich die Gemeinde selbst Bindun-
gen fir die einzelnen Planungsschritte und die Entwicklung der Bauleitplane
auf der Grundlage der Rahmenplane auferlegt. So sind die Ergebnisse stadte-
baulicher Entwicklungskonzepte oder sonstiger stadtebaulicher Planun-
gen, die die Gemeinde beschlossenen hat, nach § 1 Abs.6 Nr. 11 BauGB bei
der Aufstellung von Bauleitpldnen zu berlcksichtigen. Zudem erleichtert
und beschleunigt die Beteiligung und Bericksichtigung von Belangen der
bertihrten Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange an der
Rahmenplanung regelmaRig auch das Bauleitplanverfahren.

10 Eine Digitalisierungsstrategie untersucht unter Einbeziehung der
Offentlichkeit im Sinne der Leitlinien und Empfehlungen der Smart City Charta
die Chancen und Risiken einer digitalen Transformation. Die Strategie ver-
folgt dabei einen ganzheitlichen Ansatz und identifiziert die Potenziale die eine
Gemeinde dabei unterstitzen, auf aktuelle und zukiinftige Herausforderungen
reagieren zu konnen. Sie bindelt bestehende Fachstrategien und kann
einzelne Handlungsschwerpunkte wie beispielsweise Siedlungsentwicklung
und Mobilitat, Partizipation, Klimawandel, Verwaltung oder die regionale Inno-
vations- und Wirtschaftsféorderung definieren. Dabei sollten insbesondere
auch die moglichen raumlichen Auswirkungen der Digitalisierung, wie z.B.
sich andernde Flachenbedarfe, beriicksichtigt und Handlungsfelder hinsicht-
lich ihrer Wirkung auf eine nachhaltige Ortsentwicklung Uberprift werden. Auf
der Grundlage einer Digitalisierungsstrategie kénnen effiziente Organisations-
strukturen und Umsetzungsprozesse entwickelt werden.

11  Far Kommunen, die die Bewahrung ihrer Identitat als wichtige Auf-
gabe erkannt haben, bietet das Bayerische Landesamt fiir Denkmalpflege die
gemeinsame Erstellung eines Kommunalen Denkmalkonzeptes (KDK) an. Es
will den Gemeinden erméglichen, Denkmalschutz und Denkmalpflege sys-
tematisch, mdglichst selbststandig und zielorientiert anzugehen. Das KDK
umfasst eine denkmalfachliche Bestandsaufnahme der ausgewiesenen Denk-
maler und Ensembles sowie die Definition des Handlungsbedarfs in Bezug
auf die dargestellten Denkmalwerte, ein Ziel- und Mal3Bhahmenkonzept zum
Umgang mit denkmalgeschitzter Bausubstanz. Diese Aufgaben sind nur unter
der Mitwirkung von Verwaltung, Lokalpolitik und Blrgerschaft zu bewaltigen,
weshalb hier sinnvolle Formen der dialogischen Planung eingesetzt werden
mussen. Als finaler Schritt kdnnen beispielhaft konkrete Lé6sungsmaoglich-
keiten aufgezeigt werden. Basis eines KDK wird immer die kommunale
Planungshoheit sein. Auftraggeber eines KDK ist die Kommune. Das Landes-
amt fur Denkmalpflege wird sich an den Kosten beteiligen und eine intensive
fachliche Begleitung zusichern.

Digitalisierungsstrategie

Kommunales
Denkmalkonzept
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12 Kommunale wie regionale Einzelhandelskonzepte sind wichtige Bau-
steine der Stadtentwicklung. Als informelles Instrument kénnen sie i.V.m. § 1
Abs. 6 Nr. 11 BauGB den raumlichen Geltungsbereich zentraler Versorgungs-
bereiche i.S.v. 89 Abs.2a BauGB festlegen, die Zulassigkeit von zentren-
relevanten Sortimenten bestimmen sowie Standorte fir grof3flachigen
Einzelhandel festlegen. Damit nehmen sie mal3geblich Einfluss auf den
Stadtebau und die Bauleitplanung, starken Innenstédte und Ortskerne in ihrer
Funktionsfahigkeit bzw. sichern die ortliche Nahversorgung (s.a. Kapitel Il 6
Zentrale Einrichtungen).

13 Durch die Aufstellung von Mobilitdtskonzepten kénnen friihzeitig
Rahmenbedingungen flir ein zukunftsorientiertes Mobilitdtsangebot und
eine nachhaltige Verkehrsabwicklung gesetzt werden. Dabei gilt es, sowohl
die aktuelle als auch kinftige Siedlungsstruktur mit der verkehrsmitteltiber-
greifenden Mobilitdtsplanung zu verzahnen und integrierte Lésungen zu fin-
den. Konzepte und MalRnahmen fiir eine nachhaltige Mobilitat beziehen dabei
alle Aspekte einer umfassenden Planung ein. Dazu gehoren z.B. ein bedarfs-
gerechter Ausbau der Infrastruktur der verschiedenen Verkehrsmittel, eine
Verkntpfung der Verkehrsmittel untereinander, ein guter Zugang zum OPNV
bzw. ein attraktives Fahrplanangebot, Barrierefreiheit, Parkraumkonzepte, Car-
und Bikesharing und Radverkehrskonzepte. Auch das Mobilitdtsmanagement
und die Mdéglichkeiten der Digitalisierung und technischen Vernetzung der
Verkehrsmittel und Mobilitdtsangebote sind zu berlicksichtigen (s.a. Kapitel
[11 9 Verkehr).

14 Energiekonzepte (s.a. Kapitel Ill 12 Energieversorgung, Klimaschutz) die-
nen als wichtige Entscheidungshilfen flr die kommunale Planung. Gerade bei
der komplexen Aufgabe, die gemeindliche Energieversorgung auf erneuer-
bare Energien umzustellen, ist es sinnvoll, ein (inter-) kommunales Energie-
konzept (z.B. Energienutzungsplan, Windenergiekonzept) aufzustellen.
Erst damit konnen effiziente Madglichkeiten ermittelt und die energeti-
sche Entwicklung zielgerichtet gesteuert werden. Eine interkommunale
Zusammenarbeit mit benachbarten Gemeinden ist dabei anzustreben, da
Eignungsflachen, Standorte und Gebiete fir Versorgungsnetze aneinander-
grenzen bzw. sich Uberlappen.

Zur Erarbeitung werden Fachkenntnisse in den Bereichen Energie, Umwelt,
Stadtebau, Bauleitplanung, Architektur, Bauphysik und Versorgungstechnik
benotigt.

15 Kommunale Energienutzungsplane zeigen (bergeordnete energeti-
sche Konzepte und Planungsziele flr eine nachhaltige, energieeffiziente und
wirtschaftliche Energieversorgung auf, die den ortlichen Energiebedarf mit
dem Potenzial erneuerbarer Energien koordinieren. Eine interkommunale
Zusammenarbeit ist dabei sinnvoll.

Der Untersuchungsumfang beinhaltet die Aspekte Einsatzerneuerbarer
Energien, Energieeinsparung und Energieeffizienz auf den Ebenen der
Energieerzeugung, -verteilung und -nutzung. Wichtig sind alle Akteure: ins-
besondere Kommune, Unternehmen sowie Blrgerinnen und Birger. Dabei
sind moglichst alle Energieformen (v.a. Warme, Strom, Kraftstoffe) und
deren Kombinationen zu betrachten. Ergebnis der Planungen sollen auch
MalRnahmenempfehlungen mit einer Machbarkeits- und Wirtschaftlichkeits-
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betrachtung in technischer, finanzieller, infrastruktureller und energiewirt-
schaftlicher Hinsicht sein. Folgende Schritte sind dazu notwendig:

Bestandsanalyse (Ermittlung Energieverbrauch im Ort),

Potenziale fiir regenerative Energien und Einsparungen vor Ort
ermitteln; auch interkommunale Betrachtung,

Konzeptentwicklung zur Koordinierung erneuerbarer Energiequellen mit
dem ortlichen Energiebedarf (Bei Warme sollte die Erzeugung maoglichst
nahe am Verbrauchsort sein, um Leitungen zu sparen und Transportver-
lust zu vermeiden. Dies ist bei Stromweniger relevant.),

Umsetzung/MalRnahmenempfehlungen,
Beschluss im kommunalen Gremium.

Die Ergebnisse sind mit den Zielen der Ortsplanung und der stéddtebaulichen
Erneuerung in Einklang zu bringen und flieBen gegebenenfalls in die Bauleit-
planung ein.

Far eine erfolgreiche Umsetzung ist die Akzeptanz der Planung von grof3er
Bedeutung. Es ist deshalb wichtig, die 6ffentlichen Planungstrédger auf ort-
licher und regionaler Ebene, die Trager der Energieversorgung sowie Unter-
nehmen und Einrichtungen mit hohem oder speziellem Energiebedarf und
nicht zuletzt die Blirgerinnen und Biirger friihzeitig einzubeziehen. Hinweise
zur Erstellung bietet der ,Leitfaden Energienutzungsplan” (vgl. Anhang D).

Energiekonzepte sowie kommunale, interkommunale und regionale Energie-
nutzungsplane werden durch das Bayerische Staatsministerium fiir Wirt-
schaft, Landesentwicklung und Energie geférdert.

16 Die Spielleitplanung ist ein informelles Instrument der stéadtebaulichen
Planung. Sie hilft bei stddtebaulichen Entscheidungen, den Blickwinkel auf die
Lebenswelt der Kinder und Jugendlichen zu richten. Die Bestandsaufnahme
fihren Kinder und Jugendliche als Expertinnen und Experten mit Unter-
stitzung durch planerische und padagogische Fachkrafte durch. Alle Bereiche
im Gemeindegebiet, die fiir Kinder und Jugendliche als Spiel-, Erlebnis- und
Aufenthaltsraume in Betracht kommen (wie z.B. Brachen, Griinanlagen,
offentliche Platze, Siedlungsrander etc.), werden erfasst und bewertet. Mit der
Spielleitplanung sollen bereits bestehende Raume fiir Spiel, Bewegung und
Aufenthalt bewahrt und neue entwickelt werden. Der Spielleitplan wird aus
den Daten der Bestandsaufnahme sowie den Ideen der Kinder und Jugend-
lichen erarbeitet. Er enthalt Vorschlage zur Umsetzung. Durch die Entwicklung
einer Spielleitplanung kénnen Jugendliche und Kinder partizipativ in die Orts-
entwicklung mit eingebunden werden.

Die Spielleitplanung fliel3t als informelle Planung in die Bauleitplanung der
Gemeinde ein. Sie 16st — wie auch andere informelle Plane zu sachlichen Teil-
bereichen (z.B. Versorgung mit Kindergarten- und Pflegeplatzen, Schulen
u.a.) - keine direkte Bindungswirkung aus. Das schliel3t nicht aus, dass sich
die Gemeinde selbst Bindungen fir die einzelnen Planungsschritte und die
Entwicklung der Bauleitpléane, i.S.v. 8 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB auf der Grundlage

Spielleitplanung
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dieser informellen Planung sowie flir die spatere Umsetzung einzelner Mal3-
nahmen auferlegt.

17 Um selbstédndige Zugénglichkeit und Nutzbarkeit des 6ffentlichen Raums
fir alle Menschen, auch mit Einschrankungen oder Behinderungen sicherzu-
stellen, bedarf es gesamtértlicher Konzepte, sog. ,gemeindlicher Aktions-
plane” zur Schaffung von Barrierefreiheit. So kann sichergestellt werden, dass
durchgangige barrierefreie Wegeverbindungen (Wegeketten) anstelle isolier-
ter, punktueller Loésungen entstehen. Unter Einbeziehung von Biirgerinnen
und Bilrgern, lokalen Verbanden und Experten werden innerhalb eines sol-
chen Prozesses alle Aspekte der Barrierefreiheit in Bezug auf die kommunale
Entwicklung (6ffentlicher Raum, 6ffentliche Gebaude, Mobilitat, Versorgung,
etc.) analysiert und in Gbergeordnete Ziele sowie konkrete MalRnahmen in
Verbindung mit geeigneten Umsetzungsstrategien (bersetzt. Eine intensive
Einbeziehung aller Akteure erlaubt es, Konflikte friihzeitig zu erkennen und
gemeinsam Ld&sungsansatze zu entwickeln. Im Ergebnis stellt der Plan einen
roten Faden beim schrittweisen Abbau von Barrieren dar und stellt sicher,
dass alle umgesetzten Einzelprojekte flir eine durchgangige Barrierefreiheit im
offentlichen Raum ineinander greifen.

Die Erarbeitung des Aktionsplans kann auch im Rahmen eines integrierten
stadtebaulichen Entwicklungskonzepts (ISEK) erfolgen (s.a. Kapitel | 3/22
Finanzhilfen der Stadtebauférderung). Die Ergebnisse des Aktionsplans sollten
in allen weiteren formellen und informellen Planungen der Gemeinde Berlick-
sichtigung finden (s.a. Kapitel lll 1/14 Seniorenpolitische Gesamtkonzepte).

Fir weitere Erlauterungen sowie Beispiele siehe auch Leitfaden und Werk-
bericht ,Die barrierefreie Gemeinde” (vgl. Anhang D).

18 Vor der Erstellung konkreter Planungen kénnen mit der Durchfliihrung
eines stadtebaulichen Wettbewerbs alternative Maoglichkeiten aufgezeigt
und dadurch optimierte Lé6sungen gewonnen werden. Selbst bei schwieri-
gen Rahmenbedingungen lassen sich so die Handlungsspielrdume ausloten
und Planungsalternativen ermitteln. Stadtebauliche Wettbewerbe kdénnen
als Ideenwettbewerb sowohl die Aufgabenstellung grundsatzlich kldren und
so zu einer Rahmenplanung fihren oder auch als Realisierungswettbewerb
die Grundlage flr die nachfolgende, konkrete Bauleitplanung bilden. Mit der
Durchfliihrung eines Wettbewerbes nach § 103 Abs.6 GWB i.V.m. Abschnitt
5 und Abschnitt 6 (Unterabschnitt 2) VgV und RPW 2013 mit der Bekannt-
machung der Obersten Baubehdrde im Bayerischen Staatsministerium des
Innern vom01.10.2013 (Az.: 11Z5-4634-001/13) ist die Verfahrenssicherheit
und die rechtssichere Vergabe, insbesondere oberhalb des Schwellenwertes,
gewahrleistet.

19 Das Plangutachten ist ein Verfahren mit Wettbewerbscharakter bei dem
ca. drei bis funf Planungsbiros im Rahmen einer Mehrfachbeauftragung
Lésungsvorschlage flr ein spezifisches stddtebauliches Problem erarbeiten.
Dem Verfahren liegt kein spezifisches Regelwerk zu Grunde, weshalb es sich
besonders fiir die unverbindliche Annadhrung an eine konkrete Planung eig-
net. Der Auslober oder auch beteiligte Blrgerinnen und Birger kénnen in
den Ablauf mit eingebunden werden und bei Zwischenkolloquien bestimmte
Schwerpunkte setzen.
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20 Das Instrument der Planerwerkstatt zeichnet sich durch seinen vor-
bereitenden und zwanglosen Charakter aus. Mit dem Ziel skizzenhafte
Lésungsansatze zu erarbeiten, werden Planer in einer kommunikativen, Werk-
statt ahnlichen Atmosphére zusammengebracht. Das Verfahren dauert in
der Regel ein bis drei Tage und eignet sich besonders, um im Vorfeld einer
Planungsaufgabe Ideen, Rahmenbedingungen und Machbarkeiten zu Uber-
prifen. Die Einbindung partizipativer Elemente ist moglich.

21 Informelle stadtebauliche Planungen und Untersuchungen zu aktuellen
ortsplanerischen Fragestellungen bzw. stddtebauliche Wettbewerbe, soweit
sie modellhaft sind und Uber die Pflichtaufgaben der Gemeinden hinaus-
gehen, kénnen vom Bayerischen Staatsministerium fiir Wohnen, Bau und
Verkehr mit Zuschissen des Landes flr staddtebauliche Planungen und For-
schungen (Planungszuschiisse) geférdert werden. Soweit modellhafte Ver-
fahren und innovative Formen der Birgerbeteiligung in diese Planungen
eingebunden sind, kénnen diese ebenfalls bezuschusst werden.

22 Im Rahmen der Vorbereitung und Durchfiihrung stadtebaulicher
Erneuerungsmalinahmen wie Sanierungs-, Entwicklungs-, Stadtumbau- oder
Soziale Stadt-MalRnahmen nach dem BauGB kdénnen mit Finanzhilfen der
Stadtebauférderung geférdert werden:

die Erarbeitung der vorbereitenden Untersuchungen,

die Erarbeitung von stadtebaulichen Erneuerungs- und Entwicklungs-
konzepten sowie von ,integrierten Handlungskonzepten” (Unter-
suchungen und Planungen, die stadtebauliche, 6kologische und
energetische, wirtschaftliche und soziale sowie organisatorische und
finanzielle Aspekte fachibergreifend einbeziehen),

die Erarbeitung von verbindlich abgestimmten tberoértlich oder regional
integrierten Entwicklungskonzepten bzw. -strategien,

stéddtebauliche Planungen, z.B. fur die stédtebauliche Erneuerung
erforderliche Rahmenplanungen, vertiefende Untersuchungen (Fein-

untersuchungen), Wettbewerbe, Bauleitplanungen,

sonstige stadtebauliche, erneuerungsbedingte Gutachten.

4 Birgerbeteiligung

1  Die Beteiligung der Offentlichkeit ist bei der Aufstellung bzw. Anderung
von Bauleitplanen in 8 3 BauGB i.V.m. 8 4a BauGB geregelt. Die Vorschriften
verfolgen einen doppelten Zweck: Zum einen soll die Offentlichkeit so
umfassend wie moglich tGber Ziel, Zweck und Inhalte einer von der Gemeinde
beabsichtigten Bauleitplanung informiert werden. Zum anderen soll die pla-
nende Gemeinde friihzeitig die Konsequenzen der Planung aus Sicht der
Biirgerinnen und Biirger kennen lernen. Die Regelungen zur Offentlichkeitsbe-
teiligung legen dabei einen Mindeststandard fest.

Planerwerkstatt

Planungszuschiisse
des Bayerischen
Staatsministeriums
fir Wohnen, Bau und
Verkehr

Finanzhilfen der
Stadtebauférderung

Rechtliche Grundlagen
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Um eine angemessene Partizipation der Offentlichkeit zu gewahrleisten
und die relevanten Belange nach 8 2 Abs. 3 BauGB zu ermitteln, kann es bei
bestimmten Vorhaben sinnvoll sein, ein qualitatives und quantitatives Mehr
an Offentlichkeitsbeteiligung durchzufiihren. Die gesetzlich als Mindest-
standard vorgeschriebene Beteiligung lauft in zwei Stufen ab. Durch die friih-
zeitige Offentlichkeitsbeteiligung (8 3 Abs. 1 BauGB) sollen die Biirgerinnen
und Burger tber die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung, in Betracht
kommende Varianten und die voraussichtlichen Auswirkungen der Planung
unterrichtet werden. Dabei erhalten die Blirgerinnen und Biirger (dazu zéh-
len auch Kinder und Jugendliche als Teil der Offentlichkeit gemaR § 3 Abs. 1
S. 2 BauGB sowie Vereinigungen, die nach dem Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz
oder anderen gesetzlichen Vorschriften befugt sind, Rechtsbehelfe nach der
Verwaltungsgerichtsordnung einzulegen) die Gelegenheit zur AuRerung und
Erérterung. Wahrend der einmonatigen 6ffentlichen Auslegung (83 Abs. 2
BauGB) haben die Biirgerinnen und Blrger Gelegenheit, zu den Entwirfen der
Bauleitplane, der Begriindung und den wesentlichen, bereits vorliegenden
umweltbezogenen Stellungnahmen selbst Stellung zu nehmen (s. a. Kapitel V
Abb. 3 Ablaufschema Bauleitplanung). Nahere Informationen zur Auslegung,
zu entsprechenden Fristen und zur datenschutzrechtlichen Informations-
pflicht im Bauleitplanverfahren sind in Kapitel V 2.5 Friihzeitige Beteiligung
der Offentlichkeit und 2.9 Offentliche Auslegung aufgefihrt.

Abweichungs- und Alternativmoglichkeiten bestehen bei besonderen Ver-
fahrensarten (vereinfachtes Verfahren gemaf § 13 BauGB, beschleunigtes Ver-
fahren gemaf3 8 13a BauGB und befristet bis zum 31. Dezember 2019 gemal3
§ 13b BauGB).

2 Uber diese gesetzlichen Regelungen hinaus gibt es eine Vielzahl weite-
rer informeller Moglichkeiten, die Blrgerinnen und Biirger an Planungen zu
beteiligen. Kooperative Formen der Blrgerbeteiligung sind in einer aktiven
Birgergesellschaft ein wichtiger Bestandteil bei der Planung und Umsetzung
stadtebaulicher Projekte.

Strategien in der Siedlungsentwicklung sollen langfristig und dauerhaft die
Lebensqualitdt und das Umfeld der Blrgerinnen und Biirger sichern und ver-
bessern. Stadtebauliche Planungen miissen von der Offentlichkeit daher ent-
scheidend mitentwickelt und mitgetragen werden. Leitbildprozesse, Planungs-
werkstatten, Birgerbefragungen und andere Formen der Beteiligung sind
Moglichkeiten, um das Interesse einer breiten Biirgerschaft an einer Mitwirkung
zu wecken. Abhangig von der Zielsetzung und den zu beteiligenden Gruppen
sind die geeigneten Verfahren zu wahlen und miteinander zu kombinieren. Bei
anspruchsvollen Planungsaufgaben kann es sinnvoll sein, im Vorfeld eines
Wettbewerbs die Blirgerinnen und Blrger einzubeziehen und sie beispiels-
weise bei der Erstellung des Auslobungstextes zu beteiligen. Je nach Vorhaben
kénnen diese intensiveren Formen der Offentlichkeitsbeteiligung erhebliche
Vorteile mit sich bringen. So kann friihzeitig eine héhere Akzeptanz der Pla-
nung in der Offentlichkeit erreicht werden, Konflikte im Vorfeld bereinigt und
eine kooperative Atmosphére geschaffen werden. Zudem wird das Wissen der
Biargerinnen und Birger vor Ort aktiviert und in die Planung miteingebracht.

Bei umfassenden Beteiligungsverfahren konnen die Ergebnisse, z.B. in Form
eines Blrgergutachtens, zusammengefasst und festgehalten und als zusatz-
liche Planungsgrundlage in das weitere Verfahren eingebunden werden.
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3 Erweiterte Formen der Blirgerbeteiligung eignen sich sowohl fiir grol3-
rdumige, strategische Planungen, wie beispielsweise in der Stadtentwicklung,
als auch fiir konkrete Vorhaben in der Stadtplanung.

Der Zeitpunkt der erweiterten Birgerbeteiligung, der Kreis der
Angesprochenen und das gewahlte Verfahren mit den einzelnen Teil-
schritten tragen entscheidend zum Erfolg des Verfahrens bei. Die Trans-
parenz des gesamten Verfahrens, die Nachvollziehbarkeit der getroffenen
Entscheidungen und das ,Sich-Wiederfinden” der Beteiligten im Endergeb-
nis sind gleichfalls wichtige Faktoren. Ziel ist dabei immer, in einem ergebnis-
offenen Verfahren zu einem gemeinsam getragenen Ergebnis zu gelangen.

Neben der Bilirgerschaft kénnen auch weitere Interessensgruppen und
Betroffene wie z.B. Fachstellen und Institutionen, Vertreter der Stadtpolitik,
Behindertenvertreter, Seniorenbeirate oder -beauftrage sowie Vereine und
Initiativen in den Beteiligungsprozess integriert werden. Bei Planungen, die
private Grundstliicke und Gebaude betreffen, ist die frihzeitige Einbindung
der Eigentiimer ratsam. Durch frihzeitige Information und Beteiligung am
Planungsprozess haben Planungen eine bessere Chance spater umgesetzt zu
werden.

4 Modellhafte stadtebauliche Planungen, die durch eine erweiterte Biirger-
beteiligung begleitet werden, kénnen vom Bayerischen Staatsministerium flr
Wohnen, Bau und Verkehr mit Zuschiissen des Landes fiir stddtebauliche Pla-
nungen und Forschungen (Planungszuschisse) geférdert werden.

Empfehlungen zur
Durchfiihrung
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Als umfassendes Instrument zur vorbereitenden und verbindlichen Regelung
der Bodennutzung dient die Bauleitplanung nicht nur gemeindlichen Zielen,
sondern auch der Abstimmung mit Gberértlichen und Gbergeordneten sowie
fachlichen Planungen. Die Bauleitpldne sind den Zielen der Raumordnung
anzupassen (8 1 Abs. 4 BauGB). Sie missen insbesondere die Grundsatze des
81 Abs.b5, 6 und 7 und § 1a BauGB sowie sonstige Rechtsvorschriften bertick-
sichtigen. Zudem sind die Bauleitpldne mit den benachbarten Gemeinden
abzustimmen (8 2 Abs. 2 BauGB).

1 Vorgaben der Raumordnung

1 Die Bauleitplane sind gemaf3 § 1 Abs.4 BauGB den Zielen der Raum-
ordnung anzupassen. Damit ist die Bauleitplanung der Gemeinde in das Sys-
tem der den Raum in mehreren Planungsstufen erfassenden raumlichen
Planung eingebunden. Stufen der rdumlichen Planung sind die Raumordnung
auf Bundesebene (ROG), die Landes- bzw. Regionalplanung (BayLplG) auf der
Ebene der einzelnen Lédnder und der Regionen als jeweils tberdértliche Pla-
nung sowie die Bauleitplanung mit den beiden Stufen der vorbereitenden
und der verbindlichen Bauleitplanung als 6rtliche Planung der Gemeinden
(s.a. Abb. 2). Der Ministerrat hat am 20.02.2018 die Teilfortschreibung des
Landesentwicklungsprogramms (LEP) zu den Themen Zentrale Orte, Raum
mit besonderem Handlungsbedarf, Anbindegebot, Einzelhandel und Héchst-
spannungsfreileitungen sowie zu den Themen Alpenplan und Fluglarm-
schutzbereiche abschlieBend beschlossen. Die LEP-Teilfortschreibung ist nach
Veroffentlichung im Bayerischen Gesetz- und Verordnungsblatt (GVBI.) am
01.03.2018 in Kraft getreten.

2 Ziele der Raumordnung sind verbindliche Vorgaben in Form von rdum-
lich und sachlich bestimmten oder bestimmbaren, vom Trager der Raum-
ordnung abschlieBend abgewogenen textlichen oder zeichnerischen
Festlegungen in Raumordnungsplanen zur Entwicklung, Ordnung und Siche-
rung des Raums (Art. 2 Nr. 2 BayLplG). Sie sind von den 6ffentlichen Stellen
zu beachten (Art.3 Abs.1 S. 1 BayLplG). Im LEP 2018 nach Art. 19 BaylLplG
und in den Regionalpldanen nach Art. 21 BayLplG sind die Ziele festgelegt. Sie
sind verbindliche Vorgaben und keiner Abwéagung im Bauleitplanverfahren
zugénglich. Art und Umfang der Anpassungspflicht im Zuge der gemeind-
lichen Bauleitplanung gemal3 8 1 Abs.4 BauGB hangen von der Konkretheit
der Ziele ab. Wahrend etwa Festlegungen zu konkreten Standorten und zu
vorrangigen Nutzungen im Regionalplan fiir die Gemeinde einen nur engen
Spielraum offen lassen, der sich etwa bei Vorranggebieten lediglich auf die
Feinabgrenzung und eine madgliche zeitliche Abfolge der Nutzung beschrankt,
gibt eine Vielzahl von inhaltlich allgemeiner gehaltenen Zielen im LEP und
in den Regionalplanen den Gemeinden einen eigenverantwortlich auszu-
fillenden Gestaltungsspielraum.

3 Die Grundséatze der Raumordnung werden in Art.2 Nr.3 BayLplG als
Aussagen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raums definiert, die

Ziele der Raumordnung

Grundsétze der
Raumordnung
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Sonstige Erfordernisse
der Raumordnung

Abb. 2: Vorgaben fiir die
Bauleitplanung

Informelle Planung”
Kapitel | 3

Entwicklungskonzept
z.B. ISEK, ILEK

Flachenmanagement

Rahmenplanung

Einzelhandelskonzept

Sektorale Konzepte
z.B. Verkehrs-/Mobilitats-
konzept, Energiekonzept,

Energienutzungsplan

Spielleitplanung

Aufzéhlungen nicht abschlie-
Bend

Das BayLplG I6st das ROG
weitestgehend ab.
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§1 (3) u. (6) BauGB

bei nachfolgenden Abwéagungs- oder Ermessensentscheidungen zu berilck-
sichtigen sind. Sie sind also — anders als die Ziele — der Abwagung im Bauleit-
planverfahren zuganglich. In Vorbehaltsgebieten ist dem jeweiligen Belang bei
der Abwégung mit anderen Belangen ein besonderes Gewicht beizumessen
(vgl. Art. 14 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 BayLplG).

4 Zu den sonstigen Erfordernissen der Raumordnung zdhlen gemaf Art. 2
Nr. 4 BayLplG in Aufstellung befindliche Ziele der Raumordnung, die Ergeb-
nisse von formlichen landesplanerischen Verfahren (z.B. Raumordnungs-
verfahren) und landesplanerische Stellungnahmen. In Aufstellung oder
Fortschreibung befindliche Ziele der Raumordnung, die bereits durch einen
formlichen Akt der fiir die Aufstellung oder Fortschreibung zustandigen Stelle
konkretisiert sind, sind als sonstige Erfordernisse der Raumordnung in der
Abwagung zu berticksichtigen (8 1 Abs. 7 BauGB, Art. 3 Abs. 1 S. 1 BayLplG),
sobald nach dem Verfahrensstand eine Prognose maoglich ist, dass sie auch
Bestandteil der endgliltigen Fassung werden (sog. Verlautbarungsreife) und
nicht im Widerspruch zu rechtskréaftigen Zielen der Raumordnung stehen.

Raumliche Planung Fachrecht/-planung”

Kapitel Il 1 Kapitel Il 3
| Raumordnung (ROG) i
__________________________ (7T
Art. 72 (3) S. 1 GG
Natur-/Artenschutz

Landesplanung (BayLplG)? _ |
Landesentwicklungsprogramm
Ziele/Grundsatze
sonstige Erfordernisse der Raumordnung

[
Art. 21 BayLplG

z.B. BNatSchG, BayNatSchG

Forstwirtschaft
z.B. BayWaldG

Landliche Entwicklung
z.B. FlurbG

Regionalplanung
(BayLplG)
Ziele/Grundsatze -

Regionalpléne

[
§1(4), (7) BauGB u. Art. 3 (1) BayLplG -

81 (4), (7) BauGB u. ..
Art. 3 (1) BayLplG Immissionsschutz

z.B. BImSchG

Wasserwirtschaft
z.B. WHG, BayWG

Bodenschutz

Vorbereitende Bauleitplanung | 2.B. BBodSchG, BayBodSchG

Flachennutzungsplan (BauGB)
Landschaftsplan (BNatSchG, BayNatSchG)

Sektorale Planung

_| z.B. Verkehr, Telekommu-

nikation, Elektrizitats-
versorgung

T
§1 (3) u. (6) BauGB

Verbindliche Bauleitplanung
Bebauungsplan (BauGB)
Grunordnungsplan (BNatSchG, BayNatSchG)

Planfeststellung
z.B. nach FStrG, BayStrWG,
AEG, LuftvVG
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5 Im Raumordnungsverfahren werden gemafR3 Art. 24 Abs. 1 und 2 S. 1 und
2 BayLplG Vorhaben von erheblicher Gberoértlicher Raumbedeutsamkeit auf
ihre Raumvertraglichkeit Giberpriift, insbesondere auf ihre Ubereinstimmung
mit den Erfordernissen der Raumordnung und ihre Abstimmung mit ande-
ren raumbedeutsamen Planungen und MalRnahmen. Das Raumordnungsver-
fahren ist keine selbstéandige Stufe der rdumlichen Planung. Sein Ergebnis
stellt kein ,Ziel der Raumordnung” im Sinn von 8 1 Abs. 4 BauGB dar. Ergeb-
nisse von Raumordnungsverfahren sind als sonstige Erfordernisse der Raum-
ordnung in der Abwagung zu berlcksichtigen (Art.2 Nr.4 i.V.m. Art. 3 Abs. 1
Satz 1 BayLplG).

2 Landschaftsplanung

1 Gemal 8 8 BNatSchG werden die Ziele des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege als Grundlage vorsorgenden Handelns im Rahmen der Land-
schaftsplanung Uberdrtlich und 6rtlich konkretisiert und die Erfordernisse
und MaBnahmen zur Verwirklichung dieser Ziele dargestellt und begriindet.
Gemal3 Art.4 Abs. 1 BayNatSchG enthalt das Landschaftsprogramm als Teil
des Landesentwicklungsprogramms (LEP) und die Landschaftsrahmenplane
als Teile der Regionalplédne die Uberoértlichen raumbedeutsamen Erforder-
nisse und MalRnahmen zur Verwirklichung des Naturschutzes und der
Landschaftspflege.

2 Auf értlicher Ebene werden die Ziele des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege gemal § 11 BNatSchG i.V.m. Art.4 Abs.2 S. 1 BayNatSchG in
Landschaftsplanen als Bestandteile der Flachennutzungspldne dargestellt
und in Griinordnungsplanen als Bestandteile der Bebauungsplane festgesetzt
(vgl. Anhang D ,Kommunale Landschaftsplanung in Bayern”). Die Berlck-
sichtigung von Naturschutz und Landschaftspflege in der Bauleitplanung und
in ortlichen Bauvorschriften obliegt dabei den Gemeinden selbst.

Landschaftsplane sind aufzustellen, sobald und soweit dies im Hinblick
auf die Erfordernisse und MalRnahmen im Sinne des 89 Abs.3 S.1 Nr.4
BNatSchG erforderlich ist. Dies ist insbesondere der Fall, wenn wesentliche
Veranderungen von Natur und Landschaft im Planungsraum eingetreten, vor-
gesehen oder zu erwarten sind. Griinordnungsplane sind von der Gemeinde
auszuarbeiten und aufzustellen, sobald und soweit dies aus Griinden des
Naturschutzes und der Landschaftspflege erforderlich ist; sie konnen dabei
auf Teile des Bebauungsplans beschrankt werden.

Néhere Ausfliihrungen zur Landschafts- und Grinordnungsplanung enthalten
Kapitel | 2/6 Landschaftsplan und Grinordnungsplan und Kapitel Il 2 Siedlung
und Umwelt, ndhere Ausfiihrungen zur Griingestaltung Kapitel Ill 13 Grin-
gestaltung (vgl. Anhang/Weitere Arbeitshilfen — Umwelt).

Raumordnungsverfahren
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3 Abstimmung mit anderen Fachplanungen

3.1 Grundsatzliches

1 Der Planungsspielraum, der fir die Bauleitplanung gegentiber den Fach-
planungen im Gemeindegebiet besteht, ist im Einzelnen von der Rechtsgrund-
lage und dem Konkretisierungsgrad der Fachplanung abhangig. Es kénnen
grundsatzlich die folgenden Maoglichkeiten unterschieden werden:

2 Soweit das Landesentwicklungsprogramm oder die Regionalpléne fach-
planerische Festlegungen (Ziele oder Grundsatze der Raumordnung) ent-
halten, siehe Kapitel Il 1 Vorgaben der Raumordnung.

3 Planungen und sonstige Nutzungsregelungen, die nach gesetzlichen
Vorschriften rechtswirksam festgesetzt sind, sollen gemafl3 85 Abs.4S.1 und
Abs.4a S.1 BauGB in den Flachennutzungsplan nachrichtlich tbernommen
werden. Das gilt gemald 89 Abs.6und 6a BauGB auch fir den Bebauungs-
plan, soweit die nachrichtliche Ubernahme zum Verstandnis oder fur die
stadtebauliche Beurteilung von Baugesuchen notwendig oder zweckmalig
ist. Hierunter fallen z.B.

Planfeststellungen nach dem Stral3en-, Abfall- oder Wasserrecht,

Planfeststellungen nach dem Allgemeinen Eisenbahn-, Personenbefér-
derungs- oder Luftverkehrsgesetz,

immissionsschutzrechtliche Genehmigungen fiir 6ffentlich zugangliche
Abfallbeseitigungsanlagen,

Planfeststellungen nach dem Flurbereinigungsgesetz,

Festsetzung von Larmschutzbereichen durch Verordnung nach dem
Gesetz zum Schutz gegen Fluglarm,

geschitzte Teile von Natur und Landschaft nach den Naturschutz-
gesetzen sowie Gebiete des Netzes ,Natura 2000” nach BayNat2000V,
die zuletzt durch Verordnung vom 19. Februar 2016 (AlIMBI. S.258
gedndert worden ist (ehemalige Vogelschutzverordnung),

Bannwald- und Erholungswaldverordnungen nach dem Waldgesetz fiir
Bayern,

ausgewiesene Wasserschutzgebiete sowie festgesetzte Uberschwem-
mungsgebiete im Sinne des § 76 Abs. 2 WHG.

4 Die nachrichtliche Ubernahme ist nicht nur formal zu sehen. Flachen
mit einer fachplanerischen Zweckbestimmung oder sonstigen Nutzungs-
regelungen, die nach gesetzlichen Vorschriften rechtswirksam festgelegt sind,
sind der Bauleitplanung nur insoweit zuganglich, als das Letztere der Zweck-
bestimmung der Fachplanung nicht widerspricht bzw. ihr nicht ausrdum-
bare Hindernisse aus fachgesetzlichen Nutzungsregelungen entgegenstehen.
Die Gemeinde muss in den entsprechenden Planfeststellungs-, Genehmi-
gungs- und Festsetzungsverfahren ihre Belange gebihrend vertreten, damit
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ihre stadtebaulichen Ziele und Vorstellungen bereits bei der Festsetzung der
Planungen und sonstigen Nutzungsregelungen angemessen berlicksichtigt
werden.

5 Planungen und sonstige Nutzungsregelungen, deren Festsetzung nach
gesetzlichen Vorschriften in Aussicht gestellt ist, miissen von der Gemeinde
ebenso wie die Stellungnahmen der Trager 6ffentlicher Belange behandelt
und in die Abwagung nach 81 Abs.7 BauGB einbezogen werden. Sie sol-
len im Flachennutzungsplan gemal 85 Abs.4 S.2 BauGB vermerkt werden.
Inwieweit das erforderlich ist und die Bauleitplane ihnen angepasst werden
mussen, hangt von dem Gewicht und dem Grad der Verfestigung ab, den die
Fachplanungen erreicht haben (sog. Prioritatsgrundsatz).

6 Im Interesse einer geordneten stadtebaulichen Entwicklung und einer
wirtschaftlichen Aufgabenerfiillung der 6ffentlichen Hand kann es flr die
Gemeinde im Einzelfall empfehlenswert sein, das Vorhaben eines offentli-
chen Planungstragers auch dann zu berlcksichtigen, wenn eine rechtliche
Verpflichtung hierzu noch nicht besteht. Die 6ffentlichen Planungstrager sind
ihrerseits gehalten, ihre Planungen und MalRnahmen moglichst frihzeitig, ins-
besondere aber aus Anlass der Aufstellung eines Bauleitplans, mit den von
der Gemeinde verfolgten stadtebaulichen Zielen abzustimmen.

7 Im Folgenden wird auf die wichtigsten fachplanerischen Aufgaben-
bereiche und auf die Bindungen hingewiesen, die sich fiir die Bauleitplanung
aus diesen ergeben kénnen (s.a. Kapitel Il 1 Abb. 2).

3.2 Fachplanungen

1 Ziele zur Sicherung und Weiterentwicklung der Biodiversitat, des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege kénnen in Form von Landschaftspléanen
oder Grinordnungsplanen oder als Bestandteil der Bauleitpldne von der
Gemeinde erstellt werden. In diesen Formen sind sie als fachplanerischer
Belang im Verfahren der Bauleitplanung zu beriicksichtigen.

2 Die Erhaltung der Biodiversitdt im besiedelten und unbesiedelten
Bereich ist ein wesentliches Ziel des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege (81 Abs.1 Nr.1 BNatSchG), dem Staat und Gesellschaft verpflichtet
sind (vgl. Art. 1 S.1 BayNatSchG). In der Bauleitplanung ist die biologische
Vielfalt als Belang des Umweltschutzes nach 8 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB
in der Abwagung zu bericksichtigen. Im Rahmen der Eingriffsregelung nach
8 1a Abs. 3 S. 1 BauGB wird dem Erhalt der biologischen Vielfalt sowohl hin-
sichtlich der Vermeidung als auch des Ausgleichs voraussichtlich erheblicher
Beeintrachtigungen Rechnung getragen.

3 Das Naturschutzrecht untersagt zum Schutz der Natur in bestimmten
Fallen — etwa zum Schutz von Gebieten mit gemeinschaftlicher Bedeutung
(FFH-Gebiete) und Européischen Vogelschutzgebieten — Plane bzw. macht sie
von bestimmten Voraussetzungen abhangig (s.a. Kapitel Il 2/3 Abwéagung
umweltbezogener Fachplanungen, Kapitel lll 2/20 Natura 2000-Gebiete: Fauna-
Flora-Habitat (FFH) und Vogelschutzrichtlinie). Daneben enthéalt das Natur-
schutzrecht eine Vielzahl gesetzlicher Verbote (z.B. $§30 BNatSchG, Art.23
BayNatSchG zum Schutz gesetzlich geschitzter Biotope; § 29 BNatSchG, Art. 16
BayNatSchG zum Schutz bestimmter Landschaftsbestandteile; & 44 BNatSchG

Fachplanungen, in
Aussicht genommen

Biodiversitat,
Naturschutz,
Landschaftspflege
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zum Schutz besonders geschdtzter Tier- und Pflanzenarten, vgl. zur Anwendung
des 844 BNatSchG nachfolgend), die sich unmittelbar auf die Untersagung
bestimmter Handlungen beziehen. Nach der standigen Rechtsprechung des
BVerwG betreffen derartige Handlungsverbote erst die konkrete Vorhaben-
realisierung im Vollzug eines Bauleitplans unmittelbar. Allerdings muss bereits
im Rahmen der Bauleitplanung gepr(ift werden, ob sie dem spéteren Planvoll-
zug als untberwindbare naturschutzrechtliche Hindernisse entgegenstehen.
Bauleitplane, die nicht vollzogen werden kénnen, sind nicht ,stéadtebaulich
erforderlich” gemafR 8 1 Abs. 3 BauGB und damit unwirksam. Flr die Beurteilung
der stadtebaulichen Erforderlichkeit ist daher u.a. eine Prognose nétig, ob die
vorgesehenen Darstellungen oder Festsetzungen auf uniiberwindbare natur-
schutzrechtliche Hindernisse treffen wiirden. Solche Hindernisse sind aber
schon dann nicht anzunehmen, wenn eine sog. Ausnahme- oder Befreiungs-
lage vorliegt bzw. ein Rahmen fiir die Vorhabenverwirklichung geschaffen wer-
den kann (sog. Hineinplanen in eine Ausnahme- oder Befreiungslage).

Anders verhalt es sich bei planfeststellungsersetzenden Bebauungspldnen
(vgl. hierzu BayVGH, Urt. v. 30.03.2010 - 8 N 09.1861 u.a.) und bei vorhaben-
bezogenen Bebauungsplanen. Bei diesen Planen sind wegen des regel-
malig hohen Konkretisierungsgrads der Vorhabenplanung eine vollstandige
Problembewaltigung und damit auch die Klarung hinsichtlich der Handlungs-
verbote bereits auf Planungsebene erforderlich. Von erheblicher Bedeutung
far die Prifung der naturschutzrechtlichen Sachverhalte ist die Stellungnahme
der zustéandigen Naturschutzbehorde.

4 Bei gesetzlich geschiitzten Biotopen kann auf Antrag der Gemeinde
nach 830 Abs. 4 BNatSchG (ber eine erforderliche Ausnahme oder Befreiung
von den Verboten des 8 30 Abs. 2 BNatSchG vor Aufstellung des Bebauungs-
plans entschieden werden, soweit aufgrund der Aufstellung, Anderung oder
Ergdnzung von Bebauungsplanen Handlungen zu erwarten sind, die zu einer
Zerstorung oder einer sonstigen erheblichen Beeintrachtigung gesetzlich
geschitzter Biotope fiihren konnen. Nach Art. 23 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 BayNatSchG
gelten die Verbote nach § 30 Abs. 2 BNatSchG nicht bei gesetzlich geschiitzten
Biotopen, die nach Inkrafttreten eines Bebauungsplans entstanden sind, wenn
eine nach diesem Plan zuladssige Nutzung in seinem Geltungsbereich verwirk-
licht wird. Daher sind im Bebauungsplan insoweit keine Regelungen fiir der-
artige nachtragliche Konflikte zu treffen.

5 Im Bereich des Artenschutzes gilt Folgendes: Flir besonders geschiitzte
Arten, die nicht von 844 Abs.5 S. 2 BNatSchG erfasst werden (also v. a. Arten,
die nicht europarechtlich geschitzt sind), liegt bei Handlungen zur Durch-
fihrung von Vorhaben in Gebieten mit Bebauungspléanen kein Verstol3 gegen
die artenschutzrechtlichen Zugriffs-, Besitz- und Vermarktungsverbote vor
(844 Abs.5 BNatSchG). Die Berticksichtigung des Artenschutzes erfolgt bei
diesen Arten ausschlieRlich im Rahmen der bauplanungsrechtlichen Eingriffs-
regelung (vgl. § 18 Abs.2 S. 1 BNatSchG, § 1a Abs. 3 BauGB) und damit letzt-
lich in der baurechtlichen Abwagung. Anders verhélt es sich dagegen fir
europarechtlich geschtzte Arten, deren Betroffenheit nicht der Abwéagung
zugéanglich ist (vgl. hierzu nachfolgend zum Besonderen Artenschutz).

6 Aufgrund der Naturschutzgesetze (88 20ff. BNatSchG, Art.12ff. Bay-
NatSchG) kénnen Schutzverordnungen Giber Nationalparke, nationale Natur-
monumente, Naturschutzgebiete, Landschaftsschutzgebiete, Naturdenkmaler
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oder geschiitzte Landschaftsbestandteile erlassen sowie Gebiete zu Bio-
spharenreservaten oder Naturparken erklart werden. Diese Verordnungen
bzw. Erklarungen sind in der Bauleitplanung zu beachten und gemal 85
Abs.4 S.1 bzw. 89 Abs. 6 BauGB nachrichtlich zu tibernehmen.

Die in diesem Abschnitt genannten gesetzlichen Verbote unterliegen nicht
der bauplanungsrechtlichen Abwéagung durch die Gemeinde im Sinne des § 1
Abs. 7 BauGB.

7 Die artenschutzrechtlichen Zugriffsverbote i.S.v. 844 Abs. 1 BNatSchG
sind zwingend zu beachten und kédnnen nicht abgewogen werden. Um fest-
zustellen, ob die Verbote der spéateren Verwirklichung des Bauleitplans ent-
gegenstehen oder ob Ausnahmen bzw. Befreiungen moglich sind, muss im
Bauleitplanverfahren eine Ermittlung und Bestandsaufnahme der im Plan-
bereich vorhandenen Tier- und Pflanzenarten vorgenommen werden, die eine
prognostische Bewertung ermdglicht. Auf der Grundlage der Ermittlungs-
ergebnisse sind die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestdnde, die bei einer
Planverwirklichung erfiillt werden kénnen, gemal den nachstehenden Mal3-
gaben zu prifen.

8 8§44 Abs.5 BNatSchG sieht Beschrankungen der artenschutzrecht-
lichen Verbote fur Vorhaben im Sinne von § 18 Abs. 2 S. 1 BNatSchG vor. Dazu
gehdren vor allem solche Vorhaben, fiir die im Rahmen der Bauleitplanung
ein behordliches, umweltbezogenes Priifverfahren durchgefiihrt worden ist,
das grundsatzlich die Maoglichkeit bietet, naturschutzbezogene Konflikte zu
bewadltigen (bauplanerische Eingriffsregelung).

Die in §44 Abs. 1 und 2 BNatSchG geregelten Verbote gelten fiir nicht europa-
rechtlich geschitzte Arten nicht (vgl. oben Kapitel Il 3.2/5).

Fir die europarechtlich besonders geschtitzten Arten des Anhangs IV Buch-
stabe a und b der FFH-Richtlinie sowie flir die europaischen Vogelarten gelten
die artenschutzrechtlichen Verbote fiir Vorhaben in Gebieten mit Bebauungs-
planen nach 830 BauGB, wéahrend der Planaufstellung nach & 33 BauGB
und im Innenbereich nach § 34 BauGB modifiziert (844 Abs.5 S.1, 2 bis 5
BNatSchG). Es liegt gemal3 8§44 Abs.5 S. 2 BNatSchG ein Verstol3 gegen:

a) das Totungs- und Verletzungsverbot nach 844 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG
nicht vor, wenn die Beeintrachtigung durch den Eingriff oder das
Vorhaben das Toétungs- und Verletzungsrisiko fur Exemplare der
betroffenen Arten nicht signifikant erhdht und diese Beeintrachtigung
bei Anwendung der gebotenen, fachlich anerkannten Schutzmal3-
nahmen nicht vermieden werden kann,

b)das Verbot des Nachstellens und Fangens wild lebender Tiere und
der Entnahme, Beschadigung oder Zerstérung ihrer Entwicklungs-
formen nach §44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG nicht vor, wenn die Tiere oder
ihre Entwicklungsformen im Rahmen einer erforderlichen Mal3nahme,
die auf den Schutz der Tiere vor Tétung oder Verletzung oder ihrer Ent-
wicklungsformen vor Entnahme, Beschadigung oder Zerstérung und
die Erhaltung der 6kologischen Funktion der Fortpflanzungs- oder Ruhe-
statten im rdumlichen Zusammenhang gerichtet ist, beeintrachtigt wer-
den und diese Beeintrachtigungen unvermeidbar sind,

Besonderer Artenschutz
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c) das Verbot nach §44 Abs.1 Nr. 3 BNatSchG nicht vor, wenn die 6ko-
logische Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fort-
pflanzungs- und Ruhestéatten im rdumlichen Zusammenhang weiterhin
erflllt wird.

Soweit erforderlich, kbnnen bereits auf der Ebene der Bauleitplanung vor-
gezogene AusgleichsmalBnahmen nach Naturschutzrecht (844 Abs.5 S.3
BNatSchG) festgelegt werden, die die Aufrechterhaltung der 6kologischen
Funktion gewaéhrleisten (sog. CEF-MalBnahmen). Solche MalRnahmen kén-
nen u.U. mit anderen Ausgleichs- oder Ersatzmalinahmen kombiniert werden
(Multifunktionalitat).

Fiar die konkrete Prifung der artenschutzrechtlichen Verbote wird auf
die Hinweise zur Aufstellung naturschutzfachlicher Angaben zur speziel-
len artenschutzrechtlichen Prifung in der Straenplanung (saP) der Obers-
ten Baubehorde im Bayerischen Staatsministerium des Innern, far Bau und
Verkehr (Stand 01/2015) sowie die Abhandlung , Artenschutz in der Bauleit-
planung” hingewiesen (vgl. Anhang D). Diese fiir stralBenbaurechtliche Ein-
griffsvorhaben konzipierten Hinweise kénnen als Orientierung auch im
Rahmen der prognostischen Bewertung im Rahmen der Bauleitplanung
herangezogen werden.

9 Als forstliche Fachplane nach Art.5 Abs.1 BayWaldG werden Wald-
funktionsplane (Art. 6 BayWaldG) aufgestellt, die von den Gemeinden in den
Bauleitplanen zu berucksichtigen sind. Durch Rechtsverordnungen der Kreis-
verwaltungsbehoérden (Art.37 Abs.1 BayWaldG) kénnen Waldflachen zu
Bannwaldern gemaf Art. 11 BayWaldG und Erholungswaéldern gemal3 Art. 12
BayWaldG erklart werden. Aul3erdem ist Schutzwald nach Art. 10 BayWaldG
zu berlcksichtigen. Die Schutzwaldeigenschaft ist aufgrund des Art. 10 Bay-
WaldG gesetzlich definiert und kann von den unteren Forstbehorden fest-
gestellt werden.

Gemall Art.9 Abs.2 S.1 BayWaldG bedarf die Beseitigung von Wald
zugunsten einer anderen Bodennutzungsart (Rodung) der Erlaubnis. Die
Erlaubnis zur Rodung ist entbehrlich, soweit in Satzungen — wie etwa einem
Bebauungsplan (& 10 Abs. 1 BauGB) — die Anderung der Nutzung festgesetzt
ist (Art.9 Abs. 8 S. 1 BayWaldG). Gemal3 Art.9 Abs. 8 S. 2 BayWaldG sind im
Bauleitplanverfahren die Anforderungen des Art.9 Abs.4 bis 7 BayWaldG
sinngemald zu beachten. Diese regeln, unter welchen Voraussetzungen eine
Rodungserlaubnis zu erteilen ist bzw. erteilt werden kann oder zu versagen ist
bzw. versagt werden soll. Dies bedeutet also, dass die planende Gemeinde
die aus der Festlegung resultierenden waldrechtlichen Anforderungen im
Bauleitplanverfahren abarbeiten muss. Hierbei empfiehlt sich die Beteiligung
der zustéandigen unteren Forstbehoérde bereits in der Planungsphase.

10 Fdr das Zusammenwirken von Landlicher Entwicklung und Bauleit-
planung sowie sonstiger stadtebaulicher MaRnahmen der Gemeinde ent-
halt die gemeinsame Bekanntmachung der Bayerischen Staatsministerien
des Innern, fir Bau und Verkehr und fiir Erndhrung, Landwirtschaft und
Forsten vom 20. Dezember 2016 ausflihrliche Hinweise, insbesondere auch
zum Zusammenwirken bei MaRnahmen der Dorferneuerung. Demnach ist
in wesentlich durch Land- und Forstwirtschaft gepragten Gemeinden oder
Gemeindeteilen, in denen MalRnahmen der Dorferneuerung vorgesehen sind,
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eine besonders enge sachliche und zeitliche Koordinierung mit den stadte-
baulichen MaRnahmen der Gemeinde erforderlich. Erganzt werden diese Hin-
weise durch die Regelungen zur Zusammenarbeit mit den Regierungen bei
Vorhaben mit Bezug zum Stadtebau vom 25. September 2009 (BayVV 7815-
L). Danach informieren sich die Abteilungen Land- und Dorfentwicklung an
den Amtern fir Landliche Entwicklung (ALE) und die Sachgebiete ,Stadtebau”
und ,Raumordnung, Landes- und Regionalplanung” der Regierungen regel-
malig mindestens einmal jahrlich und zusatzlich bei aktuellem Anlass tber
den Stand und die fachlichen Inhalte der von den ALE betreuten oder von den
Gemeinden zur Forderung beantragten ILEK bzw. der anstehenden stadtebau-
lichen Entwicklungsplanungen. Zusammen mit den turnusmafigen jahrlichen
Arbeitsbesprechungen zur Abstimmung der Arbeitsprogramme der ALE mit
den Regierungen wird so eine friihzeitige Abstimmung der Planungen und
Malnahmen der Landlichen Entwicklung mit den anderen Fachbereichen und
insbesondere mit den gemeindlichen Planungen ermdglicht.

11 Nach Art. 1 DSchG erkannte Denkmaler sind nach 85 Abs.4 und 89
Abs. 6 BauGB vollstdndig und nachrichtlich in die Bauleitplanung zu Uber-
nehmen und zu beachten. Fir informelle Planungen sind Denkmalpflegerische
Erhebungsbdgen und Kommunale Denkmalkonzepte zu beachten (s. a. Kapitel
I 3/11 Kommunales Denkmalkonzept).

12  Uberortliche StraRen (BundesfernstraRen, StaatsstraRRen, KreisstraRRen),
die nach dem BundesfernstraRengesetz (FStrG) und dem Bayerischen Stra-
RBen- und Wegegesetz (BayStrWG) planfestgestellt sind, werden in die Bau-
leitplane nachrichtlich Gbernommen (s.a. Kapitel Il 3.1/3ff. Fachplanungen,
festgesetzt), in Aussicht genommene Planungen sind gemafl Kapitel Il
3.1/5ff. zu bertcksichtigen. Nach 8 17b Abs. 1 FStrG und Art. 38 BayStrWG ist
jeweils in Verbindung mit Art. 74 Abs. 6 S. 1 BayVwVfG in bestimmten Fallen
eine Plangenehmigung anstelle der Planfeststellung maglich, in Fallen von
unwesentlicher Bedeutung entfallen Planfeststellung und Plangenehmigung
(8§ 74 Abs. 7 VWVIG bzw. Art. 74 Abs. 7 BayVwVfG).

13 Die Errichtung baulicher Anlagen an Bundesfernstral3en, Staats-
und Kreisstral3en aul3erhalb der zur ErschlieBung der anliegenden Grund-
sticke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten sowie deren erhebliche
Anderung oder andere Nutzung unterliegen einem Anbauverbot (§9 Abs. 1
und 6 FStrG, Art.23 Abs. 1 BayStrWG) bzw. einer Anbaubeschrankung (89
Abs.2 und 6 FStrG, Art.24 Abs.1 und 2 BayStrWG). Die Anbauverbote
und -beschrankungen sind bei der Aufstellung der Bauleitpléne zu beruck-
sichtigen. Abweichende Festsetzungen sind — bei Mitwirkung der Stralenbau-
behdrde und bei Einhaltung der materiell-rechtlichen Kriterien — méglich (89
Abs. 7 FStrG, Art. 23 Abs. 3, Art. 24 Abs. 4 BayStrWaG).

14 Nach §18 Abs. 1 S. 1 AEG werden Planungen fiir Betriebsanlagen grund-
satzlich festgestellt (88 72-78 VwVfG). Nach §74 Abs.6 S.1 VwVIG kann in
Sonderféllen statt einer Planfeststellung eine Plangenehmigung erteilt werden.
Bei Fallen von unwesentlicher Bedeutung kénnen nach 8 74 Abs. 7 VwV{G Plan-
feststellung oder Plangenehmigung entfallen. Planungen fiir Betriebsanlagen
von StralRenbahn-, U-Bahn- und O-Busanlagen werden nach dem Personen-
beférderungsgesetz (88 28ff. PBefG) festgestellt. Fir die Berlicksichtigung in
den Bauleitplanen gelten die Hinweise in Kapitel Il 3.1/3Fachplanungen, fest-
gesetzt und Il 3.1/5 Fachplanungen, in Aussicht genommen entsprechend.

Denkmalpflege
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Far Anlagen von Eisenbahnen, die nicht dem Betrieb dienen (z.B. Ver-
waltungsgebaude), gibt es keine Planfeststellung. Diese Anlagen unterliegen
den Vorschriften des Baurechts.

15 Anlage und Betrieb von Flugplatzen bedurfen einer Genehmigung nach
86 Abs.1 S.1 LuftVG. Bei der Genehmigung von Flughadfen werden Bau-
schutzbereiche nach § 12 LuftVG festgelegt, innerhalb derer Bauvorhaben, die
bestimmte Hohengrenzen (berschreiten, nur mit Zustimmung der Luftfahrt-
behorde genehmigt werden duirfen. Bei Landeplatzen und Segelfluggeldanden
kénnen sog. beschrankte Bauschutzbereiche nach 817 LuftVG festgelegt
werden. Die Bauschutzbereiche sollen in den Bauleitplanen nachrichtlich
tibernommen werden. Die Anlage und Anderung von Flughafen und von
Landeplatzen mit beschranktem Bauschutzbereich bedlrfen aul3er der luft-
rechtlichen Genehmigung einer Planfeststellung nach 88 Abs. 1 S. 1 LuftVG.
Hinsichtlich der Wirkungen der Planfeststellung fir die Bauleitplane gelten
die Hinweise in Kapitel Il 3.1/3 Fachplanungen, festgesetzt und Il 3.1/5Fach-
planungen, in Aussicht genommen.

16 Luftreinhalteplane nach § 47 BImSchG, Larmkarten nach 8 47c¢ BImSchG
und Larmaktionsplane nach 847d BImSchG kénnen fiir die Aufstellung von
Bauleitplanen relevante Informationen enthalten. Die Darstellungen und
planungsrechtlichen Festlegungen in Luftreinhaltepldénen und Larmaktions-
planen sind bei der Aufstellung der Bauleitplane zu bericksichtigen (8§ 1 Abs. 6
Nr. 7 Buchst. g BauGB und 847 Abs. 6 S. 2 BImSchG).

17 In der Umgebung gesetzlich nadher bestimmter Flugplatze werden
durch Rechtsverordnung der Landesregierung Larmschutzbereiche nach
dem Gesetz zum Schutz gegen Fluglarm (FluLarmG) festgesetzt. Die Larm-
schutzbereiche sind in zwei Schutzzonen fiir den Tag und eine Schutzzone
fir die Nacht gegliedert. Innerhalb der Larmschutzbereiche gelten fiir die ver-
schiedenen Schutzzonen Bauverbote (85 FluLarmG), die bei der Aufstellung
der Bauleitplane zu beachten sind, und bauliche Schallschutzanforderungen
(8 6 FluLarmG), auf die mit der nachrichtlichen Ubernahme in die Bauleitplane
hingewiesen wird. Die Bauverbote in Ldérmschutzbereichen gelten nicht fir die
in 85 Abs. 3 und4 FluLarmG aufgefihrten Falle.

18 Darliber hinaus sind, soweit in den Regionalpléanen Larmschutzbereiche
zur Lenkung der Bauleitplanung festgelegt sind, diese gemalR 81 Abs.4
BauGB bei der Aufstellung von Bauleitplanen zu beachten. Bestehende Bau-
leitplane sind anzupassen (vgl. zu den Larmschutzbereichen auch 83 i.V.m.
§ 4 LEP vom 21.02.2018, in Kraft seit dem 01.03.2018 samt dessen Ubergangs-
regelung fir die Flughafen Miinchen, Salzburg und Lechfeld).

19 Gemal §1 Abs.6 Nr.8 Buchst. d BauGB sind bei der Aufstellung von
Bauleitplanen auch die Belange des Post- und Telekommunikationswesens
zu berlicksichtigen. Betroffen sind davon insbesondere Fernmeldelinien ein-
schlieBlich Richtfunkstrecken. Stehen diesen andere, insbesondere stadtebau-
liche Belange entgegen, so muss im Rahmen der Abwagung gemal § 1 Abs. 7
BauGB eine Losung gefunden werden.

20 Die Flachennutzung muss nach Art. 13 der Richtlinie 2012/18/EU (Seve-
so-llI-Richtlinie) bzw. § 50 BImSchG das Ziel verfolgen, durch Wahrung eines
angemessenen Sicherheitsabstandes zwischen den unter die Richtlinie fallen-
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den Betrieben einerseits und den darin genannten Schutzobjekten anderer-
seits, schwere Unfélle zu verhindern und ihre Folgen flir die menschliche
Gesundheit und Umwelt zu begrenzen (s.a. Kapitel lll 10 Immissionsschutz
und Il 13 Gringestaltung).

21 Nach dem Gesetz Uber die Elektrizitats- und Gasversorgung (EnWG)
unterliegen Hochspannungsfreileitungen ab 110 kV sowie Gasversorgungs-
leitungen mit einem Durchmesser von mehr als 300 Millimeter den all-
gemeinen Vorschriften der Planfeststellung (843 EnWG i.V.m. Art.72ff.
BayVwVfG) bzw. die nach der Anlage zum Bundesbedarfsplangesetz mit
~A1” und ,A2” gekennzeichneten lédnderibergreifenden bzw. grenziiber-
schreitenden Hoéchstspannungsleitungen einer Planfeststellung durch die
Bundesnetzagentur (88 18ff. NABEG). Wenn kein Verfahren nach § 43ff. EnWG
durchzufiihren ist, richtet sich die Zulassigkeit nach sonstigen 6ffentlich-recht-
lichen Vorschriften (ggf. Naturschutzrecht, Wasserrecht etc.). Zusatzlich kann
nach Art. 40 Abs. 1 BayEG die Enteignungsbehérde von Amts wegen ein Plan-
feststellungsverfahren durchflihren, wenn sie es fiir sachdienlich erachtet (z. B.
bei einer Leitungstrasse (iber eine grélRere Anzahl von Grundstiicken). Planun-
gen, fur die eine Planfeststellung durchgefiihrt ist, sind in den Bauleitplanen
nachrichtlich zu Gbernehmen (s.a. Kapitel Il 3.1/3ff. Fachplanungen, fest-
gesetzt). Eine Pflicht zur Anpassung kann sich auch aus entsprechenden Zielen
der Raumordnung ergeben. In den Ubrigen Féallen ist im Bauleitplanverfahren
eine Abstimmung mit dem Energieversorgungsunternehmen herbeizufihren.

22 Im Bereich von Freileitungen sind die Grenzwerte der 26. BImSchV ein-
zuhalten und bei der Errichtung baulicher Anlagen bestimmte Abstande nach
den einschlagigen VDE-Bestimmungen (DIN VDE 0210 Teil 1) zu beachten. Die
hiervon betroffenen Flachen sollten in den Bebauungsplanen gekennzeichnet
werden, in den Flachennutzungsplénen sollte dies bei Leitungen mit 20 kV
und mehr erfolgen. Unter 20 kV sollte gepriift werden, ob eine Darstellung
im Einzelfall sinnvoll ist. Das LEP enthélt eine Regelung zu Abstanden von
Hochstspannungsfreileitungen zu Siedlungsgebieten in Kapitel 6.1.2.

23 In den wasserrechtlichen Vorschriften wird die Erarbeitung wasserwirt-
schaftlicher Fachpléane vorgeschrieben, die ihrerseits als 6ffentliche Belange
bei der Bauleitplanung im Rahmen der Abwéagung zu berlcksichtigen sind (81
Abs. 6 Nr. 7 Buchst. g BauGB). Dies gilt insbesondere fir die:

Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie

Bis Ende 2009 wurden erstmals die Bewirtschaftungspléane und Mal3-
nahmenprogramme aufgestellt; diese wurden Ende 2015 aktualisiert. Die
Bewirtschaftungspléne sind auch kiinftig alle sechs Jahre zu aktualisieren
(884 Abs. 1 WHG). Die Umsetzung der MaRnahmenprogramme erfolgt
innerhalb von 3 Jahren nach ihrer Veréffentlichung (8 84 Abs. 2 WHG).

Umsetzung der Hochwasserrisikomanagementrichtlinie

Um nachteilige Hochwasserfolgen zu verringern, wurden gemaf 875
WHG Ende 2015 Risikomanagementplane aufgestellt; die Plane wer-
den alle sechs Jahre Uberprift und erforderlichenfalls aktualisiert (8 75
Abs. 6 WHG). Vor Aufstellung der Risikomanagementplane erfolgte eine
Bewertung der Hochwasserrisiken und die Bestimmung von Risiko-
gebieten sowie die Erstellung von Risiko- und Gefahrenkarten (88 73f.
WHG).

Elektrizitatsversorgung,
Gasversorgung

Wasserwirtschaft
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Fir die Erstellung der Plane ist das Bayerische Staatsministerium fir Umwelt
und Verbraucherschutz zustidndig (Art.63 Abs.2 BayWG bzw. Art.45 S.2
BayWG). Zur Sicherung der Planung von Vorhaben nach Malnahmen-
programm (886 Abs.1 Nr.2 WHG) und Vorhaben des Hochwasserschutzes
(8§86 Abs.1 Nr.1 WHG) kénnen gemall §86 WHG Verdnderungssperren
erlassen werden (s.a. Kapitel lll 11.2 Hochwasserschutz).

24 Die Herstellung, Beseitigung oder wesentliche Umgestaltung eines
Gewassers oder seiner Ufer (Gewasserausbau) bediirfen der Planfeststellung
(8867 Abs. 2,68 Abs. 1 WHG) oder der Plangenehmigung (8 68 Abs. 2 WHG).
Planfeststellungspflichtig sind auch Ausbau, Neubau und Beseitigung von
Bundeswasserstralen (8 14 WaStrG). Gewasser missen nach 839 WHG
ordnungsgemal unterhalten werden, hierflir erforderliche Raume entlang der
Gewasser sollten im Rahmen der Bauleitplanung berticksichtigt werden. Flr
die Bertiicksichtigung in der Bauleitplanung gilt Kapitel Il 3.1/3 Fachplanungen,
festgesetzt und Il 3.1/5Fachplanungen, in Aussicht genommen.

25 Nach 8851 und 52 WHG kénnen Wasserschutzgebiete festgesetzt oder
geplant sein, in denen bestimmte Nutzungsbeschréankungen gelten; das Glei-
che gilt fiir Heilquellenschutzgebiete nach §53 Abs.5 WHG und fur Uber-
schwemmungsgebiete nach § 76 WHG i.V.m. Art. 46 Abs. 3 BayWG. Auf der
Grundlage von Art.21 BayLplG werden fiir die Sicherung der &ffentlichen
Wasserversorgung Vorrang- und Vorbehaltsgebiete vorgeschlagen und fiir
verbindlich erklart (s.a. Kapitel Il 1 Vorgaben der Raumordnung).

26 Festgesetzte Uberschwemmungsgebiete im Sinne des § 76 Abs. 2 WHG und
Risikogebiete auBerhalb von Uberschwemmungsgebieten im Sinne des § 78b
Abs. 1 WHG sollen nachrichtlich in den Flachennutzungsplan und Bebauungs-
plan iibernommen werden. Noch nicht festgesetzte Uberschwemmungsgebiete
im Sinne des § 76 Abs.3 WHG sowie als Risikogebiete im Sinne des § 73 Abs. 1
Satz 1 WHG bestimmte Gebiete sollen im Flachennutzungsplan und Bebauungs-
plan vermerkt werden. (85 Abs. 4a BauGB, §9 Abs. 6a BauGB).

27 Die Verpflichtung der Gemeinden zur Abwasserbeseitigung kann unter
bestimmten Voraussetzungen abgelehnt und damit den Grundeigentiimern
Ubertragen werden. Hierzu haben die Gemeinden gemal3 Art.34 Abs.2 S.2
BayWG Abwasserbeseitigungskonzepte aufzustellen und fortzuschreiben.
Zum Abwasser gehort gemall § 54 WHG auch das von Niederschlagen aus
dem Bereich von bebauten oder befestigten Flachen gesammelt abflieRende
Wasser (Niederschlagswasser).

28 Die friihzeitige Erarbeitung eines wasserwirtschaftlichen Begleitplans
wird empfohlen. Dieser soll die Planung von MalRnahmen zur Vermeidung
von Gefahren und zum Ausgleich von Beeintrachtigungen, die durch die
Umsetzung des Bebauungsplans hervorgerufen werden sowie alle wasser-
wirtschaftlich relevanten Informationen enthalten (u.a. Uberschwemmungs-
und Risikogebiete, Wildbachgefédhrdungsbereiche, Gebiete mit hohen
Grundwasserstanden und Starkregengefahr, Notabflusswege, Regenwasser-
rickhalte- und Versickerungsflachen, multifunktional zu nutzende Flachen).

29 Der Boden wird durch das 1999 in Kraft getretene Bundes-Bodenschutz-
gesetz (BBodSchQ@G) als elementarer Bestandteil der Natur neben Wasser und
Luft als drittes wichtiges Umweltmedium ausdricklich geschutzt.


https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayWG-63
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayWG-45
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayWG-45
https://www.gesetze-im-internet.de/whg_2009/__86.html
https://www.gesetze-im-internet.de/whg_2009/__86.html
https://www.gesetze-im-internet.de/whg_2009/__86.html
https://www.gesetze-im-internet.de/whg_2009/__67.html
https://www.gesetze-im-internet.de/whg_2009/__68.html
https://www.gesetze-im-internet.de/wastrg/__14.html
https://www.gesetze-im-internet.de/whg_2009/__39.html
https://www.gesetze-im-internet.de/whg_2009/__51.html
https://www.gesetze-im-internet.de/whg_2009/__52.html
https://www.gesetze-im-internet.de/whg_2009/__53.html
https://www.gesetze-im-internet.de/whg_2009/__76.html
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayWG-46
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayLplG-21
https://www.gesetze-im-internet.de/whg_2009/__76.html
https://www.gesetze-im-internet.de/whg_2009/__78b.html
https://www.gesetze-im-internet.de/whg_2009/__78b.html
https://www.gesetze-im-internet.de/whg_2009/__76.html
https://www.gesetze-im-internet.de/whg_2009/__73.html
https://www.gesetze-im-internet.de/whg_2009/__73.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__5.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__9.html
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayWG-34
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayWG-34
https://www.gesetze-im-internet.de/whg_2009/__54.html

Durch Art. 12 BayBodSchG sind Staat, Gemeinden, Landkreise, Bezirke und
sonstige juristische Personen des 6ffentlichen Rechts gesetzlich verpflichtet,
vorbildhaft dazu beizutragen, dass die Zielsetzungen und Grundsétze des § 1
BBodSchG erreicht werden.

30 Aufgrund von 830 KrWG und Art.11 Abs.1 BayAbfG wird far das
Staatsgebiet ein Abfallwirtschaftsplan nach Gberoértlichen Gesichtspunkten
als Rechtsverordnung aufgestellt. In diesem Plan sind u.a. die zur Sicherung
der Beseitigung von Abféllen sowie der Verwertung von gemischten Abfallen
aus privaten Haushalten erforderlichen Anlagen dargestellt (vgl. 830 Abs. 1
S.2 Nr. 4 KrWG) sowie zugelassene Anlagen und Flachen ausgewiesen, die
fir Deponien, flir sonstige Abfallbeseitigungsanlagen sowie fiir Abfallent-
sorgungsanlagen i.S.d. 8 30 Abs. 1 S. 2 Nr.4 KrWG geeignet sind. Der Abfall-
wirtschaftsplan Bayern ist mit Verordnung vom 17. Dezember 2014 (GVBI.578)
fortgeschrieben worden.

31 Die Errichtung und der Betrieb von ortsfesten Abfallbeseitigungs-
anlagen, in denen eine Entsorgung von Abféllen durchgefiihrt wird, sowie
deren wesentliche Anderung bedirfen gemaR §35 Abs.1 KrWG einer
Genehmigung nach den Vorschriften des BImSchG. Die Errichtung und der
Betrieb von Deponien sowie deren wesentliche Anderung bediirfen nach
835 Abs.2 KrWG einer Planfeststellung nach den Vorschriften des KrWG.
Genehmigte bzw. planfestgestellte Anlagen zur Lagerung, Behandlung oder
Deponierung von Beseitigungsabfallen werden in die Bauleitplane nachricht-
lich Gbernommen (885 Abs.4 S. 1, 9 Abs. 6 BauGB).

32 Nach Art.1 Abs.1 und 2 BayFwG sind der abwehrende Brandschutz
und die Bereitstellung der notwendigen Léschwasserversorgungsanlagen
gemeindliche Pflichtaufgaben. In die bauleitplanerischen Uberlegungen ist
bezlglich des Brandschutzes insbesondere Folgendes einzubeziehen:

Ausstattung und Handlungsmaéglichkeiten der gemeindlichen Feuerwehr,

Sicherstellung des zweiten Rettungsweges fiir Gebaude, bei denen die
Briistung von zum Anleitern bestimmten Fenstern oder Stellen mehr als
8m Uber der Geldndeoberflache liegt,

Sicherstellung des zweiten Rettungsweges Uber die erforderlichen
Rettungsgerate der Feuerwehr wie Hubrettungsfahrzeuge oder — falls
die Feuerwehr nicht Uber diese Gerate verfligt — baulich Gber weitere
Treppen (vgl. Art. 31 Abs. 3 S. 1 BayBO),

Einhaltung der Hilfsfrist nach Nr. 1.1 der Bekanntmachung tGber den Voll-
zug des Bayerischen Feuerwehrgesetzes (VollzBekBayFwG),

ausreichende Loschwasserversorgung,

ausreichende ErschlieBung auch bei einem Feuerwehreinsatz(insbe-
sondere Berlicksichtigung der ,Richtlinie Gber Flachen flr die Feuerwehr”),

Wechselbeziehungen zwischen dem Planungsbereich und anderen
Gebieten hinsichtlich des Brandschutzes,

Abfall

Brandschutz
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wesentliche brandschutztechnische Risiken im Planungsbereich (z.B.
Mineral6l- oder Gasfernleitungen).

Bezliglich der Loschwasserversorgung ist die Frage, welche Anlagen im
Einzelfall dafiir notwendig sind, anhand der Brandrisiken des konkreten Bau-
vorhabens zu beurteilen. Den Gemeinden wird empfohlen, bei der Ermittlung
der notwendigen Léschwassermenge die Technische Regel zur Bereit-
stellung von Léschwasser durch die 6ffentliche Trinkwasserversorgung —
Arbeitsblatt W 405 der Deutschen Vereinigung des Gas- und Wasserfaches
e.V. (DVGW) - anzuwenden. Die Verpflichtung der Gemeinden geht dabei
Uber die Bereitstellung des sog. Grundschutzes im Sinne dieser technischen
Regel hinaus. Jedoch muss die Gemeinde nicht flir jede nur denkbare Brand-
gefahr mit auRergewohnlichem, extrem unwahrscheinlichem Brandrisiko
Vorkehrungen treffen. Sie hat jedoch Loéschwasser in einem Umfang bereit-
zuhalten, wie es die jeweils vorhandene konkrete ortliche Situation, die unter
anderem durch die (zuldssige) Art und das (zuladssige) Mal3 der baulichen Nut-
zung, die Siedlungsstruktur und die Bauweise bestimmt wird, verlangt. Die
Gemeinden haben zudem auf ein ausreichend dimensioniertes Rohrleitungs-
und Hydrantennetz zu achten.

4 Abstimmung mit benachbarten Gemeinden

Benachbarte Gemeinden sind haufig durch enge Verflechtungen und
gemeinsame Voraussetzungen in ihrer stadtebaulichen Entwicklung
bestimmt. Sie kénnen z.B. durch gemeinsame Aufgabenwahrnehmung fiir
die Versorgung mit ortlichen Gemeinbedarfseinrichtungen oder durch die
gemeinsame Tragerschaft von 6ffentlichen Einrichtungen (z.B. der Schulen,
der Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung, des Personennahverkehrs)
miteinander verbunden sein. Verflechtungen kénnen sich ferner ergeben,
wenn die vorhandenen oder geplanten Baugebiete benachbarter Gemeinden
einen baulichen Zusammenhang bilden oder Uber gemeinsame Anlagen
erschlossen werden und wenn Einrichtungen mit besonderen stadtebau-
lichen Auswirkungen auf benachbarte Gemeinden vorhanden oder geplant
sind (z.B. Industriebetriebe mit schadlichen Umwelteinwirkungen auf andere
Gemeindegebiete, Fremdenverkehrseinrichtungen mit starkem Verkehrsauf-
kommen). Besonders enge Abhangigkeiten der Gemeinden untereinander
und mit der Kernstadt bestehen im Umland groRerer Stadte oder auch bei
zentralen Doppel- und Mehrfachorten.

4.1 Allgemeine Abstimmung

Benachbarte Gemeinden sind aufgrund von 82 Abs.2 S. 1 BauGB gehalten,
ihre Bauleitplane aufeinander abzustimmen. Diese Vorschrift verpflichtet
zunachst die planende Gemeinde. In seltenen Ausnahmeféllen kann sie
die von der Planung berlihrte benachbarte Gemeinde verpflichten, Bauleit-
pléne aufzustellen, zu &ndern oder zu ergénzen, soweit es zur Abstimmung
erforderlich ist. Als benachbart im Sinne von 82 Abs.2 S.1 BauGB kénnen
unter Umstéanden nicht nur die unmittelbar angrenzenden, sondern auch wei-
tere Gemeinden im ndheren Umkreis anzusehen sein, die durch die Bauleit-
planung berihrt werden. Einer gemeindenachbarlichen Abstimmung bedarf
es bereits dann, wenn unmittelbare Auswirkungen gewichtiger Art auf die
stéddtebauliche Ordnung und Entwicklung einer Nachbargemeinde in Betracht
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kommen; eine bereits formliche oder (auch nur) hinreichend konkretisierte
Planung der benachbarten Gemeinde ist nicht erforderlich. Die planende
Gemeinde beteiligt die in Betracht kommenden benachbarten Gemeinden
nach den fiir die Beteiligung der Behoérden und sonstiger Trager o6ffentli-
cher Belange geltenden Verfahrensvorschriften (88 4, 4a BauGB), (s.a. Kapitel
V 2.7/6 Abstimmung mit benachbarten Gemeinden und V 2.8 Grenzlber-
schreitende Beteiligung).

Die benachbarten Gemeinden haben Anspruch darauf, dass ihre Belange
angemessen in die von der planenden Gemeinde zu treffende Abwagungs-
entscheidung eingestellt werden. Dabei kdénnen sich diese auch auf die
ihnen durch Ziele der Raumordnung zugewiesenen Funktionen und auf Aus-
wirkungen auf ihre zentralen Versorgungsbereiche berufen (82 Abs.2 S.2
BauGB).

4.2 Gemeinsame Flachennutzungsplane

1 Benachbarte Gemeinden haben die Mdglichkeit einer gemeinsamen
Flachennutzungsplanung. Gemal3 8204 Abs.1 S.1 BauGB sollen sie einen
gemeinsamen Flachennutzungsplan aufstellen, wenn ihre Entwicklung
wesentlich durch gemeinsame Voraussetzungen und BedUrfnisse bestimmt
wird oder ein gemeinsamer Flachennutzungsplan einen gerechten Aus-
gleich der Belange ermdglicht. Davon kann z.B. bei Gemeinden ausgegangen
werden, die einen von landschaftlicher Einheit gepragten Erholungs- oder
Fremdenverkehrsraum bilden (z.B. in Seengebieten oder Gebirgstalern)
oder in denen grolere gebietstibergreifende Industrieansiedlungen vor-
gesehen sind. Auch bei Gemeinden im Stadtumland oder bei zentralen
Doppel- und Mehrfachorten kann ein sachgerechter Ausgleich der Belange
durch einen gemeinsamen Flachennutzungsplan erreicht werden. Im
landlichen Raum kann ein gemeinsamer Flachennutzungsplan z.B. den
Ausgleich zwischen den Belangen von Gemeinden, deren Entwicklungs-
schwerpunkte in unterschiedlichen Bereichen (z.B. Wohnen, Gewerbe, Land-
wirtschaft) liegen, ermdglichen. In bestimmten Fallen (z. B. Windkraftanlagen)
haben Gemeinden auch die Mdéglichkeit, gemeinsame Teilflachennutzungs-
plane aufzustellen (s.a. Kapitel IV 4.2/4 Sachliche Teilflachennutzungsplane
(Konzentrationsflachen)).

2 Ein gemeinsamer Flachennutzungsplan soll gemal 8204 Abs.1 S.2
BauGB insbesondere aufgestellt werden, wenn die Ziele der Raumordnung
oder wenn Einrichtungen und Anlagen des o6ffentlichen Verkehrs, sons-
tige ErschlielBungsanlagen sowie Gemeinbedarfs- oder sonstige Folgeein-
richtungen eine gemeinsame Planung erfordern.

3 Der gemeinsame Flachennutzungsplan wird zweckmaligerweise als
einheitlicher Planentwurf von einem gemeinsam beauftragten Planer aus-
gearbeitet. Sein Wirksamwerden setzt voraus, dass die Beschliisse aller
beteiligten Gemeinden Uber den gemeinsamen Flachennutzungsplan mit-
einander in Einklang stehen. Das Verfahren wird in jeder Gemeinde fiir den
ganzen Flachennutzungsplan durchgefihrt. Stellungnahmen kénnen von
jedermann hinsichtlich des ganzen Planentwurfs abgegeben werden und
muissen von allen beteiligten Gemeinden (bereinstimmend behandelt wer-
den. Der gemeinsame Flachennutzungsplan wird wirksam, wenn er in allen
beteiligten Gemeinden gemal3 § 6 Abs.5 S. 1 BauGB bekannt gemacht ist.

Verfahren gemeinsamer
Flachennutzungsplan
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Gemeinsamer
Landschaftsplan

Kommunale
Arbeitsgemeinschaften,
Verwaltungsgemein-
schaften

Vereinbarung iiber
bestimmte Darstellungen
im Flachennutzungsplan
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4 Der gemeinsame Flachennutzungsplan kann nur gemeinsam auf-
gehoben, gedndert oder erganzt werden; die Gemeinden kénnen jedoch ver-
einbaren, dass sich die Bindung nur auf bestimmte raumliche oder sachliche
Teilbereiche erstreckt (8 204 Abs. 1 S. 3 BauGB).

5 Wenn die Entwicklung durch gemeinsame landschaftliche Voraus-
setzungen oder landschaftsplanerische Bedlrfnisse bestimmt ist, soll der
Landschaftsplan als Bestandteil des gemeinsamen Flachennutzungsplans
auch als gemeinsame Landschaftsplanung ausgearbeitet werden. Ist der
gemeinsame Flachennutzungsplan aufgrund einer Aufgabenteilung zwi-
schen den Gemeinden oder zur Koordinierung der unterschiedlichen Ent-
wicklung in den Gemeinden erforderlich, so kann es zweckmalig sein, auch
einen gemeinsamen kommunalen Entwicklungsplan aufzustellen (s.a. Kapitel
| 3/2 Kommunales Entwicklungskonzept, | 3/4 Uberértliche Planung — inter-
kommunales Entwicklungskonzept).

6 Zur Aufstellung des gemeinsamen Flachennutzungsplans und weite-
rer Planungen wird den Gemeinden die Bildung einer Arbeitsgemeinschaft
nach Art.4 bis 6 KommZG empfohlen. Die Gemeinden schlieRen hierbei
eine Vereinbarung, in der u.a. der Geltungsbereich der gemeinsamen Plane,
der Umfang der Planungsarbeiten, die zu beauftragende Stelle und das Ver-
fahren zur Herbeifiihrung tibereinstimmender Beschllsse festgelegt werden.
Wird die gemeinsame Planung von den Gemeinden einer Verwaltungs-
gemeinschaft durchgefiihrt, so ist es zweckmalig, die Ausarbeitung und die
Aufstellung der Planung mit Ausnahme der den Gemeinden vorbehaltenen
Beschlisse auf die Verwaltungsgemeinschaft zu Gbertragen.

7 Ist eine gemeinsame Planung nur fir rdumliche oder sachliche Teil-
bereiche erforderlich, so kann anstelle eines gemeinsamen Flachen-
nutzungsplans eine Vereinbarung der beteiligten Gemeinden Uber bestimmte
Darstellungen in ihren Flachennutzungsplanen getroffen werden (8 204 Abs. 1
S.4 BauGB). Die Genehmigung der Flachennutzungsplane bleibt durch die
Vereinbarung unberthrt. Die Vereinbarung wird unwirksam, soweit bestimmte
vereinbarte Darstellungen gemal3 86 Abs. 2 BauGB nicht genehmigt werden
kénnen.

4.3 Planungsverbande

Wahrend die Planungshoheit der beteiligten Gemeinden bei der Aufstellung
gemeinsamer Flachennutzungspldne nach 8204 BauGB unberthrt bleibt,
wird sie bei der Bildung eines Planungsverbands nach 8205 BauGB ganz
oder teilweise auf diesen Ubertragen. Der Umfang der dadurch erreichten
gemeinsamen Planungshoheit wird in der Satzung des Planungsverbandes
bestimmt. Der Planungsverband tritt nach Mal3gabe seiner Satzung fir die
Bauleitplanung und ihre Durchfiihrung an die Stelle der Gemeinden. Der
Planungsverband ist wieder aufzul6sen, wenn die Voraussetzungen fur den
Zusammenschluss entfallen sind oder der Zweck der gemeinsamen Planung
erreicht ist.
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1 Planungsgrundsatze, die in der Bauleitplanung zu bericksichtigen sind,
werden in erster Linie in 8 1 Abs.5 und 6 sowie 8§ 1a Abs. 1 und 2 BauGB auf-
gefuhrt. Die vorgenannten Vorschriften sind jedoch nicht abschlieend.
Daneben gelten weitere, ergdnzende oder konkretisierende materielle
Anforderungen, die als Planungsgrundsatze oder Ziele in die Bauleitplanung
eingehen. Zu ihnen zahlen vor allem die Grundséatze und Ziele, die im Landes-
entwicklungsprogramm (LEP) sowie in den Regionalplédnen enthalten sind. Die
Ziele der Raumordnung I6sen eine Anpassungspflicht nach § 1 Abs.4 BauGB
aus. 8 136 Abs. 4 BauGB enthalt zudem Planungsgrundsatze flir Sanierungs-
mafnahmen. Von den fachlichen Gesetzen ist z.B. § 50 BImSchG zu nennen.

2 Die stadtebauliche Planung umfasst die strukturelle Verbesserung,
Funktionserhaltung oder Nutzungsdnderung bebauter Gebiete sowie die
ErschlieBung und Nutzung neuer Siedlungsflachen. Sie beinhaltet zudem die
laufende Uberpriifung noch nicht verwirklichter Planungen mit den stadtebau-
lichen Grundsatzen gemald BauGB und den Entwicklungszielen der Gemeinde.
Sie bericksichtigt dabei den sparsamen Umgang mit Grund und Boden.
Innerhalb des rechtlichen Rahmens des BauGB kann einer sozial gerechten,
nachhaltigen und flaichensparenden Bauleitplanung Rechnung getragen wer-
den, indem entsprechende stadtebauliche Planungsaspekte beachtet wer-
den. Ausgehend von einem nachweisbaren Bedarf und einem verfligbaren
Flachenpotenzial sind bei der Entwicklung der Nutzungen und der stadtebau-
lichen Strukturen folgende Ziele mal3gebend (s.a. Abb. 3):

Vielfaltige Nutzungen

Nutzungsmischung

Soziale Mischung

Verfligbarkeit und Erreichbarkeit vorhandener bzw. geplanter Nutzungen
stadtebauliche Dichte

vielféltige, gemischte bauliche Strukturen (Typologien)

qualitatvolle Gestaltung der bebauten und unbebauten Flachen.

3 Die Belange kénnen von Fall zu Fall unterschiedliches Gewicht haben
und einander entgegenstehen; schon deswegen lassen sie sich nicht in jedem
einzelnen Fall uneingeschréankt verwirklichen. 8 1 Abs. 7 BauGB schreibt daher
vor, dass die Gemeinde die 6ffentlichen und privaten Belange gegeneinander
und untereinander gerecht abzuwéagen hat. An die Abwégung sind eine
Reihe grundsatzlicher, von der Rechtsprechung entwickelter Anforderungen
zu stellen. Muss die Gemeinde Belange zurlickstellen und damit im Einzel-
fall von wichtigen Planungsgrundsatzen abweichen, so soll sie hierauf in
der Begriindung und - hinsichtlich der Umweltbelange und der Ergebnisse
der Offentlichkeits- und Behérdenbeteiligung — in der zusammenfassenden

Abwiéagung
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Abb. 3: Stadtebauliche
Planung

Normenkontrolle
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Erklarung zum Bauleitplan eingehen (s.a. Kapitel IV 4.3/31 Begriindung
Flachennutzungsplan und IV 4.4/44ff. Begriindung Bebauungsplan).

4 Das Gebot einer gerechten Abwagung ist verletzt, wenn eine sach-
gerechte Abwagung Uberhaupt nicht stattfindet (Abwégungsausfall). Es
ist auch verletzt, wenn in die Abwagung Belange nicht eingestellt sind, die
nach Lage der Dinge in sie eingestellt werden missen (Abwagungsdefizit).
Es ist ferner verletzt, wenn die Bedeutung der betroffenen Belange ver-
kannt oder wenn der Ausgleich zwischen den von der Planung berihrten
Belangen in einer Weise vorgenommen wird, der in keinem Verhéltnis zum
objektiven Gewicht der einzelnen Belange steht (Abwagungsunverhaltnis-
maligkeit). Innerhalb des so gezogenen Rahmens wird das Abwagungsgebot
jedoch nicht verletzt, wenn sich die Gemeinde in der Kollision zwischen ver-
schiedenen Belangen fiir die Bevorzugung des einen und damit notwendig
fir die Zurlckstellung eines anderen entscheidet. Es ist deshalb von zentra-
ler Bedeutung, dass die Gemeinde einen als abwéagungsrelevant erkannten
Belang so genau und umfassend wie mdglich benennt, seine Bedeutung ins-
besondere im Verhaltnis zu anderen Belangen, sowie die Griinde, aus denen
sie dem Belang Rechnung tragt oder nicht, so prazise wie moglich darstellt.

Bedarf

Wohnen, Gewerbe/Industrie, Infrastruktur, Verkehr, Kultur, Sonstige

Flachenpotenzial

Bebaute Flachen Unbebaute Flachen

Planungsgrundsatze

Nutzungen Strukturen

Vielfalt Stadtebauliche Dichte
Nutzungsmischung Typologien (vielféltige,
Soziale Mischung gemischte bauliche
Verfligbarkeit Strukturen)
Erreichbarkeit Qualitat

L

Umsetzung (Bauleitplanung)

5 Bebauungspldne und ausnahmsweise auch Flachennutzungspléne
(s.a. Kapitel IV 4.2/24 Konzentrationsflachen) unterliegen der verwaltungs-
gerichtlichen Normenkontrolle. Das Normenkontrollgericht Uberprift die
Abwaégungsentscheidung nur eingeschréankt daraufhin, ob relevante
Abwéagungsfehler gemacht worden sind. Auch auf Popularklagen hin kénnen
Bebauungsplane durch den Bayerischen Verfassungsgerichtshof fir nichtig
erklart werden, wenn sie z.B. aufgrund eines offensichtlichen Aul3eracht-
lassens bzw. einer offensichtlichen Fehlgewichtung von Belangen gegen das
in Art. 118 BV verankerte Willklrverbot verstof3en.

6 Nach dieser Rechtsprechung missen die Gemeinden bei der Abwagung
den sich aus Art. 141 Abs. 1 S.4 BV ergebenden Verpflichtungen nachkom-


https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayVerf-118
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men. Einzelne Belange diirfen dabei nicht ohne ausreichende Begriindung
oder aus offensichtlicher Bevorzugung von Einzelinteressen bevorzugt oder
vernachlassigt werden (s.a. Kapitel lll 14/11 Erhalt von Baudenkmalern und
Kapitel V 7 Planerhaltung bei Verletzung von Vorschriften).

1 Umfang und Art der Siedlungstatigkeit

1 Der Umfang der Siedlungstatigkeit soll sich an der Erhaltung und der
nachhaltigen Weiterentwicklung der gewachsenen Siedlungsstrukturen orien-
tieren. Vorrangig ist dabei, im Sinne des demographischen Wandels und einer
langfristig, wirtschaftlichen stadtebaulichen Planung, das Ziel der Innenent-
wicklung (vgl. LEP 3.2), die Schaffung von kompakten Siedlungsstrukturen
und die Reduzierung von Flachenverbrauchen (vgl. LEP 3.1, 3.3) zu verfolgen.
Diese Anforderung wird durch den 8§ 1a Abs.2 BauGB unterstrichen. Wei-
ter richtet er sich nach den stadtebaulichen Entwicklungs- und Ordnungs-
zielen der Gemeinde sowie nach besonderen Aufgaben, die der Gemeinde
nach den Zielen der Raumordnung obliegen kénnen (z.B. Gberoértliche Ver-
sorgungsfunktion als Zentraler Ort). Bei der nachhaltigen Siedlungsent-
wicklung der Gemeinden sind grundsatzlich der demographische Wandel und
damit die prognostizierte Bevolkerungsentwicklung zu beachten und die Fol-
gen zu berlicksichtigen. Einer angemessenen Bedarfsermittlung kommt ins-
besondere vor dem Hintergrund teils stagnierender oder zuriickgehender
Bevolkerungszahlen erhebliche Bedeutung zu.

In der gewerblichen Entwicklung zdhlen dazu auch Ansiedlungen zur Ver-
besserung der Grundversorgung sowie zur erforderlichen Verbesserung
der Wirtschafts- und Arbeitsmarktstruktur. Der Umfang einer nachhaltigen
Siedlungsentwicklung richtet sich auch nach naturrdumlicher und topo-
graphischer Lage, staddtebaulicher Struktur, GréRe und Infrastrukturaus-
stattung der einzelnen Gemeinde. Insbesondere in Verdichtungsrdumen soll
die Ausweisung gewerblicher Siedlungsflachen méglichst mit dem Bedarf an
Wohnsiedlungsflachen abgestimmt werden (LEP 2.2.7). Gewerbegebiete sol-
len in der Regel in Zentralen Orten an rdumlich geeigneten Standorten mit
guter Uberregionaler Verkehrsanbindung ausgewiesen werden.

Far die Siedlungsentwicklung der Gemeinden bedeutsame Ziele und Grund-
satze sind in Art.6 BayLplG und insbesondere in Kapitel 3 des LEP sowie
in den Regionalpléanen aufgefiihrt (weitere Zielvorgaben fir die Siedlungs-
entwicklung s.a. LEP 1.2.1 und 2.2.8). Fur ausfihrliche Hinweise zur
Bedarfsermittlung von Neubaufldchen siehe Kapitel IV 2 Berechnungs- und
Entwurfsgrundlagen.

2 Seit 2004 wird vom Bayerischen Landesamt flir Statistik einmal jahrlich
eine regionalisierte Bevolkerungsvorausberechnung fir die Landkreise und
kreisfreien Stadte und seit 2010 auch ein sogenannter Demographie-Spiegel
fir alle bayerischen Gemeinden veroéffentlicht (s.a. Kapitel IV 3/9 Statistische
Datengrundlagen). Nach den aktuellen Ergebnissen wird die Einwohnerzahl
des Freistaats weiter wachsen. Regional wird sich die demographische Ent-
wicklung jedoch erheblich unterscheiden. Wahrend im Grol3raum Mdiinchen
die Bevolkerungszahl zunimmt, sind in Teilen Frankens, der Oberpfalz und
Niederbayerns Bevodlkerungsriickgéange bereits deutlich wahrnehmbar. Auf
Gemeindeebene kénnen Bevoélkerungsriickgdnge noch starker ausgepragt

Demographische
Entwicklung
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auftreten. Dabei liegen Gemeinden mit starken Bevélkerungsabnahmen oft
in unmittelbarer Nachbarschaft zu Gemeinden mit anhaltenden Zunahmen.
Auch innerhalb von Gemeinden kann es zu gegenlaufigen Entwicklungen der
Bevolkerung und deren Zusammensetzung kommen. Gemal3 den Erhebungen
des Bayerischen Landesamts flir Statistik sind insgesamt gesehen die riick-
laufigen Bevolkerungszahlen in erster Linie auf einen Sterbefalliiberschuss
zurlckzufihren, der mancherorts nicht durch ein positives Wanderungssaldo
ausgeglichen werden kann.

3 Der Demographische Wandel wird den Umfang und die Art der
Siedlungsentwicklung der Gemeinden in den nachsten Jahrzehnten wesent-
lich mitpragen. Dabei handelt es sich um langfristige Prozesse. Auch
Kommunen, die heute noch keinen Handlungsbedarf erkennen, kénnen
mittelfristig davon betroffen sein. Die Aspekte der demographischen Ent-
wicklung - Bevolkerungsriickgang, veranderte Altersstruktur, Zu- und
Abwanderung - betreffen dabei die gesamte Bandbreite der wirtschaftlichen
und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen der Siedlungsentwicklung.
Sowohl Grol3stddte und Verdichtungsrdume als auch dinn besiedelte,
strukturschwache lédndliche Gebiete sind in unterschiedlicher Form von den
Auswirkungen betroffen. Im Rahmen der Siedlungsentwicklung ist es daher
erforderlich, aufgrund der groRen Planungs- und Entwicklungszeitrdume und
der langfristigen Bindung erheblicher kommunaler Finanzmittel, friihzeitig die
regionale und lokale Bevélkerungsentwicklung zu berticksichtigen und alle
Planungsentscheidungen auf ihre langfristige Tragféhigkeit zu Gberprifen
(siehe auch LEP 1.2.1, 1.2.4 u. 1.2.6). Notwendig ist eine auf den Besonder-
heiten der jeweiligen Kommune aufbauende, fachiibergreifend angelegte,
strategische Entwicklungsperspektive (s.a. Kapitel | 3/3 Integriertes stadte-
bauliches Entwicklungskonzept) mit dem Ziel, die Funktionsfahigkeit der
Siedlungsstrukturen und die langfristige Auslastung und Aufrechterhaltung
wohnortnaher Einrichtungen und Angebote der Daseinsvorsorge zu sichern
und auf die Bedrfnisse einer alter werdenden Gesellschaft auszurichten.

Bei allen fachlichen Diskussionen und der Entwicklung von integrierten Stra-
tegien sollten die Blrgerinnen und Bilirger vor Ort umfassend einbezogen
werden. Vor diesem Hintergrund gewinnen dabei zunehmend gemeinde-
Ubergreifende Ansatze an Bedeutung. Eine interkommunale Abstimmung
und Zusammenarbeit sollte friihzeitig in Betracht gezogen werden. Im Inter-
net hat das Bayerische Staatsministerium fir Wohnen, Bau und Verkehr Infor-
mationen, beispielgebende Projekte und praktische Lésungsansatze zum
Themenbereich zusammengestellt (www.stmb.bayern.de/buw/bauthemen/
bauenunddemographie/). Der ressortiibergreifende Demographie-Leitfaden
der Staatsregierung stellt spezielle Informationen fir Kommunen im land-
lichen Raum zur Verfligung (www.demographie-leitfaden-bayern.de/).

4 Durch den Klimawandel verandern sich weltweit die klimatischen Ver-
haltnisse. Der Klimawandel ist langst auch in Bayern angekommen und zeigt
seine Auswirkungen in allen gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Bereichen.
Deshalb ist es dringend erforderlich, das Risiko und die Schaden so gering wie
moglich zu halten und entsprechende Vorkehrungen zu treffen. Die Bayerische
Staatsregierung hat mit der 2009 erarbeiteten und 2016 aktualisierten Klima-
Anpassungsstrategie (vgl. Anhang D) auf die zukinftigen Herausforderungen
reagiert. Die Klima-Anpassungsstrategie stellt die bereits beobachteten als
auch die zukiinftig zu erwartenden klimatischen Verdnderungen in Bayern dar,
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legt fiir zentrale Handlungsfelder einen strategischen Ansatz zum Umgang
mit dem Klimawandel vor und informiert tGber die Vielzahl an Férdermaglich-
keiten zur Umsetzung von Klimaanpassungsmafnahmen.

Bei Planungs- und Investitionsentscheidungen in den Kommunen sollten die
Folgen und regionalen Auswirkungen des Klimawandels unbedingt berick-
sichtigt werden. Stadtebauliche Konzepte missen starker den Umgang mit
den Folgen des Klimawandels thematisieren und die Verminderung der klima-
bedingten Risiken, wie z.B. Hochwassergefahren, sollte mehr im Fokus aktueller
und zukinftiger kommunaler Entwicklungen stehen. Die Bauleitplanung dient
den Kommunen dabei als wichtigstes Planungs- und Steuerungsinstrument (s.a.
Kapitel Ill 12 Energieversorgung, Klimaschutz). Mit dem interaktiven Tool ,Kli-
macheck” (www.tourismus.hm.edu/die_fakultaet/forschung projekte/c3_alps_1.
de.html) kdbnnen Gemeinden herausfinden, wie sich der Klimawandel vor Ort
konkret auswirken kann und in welchen Bereichen Anpassungsbedarf besteht.

5 Ziel einer nachhaltigen Entwicklung ist besonders auch der sparsame
Umgang mit Grund und Boden. Der Auftrag des Bayerischen Landtags, einen
internetbasierten Flachenverbrauchsbericht zu erstellen, ist durch eine neue
Internetseite im Angebot des Bayerischen Staatsministeriums fiir Umwelt und
Verbraucherschutz realisiert (www.flaechensparen.bayern.de). Der Bericht
wird jedes Jahr nach dem Erscheinen der neuen Zahlen zum Flachenver-
brauch fortgeschrieben. Er enthélt die aktuelle Situation, die Verdnderung zum
Vorjahr und in den letzten 10 Jahren. Die Visualisierung der einzelnen Ergeb-
nisse erfolgt Gber das bestehende Internet-Angebot des Bayerischen Landes-
amtes flr Statistik und Datenverarbeitung. Dort wurde ein neues Thema
«Fldchenverbrauch” erstellt, auf das vom Flachenverbrauchsbericht verlinkt
wird. Abgerufen werden kénnen, bezogen auf die Regierungsbezirke, Land-
kreise und Kommunen, jeweils die Daten zur Verdnderung der Art der Nutzung
mit den jeweiligen Unterkategorien. AulRerdem werden die Bevdlkerungsent-
wicklung und der Flachenverbrauch pro Einwohner dargestellt (www.stmuv.
bayern.de/themen/boden/flaechensparen/verbrauchsbericht.htm).

6 Eine nachhaltige gemeindliche Planung schlief3t eine zukunftsorientierte
kommunale Bodenpolitik ein. Dieser kommmt vor dem Hintergrund der rdum-
lichen Auswirkungen eines wirtschaftlichen Strukturwandels und der prog-
nostizierten demographischen Entwicklung hohe Bedeutung zu. Vorrangig gilt
es, die vorhandenen Potenziale (Baulandreserven, Nachverdichtung, Brach-
flachen und leerstehende Bausubstanz) in den Siedlungsgebieten zu aktivie-
ren und flachensparende Siedlungs- und ErschlieBungsformen anzuwenden.
Die Bedeutung dieses Aspekts hat der Gesetzgeber dadurch betont, dass
er in den Planungsleitsdtzen ausdriicklich hervorhebt, dass die stadtebau-
liche Entwicklung vorrangig durch MalRnahmen der Innenentwicklung erfol-
gen soll. Zu diesem Zweck hat er flir Bebauungsplane der Innenentwicklung
das beschleunigte Verfahren nach & 13a BauGB geschaffen (s.a. Kapitel V
4.1 Beschleunigtes Verfahren der Innenentwicklung) und mit dem Gesetz zur
Umsetzung der Richtlinie 2014/52/EU im Stédtebaurecht und zur Starkung des
neuen Zusammenlebens in der Stadt die Flache als weiteres Schutzgut in §1
Abs. 6 Nr. 7a BauGB eingefligt.

Die Feststellung des Bauflachenbedarfs ist Aufgabe der Gemeinde. Er muss
in der Abwégung als Belang entsprechend beriicksichtigt werden. Zur Metho-
dik der Bedarfsermittlung wird auf Kapitel IV 2 Berechnungs- und Entwurfs-
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grundlagen verwiesen. Zur Umsetzung wird der Aufbau eines kommunalen
oder gemeindelibergreifenden Flachenmanagements dringend angeraten,
mit dessen Hilfe die Entwicklungspotenziale erfasst und in die stadtebaulichen
Planungsprozesse eingespeist werden konnen. Neben dem Baulandkataster
(8200 Abs.3 BauGB) steht als elektronisches Werkzeug die kostenlose
Flachenmanagement-Datenbank zur Verfligung und als Arbeitshilfe die Bro-
schire ,Kommunales Flachenmanagement” (vgl. Anhang D, s.a. Kapitel IV
3/17 Flachenmanagement, Ermittlung der Flachenpotenziale).

7 Trotz der Aktivierung vorhandener Baulandreserven kann auch kinftig
die Ausweisung von neuen Baugebieten erforderlich sein. Der Flachenbedarf
fir neue Baugebiete soll durch Festlegung einer angemessenen, auf die Struk-
tur der Gemeinde und das Orts- und Landschaftsbild abgestimmten baulichen
Dichte so gering wie maéglich gehalten werden. Deshalb sollte bei der Wahl
zwischen mehreren Bebauungsalternativen flachensparenden Siedlungs-
formen und ErschlieBungssystemen besonderes Gewicht beigemessen wer-
den (vgl. Anhang C).

8 Die Innenentwicklung sowie die Anbindung neuer Siedlungsflachen
an bestehende Siedlungseinheiten bedlirfen in der Regel eines erhdhten
Abstimmungsaufwands. Um dennoch kurze Entwicklungszeitrdume zu
ermdglichen, kommt einer vorausschauenden Bodenpolitik gro3e Bedeutung
zu. Im Rahmen eines kontinuierlichen kommunalen Fladchenmanagements
oder innerhalb eines integrierten stadtebaulichen Entwicklungskonzeptes
kénnen friihzeitig bestehende bzw. neu zu entwickelnde Bauflachenpotenziale
identifiziert, aktiviert und gesichert werden (s.a. Kapitel IV 3/17 Flachen-
management, Ermittlung der Flachenpotenziale).

9 Die Siedlungsentwicklung ist im Sinne von ,kurzen Wegen” und ,Ver-
kehrsvermeidung” maoglichst mit den Erfordernissen einer glinstigen
VerkehrserschlieBung und -bedienung vor allem auch durch 6ffentliche Ver-
kehrsmittel abzustimmen. Die erforderlichen ErschlieBungs-, Versorgungs-
und Folgeeinrichtungen sollen an geeigneten Standorten bereitstehen oder
rechtzeitig bereitgestellt werden kdénnen. Bei den technischen Infrastruktur-
einrichtungen bestehen bestimmte Ausbau- bzw. Unterauslastungsschwellen,
deren Uber- bzw. Unterschreitung bei mangelnder Abstimmung mit der
langfristig zu erwartenden Bevdlkerungsentwicklung unwirtschaftliche Auf-
wendungen (z.B. Erweiterung oder Rickbau einer Klaranlage oder von
Leitungsnetzen) verursachen kann. Insbesondere in Gemeinden, fiir die eine
ricklaufige Bevolkerungsentwicklung prognostiziert wird, kann die Nutzung
bestehender Bausubstanz und die Aktivierung von noch ungenutzten, bebau-
baren Flachen in der Regel die Auslastung der bestehenden Infrastruktur ver-
bessern (vgl. LEP 1.2.1, 1.2.6 mit 3.1 und 3.2).

10 Der sparsame Umgang mit Grund und Boden und insbesondere der
Vorrang der Innenentwicklung haben neben 6kologischen auch ékonomische
Vorteile. Durch Wiedernutzung bereits erschlossener Grundstiicke und durch
LickenschlieBungen wird die Wirtschaftlichkeit vorhandener technischer
Infrastruktur verbessert und hohe ErschlieRungs- und Folgekosten neuer Bau-
gebiete in stddtebaulichen Randlagen vermieden.

Neben der grundsatzlichen Prifung, ob eine Neuausweisung von Bau-
flachen langfristig Gberhaupt wirtschaftlich ist, sollte bei der Planung neuer
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Siedlungseinheiten auf eine kompakte Siedlungsstruktur in den Gemeinden
geachtet werden. Insbesondere durch die Anbindung neuer Baugebiete an
bestehende Siedlungseinheiten wird in der Regel eine besonders wirtschaft-
liche Erweiterung und Unterhaltung bestehender Versorgungseinrichtungen
erreicht. Die Kosten technischer Infrastruktur sind eng verknlpft mit der
Struktur der Siedlungen. Bei Streusiedlungen ist bezogen auf die Einwohner-
zahl der Aufwand fir die Bereitstellung von Wasser, Abwasser, Gas und Strom
sowie flr die ErschlieBung deutlich héher als in kompakten Siedlungskoérpern,
die mit klirzeren Leitungs- und ErschlieBungslangen auskommen (s. a. Kapitel
IV 2/14 Stadtebaulicher Vertrag).

11 Mit Hilfe des Programms ,FolgekostenSchéatzer” kénnen friihzeitig die
Infrastrukturfolgekosten neuer Wohnbaugebiete abgeschatzt und in den
Planungsprozess einbezogen werden. Dies stellt eine wichtige Entscheidungs-
grundlage fiir die Kommunen dar. Das Programm bietet die Moglichkeit, tiber-
schlagig die Infrastruktur-Kosten und Folgekosten der Bebauung alternativer
Flachen, aber auch unterschiedlicher Planungen auf einer Flache zu ermitteln.
In einem Modellprojekt wurde das Programm in acht bayerischen Stadten und
Gemeinden getestet. Zusammen mit einer ausflhrlichen Praxisanleitung steht
der ,FolgekostenSchatzer” allen Kommunen Bayerns kostenfrei zur Verfligung
(vgl. Anhang/D ,Folgekosten von Wohnbaugebieten, Planungshilfe”).

12 Neben der Siedlungsstruktur der Gemeinden haben insbesondere die
Bauformen in neuen Baugebieten erheblichen Einfluss auf die Kosten. Bei
der Konzeption neuer Baugebiete sollte somit auf effiziente Grundstiicks-
zuschnitte fiir flaichensparende Bebauungstypen mit kompakten Baukorpern
geachtet werden. Diese ermoglichen wirtschaftliche ErschlieBungssysteme,
Leitungsnetze und Querschnitte. Hinweise zur Planung kosten- und flachen-
sparender Wohngebiete liefern die Arbeitsblatter fir die Bauleitplanung (vgl.
Anhang C).

13 Gender Mainstreaming (,geschlechtersensible Sichtweise”) bezeichnet
eine Vorgehensweise, bei welcher der Aspekt der Chancengleichheit von
Frauen und Méannern in allen Politikbereichen und politischen MalRnahmen
auf allen Ebenen einbezogen wird. Im Sinne des Gender Mainstreaming sind
politische MalBnahmen daher grundsétzlich danach zu hinterfragen, wie sie
sich auf Frauen und Méanner auswirken, ob und wie sie zum Ziel der Chancen-
gleichheit der Geschlechter beitragen kénnen. Mit dieser Strategie werden die
Anliegen und Erfahrungen von Frauen und Mannern in die Planung, Durch-
fuhrung, Uberwachung und Auswertung politischer MaRBnahmen einbezogen.

Flr die EU-Mitgliedsstaaten besteht seit der Ratifizierung des Amsterdamer
Vertrags 1999 eine gesetzliche Verpflichtung zur Umsetzung des Gender Main-
streaming. Als 6ffentlicher Belang ist Gender Mainstreaming auch in der Bau-
leitplanung zu ber(icksichtigen (vgl. 8 1 Abs. 6 Nr. 3 BauGB: ,unterschiedliche
Auswirkungen auf Frauen und Manner”). Ziel des Gender Mainstreaming ist
eine gleichstellungsorientierte Planung mit einem rdumlichen Angebot fir die
verschiedenen Gruppen und Alltagssituationen.

Eine angemessene Berlcksichtigung der Aspekte des Gender Mainstreaming
in der Bauleitplanung erfolgt durch eine Bestandsanalyse, die nach Geschlech-
tern differenziert, sowie einer entsprechenden Auswertung. Ist der Bauleit-
plan genderrelevant, sollten die Anforderungen an eine geschlechtersensible
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Planung bereits bei der Benennung der Planungsziele und im Aufstellungs-
beschluss formuliert werden, um den Abwéagungsbelang von Planungsbeginn
an zu verdeutlichen.

14 Vor dem Hintergrund der Zunahme é&lterer, hochbetagter und pflege-
bedurftiger Menschen ist der Wechsel von der traditionellen Altenhilfepolitik
zu seniorenpolitischen Gesamtkonzepten von zentraler Bedeutung. Diese
sind in Art. 69 AGSG verankert. Demnach missen Landkreise und kreisfreie
Stadte seniorenpolitische Gesamtkonzepte entwickeln und umsetzen, wel-
che die Potenziale alterer Menschen anerkennen und einbeziehen und sich
an den gewandelten BedUrfnissen alterer Menschen und an dem Grund-
satz ,ambulant vor stationar” orientieren. Kreisangehérige Gemeinden sind in
die Konzepte der Landkreise eingebunden und leisten ihren Beitrag bei der
Umsetzung der Zielsetzungen und MalRnahmen.

Ein wesentliches Handlungsfeld und zugleich ein Instrument von senioren-
politischen Gesamtkonzepten ist die Orts- und Entwicklungsplanung. Die
kommunale Bauleitplanung nimmt entscheidenden Einfluss darauf, inwieweit
es fur Seniorinnen und Senioren weiterhin moglich ist, zu Hause wohnen
zu bleiben, sich zu versorgen und am gesellschaftlichen Leben teilzuhaben.
Diese Aspekte sind von den Gemeinden im Rahmen ihrer Planungshoheit
weitgehend selbst gestaltbar, z.B. Barrierefreiheit im 6ffentlichen Raum, Nah-
versorgung, Nahmobilitdt, nachbarschaftliche oder betreute Wohnformen,
generationenibergreifende Treffmoglichkeiten usw. Diese MalRnahmen soll-
ten zu einer umfassenden kommunalen Strategie zusammengefasst und mit
einem integrierten kommunalen Entwicklungskonzept abgestimmt werden. In
dem bayernweiten Modellvorhaben ,,Die barrierefreie Gemeinde” wurden in
16 Modellkommunen Aktionsplane erarbeitet, die den Handlungsbedarf zur
Schaffung von Barrierefreiheit im 6ffentlichen Raum aufzeigen. Die Ergeb-
nisse sind in einen Leitfaden und begleitenden Werkbericht eingeflossen (vgl.
Anhang D).

Entsprechend der demographischen Entwicklung und zur Umsetzung des
Ubereinkommens der Vereinten Nationen (iber die Rechte von Menschen
mit Behinderungen ist auf altersgerechte und inklusive Einrichtungen und
Dienste in ausreichender Zahl und Qualitat zu achten (LEP 8.1). Hinsichtlich
einer barrierefreien Gestaltung werden die Regelungen von DIN 18040-3
zur Anwendung empfohlen. Nahere Informationen hierzu entnehmen Sie
bitte dem Leitfaden ,Barrierefreies Bauen 03 — Offentlicher Verkehrs- und
Freiraum”.

15 Mit der Agenda 2030 fir Nachhaltige Entwicklung, Nachfolger der
Agenda 21, hat die Weltgemeinschaft am 25. September 2015 beim UNO
Nachhaltigkeitsgipfel der Staats- und Regierungschefs 17 Nachhaltigkeits-
ziele, den Sustainable Development Goals (SDGs), verabschiedet. Diese wer-
den die internationale Zusammenarbeit in zentralen Politikbereichen in den
nachsten Jahrzehnten mal3geblich prégen. Ziel 11 beinhaltet die nachhaltige
Entwicklung von Stadten und Gemeinden.

Der Grundsatz der nachhaltigen stadtebaulichen Entwicklung ist im Stadte-
baurecht verankert (81 Abs.5 S.1 BauGB). Das Modell der nachhaltigen
Entwicklung setzt als oberstes Ziel die Bewahrung der 6kologischen, 6ko-
nomischen und sozialen Grundlagen. In der stddtebaulichen Planung gilt es
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vor allem, eine ressourcenschonende, flachensparende und umweltvertrag-
liche Siedlungs- und Stadtentwicklung zu férdern und Rahmenbedingungen
far energieeffiziente Siedlungsstrukturen und eine sinnvolle Nutzung der vor
Ort vorhandenen erneuerbaren Energietréager zu schaffen. Die Erhaltung und
Bewirtschaftung der naturlichen Ressourcen ist auch Ziel der Bayerischen
Nachhaltigkeitsstrategie (www.nachhaltigkeit.bayern.de).

16 Das Geflihl von Sicherheit bestimmt die Lebensqualitat der Menschen.
Um moglichst sichere und kriminalitatsfreie RAume zu gestalten, sind die
Erkenntnisse der stéddtebaulichen Kriminalpravention von grof3er Bedeutung.
Die Kriminalitdtsvorbeugung soll deshalb als ressortiibergreifende Aufgabe
bei der Gestaltung des o6ffentlichen Raumes verstanden werden. Ziel ist
es, sowohl durch baulich-technische als auch sozialrdumliche MalRnahmen
Tatgelegenheiten flir kriminelles Handeln zu minimieren und das Sicher-
heitsempfinden der Bevolkerung zu starken. Zudem soll eine zielgerichtete
bauliche Gestaltung insbesondere die soziale Kontrolle durch die Bewohner-
schaft verstérken und so zu einer Steigerung der Attraktivitat und Lebensquali-
tat fihren. Gleichzeitig konnen so Gefahrenorte und Angstrdume vermieden
oder beseitigt werden.

Wirkungsvolle MaRnahmen, wie z.B. die Schaffung von Sichtachsen bei aus-
reichender Beleuchtung sowie die Belebung des Raumes mit ansprechender
Gestaltung, kénnen das Entdeckungsrisiko von Straftdtern erhéhen und
Tatgelegenheitsstrukturen  veradndern. Die stadtebaulichen Ldsungs-
madglichkeiten kommen insbesondere bei der Gebaudesicherheit, der Wohn-
umfeldgestaltung sowie bei der Sicherung von offentlichen Wegen und
Platzen, z.B. durch Vorkehrungen gegen Uberfahrtaten, in Betracht. Um
dies zu erreichen, ist es unerlasslich, die verschiedenen Handlungsebenen
der Kriminalpravention zu kombinieren und Wissen aus den verschiedenen
Bereichen zusammenzufiihren. Deshalb sollten méglichst friihzeitig, also
bereits in der Planungsphase von Neubau- oder Sanierungsprojekten, pra-
ventive Erkenntnisse Berlicksichtigung finden. Dies erfordert eine intensive
amteribergreifende Zusammenarbeit zwischen Polizei, Kommmunen sowie
Architektur, Stadtplanung, sozialen Institutionen und auch der Bevdlkerung.
Sofern Bauvorhaben aufgrund ihres Umfangs oder der besonderen Aus-
gestaltung entsprechende Auswirkungen auf die Gestaltung des 6ffentlichen
Raumes entfalten, kénnen die ortlichen Polizeiinspektionen als Einsprung-
stelle fir eine weitere Beteiligung in kriminalpraventiver Hinsicht wirken.

Weiterfiihrende Informationen zur stadtebaulichen Kriminalpravention stellt

die ,Polizeiliche Kriminalpravention der Ladnder und des Bundes” (ProPk) im
Internet unter www.polizei-beratung.de zur Verfligung.

2 Siedlung und Umwelt

1 Die Bauleitpldne sollen u.a. dazu beitragen, eine menschenwirdige
Umwelt zu sichern und die natlirlichen Lebensgrundlagen zu schiitzen und
auszubauen sowie den Klimaschutz und die Klimaanpassung, insbesondere
auch in der Stadtentwicklung zu férdern (vgl. auch LEP 1.3.1) und die stadte-
bauliche Gestalt und das Orts- und Landschaftsbild baukulturell zu erhalten
und weiterzuentwickeln (vgl. auch LEP 8.4.1). Hierzu soll die stddtebauliche
Entwicklung vorrangig durch MalBnahmen der Innenentwicklung erfolgen
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(81 Abs.5 S.2 und 3 sowie 8 1a Abs. 2 BauGB). Weitere umweltschiitzende
Belange werden in § 1 Abs.6 Nr. 7 und § 1a BauGB genannt. Ziele des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege ergeben sich aus 8 1 BNatSchG und
Art. 1ff. BayNatSchG.

2 Um die sachgerechte Behandlung der Umweltbelange zu erleichtern,
wird grundsétzlich flir alle Bauleitplanverfahren eine Umweltprifung durch-
gefihrt (82 Abs.4 BauGB). Lediglich fir Bauleitplane, die im vereinfachten
Verfahren nach § 13 BauGB aufgestellt werden und fiir Bebauungsplane der
Innenentwicklung, die im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB auf-
gestellt werden, ist keine Umweltprifung erforderlich (in Fallen des § 13a
Abs. 1 Nr. 2 BauGB ist allerdings eine Vorprifung durchzufiihren, siehe Kapitel
V Planungsschritte und Aufstellungsverfahren). Das beschleunigte Verfahren
ist ferner gemal 8 13b BauGB befristet bis Ende 2019 entsprechend anwend-
bar auf Bebauungsplane mit einer Grundflache von weniger als 1ha, durch
welche die Zulassigkeit von Wohnnutzungen auf Flachen begriindet wird, die
sich an im Zusammenhang bebaute Ortsteile anschlie3en.

In der Umweltprifung werden die voraussichtlich erheblichen Umweltaus-
wirkungen ermittelt und in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet.
Inhalt der Prifung sind dabei die in 81 Abs.6 Nr.7 und § 1a BauGB auf-
gelisteten Belange des Umweltschutzes, soweit sie vorhersehbar und
erheblich sind. Neben den Aspekten des Naturschutzes werden auch wei-
tere umweltbedingte Auswirkungen, beispielsweise auf den Menschen und
seine Gesundheit, die Bevolkerung insgesamt oder auf Kultur- und Sachguter
untersucht und bewertet. Ausfiihrliche Hinweise zur Erstellung des Umwelt-
berichts sind der Broschire ,Der Umweltbericht in der Praxis — Leitfaden zur
Umweltprifung in der Bauleitplanung” zu entnehmen (vgl. Anhang D). Auch
nach der Anderung des BauGB durch das Gesetz zur Umsetzung der Richt-
linie 2014/52/EU im Stadtebaurecht und zur Starkung des neuen Zusammen-
lebens in der Stadt kann diese weiterhin als Arbeitshilfe genutzt werden,
mal3gebend sind jedoch die in Anlage 1 zum BauGB genannten Kriterien fiir
die Umweltprifung.

3 Nach 81 Abs.6 Nr.7 Buchst. g BauGB sind die Darstellungen von
umweltschiitzenden Pléanen in der Abwagung zu berticksichtigen. Ausdriick-
lich genannt sind die Landschaftsplane und Plane des Wasser-, Abfall- und
Immissionsschutzrechts. Die in Nr. 7 Buchst. g genannten Pléne sind eine bei-
spielhafte, nicht abschlieBende Aufzahlung der fir die Abwagung mal3geb-
lichen umweltschiitzenden Fachpléane. Liegen umweltschiitzende Fachplane
vor, so sind sie, sofern bundesrechtlich nichts anderes bestimmt ist, nicht
bindende Vorgaben der Bauleitplanung. Liegt eine ordnungsgemaf3e Fach-
planung vor, kann allerdings davon ausgegangen werden, dass die Umwelt-
belange, die diese zum Gegenstand hat, fachgerecht ermittelt und bewertet
worden sind.

Die konkretisierten Ziele, Erfordernisse und Mal3nahmen der Landschaftsplane
sind in der Abwéagung nach 8 1 Abs. 7 BauGB zu berlicksichtigen. Sie kénnen
als Darstellungen oder Festsetzungen in die Bauleitpldane aufgenommen wer-
den (811 Abs. 3 BNatSchG). Nicht der bauleitplanerischen Abwagung unter-
liegen dagegen durch Rechtsverordnung flr verbindlich erklarte Fachpléne,
die Bestimmungen zum Schutz des Netzes Natura 2000 (8§ 1a Abs.4 BauGB,
836 S.1 Nr.2, S. 2 BNatSchG) sowie des besonderen Artenschutzes.
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4 Zur Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege sowie zur Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes stehen den
Gemeinden mit der Bauleitplanung, der Landschaftsplanung und den 6rtlichen
Vorschriften nach den Naturschutzgesetzen und der Bayerischen Bauordnung
wirksame Instrumente zur Verfligung. Auf andere Fachplanungen sowie Schutz-
verordnungen aus dem Bereich des Naturschutzes und der Landschaftspflege
wird in Kapitel Il 3 Abstimmung mit anderen Fachplanungen hingewiesen.

5 Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen wer-
den. Landwirtschaftlich, als Wald oder fiir Wohnzwecke genutzte Flachen sol-
len nur im unbedingt notwendigen und gut begriindeten Umfang fiir andere
Nutzungsarten vorgesehen werden (8 1a Abs. 2 BauGB). Bei der Umwandlung
landwirtschaftlich oder als Wald genutzter Flachen besteht nach & 1a Abs. 2
S.4 BauGB eine Begriindungspflicht, die in der Ermittlung von Innenent-
wicklungspotenzialen, zu denen insbesondere Brachflachen, Gebaude-
leerstand, Baulicken und andere Nachverdichtungsmdglichkeiten zéhlen,
zugrunde gelegt werden kann (s.a. Kapitel IV 3/17 Flachenmanagement,
Ermittlung der Flachenpotenziale). Die Inanspruchnahme der Landschaft soll
insbesondere wegen der Anforderungen des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege so gering wie moglich gehalten werden (s. a. Kapitel lll 2/16 Ein-
griffe in Natur und Landschaft).

Zudem sind die Erfordernisse von Freizeit und Erholung und des Fremden-
verkehrs zu berlicksichtigen. Das gilt vor allem fiir die der Erholung dienen-
den oder landschaftlich schiitzenswerten Gebiete und im besonderen Malie
fir das Alpengebiet. Nicht zuletzt soll den Erfordernissen des Klimaschutzes
sowohl durch MalRBnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als
auch durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen, Rech-
nung getragen werden, was auch in der Abwagung gemal 8§ 1 Abs. 7 BauGB
berlcksichtigt ist (8 1a Abs.5 BauGB und vgl. LEP 1.3.2). Das Landesamt fir
Umwelt hat 112 bedeutsame Kulturlandschaften und besonders schitzens-
werte Landschaftsteile in Bayern erfasst und mit Kurzbeschreibungen im Inter-
net zur Verfligung gestellt (www.lfu.bayern.de/natur/kulturlandschaft/).

6 Eine Zersiedelung der Landschaft soll vermieden werden (vgl. LEP 3.3).
Zur Zersiedelung tragt vor allem eine ungeordnete Bebauung bei, wenn sie
aufgrund ihres Umfangs oder ihrer exponierten Lage wesensfremd ist und
mit den o6ffentlichen Belangen des Naturschutzes und der Landschaftspflege
sowie der Freizeit und Erholung nicht im Einklang steht. Das BauGB nimmt
eine Zersiedelung insbesondere im Hinblick auf sog. privilegierte Vorhaben
(8§ 35 Abs. 1 BauGB) in gewissem Rahmen hin, betont aber auch insoweit das
Gebot des Flachensparens und der gréo3tmaoglichen Schonung des AulRen-
bereichs in §35 Abs.5 BauGB (zur Privilegierung von Vorhaben nach 8§35
Abs.1 Nr.1 und Nr.2 BauGB vgl. auch die Gemeinsame Bekanntmachung
»~Bauen im Rahmen land- und forstwirtschaftlicher Betriebe” in der Fassung
vom 20.12.2016 (GemBek), vgl. Anhang B).

7 Neue Siedlungsflaichen sind moglichst in Anbindung an geeignete
Siedlungseinheiten auszuweisen (vgl. LEP 3.3) und gegen die Landschaft klar
abzugrenzen. Dabei handelt es sich um ein Ziel der Raumordnung, das zu
beachten ist. Die Ausnahmen hiervon, z.B. flir emittierende Betriebe wozu
auch gewerbliche Tierhaltung zahlen kann, sind im Ziel selbst genannt und
damit abschlieend. In Gemeinden mit mehreren Gemeindeteilen kom-
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men daflir vor allem die Hauptsiedlungsgebiete in Frage, die nach Gréle,
ErschlieBung und Lage im Gemeindegebiet eine eigenstandige bauliche Ent-
wicklung tragen kénnen und Uber Einrichtungen der 6rtlichen Grundver-
sorgung verfiigen. Die Ausnahmen wurden durch die Teilfortschreibung des
LEP vom 21.02.2018 zu Nr. 3.3 Abs. 2 (Z) S. 2 lberarbeitet. Der Katalog wurde
dabei insbesondere erganzt um neue Ausnahmetatbestande fir Gewerbe-
oder Industriegebiete an Anschlussstellen von Autobahnen oder vierstreifigen
autobahnahnlich ausgebauten Stral3en oder an Gleisanschliissen sowie fir
interkommunale Gewerbe- oder Industriegebiete, wenn jeweils Einzelhandels-
nutzungen ausgeschlossen sind, das Orts- und Landschaftsbild nicht wesent-
lich beeintrachtigt wird und angebundene Alternativstandorte fehlen. Ferner
wurde ein neuer Ausnahmetatbestand fur Gberértlich raumbedeutsame Frei-
zeitanlagen oder dem Tourismus dienende Einrichtungen aufgenommen,
die auf Grund ihrer spezifischen Standortanforderungen oder auf Grund von
schadlichen Umwelteinwirkungen auf dem Wohnen dienende Gebiete nicht
angebunden werden kénnen.

8 Splittersiedlungen und Weiler im AulB3enbereich sind in der Regel als
Ansatzpunkte fiir eine weitere Siedlungsentwicklung ungeeignet. Es ist streng
darauf zu achten, dass die rechtlichen Vorgaben eingehalten werden, wenn
im Einzelfall dennoch eine Uberplanung erfolgt. Bei einzelnen (nichtlandwirt-
schaftlichen) Einrichtungen, die wegen ihrer besonderen Zweckbestimmung
im AuBenbereich vorgesehen werden sollen, ist zu bedenken, dass sie — etwa
aufgrund ihrer ErschlieBung — zum Ansatzpunkt einer unerwiinschten bau-
lichen Entwicklung werden kénnen.

9 Auch soweit Schutzverordnungen nach den Naturschutzgesetzen nicht
bestehen, kann die Freihaltung schitzenswerter Landschaftsteile geboten
sein. Insbesondere sind besonders schiitzenswerte Landschaftsteile gemeint,
die einschliellich ihres Zugangs grundsétzlich von Bebauung freizuhalten
sind. Diese sind zum einen besonders bedeutende oder weithin einsehbare
Landschaftsteile (landschaftsprdgende Hoéhenriicken, Kuppen, Hanglagen)
sowie Fluss-, Seeuferbereiche und Moore, die 6kologisch oder fiir das Land-
schaftsbild wertvoll oder der Allgemeinheit fur Erholungszwecke vorbehalten
sind (vgl. auch LEP 7.1.2 bis 7.1.5).

10 Gegenliber schitzenswerten oder durch Verordnung geschiitzten
Flachen und einzelnen Bestandteilen der Natur sollen zur Gestaltung des
Landschaftsbildes sowie zur Vermeidung von Landschaftsschaden und Beein-
trachtigungen des Erholungswerts ausreichende Abstande eingehalten wer-
den. Insbesondere an Gewassern und Waldréndern sollen in angemessenem
Umfang offentliche FuBwege vorgesehen werden.

11 AuBer den vorgenannten Landschaftsteilen sollen auch solche Flachen
von Bebauung und behinderndem Bewuchs freigehalten oder in ihrer Bebau-
barkeit beschrankt werden, die den Blick auf charakteristische Orts- und Land-
schaftsbilder von markanten Punkten aus gestatten oder deren Bebauung
besonders schiitzenswerte Landschaftsteile in ihrem Erscheinungsbild beein-
trachtigen wiirde.

12 Natlrliche Grenzen, wie z.B. Wasserlaufe, Vegetationsgrenzen oder
Geladndekanten, sollen durch die bauliche Entwicklung nicht ohne zwingenden
Grund Uberschritten werden. Aul3erdem sind auch kinstliche Grenzlinien wie
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z.B. StralRen, Bahnlinien oder Kanéale zu beachten, wenn sie die Landschaft
oder das stadtebauliche Geflige gliedern.

13 Ortsréander sollen dem Verlauf der natirlichen, durch Topographie,
Vegetation oder Landbewirtschaftung gepragten Gliederung der Landschaft
entsprechen. Sie dirfen nicht allein durch Gebiets- oder Eigentumsgrenzen
bestimmt sein, da diese der landschaftlichen Gliederung nicht immer Rech-
nung tragen. Die Ortsrander sollen eindeutig begrenzt und ablesbar sein
und in der Regel mit standortheimischen Baumen und Stréduchern begriint
werden. Gewachsene Ortsrander sollten nach Méglichkeit erhalten werden.
Ortserweiterungen setzen eine sorgfaltige Analyse der Topographie und der
Siedlungsstruktur voraus. Hinweise zum Umgang mit Ortsrandern enthalt das
Arbeitsblatt fiir die Bauleitplanung Nr. 12 (vgl. Anhang C).

14 In landwirtschaftlich gepragten Gemeinden oder Ortsteilen kann es zur
langfristigen Sicherung der landwirtschaftlichen Nutzung im Siedlungsbereich
wilinschenswert sein, unmittelbar angrenzendes Grinland (sog. Hofweiden)
von Bebauung freizuhalten (s.a. Kapitel Ill 10/14ff. Immissionsschutz und Land-
wirtschaft und IV 4.1/9 Dorfgebiete) und an landwirtschaftliche Hofstellen mit
Tierhaltung keine heranriickende Wohnbebauung zuzulassen. Ebenso ist die Frei-
haltung von Flachen an den gewachsenen Ortsréandern, die oft von Obstgéarten
bestanden sind, fir die Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes wichtig.

15 Besondere Sorgfalt ist den Ortseinfahrten zu widmen. Sie werden
zuweilen durch ausgedehnte Gewerbegebiete oder unmal3stabliche und
mangelhaft gestaltete gewerbliche Einrichtungen wie z.B. Lagerhallen,
Reparaturbetriebe oder Tankstellen sowie grol3flachige Einzelhandelsbetriebe
mit Parkierungsanlagen beeintrachtigt (s.a. Kapitel Il 4/6 Einfligen von
Gewerbe und Industrie in das Orts- und Landschaftsbild und lll 4/7 Gestaltung,
Grinordnung). Die gestalterische Einfligung derartiger Nutzungen sollte
durch situationsgerechte Anordnung und Hoéhenentwicklung der Bebauung
sowie durch Bepflanzung verbessert werden.

16 Eingriffe in Natur und Landschaft sind entsprechend der Eingriffs-
regelung nach dem BNatSchG Veréanderungen der Gestalt oder Nutzung
von Grundflachen oder Veranderungen des mit der belebten Bodenschicht
in Verbindung stehenden Grundwasserspiegels, die die Leistungsfahig-
keit des Naturhaushalts oder das Landschaftsbild erheblich beeintrachtigen
kénnen (8 14 Abs. 1 BNatSchG). Vermeidbare Beeintrachtigungen von Natur
und Landschaft sind vom Verursacher zu unterlassen, unvermeidbare Beein-
trachtigungen durch geeignete MalRnahmen des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege auszugleichen oder zu ersetzen (8§15 Abs.1 S.1, Abs.2 S. 1
BNatSchG). Entsprechend Art. 8 Abs. 2 und Abs. 3 Nrn. 1 und 2 BayNatSchG
wurde in Bayern die Verordnung tber die Kompensation von Eingriffen in
Natur und Landschaft (Bayerische Kompensationsverordnung — BayKompV)
erlassen, die insbesondere Inhalt, Art und Umfang von Ausgleichs- und
Ersatzmal3nahmen regelt. Die BayKompV vom 07.08.2013 trat mit Wirkung
vom 01.09.2014 in Kraft. Die Eingriffsregelung nach dem BNatSchG und deren
Ausgestaltung durch die BayKompV gelten jedoch nur flr Eingriffe, die nicht
in Gebieten mit Bebauungsplanen nach 8 30 BauGB, nicht im Innenbereich
nach 8§ 34 BauGB - und damit regelmafig im AuRenbereich - liegen und nicht
wahrend der Planaufstellung nach 833 BauGB durchgefiihrt werden (818
Abs. 1 Abs.2 S. 1 BNatSchG. i.V.m. § 1 Abs.2 Nrn. 1 und 2 BayKompV).
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Im Geltungsbereich eines Bebauungsplans sind die Vermeidung und der Aus-
gleich der zu erwartenden Eingriffe in Natur und Landschaft in der bauleit-
planerischen Abwagung zu berlicksichtigen (8 1a Abs. 3 S. 1 BauGB); sie sind
Gegenstand der Umweltprifung (8 2 Abs. 4 BauGB). Die Bewaltigung der Ein-
griffsfolgen richtet sich nach dem BauGB (8 18 Abs. 1 BNatSchG), das einen
eigenen, umfassenden Ausgleichsbegriff verwendet. Der Ausgleich erfolgt
durch geeignete Darstellungen im Flachennutzungsplan und Festsetzungen im
Bebauungsplan, die nach § 200a BauGB auch Ersatzmal3Bnahmen umfassen;
anstelle von Darstellungen und Festsetzungen kénnen auch vertragliche Ver-
einbarungen nach § 11 BauGB oder sonstige geeignete MaRnahmen zum Aus-
gleich getroffen werden (8 1a Abs. 3 S.4 BauGB). Fur die Inanspruchnahme
land- und forstwirtschaftlicher Flachen flr Ausgleichs- und ErsatzmalRnahmen
gilt gemal 8 1a Abs.3 S.5 BauGB 8§ 15 Abs. 3 BNatSchG entsprechend. Dem-
nach ist dabei im Wesentlichen auf agrarstrukturelle Belange Ricksicht zu neh-
men, d. h. landwirtschaftlich besonders geeignete Boden nur im notwendigen
Umfang in Anspruch zu nehmen. In Kapitel Il 3.2/7 Besonderer Artenschutz
werden die Rickwirkungen der ordnungsgemal3en Behandlung der Eingriffs-
regelung auf den Besonderen Artenschutz behandelt. Es kann empfehlens-
wert sein, die von moéglichen Ausgleichsmallnahmen betroffenen Behorden,
wie beispielsweise des Naturschutzes oder der Landwirtschaft, bereits vor
ihrer formellen Beteiligung in die Planung einzubeziehen, um die von ihnen
vertretenen Belange in einem frihen Planungsstadium bertcksichtigen und
moglichst in einen Ausgleich bringen zu kénnen.

17 Bei der Anwendung der Eingriffsregelung muss sich die Gemeinde
vor allem mit Fragen der Bewertung von Natur und Landschaft auseinander-
setzen. Eine Hilfestellung bietet der vom Staatsministerium fiir Landesent-
wicklung und Umweltfragen unter Mitwirkung des Staatsministeriums fur
Landwirtschaft und Forsten, des Staatsministeriums des Inneren sowie des
Bayerischen Gemeindetags und des Bayerischen Stadtetags herausgegebene
Leitfaden ,Eingriffsregelung in der Bauleitplanung — Bauen im Einklang mit
Natur und Landschaft” (vgl. Anhang D).

Er stellt eine Methode bereit, mit der die Gemeinde den erforderlichen Aus-
gleichsumfang auf Flachenbasis ermitteln kann. Hierzu werden aufgrund
einer Klassifizierung sowohl die Bedeutung der betroffenen Flache fir Natur
und Landschaft als auch die Eingriffsschwere berlcksichtigt. Daneben stellt
der Leitfaden fiir typische Planungsfélle auch eine vereinfachte Vorgehens-
weise dar. Diese Bewertungshilfen werden ergénzt durch rechtliche Hinweise
etwa zur Auswahl des Ausgleichsortes (auf dem Baugrundstiick, im sonstigen
Geltungsbereich des Eingriffsbebauungsplans, aul3erhalb desselben im sons-
tigen Gemeindegebiet oder sogar im Gebiet einer anderen Gemeinde), zur
Abwaéagung, zur Umsetzung des Abwagungsergebnisses (durch Darstellungen/
Festsetzungen, auf von der Gemeinde bereitgestellten Grundstlicken oder
durch stadtebaulichen Vertrag) sowie zur Erstattung der Ausgleichskosten der
Gemeinde. Der Leitfaden wird mit den genannten Bewertungsverfahren den
Gemeinden zur Anwendung empfohlen. Es steht ihnen aber auch frei, andere
sachgerechte und nachvollziehbare Methoden anzuwenden, da kein gesetz-
lich vorgeschriebenes Bewertungsverfahren besteht. Sollten sie sich aber zur
grundsatzlichen Anwendung des Leitfadens entschlossen haben, ist ein dazu
widersprichlicher Wechsel des Bewertungsverfahrens zumindest fiir wesent-
liche Punkte nicht mehr moglich.
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18 Die Regelungen des § 1a Abs.3 BauGB und des § 135a Abs.2 BauGB
erleichtern den Gemeinden die vorausschauende Bereitstellung von Aus-
gleichsflachen und die vorgezogene Durchflihrung von Ausgleichsmal3-
nahmen (Okokonto), da die Kompensation in zeitlicher und auch raumlicher
Hinsicht auf rechtssicherer Grundlage von dem Eingriff abgekoppelt wer-
den kann. Hilfestellung bei Fragen im Zusammenhang mit der Aufnahme von
Flachen und MaRnahmen in ein Okokonto geben die Vollzugshinweise des
Staatsministeriums flir Landesentwicklung und Umweltfragen (vgl. Rund-
schreiben des Bayerischen Staatsministeriums flir Landesentwicklung und
Umweltfragen an die Gemeinden vom 19.11.1998):

Flachen bzw. MaBnahmen kénnen in ein Okokonto eingebracht werden,
wenn sie frihzeitig verfligbar und aufwertungsfahig sind, bisher noch
nicht zur Kompensation von Eingriffen in Anspruch genommen wurden,
auf ihnen weder Eingriffe geplant noch absehbar sind und nicht bereits
vor der Verkiindung des BauROG (18.08.1997) durchgefuhrt wurden.

Flachen fiir ein Okokonto sollen bereits vor Beginn der MaRnahme in
Abstimmung mit der unteren Naturschutzbehdrde als potenzielle Fla-
chen fir Kompensationsmalinahmen festgelegt werden. Dabei kann
auf vorhandene Unterlagen, wie einen aktuellen Landschaftsplan, die
Biotopkartierung sowie das Arten- und Biotopschutzprogramm zurtick-
gegriffen werden.

Fir die Kennzeichnung der Flachen bietet sich die Darstellung im Land-
schafts- bzw. Flachennutzungsplan an. Sind auf der Ebene des Flachen-
nutzungsplans die zu erwartenden Eingriffe bereits konkret absehbar und
mochte die Gemeinde diese Flachen zusatzlich planerisch absichern,
so kann sie dies mit einem aus dem Flachennutzungsplan entwickelten
selbststdndigen Ausgleichsbebauungsplan oder einem selbststédndigen
Grinordnungsplan nach Art. 4 Abs. 3 BayNatSchG erreichen.

Mit der Flachenbereitstellung sowie der Durchfiihrung von Kompen-
sationsmalRnahmen werden ,Einzahlungen” auf das Okokonto geleistet.
Die vorgezogen durchgefiihrten KompensationsmalRnahmen k&nnen
bis zur ,Abbuchung” ékologisch verzinst werden. Eine , Abbuchung”
erfolgt, indem die Gemeinde im Rahmen der Abwagung den zu
erwartenden Eingriffen die gebotenen Kompensationsmal3nahmen
zurechnen, die mit Inkrafttreten des Bebauungsplans dann anderweitig
nicht mehr zur Verfigung stehen. Nicht im Eigentum der Gemeinde ste-
hende Flachen sind durch Eintragung einer beschrankten personlichen
Dienstbarkeit zu sichern.

Weitergehende Hinweise enthalten die vom Bayerischen Gemeindetag und
Bayerischen Stadtetag herausgegebenen ,Handlungsempfehlungen fiir ein
Okokonto” vom April 2000 (vgl. Anhang D).

19 Die fiir Ausgleichs- und ErsatzmalRnahmen festgesetzten Flachen wer-
den in einem Okoflachenkataster erfasst (Art.9 BayNatSchG). Die nach §17
Abs. 1 BNatSchG zustdndige Behdrde meldet die Daten dem Bayerischen
Landesamt fir Umwelt. In den Fallen des 8 16 Abs. 1 BNatSchG erfolgt die
Datentbermittlung durch die untere Naturschutzbehoérde (Art.9 S.3 Bay-
NatSchG). Die Verpflichtung zur Ubermittlung der Daten betrifft unmittelbar
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auch Gemeinden, wenn sie Flachen oder MaBnahmen zum Ausgleich im Sinn
des 8§ 1a Abs. 3 BauGB in einem gesonderten Bebauungsplan festsetzen oder
Malnahmen auf von ihr bereitgestellten Grundstiicken durchgefiihrt werden
(Art.9 S.4 BayNatSchG). Die erforderlichen Angaben sind in aufbereitbarer
Form zu tGbermitteln. Hierzu wurde ein Formblatt zur Meldung von Ausgleichs-
flachen im Zusammenhang mit Bebauungsplédnen ausgearbeitet (s.a. Kapi-
tel lll 2/17 Leitfaden ,Eingriffsregelung in der Bauleitplanung”; aktualisierte
Formblatter siehe Internetseite des LfU www.Ifu.bayern.de/natur/oefka_oeko/
oekoflaechenkataster/index.htm). Dieses ist ausgeflillt nach Inkrafttreten des
Bebauungsplans dem Bayerischen Landesamt fiir Umwelt zuzuleiten.

20 §1 Abs.6 Nr.7b BauGB sieht eine Berlicksichtigung der Erhaltungs-
ziele und des Schutzzwecks der Gebiete gemeinschaftlicher Bedeutung und
der Europaischen Vogelschutzgebiete (Natura 2000-Gebiete) im Sinne des
BNatSchG vor.

Unberthrt bleibt davon die Notwendigkeit der Durchfiihrung einer Vertraglich-
keitspriifung gemal3 81a Abs.4 BauGB, 836 S.1 Nr.2 i.V.m. 834 Abs.1
BNatSchG, soweit ein Gebiet im Sinne des 8§ 1 Abs. 6 Nr.7b BauGB in seinen
fir die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck malRgeblichen Bestandteilen
infolge der Verwirklichung des Bauleitplans erheblich beeintrachtigt werden
kann. Kann eine erhebliche Beeintrachtigung auch nach Durchfiihrung einer
FFH-Vertraglichkeitsprifung nicht ausgeschlossen werden, darf die Gemeinde
den Plan nur aufstellen, wenn er aus zwingenden Griinden des U(ber-
wiegenden 6ffentlichen Interesses notwendig ist und zumutbare Alternativen
nicht gegeben sind (8 34 Abs. 3 BNatSchG). Zu den Griinden des 6ffentlichen
Interesses zahlen auch solche sozialer oder wirtschaftlicher Art. Kénnen von
dem Projekt bzw. Plan in einem Gebiet prioritare natirliche Lebensraumtypen
oder prioritéare Arten betroffen werden, kénnen als zwingende Griinde des
Uberwiegenden &ffentlichen Interesses nur solche im Zusammenhang mit
der Gesundheit des Menschen, der 6ffentlichen Sicherheit oder den mal3geb-
lich gtinstigen Auswirkungen des Projekts bzw. des Plans auf die Umwelt gel-
tend gemacht werden (8 34 Abs.4 S. 1 BNatSchG). Fir die Berlcksichtigung
sonstiger Grunde bedarf es der Beteiligung, d.h. der Einholung einer (nicht
bindenden) Stellungnahme, der Kommission. Die EU-Kommission macht
die FFH- Gebiete im Amtsblatt der Europaischen Union bekannt. In der am
01.04.2016 in Kraft getretenen Bayerischen Natura 2000-Verordnung (Bay
Nat2000V) Gber die Natura 2000-Gebiete vom 19.02.2016 (vgl. Anhang B) wer-
den die Erhaltungsziele und die Gebietsabgrenzungen der bayerischen FFH
und europaischen Vogelschutzgebiete rechtsverbindlich festgelegt. Weitere
Konkretisierungen zu den Erhaltungszielen enthélt als behérdenverbindliche
Grundlage flr den Verwaltungsvollzug die Bekanntmachung Gber die Voll-
zugshinweise zur gebietsbezogenen Konkretisierung der Erhaltungsziele der
bayerischen Natura 2000-Gebiete vom 29.02.2016 (vgl. Anhang D). Erganzend
wird auf die Gemeinsame Bekanntmachung zum Schutz des Européischen
Netzes ,Natura 2000“ vom 04.08.2000 (vgl. Anhang B) hingewiesen. Wie auch
bei Schutzgebietsverordnungen (z.B. Naturschutzgebiet, Landschaftsschutz-
gebiet) kann es im Rahmen der Bauleitplanung in Natura 2000-Gebieten zur
Normenkollision mit dem Bebauungsplan kommen. Ein Bebauungsplan ist
regelmalig nichtig, soweit er den Regelungen der Schutzgebietsverordnung
oder Erhaltungszielen des betreffenden Natura 2000-Gebiets widerspricht
(vgl. Kapitel 1ll 2/3 Abwagung umweltbezogener Fachplanungen).
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21 Die Verbote zum Schutz besonders geschtzter Tier- und Pflanzenarten
stellen auf Tathandlungen ab und werden daher durch die Bauleitplanung
nicht unmittelbar berlhrt. Sie kdbnnen aber als nicht ausrdumbare Vollzugs-
hindernisse der Erforderlichkeit der Bauleitplanung entgegenstehen (s.a.
Kapitel Il 3.2/1ff. Biodiversitat, Naturschutz, Landschaftspflege und Il 3.2/7ff.
Besonderer Artenschutz). Nahere Hinweise zur Berlcksichtigung des Arten-
schutzes bei der Vorhabenzulassung sind der Internet-Arbeitshilfe des Bay-
erischen Landesamtes fur Umwelt unter www.lfu.bayern.de/natur/sap zu
entnehmen.

22 Um ein gesundes Klima im Siedlungsbereich zu erhalten, die Auf-
heizung der Luft zu vermindern und Luftverunreinigungen abzubauen, muss
ein moglichst ungehinderter Luftaustausch mit der freien Landschaft gewahr-
leistet sein. Besondere Bedeutung fiir die Frischluftzufuhr in den Siedlungs-
bereichen kommt hierbei der Kaltluft zu. Kaltluft entsteht Gber Wiesen (bei
Nacht) und Waldern (bei Tag) und fliel3t zu den tieferen Stellen des Gelandes.
Hindernisse wie z.B. unglinstig angeordnete Geb&ude fiihren zum Kaltluftstau
und mindern den Luftaustausch. Téler und Hangeinschnitte, die den Kaltluft-
strom in den Siedlungsbereich lenken, sollten daher von Hindernissen wie
z.B. gréBeren Baukorpern quer zur Stromungsrichtung freigehalten werden
(vgl. LEP 7.1.4 mit 2.2.8 und 3.3). An den bewaldeten Hangen ist ein aus-
reichend grofRer Abstand zwischen Bebauung und Waldrand vorzusehen, um
den Kaltluftabfluss zu erleichtern. Die Bebauung sollte in diesen Fallen die
Baumhohe nicht Gberschreiten und durch Liftungsschneisen in der Falllinie
aufgelockert werden.

Far die Verbesserung des Mikroklimas sowie die Sicherung und Weiter-
entwicklung der Biodiversitdt im Siedlungsgeflige kann, neben einer gri-
nen Infrastruktur in 6ffentlichen Rdumen, auch die Begriinung von baulichen
Strukturen und die Gestaltung von privaten Freirdumen einen erheblichen Bei-
trag leisten (s.a. Kapitel lll 13/9f. Begriinung baulicher Strukturen).

23 Auch aullerhalb des Siedlungsbereichs sind die landschaftlichen
Gegebenheiten zu berlcksichtigen und mdéglichst erlebbar zu machen. Cha-
rakteristische landschaftliche Elemente wie z. B. Bachlaufe, Mulden, Terrassen
oder Moréanenhiigel sollten erhalten werden und in der Lage sein, auch weiter-
hin ihre Funktionen im Naturhaushalt erflillen zu kénnen. Im Siedlungsbereich
kénnen sie als gliedernde Elemente ausgebildet werden. StraRenfiihrung und
Stellung der Baukorper sollen auf den nattirlichen Gelandeverlauf Ricksicht
nehmen. Dadurch kénnen stérende Abgrabungen, Aufschiittungen, Stitz-
mauern oder aufwéandige Leitungsfihrungen vermieden werden.

24 Starkere Hanglagen sollen, soweit sie Gberhaupt flir eine Bebauung in
Betracht kommen, mdglichst parallel zu den Héhenlinien erschlossen werden.
Bei dieser Losung, die auch erschlieBungstechnisch glinstiger ist, treten die
StralRenflachen im Orts- und Landschaftsbild weniger stérend in Erscheinung.
Negative Auswirkungen infolge einer Kulissenwirkung gegenuber historischen
Ortsbildern oder Einzelbauten und gegenliber der Hangkrone sind mdéglichst
zu vermeiden.

25 Die Anforderungen des Bodenschutzrechts zur Gefahrenabwehr und
zur Vorsorge richten sich nicht unmittelbar an die Gemeinde als Tragerin der
Bauleitplanung. Jedoch sollen bei der Bauleitplanung erheblich mit umwelt-
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gefdhrdenden Stoffen belastete Boden sowohl im Flachennutzungs- als auch
im Bebauungsplan gekennzeichnet werden (85 Abs.3 Nr.3, 89 Abs.5 Nr. 3
BauGB). Dies schlief3t insbesondere auch die Darstellung der Belastung von
Béden mit naturbedingt erhdhten Stoffgehalten ein. Weiterhin ist nach 84
Abs. 4 BBodSchG bei der Erfillung der boden- und altlastenbezogenen Pflich-
ten zur Gefahrenabwehr das konkrete Schutzbedurfnis maRRgeblich, das sich
aus der jeweils planungsrechtlich zulassigen Nutzung und damit auch aus den
Festsetzungen eines Bebauungsplanes ergibt (vgl. die gebietsbezogene Dif-
ferenzierung nach Anhang 2 Nr. 1 der BBodSchV). Dies kann die Gemeinde in
der Bauleitplanung nicht unberiicksichtigt lassen. Ein demgegentiber weiter
Spielraum steht der Gemeinde in ihrer Abwagung bei der Frage zu, inwieweit
sie Uber die fachlichen Anforderungen der BBodschV noch hinausgehend
strengere Anforderungen zugrunde legen mochte. Eine solche Vorsorge-
planung ist im Rahmen des Gebots der gerechten Abwéagung nach § 1 Abs. 7
BauGB maoglich.

3 Wohnen

1 Die angemessene Wohnraumversorgung in allen Landesteilen ist in
Art. 106 BV verankert. Hier ist auch festgelegt, dass die Forderung des Baus
von bezahlbaren Wohnungen Aufgabe des Staates und der Gemeinden ist.
Der Wohnflachenbedarf der Gemeinden ist in unterschiedlichem Mal3e von
der Bevdlkerungsentwicklung, der zunehmenden Zahl an Kleinhaushalten
und alten Menschen und steigenden Raumanspriichen der Wohnbevélkerung
bestimmt. Auch dort, wo nur noch mit einem geringen, keinem oder sogar
negativem Wachstum gerechnet werden kann und daher vorwiegend Ersatz-
und Auflockerungsbedarf besteht, kénnen bauliche Weiterentwicklungen
aufgrund entsprechender stadtebaulicher Planungen und MalRnahmen
erforderlich sein. Auch eine nicht ausreichende Versorgung der Bevolkerung
mit bezahlbarem und barrierefreiem Wohnraum kann hierfiir Anlass geben.
Die Gemeinden sollten daher die Wohnraumentwicklung aktiv steuern und
entsprechende Wohnraumentwicklungskonzepte als festen Bestandteil von
kommunalen Entwicklungskonzepten oder stéddtebaulichen Rahmenplénen
vorsehen. Die Instrumente eines kommunalen oder gemeindelibergreifenden
Flachenmanagements sollten besonders hier zum Einsatz kommen (s. a. Kapi-
tel Ill 1/5f. Flachenmanagement, Innenentwicklung und Kapitel IV 2 Berech-
nungs- und Entwurfsgrundlagen).

2 Potenziale der Innenentwicklung, die in den vorhandenen Siedlungs-
gebieten bestehen, sind vorrangig zu nutzen (vgl. LEP 3.2 Innenentwicklung
vor AulRenentwicklung und & 1a Abs.2 BauGB). Das gilt nicht nur fir den
stadtischen Bereich, sondern auch fir landliche Siedlungseinheiten z.B.
mit nicht genutzter Bausubstanz von aufgegebenen landwirtschaftlichen
Betrieben. Sicherung, Verbesserung und Erweiterung vorhandener Wohn-
funktionen sind oft Voraussetzungen flr eine wirtschaftlichere Ausnutzung
bestehender Infrastruktureinrichtungen, die sonst aufgrund der abnehmenden
Bevolkerungszahl, durch einen negativen Geburtensaldo oder Abwanderung
der Wohnbevélkerung nicht mehr ausgelastet waren.

3 Ein wichtiges und effektives Instrument der Gemeinde, ein ausreichen-
des Wohnangebot fiir einkommensschwache oder andere benachteiligte
Gruppen der ortlichen Bevoélkerung sicherzustellen, bieten Einheimischen-
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modelle. Die Leitlinien vom 22. Februar 2017 (abrufbar unter www.stmb.
bayern.de/assets/stmi/med/aktuell/leitlinien.pdf) gewéhrleisten eine rechts-
und damit planungssichere Aufstellung von Einheimischenmodellen.

Sie sehen bei der Ausgestaltung zwei Stufen vor: Als allgemeine Zugangs-
voraussetzung werden auf der ersten Stufe zunachst allein die Kriterien ,Ein-
kommen” und ,Vermdgen” angesetzt. Ausgehend von der Rechtsprechung
des EuGH, kann hinsichtlich des Kriteriums ,Einkommen” als Maximum das
Durchschnittseinkommen in der Gemeinde - dies wird vom Bayerischen
Landesamt fur Statistik fiir jede Gemeinde als Gesamtbetrag der Einkinfte
angegeben — angesetzt werden. Das Kriterium der Ortsansassigkeit spielt hier
keine Rolle mit der Folge, dass auch Ortsfremde am Einheimischenmodell teil-
nehmen kénnen.

Hieran anschlieBend findet auf der zweiten Stufe des Verfahrens die Punkte-
vergabe fur die Bewerber statt. Dabei sind die Kriterien mit (maximal) 50 %
der Gesamtpunkte hinsichtlich der Ortsgebundenheit und (mindestens) 50 %
der Gesamtpunkte hinsichtlich der sozialen Kriterien zu gewichten. Das Ehren-
amt kann im Rahmen des Kriteriums der Ortsgebundenheit mit berlicksichtigt
werden; bei z.B. 10% der Gesamtpunkte fur das Ehrenamt konnen dann aller-
dings nur noch 40 % der Gesamtpunkte fir das Kriterium Ortsgebundenheit
verwendet werden. Welche und wie viele Punkte innerhalb dieses Rahmens im
Einzelnen vergeben werden, liegt in der Entscheidungshoheit der Gemeinde.

4 Neue Wohnbauflachen sind moglichst an bestehende Wohngebiete
anzubinden (vgl. LEP 3.3), damit vorhandene Infrastruktureinrichtungen bes-
ser genutzt werden kénnen und der ErschlielBungsaufwand so gering wie
moglich gehalten wird. Dabei sollen Einheiten gebildet werden, die eine
Uberschaubare Gliederung und Gestaltung ermdglichen und eine wirtschaft-
liche Ausstattung mit den Gemeinbedarfseinrichtungen des nédheren Wohn-
umfeldes, z. B. mit Kinderspielplatzen, erlauben.

5 Neue Wohnsiedlungseinheiten sollen mit offentlichen Verkehrsmitteln
erschlossen und den Arbeitsstatten glinstig zugeordnet werden. In den Ver-
dichtungsrdaumen ist die weitere Siedlungsentwicklung an Standorten mit
leistungsfahigem Anschluss an das 6ffentliche Verkehrsnetz, insbesondere an
Standorten mit Zugang zum schienengebundenen 6ffentlichen Personennah-
verkehr, zu konzentrieren (vgl. LEP 2.2.8).

6 Bei der stadtebaulichen Planung ist auf eine den Wohnbedirfnissen
der Bevolkerung entsprechende Gestaltung und Ausstattung des Wohn-
umfeldes Wert zu legen. In den bestehenden Wohngebieten sollte das hau-
fig vernachlassigte Wohnumfeld durch geeignete MalRnahmen fir alle
Altersgruppen verbessert werden. Dazu zahlen insbesondere die Aus-
stattung mit Spiel- und Erholungsflachen, die Beseitigung von Barrieren, eine
angemessene Bepflanzung, ausreichende Sitzmdglichkeiten, Mal3nahmen
zur Verkehrsberuhigung (s.a. Kapitel lll 9/12 Verkehrsberuhigter Bereich) und
die Schaffung von differenziert nutzbaren Freiflachen in den Innenbereichen.
Zum Wohnumfeld gehéren auch Spielplatze und Einrichtungen zur Kinder-
betreuung. Es empfiehlt sich fiir solche Anlagen bei der Ausweisung neuer
Baugebiete entsprechend Flachen innerhalb des Baugebiets vorzusehen und
im Bebauungsplan als ,Gemeinbedarfsflachen” festzusetzen. Ein maoglicher-
weise bestehender Konflikt zwischen der Wohnbebauung einerseits und
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der Nutzung dieser Flachen andererseits kann so auf der Ebene der Bauleit-
planung effizient geldst werden. Dabei ist zu berlcksichtigen, dass die mit
der Benutzung einer solchen Einrichtung verbundenen Gerausche ortsiib-
lich und sozialadaquat und somit von den Nachbarn hinzunehmen sind (vgl.
BVerwG; Urteil vom 12.12.1991, 4 C5/88). Im Hinblick auf Kindertagesein-
richtungen, Kinderspielplatze und dhnliche Einrichtungen wie beispielsweise
Ballspielplatze kommt diese Haltung in 822 Abs.1a BImSchG zum Aus-
druck, wonach Kinderlarm im Regelfall keine schadliche Umwelteinwirkung
darstellt und daher Immissionsgrenzwerte und Immissionsrichtwerte nicht
herangezogen werden durfen. Dartuber hinaus wird auf das Gesetz Uber die
Anforderungen an den Larmschutz bei Kinder- und Jugendeinrichtungen vom
20. Juli 2011 (GVBI S. 304) hingewiesen. Ausnahmen gelten allenfalls dann,
wenn eine besonders ruhebediirftige Umgebungsbebauung (z.B. Kranken-
haus mit intensivmedizinischer Betreuung) vorhanden ist. Vor allem in den
Randbereichen der Innenstadte ist die Anlage von differenziert nutzbaren Frei-
anlagen Voraussetzung dafur, dass die Wohnfunktion langfristig erhalten und
verbessert werden kann.

7 Wohngebiete sollen in ihrer Gliederung und rdumlichen Gestaltung vor
allem den Bedurfnissen der Bewohner entsprechen. Eine raumbildende Bau-
weise ist in vielerlei Hinsicht vorteilhaft. Es entstehen baulich gefasste Frei-
réume. Damit kdnnen Bereiche von stérenden Einwirkungen abgeschirmt und
so gestaltet werden, dass sie flir vielseitige Nutzungen, insbesondere auch
fir nachbarschaftliche Kontakte und das Spielen der Kinder geeignet sind.
Vorhandene landschaftliche Elemente und Gestaltwerte sollen in die 6ffentli-
chen Bereiche einbezogen werden. Auf eine sinnvolle Zuordnung der priva-
ten Freiflachen zu den Wohngebauden ist zu achten. Hinweise zur Gestaltung
und Nutzung wohnungsnaher Freirdume gibt das Arbeitsblatt fir die Bauleit-
planung Nr. 10 ,Wohnumfeld” (vgl. Anhang C).

8 Bei der Wahl der Hausformen und der Stellung der Gebaude sollen
ortliche Besonderheiten aufgegriffen und weitergeftihrt werden. Es kommt
neben der Baugestaltung im Einzelnen vor allem auf die Qualitat des stadte-
baulichen Gesamtkonzepts an. Bei sorgfaltiger Planung kénnen durch die
Stellung der Gebaude und die Flihrung der Stral3e gut gestaltete 6ffentliche
Réume geschaffen und zugleich die Beeintrachtigungen der privaten Bereiche
verringert werden. Bei gréBeren Dichten, die vor allem zur Verminderung der
Flacheninanspruchnahme und der Kosten angestrebt werden sollen, kénnen
verdichtete Bauweisen, z.B. mit Winkel-, Ketten- und Reihenhéausern, einen
héheren Wohnwert bieten als das freistehende Einfamilienhaus, da bei die-
sen Haustypen deutlich besser nutzbare, zusammenhéangende Freibereiche
maglich sind. Im Interesse der Anpassung an den Klimawandel sollte geprift
werden, ob Dachformen zum Einsatz kommen kénnen, bei denen Griindacher
moglich sind. Diese dienen u.a. dem Regenwasserriickhalt und damit der
Starkregenvorsorge sowie der Verbesserung des Kleinklimas.

9 Far eine energieeffiziente Bauweise ist ein groReres Baukérpervolumen
wie bei Mehrfamilienhdusern oder Reihenhdusern geeignet, da diese ein
glnstigeres Verhaltnis von Hullflache zu Volumen aufweisen. Bei kompak-
tem Baukorpervolumen ist die kostenintensive Aul3enflache kleiner und die
Warmeverluste Gber die AulBenhaut sind geringer. Einfluss auf die Energie-
effizienz hat auch die Orientierung der Gebaude (vgl. Anhang C Arbeitsblatt
Nr. 17 ,Energie und Ortsplanung”).
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10 Nach Maoglichkeit sollen sozial stabile Bevolkerungsstrukturen erhalten
oder geschaffen werden (8 1 Abs. 6 Nr.2 BauGB). In Wohngebieten soll daher
eine Mischung vielfaltiger Wohnformen und Wohnungsarten angestrebt wer-
den, die den Wohnanspriichen verschiedener Bevdlkerungsgruppen und
Haushaltstypen gerecht wird. Mal3nahmen des 6ffentlich geférderten sozia-
len Wohnungsbaus sollen dabei in ausgewogener Mischung mit sonstigen
Wohnungsbauvorhaben ermdéglicht werden, insbesondere auch in den inner-
ortlichen Bereichen. Eine vielfaltige Mischung der Wohnformen tragt zur lang-
fristigen Stabilisierung der Altersstruktur und damit zu einer wirtschaftlichen
Auslastung der erforderlichen altersspezifischen Gemeinbedarfseinrichtungen
bei. Die stéddtebauliche Planung soll auch den Wohnungsbau fiur Personen-
gruppen mit besonderem Wohnbedarf, z. B. fir alte Menschen, Menschen mit
Behinderung oder Studenten berticksichtigen. Hierflir kbnnen Standorte im
Bebauungsplan festgelegt werden (8 9 Abs. 1 Nr. 8 BauGB).

Wohnungsgenossenschaften kénnen sowohl in urbanen wie auch in land-
lichen Gebieten durch eine vielféltige Mischung von Wohnformen und hohe
qualitative Anforderungen flr ein langfristig stabiles Element im stéadtebau-
lichen Geflige sorgen. Dabei hilft insbesondere ihre Rechtsform, von der die
Mitglieder als Miteigentimer sozial und wirtschaftlich profitieren kénnen. Eine
bauleitplanerische Festsetzung ist nur in Verbindung mit stddtebaulichen oder
privatrechtlichen Vertrégen maoglich.

4 Arbeiten

1 Den Bediirfnissen der Wirtschaft sowie der Sicherung und Entwicklung
eines vielseitigen, regional ausgewogenen Angebots an Arbeitsplatzen muss
ein angemessenes Angebot an Flachen zur Errichtung von Arbeitsstatten
gegeniiberstehen. Insbesondere zur Verminderung des Verkehrsaufkommens
sollte es angestrebt werden, die Funktionen Wohnen und Arbeiten wieder naher
zusammenzubringen. Eine starkere Mischung dieser Funktionen ist vor allem
in den Stadtzentren und den Randbereichen der Innenstadte wiinschenswert.
Innerhalb der in der BauNVO bestimmten Grenzen kénnen Arbeitsstatten bei-
spielsweise auch in Mischgebieten oder allgemeinen bzw. besonderen Wohn-
gebieten errichtet werden. Soweit von den Betrieben mehr als nicht wesentliche
Stérungen (z.B. aufgrund eines gréRReren Verkehrsaufkommens) ausgehen,
sind diese aber in Gewerbegebieten bzw. Industriegebieten anzusiedeln.

Mit dem Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 2014/52/EU im Stadtebau-
recht und zur Stéarkung des neuen Zusammenlebens in der Stadt wurde in
§ 6a BauNVO das Urbane Gebiet als neues Baugebiet aufgenommen, um die
Mischung von Wohnen und Gewerbe durch Bauleitplanung flexibler gestalten
zu kénnen. Ein wesentliches Merkmal bzw. Unterschied zum Mischgebiet ist
insbesondere, dass gemal 86a Abs. 1 S.2 BauNVO im Urbanen Gebiet die
Nutzungsmischung nicht gleichgewichtig sein muss. Zu beachten ist dabei
auch, dass gemald §245c Abs.3 BauGB die Anwendung des 834 Abs.2
BauGB auf Urbane Gebiete ausgeschlossen wurde, es also keine faktischen
Urbanen Gebiete geben kann. Dieser Gebietstyp kann folglich nur durch Bau-
leitplanung geschaffen werden.

2 In landlichen Rdumen mit Verdichtungsanséatzen (vgl. LEP 2.2.6) und
in Verdichtungsrdumen (vgl. LEP 2.2.7) sollen groRBere gewerbliche Ent-
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wicklungen an rdumlich geeigneten Standorten mit guter Giberregionaler Ver-
kehrsanbindung vorgesehen werden. Daneben sind bei der Standortwahl
die technische Ver- und Entsorgung (insbesondere Wasserversorgung und
Abwasserbeseitigung) und die notwendigen Vorkehrungen gegen nachteilige
Auswirkungen (s.a. Kapitel lll 10 Immissionsschutz) zu bertcksichtigen. Die
Gebiete sollen ausreichende Ausdehnungsmaglichkeiten flir die vorhandenen
und anzusiedelnden Betriebe auch im Hinblick auf den langerfristigen Bedarf
bieten. Weiterhin soll insbesondere in den Verdichtungsrdumen die Aus-
weisung gewerblicher Siedlungsflachen moglichst mit dem Bedarf an Wohn-
siedlungsflachen abgestimmt werden (vgl. LEP 2.2.7).

3 Auch gewerbliche Bauflachen sollen den im Zusammenhang bebauten
Ortsteilen schon wegen der Verkehrsbeziehungen und der Versorgungsein-
richtungen so eng wie moglich zugeordnet werden. Die Anforderungen des
Immissionsschutzes und die Moglichkeiten der Abschirmung zu anderen
Nutzungsarten sowie das Orts- und Landschaftsbild sind hierbei zu beachten.
Das Landesentwicklungsprogramm sieht fiir bestimmte gewerbliche Betriebe
Ausnahmen vom Anbindegebot vor.

4 Zur Reduzierung des Flachenverbrauchs, zur Verminderung von
ErschlieBungs- und Infrastrukturkosten und zur Entwicklung sowohl quantita-
tiv als auch qualitativ Uberzeugender Gewerbegebiete kdnnten in vielen Fallen
interkommunale Gewerbegebiete und Konzepte mit dhnlicher Zielrichtung,
z.B. regionaler Gewerbeflachenpool (vgl. LEP 3.1), beitragen. Auch hier kén-
nen die Instrumente eines kommunalen oder gemeindelibergreifenden
Flachenmanagements angewendet werden (s.a. Kapitel IV 2 Berechnungs-
und Entwurfsgrundlagen und Begriindung zu LEP 3.1).

5 Industrie- und Gewerbegebiete sollen an 6rtliche Hauptverkehrsstral3en
und an Uberdrtliche Stralen oder andere Verkehrssysteme so angebunden
sein, dass sich kurze Wege ohne Belastung des o6rtlichen Verkehrsnetzes
ergeben. Insbesondere darf der ErschlieBungsverkehr vorhandene Wohn-
bereiche und schutzbediirftige Einrichtungen nicht beeintrachtigen.

6 Um Beeintrachtigungen des Orts- und Landschaftsbildes zu ver-
meiden und die in der Regel schwierige Einfligung zu erleichtern, soll niedrig
gelegenes, flaches Gelande bevorzugt werden, das moéglichst auch vor Einblick
geschiitzt ist. Hanggelande ist zudem wegen der aufwendigen ErschlieRung
und der Schwierigkeiten bei der Bebauung, besonders bei grof3flachigen
Betriebsgebauden, weniger geeignet. Die fir das Ortsbild wesentlichen Blick-
beziehungen und Ortsrander sowie schitzenswerte Landschaftsteile mit ihren
Randbereichen sollen nicht beeintrachtigt werden. Die ungegliederte band-
artige Entwicklung von Betrieben, insbesondere entlang der Ortseinfahrten,
soll vermieden werden (vgl. LEP 3.3 und s.a. Kapitel Ill 2/15 Ortseinfahrten).

7 Industrie- und Gewerbegebiete sowie die einzelnen Betriebe sind in
Umfang und Gestalt oft nur schwer in das Orts- und Landschaftsbild ein-
zufligen. RegelmaRig wird daher die fir das Ortsbild bestimmende mog-
liche Héhenentwicklung im Bebauungsplan festzusetzen sein. Dabei sind
vorgesehene oder spéter erforderliche Kamine, Kiihltirme und Ahnliches
zu bertcksichtigen. Auch bei der Farbgebung und bei den Anlagen fir die
AulBenwerbung ist dem Landschaftsbild Rechnung zu tragen. Besondere
Bedeutung kommt aul3erdem der Gliederung durch Grinziige und der inten-
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siven Bepflanzung mit standortgemafRen Baumen und Strauchern zu. Zahl-
reiche Beispiele zeigen, dass auch unter Berlcksichtigung schwieriger
betrieblicher Erfordernisse umweltfreundliche und gut gestaltete Losungen
moglich sind. Weitere Empfehlungen sowie Beispiele enthélt das Arbeitsblatt
far die Bauleitplanung Nr. 14 ,Gewerbegebiete” (vgl. Anhang C).

5 Orts- und Stadtzentren

1 Die zentralen Ortsbereiche sollen neben der Funktion als Wohnstandort
als Mittelpunkte des kulturellen und geschéaftlichen Lebens und als Zentren
fir die Versorgung der Bevoélkerung mit Waren und Dienstleistungen erhalten
und weiterentwickelt werden.

2 Eine mdglichst vielfaltige und kleinteilig gemischte Nutzung sollte in
Orts- und Stadtzentren angestrebt werden. Je nach Gr6R3e und Aufgabe des
Ortszentrums gehoren hierzu vor allem Einrichtungen des Einzelhandels, der
Gastronomie und des Dienstleistungsbereichs sowie nicht stérende Hand-
werksbetriebe. Die Zentren sind auRerdem Standorte der 6ffentlichen Ver-
waltung mit Publikumsverkehr, der Kultur, der Erwachsenenbildung und der
Freizeitgestaltung. Eine ausgewogene Nutzungsstruktur, zu der insbesondere
(larmschutzgerecht angeordnete) Wohnungen gehdren (s.a. Kapitel Il 10/10
Larmschutz durch Bauweise, Stellung der Baukdrper), soll zur Entfaltung und
Aufrechterhaltung des &ffentlichen Lebens auch aul3erhalb der Geschéfts-
zeiten beitragen. Sie soll zudem der wiinschenswerten gleichmafRigen Aus-
lastung und Mehrfachnutzung der erforderlichen ErschlieBungseinrichtungen,
besonders der Parkplatze und der 6ffentlichen Verkehrsmittel, dienen.

3 Vorhandene Wohnfunktionen in den zentralen Ortsbereichen sollen
erhalten, verbessert und, wo es maglich ist, ausgebaut werden. Besonders ist
auch auf die Erhaltung und Verbesserung der Existenzbedingungen fir klei-
nere Einzelhandels-, Dienstleistungs- und Gaststattenbetriebe zu achten, die
zur Vielfalt des Erscheinungsbildes und des Warenangebots beitragen und der
Nahversorgung der Wohnbevélkerung, vor allem auch der alten Menschen, in
den zentralen Ortsbereichen dienen. Offentlich-private Standortkooperationen
kénnen die funktionale Starkung der zentralen Ortskernbereiche unterstlitzen
und die Standortverantwortung der privaten Akteure erhéhen.

4 Historisch gewachsene Ortszentren sollen in ihrer unverwechselbaren
Gestalt erhalten werden. Dabei ist besonders auf die Bauten, StralRen und
Platze von geschichtlicher, kiinstlerischer und stadtebaulicher Bedeutung zu
achten. Insoweit kann sich der Erlass 6rtlicher Bauvorschriften empfehlen, die
auch in einen Bebauungsplan aufgenommen werden kénnen (Art. 81 BayBO).

5 In gréBBeren Stadten sollen zur Entlastung des Stadtzentrums und zur
Verbesserung der Versorgung der Bevolkerung in anderen Gebieten der Stadt
Stadtteilzentren ausgebaut werden. Sie sollen ein mdglichst breit gefachertes
Angebot von Waren und Dienstleistungen anbieten. Zu Stadtteilzentren, aber
auch zu Zentren fiir die Nahversorgung der Wohnsiedlungsbereiche in klei-
neren Stadten, sollen vor allem die Kernbereiche von ehemals selbstandigen
Ortsteilen entwickelt werden, die aufgrund ihrer historischen Bausubstanz
und gewachsenen Struktur noch eine unverwechselbare Gestalt besitzen und
meist eine glinstige Lage im Ort haben.
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6 Sowohl im landlichen Raum als auch besonders in den Verdichtungs-
raumen sind die Dorfkerne von Funktions- und Gestaltverlust bedroht. Daher
sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen daflir geschaffen werden, dass
eine noch bestehende landwirtschaftliche Nutzung in den Dorfkernen so weit
wie moglich erhalten werden kann. Das verlangt bei den heutigen Betriebs-
formen in der Regel sorgfaltige Uberlegungen bei der Auswahl von Art, Umfang
und Standort von anderen Nutzungen, insbesondere der Wohnnutzung.
Bestehende landwirtschaftliche Betriebe sollten aus der Ortslage grundsatz-
lich nicht hinausgedrangt werden. Eine Aussiedlung sollte nur bei besonderem
betrieblichem oder 6ffentlichem Interesse erfolgen, z.B. wenn die nachteiligen
Auswirkungen der landwirtschaftlichen Nutzung die sonstige Funktionsfahigkeit
des Dorfkerns gefahrden. Hierbei ist zu beachten, dass in Dorfgebieten nach §5
BauNVO auf die Belange der land- und forstwirtschaftlichen Betriebe vorrangig
Racksicht zu nehmen ist (s.a. Kapitel IV 4.1/9 Dorfgebiete).

7 Ehemals landwirtschaftliche Wohn- und Betriebsgebaude im Dorf, die
fur das Ortsbild von Bedeutung sind oder aus Griinden der Denkmalpflege
erhalten werden sollen, missen haufig einer neuen Nutzung zugefiihrt
werden. In Frage kommen neben der Wohnnutzung z.B. nicht stérende
Handwerksbetriebe, Einzelhandel und Rdume fir landwirtschaftliche Direkt-
vermarktung sowie freie Berufe oder gemeindliche Einrichtungen, wie bei-
spielsweise Freizeitheime, Gemeindesale, Seniorentreffs mit Sozialstation und
Kinderbetreuungseinrichtungen.

8 Vor allem die Gemeinde und andere o6ffentliche Aufgabentrager kon-
nen zur Erhaltung und Belebung der Dorfkerne beitragen und ihnen mogliche
Ersatzfunktionen zuweisen, die geeignet sind, erhaltenswerte Bausubstanz zu
nutzen. Die Wohnnutzung in den Dorfkernen soll durch Modernisierungsmal3-
nahmen und MalBnahmen zur Verbesserung des Wohnumfeldes erhalten und
gefoérdert werden. In die Planung sollen nicht mehr genutzte Hauswiesen oder
Obstgarten sowie Gewasser und ihre Uferstreifen, Dorfplatze und Anger als
bereichernde Elemente einbezogen werden.

6 Zentrale Einrichtungen

1 Zu den zentralen Einrichtungen zahlen o6ffentliche und private Dienst-
leistungen (z.B. Schule, Kindergarten, Post, Arztpraxis) ebenso wie Einzel-
handelsgeschéfte oder Handwerksbetriebe (s.a. Kapitel IV 2/5 Bedarfsermittlung
zentrale Einrichtungen). Sie sollen so angeordnet werden, dass sie fir mog-
lichst viele Benutzergruppen in méglichst kurzer Zeit auf glinstige Weise erreich-
bar sind. Sind im Gemeindegebiet mehrere zentrale Einrichtungen der gleichen
Art erforderlich, so sollen ihre Standorte mdglichst so gewahlt werden, dass
sich unter Berlcksichtigung der Bevolkerungsverteilung und der Kapazitat der
Einrichtungen eine gleichmaBige Versorgung ergibt. Einrichtungen der Grund-
versorgung sollen in ihrem Einzugsbereich gefahrlos zu Ful erreichbar sein, ins-
besondere flr Kinder, alte Menschen sowie Menschen mit Behinderung.

2 Die zentralen Einrichtungen sollen tber ihre engere Zweckbestimmung
hinaus auch Moglichkeiten fiir soziale Kontakte bieten. Sie sollen daher im
groBBeren Zusammenhang betrachtet und mit dem offentlichen Stral3en-
raum, den FuBwegen und den angrenzenden 6ffentlichen Freiflachen in enge
Beziehung gesetzt werden.
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3 Funktionsfahigkeit, Wirtschaftlichkeit und Attraktivitat zahlreicher zentraler
Einrichtungen hangen weitgehend von ihrer Auslastung ab. Deshalb missen
bei der Planung die flr eine wirtschaftliche Nutzung erforderlichen Schwellen-
werte und die Moglichkeiten einer guten Auslastung sowie die Erreichbarkeit
dieser Einrichtungen bedacht werden. Dabei missen auch die Bevélkerungs-
entwicklung und der Altersaufbau in Rechnung gestellt werden (vgl. LEP 1.2.4
und insb. 1.2.5). In sanierungsbedurftigen Gebieten kann eine gute Versorgung
mit zentralen Einrichtungen zur Verbesserung der Attraktivitat beitragen.

4 Um die o6ffentlichen zentralen Einrichtungen besser und wirtschaft-
licher zu nutzen, soll schon bei der Bauleitplanung eine mégliche Mehrfach-
nutzung (z.B. die Nutzung eines Hallenbades durch mehrere Schulen, Vereine
und die Offentlichkeit) oder Mehrzwecknutzung (z. B. Nutzung einer Schulturn-
halle auch flar andere Veranstaltungen) bedacht und angestrebt werden. In
Gebieten, in denen der Bedarf die Schaffung selbststandiger Einrichtungen
nicht rechtfertigt, hat die Mehrfach- und Mehrzwecknutzung besondere
Bedeutung. Durch enge rdumliche Zuordnung der Einrichtungen zueinander
kann auch eine wechselnde Belegung und damit eine Reduzierung der
erforderlichen Kfz-Stellplatze erreicht werden.

5 In zentralen Ortsbereichen, besonders in Sanierungsgebieten, bietet
es sich haufig an, bestimmte zentrale Einrichtungen in leer stehenden Bau-
denkmalern und anderen fur das Ortsbild wesentlichen Gebauden unterzu-
bringen, denen damit eine angemessene und auf Dauer gesicherte Nutzung
gegeben werden kann. Da diese Bauten meistens besondere raumliche und
gestalterische Qualitaten besitzen, werden dort untergebrachte Einrichtungen
von der Bevolkerung erfahrungsgemalR gern angenommen (s.a. Kapitel Il
14/11ff. Erhalt von Baudenkmalern).

6 Ein Einzelhandelsbetrieb liegt vor, wenn eine Verkaufsstatte allgemein
zugéanglich ist und Waren an Endverbraucher verkauft werden. Auch Werks-
verkaufe und Fabrikverkaufszentren (Factory-Outlet-Center) sind demnach
Einzelhandelsbetriebe (vgl. LEP 5.3).

EinzelhandelsgroRprojekte sind

Betriebe i.S.d. 811 Abs.3 BauNVO (Einkaufszentren, grof3flachige
Einzelhandelsbetriebe, die sich nach Art, Lage und Umfang auf die Ver-
wirklichung der Ziele der Raumordnung und Landesplanung oder auf
die stddtebauliche Ordnung und Entwicklung nicht nur unwesentlich
auswirken kénnen, sowie sonstige grol¥flachige Handelsbetriebe mit
vergleichbaren Auswirkungen) sowie

Agglomerationen von mindestens drei Einzelhandelsbetrieben in raum-
lich-funktionalem Zusammenhang, die erheblich berortlich raum-
bedeutsam sind (siehe auch Teilfortschreibung des LEP vom 21.02.2018
zu Nr.5.3.1 (2) S. 1, mit der die Agglomeration ebenfalls unter den Begriff
des Einzelhandelsgro3projekts gefasst wurde).

Betriebe, die ganz Ulberwiegend dem Verkauf von Waren des Nahver-
sorgungsbedarfs dienen, im Sinne von LEP 5.3.1, sind bis zum Erreichen des
Schwellenwerts von 1.200 m2 Verkaufsflache von der landesplanerischen Ver-
kaufsflachensteuerung freigestellt (vgl. LEP 5.3.3).
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Durch Flachenausweisungen fir EinzelhandelsgroR3projekte dlrfen die
Funktionsfahigkeit der Zentralen Orte und die verbrauchernahe Versorgung
der Bevolkerung im Einzugsbereich dieser EinzelhandelsgroR3projekte nicht
wesentlich beeintrachtigt werden. Vor ihrer Errichtung ist zu prifen, ob ein
Raumordnungsverfahren gemafl Art.24 BayLplG durchzufihren ist (vgl.
Anhang B Auslegungshilfe des Staatsministeriums fir Wirtschaft, Infra-
struktur, Verkehr und Technologie vom 18.09.2012). In jedem Fall ist die
Hohere Landesplanungsbehérde zu beteiligen.

Die Flachenausweisung fir Einzelhandelsgro3projekte hat an staddtebau-
lich integrierten Standorten zu erfolgen. Abweichend sind Ausweisungen in
stéadtebaulichen Randlagen zulassig, wenn

das EinzelhandelsgroR3projekt Gberwiegend dem Verkauf von Waren des
sonstigen Bedarfs dient oder

die Gemeinde nachweist, dass geeignete staddtebaulich integrierte
Standorte aufgrund der topographischen Gegebenheiten nicht vorliegen
(vgl. LEP 5.3.2).

7 Es empfiehlt sich, fir eine ortsvertréagliche Entwicklung des Einzel-
handels im Vorfeld von derartigen Ansiedlungen ein gesamtgemeindliches
Einzelhandelsentwicklungskonzept zu erarbeiten. Bei der Bauleitplanung
fr EinzelhandelsgroR3projekte ist das interkommunale Abstimmungsgebot
besonders zu beachten (8 2 Abs. 2 BauGB, siehe auch Kapitel Il 3 Abstimmung
mit benachbarten Gemeinden): Gemeinden kénnen sich im Zuge dessen bei
entsprechenden Planungen der Nachbargemeinde auch auf Auswirkungen
auf ihre zentralen Versorgungsbereiche berufen. Zu den Voraussetzungen der
Stadtebauférderung und der Stadterneuerung hinsichtlich der Einzelhandels-
entwicklung einer Kommune wird auf die Stadtebauférderungsrichtlinien
(StBauFR) hingewiesen.

8 Von publikumsintensiven Freizeitanlagen und anderen Grol3projekten
kénnen ebenfalls erhebliche stéddtebauliche Auswirkungen ausgehen. Die
Standortwahl setzt daher eine besonders sorgféltige Abwéagung der 6ffentli-
chen und privaten Belange voraus, die von diesen Projekten berlihrt werden
konnen. Uberortlich raumbedeutsame Freizeitanlagen oder dem Tourismus
dienende Einrichtungen, die spezifische Standortanforderungen aufweisen
oder von denen schadliche Umwelteinwirkungen auf dem Wohnen dienende
Gebiete ausgehen, sind vom Anbindegebot ausgenommen (vgl. LEP 3.3).

7 Nutzungen besonderer Art

1 Besondere Beachtung in der stadtebaulichen Planung verdienen die
Gemeinbedarfseinrichtungen mit grof3em Flachenbedarf, wie z.B. Kranken-
hauser, Hochschulen, Messebauten und Sportanlagen (Stadien), flr die hau-
fig Sondergebiete nach 8 11 BauNVO ausgewiesen werden. Bei Einrichtungen
dieser Art ist besonders auf die Einflgung in die Landschaft, auf einen aus-
reichenden Immissionsschutz und auf die Gestaltung des Ortsbildes zu
achten. Zu beriicksichtigen sind auch die Auswirkungen des ErschlieBungs-
verkehrs auf benachbarte Baugebiete und Einrichtungen.
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2 Die zu diesen Gemeinbedarfseinrichtungen gehérenden Wege und Frei-
flachen sollen so weit wie méglich fiir die Offentlichkeit zuganglich sein. Bei
daflr geeigneten Einrichtungen, z.B. bei Hochschulen, soll auch die Nut-
zung fur die Erholung, Bildung oder kulturelle Betatigung der Allgemeinheit
angestrebt und durch glinstige staddtebauliche Zuordnung ermaéglicht werden.
Es soll vermieden werden, dass durch abgeschlossene und undurchlassige
grol3flachige Gemeinbedarfseinrichtungen wichtige FuBwegbeziehungen und
der Zugang zur freien Natur behindert oder beeintrachtigt werden.

3 Wochenendhausgebiete sind nach 810 BauNVO als Sondergebiete
festzusetzen. Wochenendhéauser sind nicht fiir einen Daueraufenthalt vor-
gesehen und daher in der Regel wesentlich kleiner als Wohnhéauser. Es hat
sich aber gezeigt, dass besonders in der Nahe der gréBeren und mittleren
Stadte vielfach Wochenendhausgebiete im Laufe der Zeit zu Wohngebieten
umfunktioniert werden. Bei der Standortwahl, der Einbindung in die Land-
schaft und den Moglichkeiten zur ErschlieRung sollte dies beriicksichtigt wer-
den. Das Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 2014/52/EU im Stadtebaurecht
und zur Starkung des neuen Zusammenlebens in der Stadt brachte die neue
Regelung des 812 Abs.7 BauNVO, wonach die Gemeinde eine Zulassung
von Wohnnutzung in bisherigen Erholungssondergebieten nach § 10 BauNVO
durch Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans festsetzen
kann, der insbesondere die Zuléssigkeit von baulichen Anlagen zu Wohn-
zwecken in diesen Gebieten regelt.

4 Auch Wochenendhausgebiete sind grundsatzlich an vorhandene, im
Zusammenhang bebaute Ortsteile anzubinden (vgl. LEP 3.3) und sollen még-
lichst in FuBwegentfernung zu den Versorgungs- und Freizeiteinrichtungen
der Gemeinde liegen. Ist durch Festsetzungen sichergestellt, dass Wochen-
endhausgebiete sich nicht zu Wohngebieten entwickeln, so werden an die
ErschlieBung im Allgemeinen geringere Anforderungen als bei Wohngebieten
gestellt werden koénnen. Eine zentrale Wasserversorgung ist jedoch stets
erforderlich, der Anschluss an eine zentrale Abwasserbeseitigungsanlage soll
ebenfalls gewahrleistet sein.

5 Ferienwohnungen und Ferienhduser unterscheiden sich von eigen
genutzten Freizeitwohngelegenheiten dadurch, dass sie aufgrund ihrer Lage,
GrolRe, Ausstattung, ErschlieBung und Versorgung fiir einen Erholungsauf-
enthalt geeignet und dazu bestimmt sind, Gberwiegend und auf Dauer einem
wechselnden Personenkreis zu dienen. Der Begriff der Ferienwohnung wurde
durch das Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 2014/52/EU im Stadtebaurecht
und zur Stérkung des neuen Zusammenlebens in der Stadt in § 13a BauNVO
nun ausdricklich definiert als ,,Rdume oder Gebaude, die einem stédndig wech-
selnden Kreis von Gasten gegen Entgelt voriibergehend zur Unterkunft zur
Verfligung gestellt werden und die zur Begriindung einer eigenen Hauslichkeit
geeignet und bestimmt sind”. Nach § 13a S. 1 BauNVO handelt es sich bei sol-
chen Ferienwohnungen hinsichtlich der Art baulicher Nutzung in der Regel um
nicht stérende Gewerbebetriebe, ausnahmsweise kénnen sie sich unter den
dort geregelten Voraussetzungen auch als Teil eines Beherbergungsbetriebes
darstellen. Ferienwohnungen i.S.d. § 13a BauNVO kénnen auch Gebaude mit
nur einer Wohneinheit, also Ferienhauser sein. Nach der Gesetzesbegriindung
grenzt sich die Ferienwohnung i.S.v. § 13a BauNVO vom Ferienhaus i.S.d.
810 Abs.4 BauNVO (nur) durch die Belegenheit in einem entsprechenden
Sondergebiet nach & 10 BauNVO ab.
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6 Die Anlage von Kleingarten ist vor allem in Gemeinden mit zentral6rt-
licher Funktion und stadtischer Siedlungsstruktur von Bedeutung. Kleingéarten
dienen im weiteren Sinne der Befriedigung der sozialen Bedlirfnisse der
Bevolkerung (8 1 Abs. 6 Nr.3 BauGB), insbesondere denen der Familien mit
Kindern, der alten Menschen und der Personengruppen mit niedrigem Ein-
kommen. Sie sind in den Bauleitplanen als Griinflachen mit entsprechender
Zweckbestimmung auszuweisen. Kleingartenanlagen sollen den Wohn-
gebieten, denen sie als Erganzung dienen, unmittelbar oder in ginstiger Ent-
fernung zugeordnet werden. Sie sollen moglichst an Griinziige angeordnet
und der Offentlichkeit so weit wie méglich zuganglich sein.

7 Kleingartenanlagen sind als Erholungsflachen schutzbedirftig und
sollen vor stérenden Umwelteinwirkungen, wie etwa dem Larm von nahe
gelegenen stark frequentierten Verkehrswegen, durch geeignete Schutz-
malnahmen abgeschirmt werden. Bebauungsplane fiir Kleingartenanlagen
werden insbesondere Festsetzungen zur Grinordnung enthalten. Durch
geeignete Festsetzungen (z.B. Giberbaute Flache fiir Gartenhduser nicht tber
15m?2) ist auszuschlieRen, dass die Kleingartenanlage zweckentfremdet und
z.B. als Wochenendhausgebiet genutzt wird.

8 Um Engpéassen bei der Unterbringung von Flichtlingen und Asyl-
begehrenden zu begegnen, sind mit den BauGB-Novellen 2014 und 2015
Sonderregelungen fir die Flichtlingsunterbringung in Kraft getreten. Hier-
durch wurde u.a. 8 1 Abs. 6 BauGB durch eine neue Nr. 13 ergénzt, wonach die
Belange von Fliichtlingen oder Asylbegehrenden und ihrer Unterbringung bei
der Aufstellung von Bauleitpldnen zu berlicksichtigen sind. Die Regelungen
enthalten neben dieser — lediglich klarstellenden — Anderung verschiedene
Erleichterungen hinsichtlich der bauplanungsrechtlichen Zulassigkeit von
Unterklnften fir Flichtlinge und Asylbegehrende insbesondere in den —
befristet bis Ende 2019 geltenden — Regelungen des § 246 Abs. 8-17 BauGB.
Naheres hierzu ist den Rundschreiben des Bayerischen Staatsministeriums
des Innern, fuir und Verkehr vom 11.11.2014, 06.03.2015, 18.08.2015 und
22.12.2015 sowie den Hinweisen der Fachkommission Stadtebau mit Stand
vom 15.12.2015 zu entnehmen (www.stmb.bayern.de/buw/baurechtundtech-
nik/bauplanungsrecht/vorschriftenundrundschreiben/index.php).

8 Offentlicher Raum

1 Der offentliche Raum umfasst alle Stralen, Wege und Platze, Grin-
anlagen, Parks und Wasserflachen innerhalb von Siedlungsgebieten, die ohne
Beschrankung 6ffentlich zuganglich sind. Mit den Funktionen fiir Verkehr, Wirt-
schaft, Kultur, Aufenthalt, Bewegung und Erholung pragt er entscheidend das
Erscheinungsbild, die Attraktivitat und das 6ffentliche Leben in Stadten, Mark-
ten und Gemeinden. Die verschiedensten Funktionen und Nutzungsanspriiche
an den offentlichen Raum miussen je nach ortlicher Situation und Lage im
Siedlungsgebiet fur den Einzelfall aufeinander abgestimmt werden. Er hat gro-
Ben Einfluss auf die Lebensqualitat und beférdert somit die Identifikation der
Birgerinnen und Blrger mit ihrer Umgebung. Fir eine erfolgreiche Innenent-
wicklung kommt dem &ffentlichen Raum eine entscheidende Bedeutung zu.

Grinflachen im 6ffentlichen Raum unterstltzen als griine ,Infrastruktur” den
Aufbau eines Netzwerkes von Griin- und Freiflachen mit vielféaltigen Funktio-
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nen und Nutzen. Sie leisten einen wesentlichen Beitrag fiir die Anpassung an
den Klimawandel und erhéhen auBerdem die Lebensqualitat.

2 Der offentliche Raum soll als ein Geflige von Freiflachen, Platz-
und StralRenrdumen abwechslungsreich, gefahrlos und soweit als még-
lich barrierefrei geformt und gestaltet werden. Hinweise zur barrierefreien
Gestaltung des Offentlichen Verkehr- und Freiraums gibt die DIN 18040
,Barrierefreies Bauen — Planungsgrundlagen — Teil 3: Offentlicher Verkehrs-
und Freiraum”. Eine Auslegung dieser Norm bietet der gemeinsame Leit-
faden ,Barrierefreies Bauen 03 — Offentlicher Verkehrs- und Freiraum”, den
die Bayerische Architektenkammer zusammen mit dem Staatsministerium fir
Wohnen, Bau und Verkehr sowie dem Staatsministerium fiir Familie, Arbeit
und Soziales 2018 verdéffentlicht haben (vgl. Anhang D). Die Anforderungen
des flieBenden und ruhenden Verkehrs missen mit den Bed(irfnissen von
FuRgangern, Radfahrern, Kindern, alten Menschen und Menschen mit
Behinderung abgewogen und abgestimmt werden. Ziel ist eine ,Stadt fir
alle”, also die umfassende und selbstbestimmte Teilhabe aller Menschen am
gesellschaftlichen Leben — ungeachtet des Alters sowie unabhangig von Art
und Umfang einer Beeintrachtigung. Grundsatzlich empfiehlt es sich, barriere-
freie Planungen bzw. Umgestaltungen nicht isoliert, sondern eingebettet in ein
gesamtortliches Konzept zu erarbeiten, um durchgéangige barrierefreie Wege-
beziehungen (sog. Wegeketten) zu schaffen (s.a. Kapitel | 3/7 Stadtebauliche
Rahmenplanung und | 3/17 Gemeindlicher Aktionsplan zur Schaffung von
Barrierefreiheit).

3 Vorhandene eintonige StralRenrdume und Ortsdurchfahrten kdénnen
dadurch abwechslungsreicher gemacht werden, dass Raumfolgen hergestellt,
Torsituationen betont und besondere Nutzungsbereiche hervorgehoben wer-
den. Die Wirkung des Raums wird im Wesentlichen von den Baukdrpern, der
Bodenflache und weiteren raumbildenden Elementen wie Bepflanzung und
Moblierung gepragt. Dabei muss bedacht werden, dass jedes einzelne dieser
Elemente nicht nur von der Funktion hergeleitet werden darf, sondern auch auf
das gestalterische Zusammenwirken hin abgestimmt sein muss (s.a. Kapitel Ill
14/9 Baugestalt, Gestaltungskonzept sowie in den Empfehlungen zur Stral3en-
raumgestaltung (ESG 2011) (vgl. Anhang D)). Die Benutzbarkeit wird jedoch
insbesondere durch die verschiedenen Verkehrsbereiche, deren Ausformung
und den jeweiligen verkehrlichen Belastungen sowie Aspekten der Verkehrs-
sicherheit beeinflusst (s.a. Kapitel Il 9/8ff. Verkehrsberuhigter Bereich).

4 Die Méoblierung von Strallen, Platzen und Freiflaichen préagt ent-
scheidend die Qualitat und Identitét des 6ffentlichen Raums. Daher ist auf ein
abgestimmtes und durchgéangiges Erscheinungsbild zu achten. Insbesondere
bei historischen Platzen, die in ihrer urspriinglichen Form und Gestaltung
erhalten bleiben und von Kraftfahrzeugen maéglichst freigehalten werden sol-
len, ist bei der Ausstattung mit Beleuchtungskérpern und Sitzgelegenheiten
jeweils der ortliche Charakter zu bertcksichtigen (s.a. Kapitel Il 14/8 Bildende
Kunst).

5 Zur Gestaltung der Stral3en- und Platzrdume und zur raumbildenden
Wirkung tragt auch die Bepflanzung bei. Im Bereich von FulRwegen, Spiel-
und Ruheplatzen sind Bdume und Straucher zum Schutz vor Wind und Sonne
wichtig. In Strallen- und Platzrdumen mit geschlossener Randbebauung
soll sich die Bepflanzung jedoch dem Raum unterordnen. In Betracht kom-
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men insbesondere Baumreihen oder einzelne Baume und Baumgruppen als
Blickpunkte. Pflanzkiibel sind in der Regel kein Ersatzfir eine rdumlich wirk-
same Bepflanzung. Auch die Vorgarten mit ihrer Bepflanzung sind préagender
Bestandteil des Stral3en- und Ortsbildes (s.a. Kapitel Ill 13/6 Stral3enbegleit-
griin und Il 13/7 Stell- und Parkpléatze).

9 Verkehr

1 Die Verkehrsplanung einschliel3lich der Verkehrsbedienung durch den
offentlichen Personennahverkehr ist wichtiger Bestandteil der Bauleitplanung.
Dabei soll eine auf Vermeidung und Verringerung von Verkehr ausgerichtete
stadtebauliche Entwicklung besonders berlcksichtigt werden (8 1 Abs.6 Nr. 9
BauGB). Von welchen Anforderungen im Einzelnen in der Bauleitplanung aus-
zugehen ist, muss sich auch nach anderen stadtebaulichen Gesichtspunkten
und den Bediirfnissen von Ful3gangern, Radfahrern, Kindern, alten Men-
schen und Menschen mit Behinderung richten. Die Sicherheit und Leichtig-
keit des motorisierten und des nichtmotorisierten Fahrverkehrs sind diesen
Anforderungen gegeniiber abzuwéagen. Bei der Gestaltung der Verkehrs-
anlagen sind die Anforderungen der Feuerwehr sowie der Ver- und Ent-
sorgung zu beachten. Hierbei gilt das Prinzip ,Sicherheit vor Leichtigkeit des
Verkehrs”. Hinweise hierzu enthélt insbesondere die Richtlinie fir die Anlage
von Stadtstral3en (RASt 06) (vgl. Anhang B).

Im landlichen Raum sind zudem die Anspriiche des landwirtschaftlichen
Verkehrs zu beachten. Weiter ist durch die Verkehrsplanung eine Einzelfall-
abwéagung zwischen 6kologischen Belangen der mittelbar und/oder unmittel-
bar von den Auswirkungen des Verkehrs betroffenen Birgerinnen und
Burgern und den 6konomischen Erfordernissen einer mobilen Gesellschaft
vorzunehmen. Die Belange des Umweltschutzes sind durch die Gestaltung
eines maoglichst energie- und ressourcenschonenden Verkehrsraums, der
einen gleichmaligen Verkehrsfluss sowie eine Minderung von Verkehrslarm
und Abgasen erméglicht, entsprechend zu bericksichtigen. Zur Begriinung
des StralRenraumes vgl. Kapitel Il 13/6ff. StraBenbegleitgrin.

2 In kleineren Stadten, Méarkten und Gemeinden sind die Ortskernbereiche
oft durch Ortsdurchfahrten von (beroértlichen StralRen beeintrachtigt. In
Fremdenverkehrsgemeinden und vor allem in Heilbddern und Kurorten kén-
nen dadurch auBerdem die Erholungs- und Heilungsfunktionen erschwert
werden. Zusammen mit den Trédgern der Strallenbaulast soll in diesen Fal-
len mdglichst eine Entlastung vom Durchgangsverkehr — etwa durch den Bau
von Ortsumgehungen — angestrebt werden. Ortsumgehungen sind meistens
die Voraussetzungen dafiir, die Wohn- und Arbeitsverhéltnisse und die zent-
rale Funktion der Ortskernbereiche durch weitere 6ffentliche und private Mal3-
nahmen, Investitionen und Férderungen zu verbessern.

3 Ist eine Entlastung vom Durchgangsverkehr nicht mdglich, so sollen Aus-
bzw. Umbaumalnahmen an der Stral3e auf die Erhaltung und Gestaltung des
Ortsbildes und die Denkmalpflege gebihrend Riicksicht nehmen und mit die-
sen Erfordernissen besonders sorgfaltig abgestimmt werden. Dabei ist auch
zu prifen, ob diese Malinahmen mit den Anforderungen an eine leistungs-
fahige Ortsdurchfahrt zu vereinbaren sind. Grundsétzlich ist darauf zu achten,
dass aufgrund der Bedeutung der Bundesstral3en bzw. der Staatsstral3en fir
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den weitraumigen Verkehr in den Ortsdurchfahrten eine Befahrbarkeit mit der
innerorts zulassigen Hochstgeschwindigkeit von 50km/h sicherzustellen ist.
Werden in der Planungsphase verkehrsregelnde MalRnahmen, z.B. durch Ver-
kehrszeichen oder Verkehrseinrichtungen fir erforderlich erachtet, sind die
Stral3enverkehrsbehérden zu informieren. Grundlage fir Anordnungen zur
Regelung des Verkehrs ist die StralRenverkehrs-Ordnung (StVO).

4 Far Ortsumgehungen sollen Trassen gewahlt werden, die kiinftige Ent-
wicklungsmaglichkeiten der Gemeinde durch die Lage und die zu erwartenden
Auswirkungen der Umgehungsstralde nicht behindern. Umwelteinwirkungen
durch den verlagerten Stral3enverkehr sollen nicht nur von bestehenden und
kiinftigen Wohngebieten, sondern auch von sonstigen schutzbediirftigen
Gebieten und von Flachen, die der Erholung dienen, fern gehalten werden.

5 Far die StraRennetzgestaltung ist die Unterscheidung zwischen Ziel-
und Quellverkehr auf der einen und Durchgangsverkehr auf der anderen Seite
wesentlich: Schitzenswerte Bereiche — vor allem die Wohngebiete — sollen
vom durchlaufenden Verkehr méglichst freigehalten und nur von dem Ver-
kehr berGhrt werden, der dort Ziel oder Quelle hat. Durch eine Rangordnung
innerhalb des StraRennetzes sollte der lber ein Quartier hinausfiihrende Ver-
kehr gebiindelt und soweit mdéglich aus larmempfindlichen Bereichen heraus-
gehalten werden. Eingehende Hinweise hierzu enthélt insbesondere die RASt
06 (vgl. Anhang B).

6 Bei der Planung grof3flachiger Verkehrsverlagerungen missen flir den
an den Rand verlegten Durchgangsverkehr geeignete Lé6sungen angeboten
und die notwendigen Larmschutzvorkehrungen (s.a. Kapitel Ill 10 Immissions-
schutz) getroffen werden. Voraussetzung ist ein mit der Flachennutzungs-
planung abgestimmtes Verkehrskonzept, in dem insbesondere die Ausbildung
und Belastung des Verkehrsnetzes und ggf. die ErschlieBung von Gewerbe-
gebieten mit 6ffentlichen Verkehrsmitteln nachgewiesen werden.

7 Im Fokus einer zukunftsorientierten Siedlungsentwicklung sind Nah-
mobilitdtskonzepte im Rahmen der kommunalen Verkehrsplanung von gro-
RBer Bedeutung. Nahmobilitat setzt am Konzept der ,Stadt der kurzen Wege”
an. Dabei sollen die Einrichtungen der Grundversorgung fiir alle Bewohner-
gruppen, insbesondere fiir Kinder, alte Menschen sowie Menschen mit
Behinderung, in einem wohnungs- bzw. wohnortnahen Radius gefahrlos zu
FuR oder per Fahrrad erreichbar sein. Zugleich soll der Zugang zum OPNV
erleichtert, eine Verkehrsvernetzung, Verkehrsverlagerung und damit eine
bessere kleinrdumige Erreichbarkeit ermoglicht werden.

Nahmobilitat ist somit ein bestimmender Faktor fiir die Lebensqualitat und die
Attraktivitat von Ortszentren und stadtischen Rdumen. Nahmobilitdt bedeutet
ein Uberdenken der klassischen Verkehrsmittel beispielsweise beziiglich
ihrer Effizienz, ihres Energieverbrauchs sowie ihrer staddtebaulichen und 6ko-
logischen Vertraglichkeit. Dies kann Auswirkungen auf den 6ffentlichen Raum
haben. Als Arbeitshilfen kénnen hier die ,Hinweise zur Nahmobilitat — Strate-
gien zur Starkung des nichtmotorisierten Verkehrs auf Quartiers- und Ortsteil-
ebene” herangezogen werden (vgl. Anhang D).

8 Bereiche geeigneter Grole sollen jeweils vom Rand her durch Hauptver-
kehrs- oder Sammelstral3en erschlossen und im Innern durch eine geeignete
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Verkehrsfiihrung sowie durch die Trassierung und bauliche Ausgestaltung der
Stral3en und der Eingangsbereiche (Torwirkung) so gestaltet werden, dass
der Durchgangsverkehr erschwert und Gefahrdungen oder Belastigungen
durch den Anliegerverkehr verringert werden. Die Breite der Fahrbahn soll
unter Berlicksichtigung der Funktion der jeweiligen Stral3e auf das erforder-
liche Mal3 beschrankt werden und in einem ausgewogenen Verhéltnis zu den
FuBwegen und dem begleitenden Grin stehen. UbermaRig lange, gerad-
linige StralRenabschnitte sollten vermieden werden. Erganzend sind oft auch
verkehrsregelnde MaRnahmen vorzusehen. Sammelgaragen und Stellplatze
sollen moéglichst am Rand der verkehrsberuhigten Bereiche angeordnet wer-
den. In groRBeren Gemeinden ist grundsatzlich eine ErschlieBung der ver-
kehrsberuhigten Bereiche durch 6ffentliche Verkehrsmittel anzustreben. Ein
von Kfz-StralRen unabhangiges ErschlieBungsnetz fiir den Ful3ganger- und
Radverkehr soll die innere ErschlieBung innerhalb der Siedlungsgebiete
gewahrleisten.

9 Die Verkehrsberuhigung grofRerer Bereiche zieht unter Umstanden eine
stérkere Belastung der tangierenden Hauptverkehrs- und SammelstraRen mit
ihren Knotenpunkten nach sich. Es ist deshalb auf ein leistungsfahiges inner-
ortliches Hauptverkehrsstrallennetz zu achten. Bei der Beurteilung der damit
verbundenen Auswirkungen und bei der Abwéagung ist aber zu bedenken,
dass eine grol3flachigere Verkehrsberuhigung in der Regel einer so grof3en
Zahl von Wohnungen und Arbeitsstatten zugutekommt, dass die Zunahme
von Beeintrachtigungen an den ohnehin vorbelasteten Hauptverkehrs- und
Sammelstral3en gerechtfertigt und damit zumutbar sein kann.

10 Um die Beeintrdachtigung von Siedlungsgebieten durch den Kraftfahr-
zeugverkehr zu mindern, werden haufig Tempo 30-Zonen eingerichtet. Fir
die Anordnung solcher Zonen empfiehlt sich als Grundlage eine flachen-
hafte Verkehrsplanung der Gemeinde. Bauliche Verdnderungen wie z.B. Ein-
engungen zur Kenntlichmachung der Zone (Zonenbewusstsein) sind rechtlich
nicht erforderlich, in der Praxis aber haufig sinnvoll. In Tempo 30-Zonen darf
es keine VorfahrtsstralRen geben. Wenn der Radverkehr die vorherrschende
Verkehrsart ist oder dies alsbald zu erwarten ist, kommen Fahrradstral3en in
Betracht. Anderer Fahrzeugverkehr als Radverkehr darf diese nicht benutzen,
kann aber ausnahmsweise durch Zusatzzeichen erlaubt werden. Fir den Fahr-
verkehr gilt eine Hochstgeschwindigkeit von 30km/h. Eine Fahrradstral3e stellt
eine Verkehrsbeschleunigung der Verkehrsart Fahrrad dar und ist — im Gegen-
satz zur Tempo 30-Zone — nicht Teil der Verkehrsberuhigung. Deshalb ist zu
beachten, dass Tempo 30-Zonen an einer Fahrradstral3e enden missen. Im
Nachgang zur Fahrradstral3e kann wieder eine Tempo 30-Zone angeordnet
werden.

11 Die Einrichtung verkehrsberuhigter Geschéftsbereiche kommt vor allem
in Ortszentren kleinerer und mittlerer Stadte in Betracht, die fiir verkehrs-
beruhigte Bereiche oder Ful3géngerzonen nicht geeignet sind. Haufig ver-
figen diese Stadte Uber staddtebaulich wertvolle Gebiete, die auch bei der
Ausgestaltung der 6ffentlichen Verkehrsflachen (in der Regel niveaugleicher
Ausbau) zum Ausdruck kommen soll. Auch im verkehrsberuhigten Geschéfts-
bereich sind jedoch die Verkehrsarten rechtlich getrennt. Es ist dazu allerdings
zulassig, die Fahrbahnabgrenzung mit anderen Mitteln (z.B. Pflasterlinien)
zu kennzeichnen. Als Geschwindigkeitsbeschrankung kénnen 30km/h oder
20km/h angeordnet werden.



12 Verkehrsberuhigte Bereiche sind Verkehrsflichen mit besonderer
Zweckbestimmung (vgl. 89 Abs.1 Nr. 11 BauGB), die sich fiir Strallen und
Platze mit Gberwiegender Aufenthaltsfunktion und ErschlieBungsfunktion
sowie geringem Kraftfahrzeugverkehr eignen. Sie stehen allen Verkehrs-
teilnehmern auf der gesamten Verkehrsflache gleichberechtigt zur Verfligung
(Mischverkehr). Das Nebeneinander von Fu3géngern, Radfahrern und Kraft-
fahrern ist im Sinne gegenseitiger Ricksichtnahme geregelt. Entsprechend
dieser Regelung muss dem Kraftfahrer bereits durch die bauliche Gestaltung
der Verkehrsflache der Eindruck vermittelt werden, dass der Kraftfahrzeugver-
kehr nur untergeordnete Bedeutung hat. In der Regel wird der Stral3enraum
in verkehrsberuhigten Bereichen als Mischflache mit niveaugleichem Ausbau
Gber die gesamte StralRenbreite ausgebildet. Die vom Fahrzeugverkehr einzu-
haltende Schrittgeschwindigkeit von 4 bis 7km/h entspricht der eines normal
gehenden FulRgangers.

13 FuBgangerzonen sind, wie verkehrsberuhigte Bereiche, Verkehrs-
flachen mit besonderer Zweckbestimmung (89 Abs. 1 Nr. 11 BauGB). Die Ein-
richtung reiner Ful3gadngerzonen berlhrt die straRenrechtliche Widmung und
kommt vor allem fiir bestimmte Innenstadtbereiche und Stadtteilzentren in
Betracht. Die Verlagerung der Verkehrsstrome im Zusammenhang mit Ful3-
gangerzonen kann nachteilige Auswirkungen auf ihre Randzonen und die
benachbarten Gebiete haben, die vor allem unter den Gesichtspunkten der
Erhaltung gesunder Wohn- und Arbeitsverhéaltnisse auch in diesen Bereichen
beurteilt werden missen. Da die Anlage von FuRgangerzonen in bestehenden
Geschaftsgebieten zu einer Verlagerung und Konzentration des Einzelhandels-
umsatzes flhren kann, sollen auch die Auswirkungen auf die Versorgung der
Bevolkerung und die Existenzbedingungen von Einzelhandel und Dienst-
leistungen in den benachbarten Bereichen bertcksichtigt werden.

14  Zur Starkung der Heilungs- und Erholungsfunktion sollen in Heilbadern
und Kurorten Kurzonen geschaffen und mit Auffangparkplatzen am Rand
des Kurgebiets versehen werden. Die Freihaltung der Kurzonen vom Kraft-
fahrzeugverkehr kann auch durch unbefristete, zumindest aber wahrend der
Nachtstunden geltende Fahrverbote sichergestellt werden. Zuséatzlich empfeh-
len sich verkehrslenkende MalRnahmen.

15 In Wohngebieten mit Mehrfamilienhdusern oder mit verdichteter Ein-
familienhausbebauung (z.B. Reihenhausern) sollen die Stellplatze und
Garagen far Kraftfahrzeuge und Fahrrader so weit wie moglich in Gemein-
schaftsanlagen an verkehrsglinstiger Stelle zusammengefasst werden.
Soweit es wegen der Dichte der Bebauung, zum Schutz des Orts- und Land-
schaftsbildes, zur Erhaltung und Gestaltung der Freiflachen, zum Schutz vor
Immissionen oder aus anderen stadtebaulichen Griinden notwendig ist, sollen
die Stellplatze in Parkbauten (Fahrradabstellanlagen, Fahrradparkhauser, Tief-
garagen, Parkhauser, Parkdecks und dgl.) angeordnet werden. Bei der Fest-
setzung von Tiefgaragen insbesondere fir Wohnanlagen und Wohnheime
sind allerdings auch die Sicherheitsprobleme und die Bau- und Unterhalts-
kosten zu berticksichtigen.

16 Vorgaben zur Zahl der notwendigen Stellplatze und Garagen zum Voll-
zug des Art. 47 BayBO finden sich in 8§ 20 GaStellV i.V.m. der Anlage zur GaSt-
ellV, soweit keine ortliche Satzung nach Art.81 Abs. 1 Nr.4 BayBO einen von
diesen Werten abweichenden Stellplatzschllssel festlegt (s.a. Kapitel IV 2/7
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Bedarfsermittlung Parkplatze und Abstellplatze fur Fahrrader). Uber eine ort-
liche Satzung kénnen auch abweichende Stellplatzabmessungen festgelegt
werden.

17 Bei der Planung &ffentlicher Stellplatze soll wegen der Wirtschaftlich-
keit und des hohen Raumbedarfs besonders in dicht bebauten Gebieten
an die Moglichkeit der Mehrfachnutzung gedacht werden. Parkbauten in
Kernbereichen sollen z.B. aul3erhalb der Geschéftszeiten fiir kulturelle Ein-
richtungen oder den Bedarf der Wohnbevdlkerung zur Verfligung stehen.
Parkplétze fur Schulen kénnen abends und am Wochenende fir Einrichtungen
des Sports und der Naherholung mit verwendet werden, falls nicht Griinde
der Sicherheit und des Immissionsschutzes fiir die umgebende Bebauung
entgegenstehen.

18 Das Fahrrad hat vor allem im Nahbereich im Alltagsverkehr und auch
im Tourismus eine grof3e Bedeutung. Dem muss die Verkehrsnetzplanung
und Detailgestaltung sowohl fir den flieBenden als auch den ruhenden Rad-
verkehr durch sichere, attraktive und den besonderen Erfordernissen des
Fahrradverkehrs entsprechende Gestaltung der Verkehrsflachen Rechnung
tragen. Hierflr ist die Aufstellung eines Netzkonzepts fiir den Radverkehr und
eine oOrtliche Fahrradabstellsatzung nach Art.81 Abs. 1 Nr.4 BayBO zu emp-
fehlen. Zudem sollten im 6ffentlichen Raum Flachen fiir Fahrradabstellan-
lagen vorgesehen werden. Wichtige Hinweise zur Planung von Radwegen
und Abstellanlagen enthalten die von der Forschungsgesellschaft flr Stra-
Ben- und Verkehrswesen herausgegebenen Empfehlungen fiir Radverkehrs-
anlagen (ERA 2010), das Radverkehrshandbuch ,Radlland Bayern” sowie die
Broschiire ,Mit dem Rad zum Bahnhof” von 2016, vgl. Anhang D).

19 Bahnlbergdnge sind im Verkehrsgeschehen als unfalltréchtige
Kreuzungspunkte anzusehen. Deshalb sind nach 8 2 EKrG neue Kreuzungen
von offentlichen Eisenbahnen und Stral3en fir den allgemeinen Kraftfahr-
zeugverkehr grundsatzlich als Uberfihrung herzustellen. Neue Bahniber-
gange dlrfen nur mit einer Ausnahmegenehmigung der Anordnungsbehérde
errichtet werden. Anordnungsbehorde ist bei Schienenwegen der bundes-
eigenen DB Netz AG das Bundesministerium fir Verkehr und digitale Infra-
struktur, bei Schienenwegen einer nichtbundeseigenen Eisenbahn (NE) die
Bezirksregierung. Technische Sicherungen und andere MalBnahmen sind not-
wendig, wenn es die Sicherheit oder die Abwicklung des Verkehrs erfordern.
Dabei muss die Gibersehbare Verkehrsentwicklung, das heif3t vor allem die
Ausbauabsichten an einem der beteiligten Verkehrswege, beriicksichtigt wer-
den. Das Eisenbahninfrastrukturunternehmen und die zustdndige Eisenbahn-
aufsichtsbehoérde sollen eingebunden werden. Fir Schienenwege der DB Netz
AG ist das Eisenbahn-Bundesamt zustéandig. Handelt es sich um Schienen-
wege einer NE, so ist die Regierung von Mittelfranken Aufsichtsbehorde in
den Bezirken Mittelfranken, Oberfranken, Unterfranken sowie der Oberpfalz
und die Regierung von Oberbayern in den Bezirken Niederbayern, Ober-
bayern und Schwaben. Bereits bei der Aufstellung der Bauleitplane empfiehlt
es sich, den vom Bund-Lander-Fachausschuss Straf3enverkehrs-Ordnung
(BLFA StVO) herausgegebenen ,Leitfaden zur Durchfiihrung von Bahntiber-
gangsschauen” (vgl. Anhang D) heranzuziehen, um sich ein Bild Gber die
baulichen und technischen Voraussetzungen zur Bahnlibergangssicherheit
(Sichtdreiecke, bauliche Umgebungsgestaltung) zu machen.
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10 Immissionsschutz

1 Ein wesentliches Leitziel der Bauleitplanung ist es, eine menschen-
wirdige Umwelt zu sichern (8 1 Abs.5 S.2 BauGB). Bei der Aufstellung der
Bauleitpldne sind entsprechend dieser Zielsetzung u.a. die Belange des
Umweltschutzes, die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und
Arbeitsverhaltnisse, die Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevélkerung sowie
die Wohnbedirfnisse der Bevolkerung zu bertcksichtigen (8 1 Abs.6 Nr.2 und
7 BauGB). Die umweltbezogenen Auswirkungen auf den Menschen und seine
Gesundheit sind auch Bestandteil der Umweltpriifung. Zudem verpflichtet
850 BImSchG die Gemeinden, bei raumbedeutsamen Planungen und Mal3-
nahmen, vor allem auch in der Bauleitplanung, die fiir eine bestimmte Nutzung
vorgesehenen Flachen einander so zuzuordnen, dass schadliche Umweltein-
wirkungen auf die ausschlieBlich oder vorwiegend dem Wohnen dienenden
Gebiete sowie auf sonstige schutzwiirdige Gebiete so weit wie moglich ver-
mieden werden. Detaillierte Hinweise zur Berlcksichtigung der Immissions-
schutzbelange im Bauplanungsrecht haben die Gemeinden im Rundschreiben
des Bayerischen Staatsministeriums des Innern vom 10. Juni 1996, mit Aktu-
alisierung vom 25. Marz 1997, erhalten. Diese Hinweise wurden bislang far
den Bereich des Larmschutzes mit Schreiben vom 25.07.2014 auf den neu-
esten Stand gebracht, z.B. im Hinblick auf den Wegfall des Schienenbonus
(abrufbar unter www.stmb.bayern.de/assets/stmi/buw/baurechtundtechnik/
larmschutz_in_der_bauleitplanung.pdf). Zum Thema Windenergie enthalten
die Hinweise zur Planung und Genehmigung von Windenergieanlagen (Bay-
WEE) vom 19.07.2016 wertvolle Informationen (vgl. Anhang B).

2 Schutzbeddrftig sind vor allem die dem Wohnen dienenden Baugebiete
(882 bis 4a BauNVO), die der Erholung dienenden Sondergebiete (510
BauNVO) sowie einzelne Einrichtungen wie z.B. Schulen, Alters- und Pflege-
heime, Wohnheime, Krankenhduser sowie Einrichtungen flr Freizeit und
Erholung.

3 Die umfassende Beriicksichtigung dieser Belange dient aber auch
den Erfordernissen der Wirtschaft, der Landwirtschaft und des Verkehrs,
wenn die Baugebiete und sonstige Nutzungen nach immissionsschutz-
rechtlichen Anforderungen so angeordnet oder einander zugeordnet wer-
den, dass besondere MalRnahmen zum Schutz vor Immissionen oder zur
Beschrankung von Emissionen nicht getroffen werden miissen und vor allem
Einschrankungen der gewerblichen Nutzung, der landwirtschaftlichen Produk-
tion oder des Verkehrs vermieden werden.

4 Der Begriff der o.g. schadlichen Umwelteinwirkungen wird in 83
Abs.1 BImSchG definiert. Danach sind schadliche Umwelteinwirkungen
Immissionen, die nach Art, Ausmald oder Dauer geeignet sind, Gefahren,
erhebliche Nachteile oder erhebliche Beldstigungen fiir die Allgemeinheit
oder die Nachbarschaft herbeizufihren. Der Begriff wird konkretisiert durch
Rechtsvorschriften mit verbindlichen Regelungen fiir bestimmte Bereiche —
wie §841ff. BImSchG in Verbindung mit der Verkehrslarmschutzverordnung
(16. BImSchV) sowie die Sportanlagenlarmschutzverordnung (18. BImSchV) —
oder allgemeine Verwaltungsvorschriften (insbesondere TA Larm). Zum ande-
ren haben fiir die Beurteilung von Immissionen auch technische Regelwerke
Bedeutung. In der Bauleitplanung ist dies vor allem die DIN 18005 - Teil 1
~Schallschutz im Stadtebau”.

77


https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__1.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__1.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__1.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bimschg/__50.html
http://www.stmb.bayern.de/assets/stmi/buw/baurechtundtechnik/lärmschutz_in_der_bauleitplanung.pdf
http://www.stmb.bayern.de/assets/stmi/buw/baurechtundtechnik/lärmschutz_in_der_bauleitplanung.pdf
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayVV_2129_1_W_183/true
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayVV_2129_1_W_183/true
https://www.gesetze-im-internet.de/baunvo/__2.html
https://www.gesetze-im-internet.de/baunvo/__10.html
https://www.gesetze-im-internet.de/baunvo/__10.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bimschg/__3.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bimschg/__3.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bimschg/__41.html

Schutzabstande

Puffernutzungen

Gliederung der
Baugebiete

78

Die in den technischen Regelwerken enthaltenen Richtwerte (bzw. Orientie-
rungswerte) stellen keine strikten Grenzwerte dar. Von den Richtwerten kann
in besonders gelagerten Einzelféllen bei Entgegenstehen gewichtiger anderer
Belange abgewichen werden. Dies kann in erster Linie bei der Uberplanung
von bestehendem Nebeneinander von stérender und stérempfindlicher Nut-
zung in Betracht kommen. Wo die Grenze flir eine noch zumutbare Immissions-
belastung liegt, hdngt von den Umstidnden des Einzelfalls ab. Dabei sind vor
allem der Gebietscharakter und die tatsachliche oder durch eine andere Pla-
nung gegebene Vorbelastung zu beriicksichtigen. Fir den Neubau und die
wesentliche Anderung 6ffentlicher StraRen sowie von Schienenwegen gelten
ausschlieBlich die §841ff. BImSchG in Verbindung mit der 16. und 24. BImSchV.

5 Ein wichtiges Mittel zur Bewaltigung von Immissionsschutzproblemen
ist die Einhaltung ausreichender Abstande zwischen emittierender Nutzung
(wie Verkehr, stérendes Gewerbe und Landwirtschaft) und stérempfindlicher
Nutzung (wie Wohnen). Dabei sind die 6rtlichen Verhaltnisse, insbesondere
hinsichtlich Topographie und Bebauung, als mitbestimmende Faktoren fir
die Bemessung zu berlcksichtigen. Die Freihaltung entsprechender Schutz-
absténde ist aber in unserem dicht besiedelten Land haufig nicht moéglich. Sie
steht auBerdem im Gegensatz zu der gebotenen Verringerung des Landschafts-
verbrauchs und der Vermeidung der Zersiedelung. Bedeutung haben deshalb
insbesondere auch MalRnahmen wie Puffernutzungen und Gliederung der
Baugebiete, Bauweise und Stellung der Baukérper bzw. Larmschutzanlagen.

6 Die Anforderungen der Arten von baulicher Nutzung an den Immissions-
schutz sind verschieden. Dementsprechend unterschiedlich ist die Schutz-
bedurftigkeit der Baugebietstypen nach der BauNVO. So ist beispielsweise
ein Gewerbegebiet gegeniiber Verkehrslarm weniger empfindlich als ein
Wohngebiet. Zwischen stérenden und stérempfindlichen Nutzungen kén-
nen daher weniger schutzbedirftige Nutzungen vorgesehen werden. Der-
artige ,Puffernutzungen” dirfen jedoch ihrerseits nicht zu Stérungen in
dem zu schitzenden Gebiet fihren. Auch gemischte Bauflachen kdnnen
unter Berlicksichtigung ihrer eigenen Schutzanspriiche als Zwischenzonen
angeordnet werden. Sie missen an der vorgesehenen Stelle jedoch auch aus
anderen stadtebaulichen Griinden sinnvoll sein, einem tatsachlichen Bedarf
entsprechen und daher eine Verwirklichung dieser gemischten Nutzung
erwarten lassen. Die Festsetzung eines Mischgebietes, nur um die Richtwerte
fir den Immissionsschutz und damit auch die Schutzwirkungen gegentiber
den in Mischgebieten noch zuldassigen Wohnungen herabzusetzen, wirde der
Zweckbestimmung widersprechen. Werden vorhandene schutzbedirftige
Baugebiete lediglich zur Einhaltung der gebietsbezogenen Immissionsricht-
werte in weniger schutzbedUrftige Baugebietsarten umgestuft, kann dies
sogar zur Nichtigkeit des Bebauungsplans fiihren. Durch eine solche Planung
wiurden sich die tatsachlichen Verhaltnisse durch die Zulassigkeit stérender
Nutzungen auch innerhalb des Baugebiets nur noch verschlechtern (s. a. Kapi-
tel IV 4.1/10 Mischgebiete).

7 Die Schutzwirkung kann (ggf. in Verbindung mit Schutzabstdnden) auch
durch Festsetzungen nach 81 Abs. 4ff. BauNVO erreicht werden. Dadurch
kénnen Baugebiete gegliedert und bestimmte Nutzungen ausgeschlossen
werden (s.a. Kapitel IV 4.3/10 Gliederung der Baugebiete). So kann z.B. fest-
gesetzt werden, dass in den Randbereichen nur solche Arten von Nutzun-
gen, Betrieben oder Anlagen zulassig sind, die benachbarte Gebiete anderer
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Nutzungsart nicht oder nicht wesentlich stéren. Am Rand groéRerer Indust-
rie- oder Gewerbegebiete konnen beispielsweise die erforderlichen Verwal-
tungs- und Sozialgebaude, Parkplatze oder Lagerflachen festgesetzt werden,
wahrend starker stérende Anlagen in den inneren Bereich gelenkt werden.
Auch kann vorgesehen werden, dass an sich stérende Betriebe und Anlagen
bei entsprechenden Vorkehrungen zum Immissionsschutz zuléssig sind.

8 Bezliglich des Larms koénnen z.B. Industrie- und Gewerbegebiete nach
dem Emissionsverhalten der Betriebe und Anlagen gegliedert werden (81
Abs.4 S.1 Nr.2 BauNVO). Im Bebauungsplan kommt dazu die Festsetzung
flachenbezogener Schallleistungspegel in Frage. In der Praxis werden ent-
sprechende Festsetzungen auf der Grundlage der DIN 45691 — Gerdusch-
kontingentierung — getroffen, die in der Rechtsprechung auch anerkannt ist.
Grolere Gebiete werden zweckmal3ig in mehrere Zonen unterteilt, denen —
in Abhangigkeit von der Entfernung und von den langfristig wirksamen
abschirmenden Hindernissen zum Immissionsort — differenzierte Schall-
leistungspegel zugeordnet werden. Bei der Gliederung gewerblicher Bau-
flachen besteht zudem die Mdéglichkeit, die zuldssigen Arten von Nutzungen,
Betrieben oder Anlagen auf verschiedene, voneinander getrennte Bereiche
innerhalb des Gemeindegebiets zu verteilen (s.a. Kapitel IV 4.3/1 Fest-
setzungsmaoglichkeiten und Kapitel IV 4.3/10 Gliederung der Baugebiete).

9 Nach der Methode der ,immissionswirksamen fldchenbezogenen
Schallleistungspegel” kénnen zur Gliederung von Baugebieten auch
Emissionsgrenzwerte festgesetzt werden. Auch dieser ist ein auf das
Betriebsgrundstiick bezogener Schallleistungspegel. Im Unterschied zum
«flachenbezogenen Schallleistungspegel” wird beim ,immissionswirksamen
flaichenbezogenen Schallleistungspegel” im Bebauungsplan selbst nur das
Abstandsmald berlcksichtigt; Abschlage flr Zusatzdampfungen wie Luftab-
sorptions-, Boden- und Meteorologiedampfung sowie Abschirmungen blei-
ben aul3er Betracht und werden erst im Einzelgenehmigungsverfahren bei
der Prifung des anteiligen Immissionskontingents im Rahmen der konkreten
Betriebsbeurteilung eingerechnet. Berulcksichtigt wird hierbei die wirkliche
Schallausbreitung unter den tatsichlichen Verhéltnissen des konkreten Vor-
habens und seiner Umgebung zum Zeitpunkt der Genehmigung. Dem Vor-
habentrager bleibt damit die Entscheidung lberlassen, mit welchen Mitteln er
eine Uberschreitung seines Larmkontingents verhindert.

10 Das Eindringen von Larm in schutzbed(irftige Baugebiete kann durch
eine moglichst geschlossene Bauweise in den Randbereichen weitgehend
verhindert werden. Dafir kommen z.B. larmabgewandt orientierte Haus-
typen in Frage. Durch Festsetzungen gemal3 89 Abs.1 Nr.24 BauGB im
Bebauungsplan kann dabei gesichert werden, dass die Schlafraume und ggf.
auch andere Aufenthaltsraume auf der ruhigeren Hausseite angeordnet wer-
den. In den Innenstadtbereichen mit Blockrandbebauung sollen Baullicken
moglichst geschlossen werden, um ruhige Wohnhofe zu schaffen. Unter
Anwendung von 89 Abs. 3 S. 2 BauGB kénnen fir die dem Larm oder sons-
tigen Immissionen besonders ausgesetzten Gebaudeteile oder Geschosse
weniger schutzbedlrftige Nutzungsarten festgesetzt werden.

11  Soweit der Immissionsschutz nicht durch ausreichende Abstande,
zweckmalige Anordnung und Gliederung der Baugebiete sowie durch die
Bauweise und Gebaudestellung gewéhrleistet werden kann, sollen besondere

Flachenbezogener
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flachenbezogener
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Anlagen (wie z.B. Larmschutzwalle oder -wénde) vorgesehen und besondere
Vorkehrungen (wie z.B. Tieflage von Verkehrsanlagen, Nutzungs- oder
Emissionsbeschrankungen) getroffen werden.

Durch die klarstellende Ergdnzung des 89 Abs. 1 Nr.24 BauGB im Zuge der
BauGB-Novelle 2017 wurde — insbesondere, aber nicht nur im Hinblick auf das
neue Baugebiet ,Urbanes Gebiet” mit seinen hohen Larmrichtwerten nach der
TA Larm — die Maoglichkeit flir Gemeinden betont, innerhalb der immissions-
schutzrechtlichen Richtwerte (zuséatzlich) passive SchallschutzmalBnahmen
festzusetzen. In der Gesetzesbegriindung (BT-Drs 18/11439, S. 19) hierzu wird
ausgeflihrt, dass es als Ergebnis einer planerischen Abwagung maoglich sei,
durch entsprechende Festsetzungen einen (iber das Immissionsschutzrecht
gemal den TA-Larm-Richtwerten hinausgehenden Innenraumlarmschutz zu
ermoglichen. Bei der Festsetzung eines urbanen Gebiets bestehe fiir die Kom-
munen — insbesondere, wenn die erwarteten Larmwerte oberhalb der fiir ein
Mischgebiet geltenden Werte liegen — Anlass dazu, sich in der bauleitplaneri-
schen Abwégung mit der Frage moglicher Festsetzungen u. a. nach 89 Abs. 1
Nr.24 BauGB auseinanderzusetzen. Die Vorgaben des Immissionsschutz-
rechts, insbesondere der Grundsatz aktiven Schallschutzes, bleiben davon
nach der Regelung freilich unberthrt.

12 Auch Larmschutzanlagen, wie z.B. Larmschutzwélle und -wéande,
miussen sich in das Orts- und Landschaftsbild einfligen. Sie durfen nicht
verunstaltend wirken. ImmissionsschutzmalRnahmen k&énnen aber auch
gestalterische und denkmalpflegerische Belange entgegenstehen, z.B. wenn
Pflasterbeldge oder ahnlich larmtechnisch unglinstige, fir das Ortsbild und
die Denkmalpflege jedoch wesentliche Fahrbahnbelage, durch larmmindernde
Asphaltdecken ersetzt werden sollen. Hinweise dazu gibt das Arbeitsblatt fiir
die Bauleitplanung Nr. 9 ,Verkehrslarmschutz” (vgl. Anhang C).

13 Einen weiteren Aspekt des Immissionsschutzes stellt auch der Schutz
vor sonstigen Gefahren dar. Nach §50 BImSchG sind die fiir eine bestimmte
Nutzung vorgesehenen Flachen einander so zuzuordnen, dass schéadliche
Umwelteinwirkungen und von schweren Unféllen im Sinne des Art. 3 Nr. 13 der
Richtlinie 2012/18/EU in Betriebsbereichen hervorgerufene Auswirkungen auf
die ausschliel3lich oder iberwiegend dem Wohnen dienenden Gebiete sowie
auf sonstige schutzbediirftige Gebiete soweit wie mdglich vermieden werden.
Weitere Informationen gibt der Leitfaden ,Empfehlungen fiir Abstande zwi-
schen Betriebsbereichen nach der Stérfall-Verordnung und schutzbedlirftigen
Gebieten im Rahmen der Bauleitplanung — Umsetzung 8 50 BImSchG" der Kom-
mission fur Anlagensicherheit (KAS) sowie die Arbeitshilfe ,Berlicksichtigung
des Art.13 der Seveso-lll-Richtlinie im baurechtlichen Genehmigungsver-
fahren in der Umgebung von unter die Richtlinie fallenden Betrieben” der Fach-
kommission Stadtebau der Bauministerkonferenz. Der Leitfaden ist im Internet
unter www.kas-bmu.de/kas-leitfaeden-arbeits-und-vollzugshilfen.html abrufbar.

14 In landlichen Siedlungseinheiten, die Standorte landwirtschaftlicher
Betriebe sind, soll das Nebeneinander von landwirtschaftlicher Nutzung
und Wohnen so geregelt werden, dass wegen des Auftretens von Geruchs-
immissionen sowohl unzumutbare Wohn- und Arbeitsverhéltnisse als auch
betriebliche Einschrankungen der landwirtschaftlichen Hofstellen vermieden
werden. Hierbei ist auf angemessene Entwicklungsméglichkeiten der land-
wirtschaftlichen Betriebe Riicksicht zu nehmen.
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15 Bei der Planung eines Wohngebietes nahe einem landwirtschaft-
lichen Betrieb im AuBBenbereich sollen unzumutbare Geruchsbelastigungen
durch Einhaltung ausreichender Abstande vermieden werden. Dabei sind
betriebswirtschaftlich sinnvolle Erweiterungsmoglichkeiten des Betriebs zu
berlcksichtigen.

16 Auch bei Planung eines Wohngebiets nahe einem Dorfgebiet ist auf
die Entwicklungsmaoglichkeiten eines im Dorfgebiet liegenden landwirt-
schaftlichen Betriebs besonders Ricksicht zu nehmen. Wegen der im Dorf-
gebiet grundsatzlich gleichrangig zuldassigen Wohnnutzung (siehe aber auch
85 Abs. 1 S.2 BauNVO) ist die Schutzwiirdigkeit aber geringer als bei einem
landwirtschaftlichen Betrieb im Aul3enbereich. Bei der Neuausweisung eines
Wohngebiets bestehen verschiedene planerische Moglichkeiten zur Ver-
meidung von Immissionskonflikten — beispielsweise die Zwischenschaltung
weniger stoérempfindlicher ,Puffernutzungen”, Festsetzungen Uber die
immissionsabschirmende Anordnung baulicher Anlagen (89 Abs.1 Nr.2
BauGB), den Ausschluss oder die beschréankte Verwendung bestimmter luft-
verunreinigender Stoffe (89 Abs. 1 Nr. 23 Buchst. a BauGB) und Festsetzungen
zur immissionsabgewandten Orientierung von Aufenthaltsraumen (89 Abs. 1
Nr. 24 BauGB). Zur Konfliktbewaltigung im planerischen Nahtstellenbereich
zwischen Dorfgebiet und Wohngebiet kann es sich empfehlen, Teile des
angrenzenden Dorfgebiets in den Geltungsbereich des Bebauungsplans ein-
zubeziehen. In diesem Fall kommt dort neben den vorgenannten Méglich-
keiten auch noch die Gliederung des Dorfgebiets nach 8§ 1 Abs. 4ff. BauNVO
in Betracht.

17 Die auf gemeinschaftsrechtlichen Vorgaben beruhende Verordnung
Uber Luftqualitdtsstandards und Emissionshéchstmengen (39. BImSchV) legt
fir verschiedene Luftschadstoffe Immissionsgrenzwerte und Zielwerte fest.
Bei ihrer Uberschreitung oder der Gefahr ihrer Uberschreitung sind gemaR
847 Abs.1 und 2 BImSchG Luftreinhalteplane bzw. Plane fir kurzfristig zu
ergreifende MalRnahmen aufzustellen, um die Einhaltung dieser Werte zu
erreichen. Dazu werden die lufthygienische Situation analysiert sowie alle
in Betracht kommenden MalBnahmen geprift und im Luftreinhalteplan bzw.
im Plan fur kurzfristig zu ergreifende MalRnahmen diejenigen festgelegt, die
geeignet und verhaltnismalig sind.

Nach 847d Abs. 1 BImSchG waren bis zum 18.07.2008 erstmals sog. Larm-
aktionsplane aufzustellen, mit denen im Umfeld von Hauptverkehrsstral3en,
Haupteisenbahnstrecken und GroR3flughafen sowie flr Ballungsrdume prob-
lematische Larmsituationen analysiert und bewaltigt werden sollen. Aufgabe
eines Larmaktionsplanes ist es, Larmprobleme zu bewerten und ggf. Ziele und
Strategien zur Lo&rmminderung aufzuzeigen und hierzu MaRnahmen festzu-
legen und planungsrechtliche Festlegungen zu treffen. Die in den Luftreinhal-
tepléanen bzw. den Planen flr kurzfristig zu ergreifende MaRnahmen und in
den Larmaktionsplanen enthaltenen planungsrechtlichen Festlegungen sind
bei Planungen zu ber(icksichtigen (8847 Abs.6 S.2, 47d Abs.6 BImSchG).
Dies geschieht in der Bauleitplanung im Rahmen der Abwagung (81 Abs. 6
Nr. 7 Buchst. g und Abs. 7 BauGB).

Luftreinhalteplane,

Plane fiir kurzfristig zu
ergreifende MaRnahmen,
Larmaktionsplane
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11 Wasser

11.1 Sicherung der offentlichen Wasserversorgung

1 Um die Gewinnungsanlagen der 6ffentlichen Wasserversorgung oder
Heilquellen langfristig und dauerhaft zu erhalten, missen in den Einzugs-
gebieten MalRnahmen ergriffen werden, um Risiken in qualitativer und quan-
titativer Hinsicht fir das Grundwasser zu minimieren bzw. auszuschlief3en.
Die Instrumente far den Trinkwasserschutz werden in Bayern je nach Nahe
und Empfindlichkeit der Wasserfassungen gestaffelt angewendet, um die
Betroffenheit von Grundstiicksnutzungen gering zu halten:

In weitgehend unempfindlichen Bereichen der Einzugsgebiete wird
der Trinkwasserschutz durch die konsequente Beachtung des flachen-
deckenden Grundwasserschutzes sichergestellt. Bei einzelnen Planun-
gen, die sich auf das Grundwasservorkommen besonders nachteilig
auswirken kénnen, missen auch dort im Einzelfall im Sinne des Trink-
wasserschutzes weitergehende Schutzvorkehrungen getroffen werden.

Zusatzlich werden Teile der Einzugsgebiete, die nicht besonders
empfindlich sind, aber durch raumbedeutsame Planungen nachteilig
verandert werden kénnen, i.d.R. durch wasserwirtschaftliche Vorrang-
und Vorbehaltsgebiete im Rahmen der Regionalplanung gesichert.

Nur in den empfindlichen Bereichen der Einzugsgebiete sowie in deren
Kernbereich sind dariiber hinaus Wasserschutzgebiete (gemafl3 8851
und 52 WHG) und Heilquellenschutzgebiete (gemal3 § 53 WHG) erforder-
lich, in denen grundsatzliche weitergehende Nutzungseinschrankungen
bestehen.

Beispielsweise ist in den Schutzzonen | bis IlIA von Trinkwasserschutzgebieten
die Ausweisung neuer Baugebiete in den meisten Fallen verboten.

Der Trinkwasserschutz baut auf dieses mehrstufige Schutzkonzept auf. Wenn
darauf nicht konsequent geachtet wird, indem z. B. bei einzelnen Planun-
gen, die zwar au3erhalb von Trinkwasserschutzgebieten, jedoch innerhalb
von Trinkwassereinzugsgebieten liegen, nicht ausreichend den Belangen des
Trinkwasserschutzes Rechnung getragen wird, wird es zuklnftig notwendig
sein, das gesamte Einzugsgebiet gemall DVGW-Arbeitsblatt W 101 unter
Schutz zu stellen.

2 Bei der Bauleitplanung sind vorgenannte Gebiete (insbesondere
festgesetzte und im Stadium der Planreife befindliche Trinkwasser- und
Heilquellenschutzgebiete, Vorrang- und Vorbehaltsgebiete sowie Grund-
wassereinzugsgebiete offentlicher Wasserfassungen) und die dort aus Griin-
den des Trinkwasserschutzes geltenden Einschrankungen von vornherein zu
berlcksichtigen, um Konflikte oder Mehraufwendungen, die sich aus einer
Uberlagerung von Baugebieten und Trinkwasserschutz-, Heilquellen- oder
Vorrang- und Vorbehaltsgebieten ergeben kénnen, auszuschlieBen. Aus die-
sem Grunde sollen auch laufende Planungen und Erkundungsvorhaben zur
ErschlieBung neuer offentlicher Gewinnungsanlagen bericksichtigt werden.
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11.2 Hochwasserschutz

1 Der Bundesgesetzgeber hat auf die zunehmenden Hochwasserereig-
nisse und die Erfahrungen aus den Hochwasserkatastrophen der letzten Jahre
mit dem Gesetz zur Verbesserung des vorbeugenden Hochwasserschutzes
vom 03.05.2005 und dem Hochwasserschutzgesetz Il vom 30.06.2017
reagiert. Ziel der gesetzlichen Regelungen ist es, die Entstehung von Hoch-
wasser einzuddmmen und Schaden durch Hochwasser zu verhindern oder zu
vermindern.

Die Bauleitplanung hat als wesentlicher Teil der Vorbeugemal3nahmen eine
Schutzfunktion fiir Uberschwemmungsgebiete (§ 76 WHG) und Risikogebiete
(8 73 WHG). Weitere Hinweise kénnen der ,Handlungsanleitung zur Hoch-
wasservorsorge und zum Hochwasserschutz in der Raumordnungs- und in
der Bauleitplanung sowie bei der Zulassung von Einzelbauvorhaben” der
ARGEBAU (Fassung vom 26.11.2018) (vgl. Anhang D) enthommen werden.
Ferner haben die Bayerischen Staatsministerien fir Wohnen, Bau und Ver-
kehr sowie Umwelt und Verbraucherschutz die Arbeitshilfe ,Hochwasser- und
Starkregenrisiken in der Bauleitplanung” erarbeitet, die den Gemeinden als
Unterstitzung bei der Ermittlung und Abwagung maéglicher Hochwasser- und
Starkregenrisiken dienen soll (vgl. Anhang D).

2 Uberschwemmungsgebiete sind nach §76 Abs.1 WHG Gebiete zwi-
schen oberirdischen Gewassern und Deichen oder Hochufern und sonstige
Gebiete, die bei Hochwasser eines oberirdischen Gewassers iberschwemmt
oder durchflossen oder die flir Hochwasserentlastung oder Rickhaltung
beansprucht werden. 8§73 Abs.5 WHG verpflichtete die Lander die Hoch-
wasserrisiken zu bewerten. Diese Bewertung wird im Sechs-Jahres-Rhythmus
Uberprift und ggf. aktualisiert (8 73 Abs.6 WHG). Ziel der Risikobewertung
ist unter anderem die Erstellung von Gefahren- und Risikokarten, die ein
wichtiges Instrument flr eine ordnungsgemalie Abwagung der Belange des
Hochwasserschutzes sind. Hochwassergefahrenkarten und Hochwasserrisiko-
karten liegen fiir Gebiete mit signifikantemn Hochwasserrisiko vor.

3 Die Kreisverwaltungsbehdérden setzen durch Verordnung die Gebiete als
Uberschwemmungsgebiete fest, in denen ein Hochwasserereignis statistisch
einmal in hundert Jahren zu erwarten ist (sog. HQ 100) sowie die zur Hoch-
wasserentlastung und Rickhaltung beanspruchten Gebiete und Wildbach-
gefahrdungsbereiche (§ 76 Abs. 2 WHG, Art.46 Abs. 3 S. 1 BayWG).

4 In den durch Verordnung festgesetzten sowie in den vorlaufig
gesicherten Uberschwemmungsgebieten gilt ein grundsétzliches Verbot der
Ausweisung neuer Baugebiete im AuRenbereich in Bauleitplanen oder sons-
tigen Satzungen nach dem BauGB (8 78 Abs. 1, Abs.8 WHG). Dieses Verbot
unterliegt keiner Abwagung der planenden Gemeinde. Vom Verbot aus-
genommen sind Bauleitplane fir Hafen und Werften (§ 78 Abs. 1 S.2 WHG).
Eine Ausweisung von Baugebieten ist ausnahmsweise mdglich, wenn die
in §78 Abs. 2 WHG genannten Voraussetzungen kumulativ erflllt sind. Dazu
gehodren beispielsweise, dass fiir die Gemeinde keine andere Maoglichkeit der
Siedlungsentwicklung besteht, neu auszuweisende Gebiete unmittelbar an
bestehende Baugebiete angrenzen und allgemein keine Gefahrdungssituation
fir und durch die Bebauung entsteht. Bauvorhaben missen so errichtet
werden, dass keine baulichen Schaden beim Bemessungshochwasser zu

Uberschwemmungs-
gebiete, (iberschwem-
mungsgefihrdete
Gebiete

Festgesetzte, vorlaufig
gesicherte Uberschwem-
mungsgebiete
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erwarten sind. Sinnvollerweise werden diese Voraussetzungen und die Frage,
ob eine konkrete Bauleitplanung sie erflillen kann, friihzeitig geklart. Dabei
sind insbesondere das zustandige Wasserwirtschaftsamt und das fiir die Ent-
scheidung zustandige Landratsamt (Art. 63 Abs. 1 S. 2 BayWG) zu beteiligen.

Unberiihrt von 8§78 Abs.1 WHG bleibt die Moglichkeit einer Uberplanung
bereits bebauter Bereiche in Uberschwemmungsgebieten. Das Verbot der
Bauleitplanung des 878 Abs.1 WHG gilt nur fir den Aul3enbereich. §78
Abs.3 WHG normiert besondere Anforderungen an die bauleitplaneri-
sche Abwagung. Danach hat die Gemeinde in festgesetzten oder vorlaufig
gesicherten Uberschwemmungsgebieten bei der Aufstellung, Anderung oder
Ergadnzung von Bauleitplanen flr die Gebiete, die nach § 30 Abs. 1 und 2 oder
§ 34 BauGB zu beurteilen sind, in der Abwagung nach 8 1 Abs. 7 BauGB ins-
besondere zu berlicksichtigen:

die Vermeidung nachteiliger Auswirkungen auf Oberlieger und Unter-
lieger,

die Vermeidung einer Beeintrachtigung des bestehenden Hochwasser-
schutzes und

die hochwasserangepasste Errichtung von Bauvorhaben.

Dies gilt fiir Satzungen nach & 34 Abs. 4 und § 35 Abs. 6 BauGB entsprechend.
Im konkreten Einzelfall sind in Abstimmung mit dem ortlich zustandigem
Wasserwirtschaftsamt entsprechende Nachweise durch hydraulische
Berechnungen zu erbringen. Diese Regelung wird nach dem Hochwasser-
schutzgesetz Il flankiert von neuen Festsetzungsmoglichkeiten in Zusammen-
hang mit Hochwasserschutz gemafl 89 Abs. 1 Nr. 16 BauGB.

5 Anders ist die Handhabung von sog. Risikogebieten aulRerhalb von
Uberschwemmungsgebieten (§ 78b WHG). Risikogebiete auerhalb von Uber-
schwemmungsgebieten sind Gebiete, flir die nach 8 74 Abs. 2 WHG Gefahren-
karten zu erstellen sind und die nicht nach § 76 Abs. 2 oder Abs.3 WHG als
Uberschwemmungsgebiete festgesetzt sind oder vorlaufig gesichert sind. Bei
Risikogebieten auBerhalb von Uberschwemmungsgebieten sind bei der Aus-
weisung neuer Baugebiete im AuBenbereich sowie bei der Aufstellung, Ande-
rung oder Erganzung von Bauleitplanen fir nach §30 Abs.1 und 2 BauGB
oder nach 8 34 BauGB zu beurteilende Gebiete insbesondere der Schutz von
Leben und Gesundheit und die Vermeidung erheblicher Sachschaden in der
Abwaéagung nach 81 Abs. 7 BauGB zu bericksichtigen; dies gilt fir Satzungen
nach § 34 Abs. 4 BauGB und 8§ 35 Abs. 6 BauGB entsprechend.

Ein anderer MaRstab gilt in den Uberschwemmungsgebieten, die nicht
festgesetzt oder vorlaufig gesichert und auch keine Risikogebiete aul3er-
halb von Uberschwemmungsgebieten sind, fiir die jedoch Kenntnisse (iber
Uberschwemmungsgefahren vorhanden sind, auf deren Grundlage eine
konkrete Abgrenzung des Uberschwemmungsgebiets erfolgt ist (sog. fak-
tische Uberschwemmungsgebiete). Fiir diese Gebiete, sowie fiir alle ande-
ren Uberschwemmungsgebiete im Sinne des § 76 WHG, schreibt § 77 WHG
fest, dass sie in ihrer Funktion als Rickhalteflachen zu erhalten sind. Bauleit-
planungen sind nur maéglich, wenn Gberwiegende Griinde des Allgemein-
wohls der Erhaltung der Rickhalteflaichen entgegenstehen und rechtzeitig
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die notwendigen Ausgleichsmal3nahmen getroffen werden. Auch wenn in
diesen Fallen vom Gesetz keine Zulassungsentscheidung vorgesehen ist,
empfiehlt es sich, rechtzeitig eine Klarung insbesondere der Frage, ob die
Hurde des Allgemeinwohlerfordernisses genommen werden kann, mit dem
zustédndigen Wasserwirtschaftsamt und der zustdéndigen unteren Wasser-
behérde vorzunehmen. Darliber hinaus ist der Hochwasserschutz im Rah-
men der bauleitplanerischen Abwagung zu berlcksichtigen (§ 1 Abs.6 Nr. 12,
Abs. 7 BauGB).

6 Durch kleinrdumige und intensive Starkregenereignisse kann es Uber-
all in Bayern, auch fernab von Gewassern, zu Uberflutungen kommen.
Diese besondere Hochwasserform wird haufig als Oberflachenabfluss, wild
abflieRendes Wasser oder innerértlich auch als urbane Sturzflut bezeichnet.
Eine wirkungsvolle Vorsorge gegen derartige Ereignisse erfordert auch eine
Bertlicksichtigung auf Ebene der Bauleitplanung. Bereiche in denen bei Stark-
regen Uberflutungen entstehen und abflieBen, kénnen mit unterschiedlich
detaillierten Methoden ermittelt und dargestellt werden. Die Oberflachen-
beschaffenheit (z. B. Versiegelung, Landnutzung) und die Topographie (z. B.
Hang- und Tallagen, Gefélle) beeinflussen wesentlich die Entstehung und
Konzentration von Uberflutungen auf der Gelandeoberflache. Eine bauliche
Entwicklung im Bereich von potenziellen FlieBwegen (Talwege, Rinnen, Mul-
den, etc.) kann die Uberflutungsgefahr deutlich erhdhen und sollte daher
vermieden werden. In Anbetracht der flr die nahe Zukunft prognostizierten
Zunahme von intensiven Niederschlagen, ist die Berlcksichtigung von ent-
sprechenden Gefahrdungen dringend angeraten.

7 Bauleitplane mlssen gemal &1 Abs.6 Nr. 12 BauGB die Belange des
Hochwasserschutzes und der Hochwasservorsorge, insbesondere die Ver-
meidung und Verringerung von Hochwasserschaden, in der Abwé&gung
berlcksichtigen (vgl. Anhang D Arbeitshilfe ,Hochwasser- und Starkregen-
risiken in der Bauleitplanung”).

8 Festgesetzte Uberschwemmungsgebiete und Risikogebiete auRerhalb
von Uberschwemmungsgebieten im Sinne des §78b Abs.1 WHG sollen
sowohl im Flachennutzungs- als auch im Bebauungsplan nachrichtlich Gber-
nommen werden (85 Abs.4a S.1, 89 Abs.6a S.1 BauGB). Noch nicht fest-
gesetzte Uberschwemmungsgebiete im Sinne des § 76 Abs. 3 WHG sowie als
Risikogebiete im Sinne des 873 Abs.1 S.1 WHG bestimmte Gebiete sollen
im Flachennutzungsplan und Bebauungsplan vermerkt werden (85 Abs. 4a
S.2, 89 Abs. 6a S. 2 BauGB). Damit soll sichergestellt werden, dass in den flr
das Baurecht mal3geblichen Planen zumindest ein deutlicher Hinweis auf die
Hochwassersituation erkennbar ist. Die nachrichtliche Ubernahme, wie der
Vermerk, sind bloRBe, wenn auch gesetzlich angeordnete, Ubernahmen von
Informationen. Die Einarbeitung in die Plane erfolgt, soweit nicht abwagungs-
relevant, formlos, ohne dass es eines (féormlichen) Verfahrens bedarf. Auch
wenn nicht gesetzlich erforderlich, empfiehlt es sich bei der Ubernahme ent-
sprechender Gebiete, die Bauleitplane in der Fassung mit den redaktionellen
Ubernahmen bekannt zu machen.

9 Gewasser sind nach 839 WHG, unter anderem zur Sicherung des
Wasserabflusses, ordnungsgemald zu unterhalten. In Bauleitplanen sollten
daher an Gewaéssern ausreichend grof3e Uferstreifen vorgesehen werden, die
eine Zugénglichkeit sicherstellen.

Starkregen

l}lachrichtliche
Ubernahme

Gewasserunterhaltung
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10 Zur Sicherung von Planungen fiir Vorhaben des Hochwasserschutzes
bzw. Vorhaben nach dem MalBnahmenprogramm koénnen die Kreisver-
waltungsbehorden Planungsgebiete festlegen, auf deren Flachen wesentlich
wertsteigernde oder die Durchfihrung des geplanten Vorhabens erheb-
lich erschwerende Verdnderungen nicht vorgenommen werden dirfen (Ver-
anderungssperre; vgl. $86 Abs. 1 WHG, Art. 52 BayWG). Darliber hinaus steht
den Landern gemal §99a WHG in Verbindung mit Art.57a BayWG ein Vor-
kaufsrecht an Grundstlicken zu, die fir MaRnahmen des Hochwasserschutzes
bendtigt werden.

11.3 Grundwasser

1 Eine nachteilige qualitative und quantitative Beeintrachtigung des
Grundwassers muss durch die geplante Nutzung ausgeschlossen werden
kénnen. Insbesondere bei geringem Flurabstand zum Grundwasser und
einem geringen Rickhaltevermégen der Grundwasserdeckschichten kann
es notwendig werden, z. B. den Einsatz von Recycling-Baustoffen einzu-
schranken oder nicht zuzulassen, um nachteilige qualitative Verdnderungen
des Grundwassers zu vermeiden. Reichen die in der Planung beabsichtigten
Baumalinahmen in das Grundwasser, sind die Bauvorhaben so zu planen und
auszufliihren, dass keine dauerhafte Ableitung von Grundwasser erforderlich
wird und die groBrdumigen hydraulischen Verhéltnisse sich nicht verdndern.
In der Planung sind die Untergrundverhéltnisse im Hinblick auf die Empfind-
lichkeit der Grundwasseriiberdeckung und des Flurabstands zum Grund-
wasser hinreichend zu beschreiben und entsprechende Handlungshinweise
aufzunehmen.

2 Hohe Grundwasserstdnde koénnen, genauso wie Hochwasser eines
oberirdischen Gewaéssers, schwerwiegende Schaden an und in Gebauden
verursachen. Vorsorgemalinahmen gegen hohe Grundwasserstiande sind
Aufgabe des Bauherren und dessen Planers. Unabhangig davon sollten
zur Information der Blirgerinnen und Blirger Bereiche, in denen bekannter-
malen das Grundwasser zeitweilig oder dauerhaft weniger als 4m Abstand
zur Gelandeoberflache aufweist, in Planungen dargestellt werden. Bei der
Ermittlung der Grundwasserflurabstande sollten die Auswirkungen zukinftig
zu erwartender klimatischer Entwicklungen ber(cksichtigt werden. AulBerdem
sollten eventuelle Auswirkungen von Niederschlagswasserversickerungen,
Aufstaueffekte von Gebéaudeteilen etc. auf die Grundwasserstande ber(ck-
sichtigt werden.

3 Den Kommunen wird daher empfohlen, im Bebauungsplan den Hinweis
zu geben, unabhangig von der Gewasserndhe oder den bisher bekannten
Grundwasserstanden, einen Keller wasserdicht und auftriebssicher auszu-
fihren. Das bedeutet, dass z.B. alle Leitungs- und Rohrdurchfiihrungen dicht
sein mussen. Gleiches gilt fir alle Fenster- und Tlréffnungen im Keller; hierfir
kénnen auch ausreichend tiberdachte, wasserdichte Lichtschachte und Keller-
abgange gewahlt werden. Aber auch von einer Kellerentwésserung kann eine
Gefahr ausgehen. Daher sollten, soweit nicht Hebeanlagen zum Einsatz kom-
men, automatische Rickstausicherungen eingebaut werden.

Die Planung von Tiefgaragenzufahrten erfordert ebenfalls besondere Sorg-
falt, um zu verhindern, dass im Starkregenfall oder bei hohen Grundwasser-
stdanden die Garagen- und Kellerrdume geflutet werden. Das Erdgeschol3
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eines Gebaudes sollte in Gebieten mit erhdhtem Grundwasserstand zur
Sicherheit vor Wassergefahren mindestens 15cm (ber dem vorhandenen
Gelande bzw. iber dem jeweiligen Stralenniveau liegen. Im Einzelfall soll-
ten auch die Gelandeneigung und Geb&udeanordnung berucksichtigt werden.

Bei der Planung von Baugebieten in Bereichen mit hohen Grundwasser-
stéanden ist darauf zu achten, dass eine Einleitung von Grund- und Drainage-
wasser in die Kanalisation nicht zulassig ist.

11.4 Abwasserbeseitigung

1 Bei der Aufstellung von Bauleitplanen sind nach 81 Abs.6 BauGB der
sachgerechte Umgang mit Abwasser und die Belange des Umweltschutzes zu
berucksichtigen. Eine geordnete Abwasserbeseitigung ist in der Regel dann
gegeben, wenn

der Anschluss an ein zentrales Kanalisationsnetz méglich ist und das
anfallende Abwasser in einer 6ffentlichen Klaranlage gereinigt werden
kann,

die Abwasseranlagen den jeweils geltenden Regeln der Technik
entsprechen,

beim Einleiten des Abwassers in ein Gewésser die Menge und Schad-
lichkeit des Abwassers so gering gehalten wird, wie dies nach dem
Stand der Technik moglich ist und

in neuen Baugebieten das Niederschlagswasser ortsnah versickert
oder — falls dies nachweisbar nicht moéglich ist — im Trennsystem
abgeleitet wird.

Die durch die Bauleitplanung hinzukommenden Abwassermengen und -
frachten sind zu ermitteln. Es ist nachzuweisen, dass die bestehenden
Abwasseranlagen (Klaranlagen, Mischwasserentlastungsanlagen, Nieder-
schlagswassereinleitungen und -versickerungsanlagen, Kanalisation)
ausreichend bemessen sind bzw. es ist darzulegen, welche Neubauten,
Erweiterungen und Ergdnzungen der Abwasseranlagen erforderlich und bis
zur Nutzung des Baugebietes oder zu einem spateren Zeitpunkt fertigzustellen
sind (8 60 WHG). Werden hierflir zusatzliche Flachen benotigt, so sind diese
im Bauleitplan vorzusehen und auszuweisen.

2 Neue Baugebiete sollen im Trennsystem entwéssert werden, soweit
weder wasserrechtliche noch sonstige 6ffentlich-rechtliche Vorschriften noch
wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen (8§55 Abs.2 WHG). Wenn
die Entwasserung nicht im Trennsystem erfolgt, ist darzulegen, aus welchen
Granden dies nicht vorgesehen ist.

Wird durch Satzung die Ubernahme des Abwassers durch die Gemeinde
abgelehnt, so ist ein Abwasserbeseitigungskonzept aufzustellen und fortzu-
schreiben. Bauleitplanung kann ein Anlass zur Fortschreibung im Sinne des
Art. 34 Abs. 2 S. 2 BayWaG sein.
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12 Energieversorgung, Klimaschutz

1 Die Notwendigkeit der Einsparung von Energie und der Verminderung
von klimageféhrdenden Emissionen stellt die Gemeinden vor die Aufgabe,
im Rahmen der kommunalen Entwicklungs- und Bauleitplanung den energie-
politischen Erfordernissen verstarkt Rechnung zu tragen. Dabei nimmt der
Gesichtspunkt des Klimaschutzes und der Klimaanpassung, der insbesondere
auch in der Stadtentwicklung zu férdern und in der Abwagung gemaf §1
Abs. 7 BauGB zu berlicksichtigen ist (§ 1 Abs.5 S.2, 8 1a Abs.5 S.2 BauGB),
eine herausgehobene Stellung ein, ohne dass darin aber ein Optimierungs-
oder Handlungsgebot zu sehen ware. Ziel ist eine dauerhafte, sichere,
umweltvertragliche und wirtschaftliche Energieversorgung, wobei alle sich
anbietenden, sinnvollen Méglichkeiten der Energieeinsparung und rationellen
Energieverwendung einschlie8lich der Nutzung regenerativer Energiequellen
auszuschopfen sind (8 1 Abs. 6 Nr. 7f. BauGB).

Die fur die Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente
Nutzung von Energie mal3geblichen Anforderungen an Gebaude ergeben
sich im Wesentlichen aus dem Gesetz zur Forderung Erneuerbarer Ener-
gien im Warmebereich (Erneuerbare-Energien-Warmegesetz — EEWarmeQG)
und der Verordnung Uber energiesparenden Warmeschutz und energie-
sparende Anlagentechnik bei Gebauden (Energieeinsparverordnung — EnEV).
Der Bauleitplanung kommt insoweit zunachst die Aufgabe zu, die stadtebau-
lichen Rahmenbedingungen zu schaffen und die Umsetzung der Vorgaben
des EEWarmeG und der EnEV zu ermoglichen. Den Gemeinden steht es
im Ubrigen frei, auf der Grundlage eines 6rtlichen oder regionalen Energie-
konzeptes etwa unter dem Gesichtspunkt der Versorgungssicherheit oder
auch der Verantwortung fur den Klimaschutz und die Klimaanpassung (vgl. § 1
Abs.5 S. 2 BauGB), im Wege der Bauleitplanung die stédtebaulichen Rahmen-
bedingungen fiir Vorhaben zu schaffen, die Giber die Anforderungen des
EEWarmeG und der EnEV hinausgehen. Als Entscheidungshilfe flir die kom-
munale Planung kénnen Energiekonzepte erstellt werden (s.a. Kapitel | 3/14f.
Energiekonzept und IV 3/15 Raum- und Fachinformationssysteme).

2 Far die Bauleitplanung sind unter dem Gesichtspunkt der Energie-
effizienz und Energieversorgung von Bedeutung:

die siedlungsstrukturellen Rahmenbedingungen der zu versorgenden
Gebiete (z.B. Lage und Dichte der Siedlungseinheiten und der zentralen
Einrichtungen) (vgl. auch LEP 1.3.1 und 6.1),

die Orientierung der baulichen Anlagen im Hinblick auf die Nutzung
solarer Einstrahlung,

die bestehenden oder geplanten Erzeugungsanlagen und Leitungen der
Strom-, Gas- und Fernwé@rmeversorgung sowie

zur Nutzung von Nahwarme die Standorte von Blockheizkraftwerken
oder von Betrieben, in denen nutzbare Abwarme anfallt.

3 Auf den Warmebedarf einer neuen Siedlung kann schon durch die
Wahl klimatisch glinstiger Siedlungsstandorte im Flachennutzungsplan (keine
exponierten Lagen, keine Kaltluftgebiete, etc.) Einfluss genommen wer-
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den. Weitere Maoglichkeiten fir eine energieeffiziente Planung bieten Fest-
setzungen im Bebauungsplan: Nach 89 BauGB kénnen festgesetzt werden
z.B. kompakte Bauformen sowie die Ausrichtung der Gebaude, eine fiir die
Anbringung von Photovoltaik- oder Solarthermieanlagen glinstige Gebaude-
orientierung, Dachform und Dachneigung, die Zuordnung der Gebaude und
die jeweiligen Gebaudehdhen. Dabei ist auch die gegenseitige Verschattung
zu beachten. AuRerdem kénnen allgemeine technische MalBnahmen fiir die
Erzeugung, Nutzung oder Speicherung von Strom, Warme oder Kalte aus
erneuerbaren Energien (vgl. auch EEWarmeG) oder Kraft-Warme-Kopplung
(vgl. auch KWKG) festgesetzt werden.

Die im Rahmen der staddtebaulichen Planung erzielbaren Energieeinsparungen
kénnen oft nur erreicht werden, wenn Orts- und Objektplanung aufeinander
abgestimmt werden (s.a. Kapitel Ill 3/8 Hausformen). Weitere Erlduterungen
finden sich im Arbeitsblatt fiir die Bauleitplanung Nr. 17 ,,Energie und Orts-
planung” (vgl. Anhang C). Auf der Internetseite des Bayerischen Staats-
ministeriums fr Wohnen, Bau und Verkehr sind unter www.stmb.bayern.
de/buw/bauthemen/gebaeudeundenergie Beispiele von energieeffizienten
Gebauden und Hinweise zu Férdermoglichkeiten zu finden. Des Weiteren
kénnen planende Gemeinden auf die Beratungsstelle Energieeffizienz und
Nachhaltigkeit (BEN) der Bayerischen Architektenkammer unter www.byak.
de/planen-und-bauen/beratungsstelle-energieeffizienz-und-nachhaltigkeit
zurlckgreifen.

4 Durch die sogenannte bayerische 10 H-Regelung (Art. 82 und 83 Abs. 1
BayBO) ist flir Windenergieanlagen (WEA) im unbeplanten Aul3enbereich
nunmehr ein anlagenbezogener Abstand zu Wohnbebauung vorgesehen: Die
Privilegierung nach 8 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB hangt davon ab, dass die Anlagen
einen Abstand vom 10-fachen ihrer jeweiligen Hohe zu geschiitzten Wohn-
gebieten einhalten. Anwendungshinweise zur 10 H-Regelung finden sich auf
der Internetseite des Bayerischen Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und
Verkehr unter www.bauministerium.bayern.de/assets/stmi/buw/baurechtund-
technik/anwendungshinweise_der_10_h-regelung_stand_juni_2016.pdf.

Im Wege der Bauleitplanung kénnen die Stadte und Gemeinden Baurecht
fir Windenergieanlagen schaffen, ohne an den 10 H-Abstand gebunden zu
sein. Durch eine positive Herangehensweise kdnnen die Kommunen ihre
regenerativen Entwicklungsziele aktiv gestalten. Die wesentlichen Informatio-
nen und Hinweise zum bauplanungsrechtlichen Ausbau der Windenergie fin-
den sich fir Stadte und Gemeinden, Planer und Projekttrager, Birgerinnen
und Birger im Merkblatt Bauleitplanung fir Windenergieanlagen (vgl. Anhang
D und Kapitel IV 4.2/26 Konzentrationsflachen fir Windenergieanlagen (WEA),
regionalplanerische Vorgaben sowie Kapitel Il 14/2 Orts- und Landschaftsbild).

5 Anlagen zur energetischen Nutzung von Biomasse kdnnen auf Grund-
lage von 8 35 Abs. 1 Nr. 6 BauGB oder auf Grundlage eines Bebauungsplanes
realisiert werden. Eine Realisierung aufgrund von 835 Abs.1 Nr.6 BauGB
ist oft problematisch, weil hier insbesondere die einschrankenden Voraus-
setzungen einer kiinftigen Weiterentwicklung der Anlage entgegenstehen
kénnen. Nicht zuletzt, weil sich oft auch die Standortsuche schwierig gestaltet,
empfiehlt sich der Weg Uber eine Bauleitplanung. In Betracht kommt dabei die
Festsetzung eines Sondergebietes ,Biomasse” oder ,regenerative Energien”.
Biomasseanlagen sind keine Siedlungsflédchen im Sinne des LEP 3.3.

Windenergie
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6 Solarenergieanlagen und Sonnenkollektoren sind in Verbindung mit
Gebauden nach Art.57 Abs. 1 Nr.3 Buchst. a Doppelbuchst. aa BayBO ver-
fahrensfrei in, auf und an Dach- und AuBenwandflachen sowie, soweit sie in,
auf oder an einer bestehenden baulichen Anlage errichtet werden, die damit
verbundene Anderung der Nutzung oder der duReren Gestalt der Anlage.
Gebaudeunabhangige Solarenergieanlagen und Sonnenkollektoren sind mit
einer Hohe bis zu 3m und einer Gesamtladnge bis zu 9 m verfahrensfrei, Art. 57
Abs. 1 Nr. 3 Buchst. a Doppelbuchst. bb BayBO. Solarmodule kénnen Absolut-
blendungen durch reflektiertes Sonnenlicht verursachen. Tritt die Blendung
Uber einen langeren Zeitraum an der schiitzenswerten Nachbarschaft auf, sind
AbhilfemalRnahmen im Sinne des Gebots der Riicksichtnahme einzuplanen.

7 Far grol¥flachige Photovoltaikanlagen, das sind Anlagen mit einer
Groél3e von mehr als 0,5 ha, ist ein Bebauungsplan mit der Festsetzung eines
Sondergebietes ,Photovoltaik” erforderlich. In einem Flachennutzungs-
plan bietet sich eine Darstellung als ,,Flache fir Anlagen zur Erzeugung von
Strom aus erneuerbaren Energien Sonnenenergie” gemald 85 Abs.2 Nr.2
Buchst. b BauGB an. Freiflachen-Photovoltaikanlagen sind keine Siedlungs-
flachen im Sinne des LEP 3.3. Bei der Ausweisung von Photovoltaikanlagen
ist die Erstellung eines Standortkonzeptes mit Prifung der Alternativen zu
empfehlen. Ergibt sich aus der Art bzw. GroRe der Anlage eine erhebliche
Uberértliche Raumbedeutsamkeit, kann im Einzelfall eine landesplanerische
Uberprifung empfehlenswert sein.

8 Fir eine Versorgung mit regenerativer Energie kommen weiter die Geo-
thermie und Abwéarme in Betracht. Fir eine effiziente Abwarmenutzung sind
die Entfernung zu den Abnehmern, die Temperatur und die zeitliche Verflig-
barkeit zu Gberprifen. Die Nutzung oberflachennaher Geothermie, d.h. der
Warme, die im oberen Bereich der Erdkruste (bis 400 m) gespeichert ist, kann
jedoch grundsatzlich nur im Bereich des obersten Grundwasserstockwerks
genutzt werden (meist deutlich kleiner als 100 m), wenn dieses ungespannt
ist und keine zusétzlichen Einschrankungen bestehen, z.B. wenn der Stand-
ort nicht im Einzugsgebiet einer 6ffentlichen Gewinnungsanlage liegt. Sie ist
zum Heizen, zum Kiihlen und Klimatisieren sowie zum Speichern thermischer
Energie einsetzbar. Einen ersten Hinweis, ob und bis in welche Tiefe eine Nut-
zung problemlos méglich sein kann, gibt der UmweltAtlas Bayern — Ober-
flachennahe Geothermie (www.lfu.bayern.de/umweltdaten/kartendienste/
umweltatlas).

Bei der Tiefengeothermie wird die Erdwéarme aus einer Tiefe zwischen 1.000m
und 5.500 m genutzt. Bei Temperaturen ab 100°C kann neben der Fernwarme-
nutzung auch Strom erzeugt werden. Der Bau und Betrieb von Anlagen zur
Erdwarmenutzung bedarf einer wasserrechtlichen Anzeige nach 849 Abs. 1
S.1 WHG in Verbindung mit Art. 30 BayWG bei der unteren Wasserbehorde,
regelméalRig auch einer wasserrechtlichen Genehmigung. Geothermische
Anlagen mit Bohrungen tiefer als 100 m sowie Tiefengeothermiebohrungen
unterliegen der Zusténdigkeit des Bergrechts nach 8127 BbergG und sind
daher bergrechtlich anzuzeigen (Bergamter Nord- und Sidbayern). Zudem ist
die Zulassigkeit dieser Bohrungen gemal3 § 21 Abs. 2 StandAG zu prifen.

9 Im Rahmen der Ortsplanung sind auch die Moéglichkeiten zur Energieein-
sparung durch eine entsprechende Verkehrsplanung zu bedenken. Lage und
Dichte der Siedlungsgebiete sowie die Zuordnung der verschiedenen Funktio-
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nen im Gemeindegebiet haben erheblichen Einfluss auf Art und Umfang der
notwendigen Fahrleistungen und damit auf den Energieverbrauch des moto-
risierten Verkehrs. Es sollen im Zusammenwirken von Siedlungsentwicklung
und Verkehrsplanung Lésungen angestrebt werden, die das motorisierte Ver-
kehrsaufkommen unter dem Gesichtspunkt des Energieverbrauchs und der
Umweltbelastung moglichst gering halten (vgl. auch LEP 1.3.1, 2.2.8 und 6.1).
Einer verdichteten Siedlungsform ist somit auch in diesem Zusammenhang
gegenuber einer lockeren Bauweise der Vorzug zu geben. Durch den konse-
quenten Ausbau der Radwegenetze und die starkere Berlicksichtigung des
Radverkehrs beim Um- und Ausbau bestehender Stral3en kénnen Anreiz und
Moglichkeit gegeben werden, haufiger auf die Benutzung des Autos zu ver-
zichten (81 Abs.6 Nr.9 BauGB). Besonderes Gewicht muss dariiber hinaus
auf die Anbindung der Siedlungsgebiete an offentliche Verkehrsmittel gelegt
werden. Fir die Elektromobilitat ist eine ausreichende Ladeinfrastruktur mal3-
geblich fur den weiteren Ausbau. Die Gemeinden kénnen hier (iber den Weg
des Bauplanungsrechts sowie bei der Nutzung 6ffentlicher Stral3en Giber die
Erteilung von Sondernutzungserlaubnissen aktiv eingreifen.

13 Griingestaltung

1 Der Flachenbedarf fiir Wohnen, Arbeiten, Verkehrs- und Versorgungsein-
richtungen hat zur vermehrten Inanspruchnahme der Landschaft und der Frei-
flachen innerhalb der Siedlungsbereiche gefiihrt. Ausreichend bemessene und
funktionsgerecht gestaltete Griin- und Freiflachen in bebauten Gebieten und in
ihren Randzonen sind aber ebenso wichtig wie die Erhaltung und Entwicklung
der freien Landschaft. Sie sind wesentliche Voraussetzungen fiir gesunde
Wohn- und Arbeitsverhéltnisse, fiir die Erholung der Bevdlkerung und fir die
Sicherung der natlrlichen Lebensgrundlagen im Siedlungsbereich (8 1 Abs. 6
Nr. 1, Nr. 3 und Nr. 7 BauGB). Zum Instrumentarium der Landschafts- und Grin-
ordnungsplanung wird auf Kapitel Il 2 Landschaftsplanung verwiesen.

2 Zu der Aufgabe, das Ortsbild durch intensivere Begriinung lebenswerter
zu gestalten, kdnnen nicht nur die Stadte, Markte und Gemeinden selbst, son-
dern alle beitragen, die Grund und Boden zu baulichen oder mit der Bebauung
zusammenhangenden Nutzungen in Anspruch nehmen: Der private Bauherr
oder die Baugesellschaft ebenso wie der 6ffentliche Aufgabentrager, der Ein-
richtungen und Anlagen flr die Allgemeinheit baut, wie Schulen, Kinder-
garten, Kinderspielplatze, Wasserversorgungsanlagen, Klaranlagen, Stral3en
und dergleichen. Die winschenswerte Wirkung der intensiveren Begriinung
im gesamten Orts- und Stral3enbild kann nur erreicht werden, wenn nicht
nur StralBen und &ffentliche Freifldchen, sondern auch die unbebauten Fla-
chen der Baugrundstiicke begriint, insbesondere mit Badumen und Strau-
chern bepflanzt werden. Empfehlungen und Beispiele zur Griingestaltung im
Siedlungsbereich enthalten die Arbeitsblatter und Materialien fir die Bauleit-
planung sowie die Leitfaden des Zentrums Stadtnatur und Klimaanpassung
der Technischen Universitat Miinchen (www.zsk.tum.de; vgl. Anhang D).

3 Alles was die Vielfalt der belebten Natur ausmacht kann dem Begriff der
Biodiversitat oder der Biologischen Vielfalt zugeordnet werden. Neben der
Vielfalt der Arten und der Vielfalt der Gene fallt auch die Vielfalt der Lebens-
rdume darunter. Biodiversitat ist ein Aspekt, der unmittelbar mit Projekten der
raumlichen Planung zusammenhangt. Jedes neue Vorhaben greift in Lebens-
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rdume von Pflanzen und Tieren eines Raumes ein, die als Gesamtheit die
lokale und regionale Biodiversitat reprasentieren. Als Teil der Griingestaltung
ist es deshalb wesentlich, biologische Vielfalt zu erhalten bzw. Méglichkeiten
der Weiterentwicklung in die Planungen zu integrieren. Voraussetzung ist
dabei das Wissen Uber Vorkommen und Verbreitung von Lebensrdumen und
Arten im jeweiligen Gemeindegebiet. Vielféltige Lebensrdume und Arten im
besiedelten und unbesiedelten Bereich férdern nicht zuletzt das Naturerleben
der Bewohner und wirken sich positiv auf die értliche Gemeinschaft aus.

4 Der gezielten Nutzung natiirlicher Okosystemleistungen kommt in Zeiten
des Klimawandels wachsende Bedeutung zu. Der Ausbau griner Infrastruktur
ist insbesondere fiir GroRstadte, mit ihrem im Vergleich zum Umland geringen
Griinanteil, notwendig. Naturerleben entfaltet auRerdem positive Effekte flr
die Gesundheit der Menschen. Von Tieren vermittelte Okosystemleistungen
kénnen durch systematische Planungen genutzt werden (vgl. Umsetzungs-
projekte zur Mitigation (Milderung) von Effekten des Klimawandels auf die
Tiere in der Stadt im Zentrum Stadtnatur und Klimaanpassung der TU M{in-
chen, www.zsk.tum.de).

5 In den Siedlungsbereichen sollen zusammenhéngende, in die freie Land-
schaft Gbergreifende und gliedernde Griinziige geschaffen oder gesichert
werden. In den Regionalplanen sind regionale Grinzlge zur Gliederung der
Siedlungsraume, zur Verbesserung des Bioklimas oder zur Erholungsvorsorge
festzulegen. In diesen Grlinziigen sind Planungen und MalRnahmen, die die
jeweiligen Funktionen beeintrachtigen, unzulassig (vgl. LEP 7.1.4). Grinzlige
kénnen auch zum Schutz vor Immissionen, als Frischluftschneisen und zur
Fihrung von Rad- und FuBwegen dienen. Gleichzeitig konnen Grinflachen
dazu genutzt werden, um Starkregen gefahrlos aus bebauten Bereichen abzu-
leiten und Regenwasser zuriickzuhalten oder zu versickern (multifunktionale
Flachennutzung). Waldflachen sollen méglichst geschlossen erhalten und,
wo notig, vermehrt werden (vgl. auch LEP 5.4.2). Auch Einrichtungen flr den
Fremdenverkehr und fir Freizeit und Erholung, wie z.B. Sportflachen, Spiel-
platze und Kleingartenanlagen sowie zentrale Einrichtungen mit groBem Frei-
flachenbedarf sollen mdéglichst weitgehend in die Grinflachen einbezogen
und offentlich zuganglich gemacht werden.

6 Die landschaftsgerechte Begriinung der Stral3enseitenrdume mit Strau-
chern und Baumen hat eine wesentliche Gestaltungs- und Schutzfunktion.
Zur Abtrennung der Geh- und Radwege sollen bei stark belasteten Stral3en
ausreichend breite, mit Strauchern und Baumen bepflanzte Grinstreifen vor-
gesehen werden, die bei stark frequentierten Geh- und Radwegen gesichert
werden miussen. An Knotenpunkten sind Radwege dagegen direkt an die
Fahrbahn heranzufiihnren und es ist auf die Herstellung von Sichtdreiecken
und guter Sichtbeziehungen zwischen Radverkehr und Kraftfahrzeugver-
kehr zu achten. Einzelbdume und Alleebdume bieten sich insbesondere im
innerortlichen Bereich als besonders wirksames Gestaltungselement an.
Bei Neupflanzungen ist der Standort jedes Baumes unter Berlicksichtigung
des Stral3enverlaufes und der Verkehrssicherheit festzulegen; auf einen aus-
reichenden Abstand der Baume zu Radwegen und zur Fahrbahn bzw. auf die
Erforderlichkeit von Riickhaltesystemen ist zu achten. Hinweise dazu enthalten
die Richtlinien fiir passive Schutzeinrichtungen an StraRen (RPS) (vgl. Anhang
A). La&rmschutzwalle und -wénde sind grundsétzlich auch aus gestalterischen
Grlanden intensiv einzugrinen.
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7 Parkbuchten am Fahrbahnrand sollen méglichst durch Griinstreifen von
den Geh- und Radwegen getrennt und durch Bauminseln unterteilt werden.
Parkplatze sollten durch Strducher und Baume rdumlich gegliedert werden.
Soweit die Verkehrsbelastung es zulasst, sollen die Fahrbahnen und Stell-
flachen von Parkplatzen aus 6kologischen und &sthetischen Griinden még-
lichst wasserdurchlassig ausgefiihrt werden (vgl. Anhang D ,Hinweise zur
Stral3enbepflanzung in bebauten Gebieten”).

8 Entlang der Gewasser sollen auch innerhalb bebauter Gebiete aus-
reichend breite Griinflaichen erhalten oder neu geschaffen werden. Dieses
Begleitgriin soll moéglichst eine zusammenhédngende Verbindung zur freien
Landschaft herstellen. Auch in Anbetracht der regelmaf3ig durchzufiihrenden
Gewadsserunterhaltungsarbeiten ist ein ausreichender Grinstreifen bzw. eine
entsprechende Zuganglichkeit erforderlich. Es bietet sich an, entlang der
Gewasser Ful3- und Radwege anzulegen. Gewasser dirfen ohne eine ent-
sprechende wasserrechtliche Genehmigung nicht Giberdeckt oder in Rohr-
leitungen gefasst werden.

9 Auf die Begrinung baulicher Anlagen kénnen Gemeinden - unter
Einhaltung bestimmter Voraussetzungen — durch ortliche Bauvorschriften
nach Art. 81 Abs.1 Nr.1 BayBO hinwirken. Demnach kénnen besondere
Anforderungen an die aul3ere Gestaltung baulicher Anlagen zur Erhaltung
(Schutzsatzung) und Gestaltung (Gestaltungssatzung) von Ortsbildern
getroffen werden. Mit dem Gesetz vom 10. Juli 2018 ist die Vorschrift um den
klarstellenden Zusatz ,insbesondere die Begriinung von Dachern” erweitert
worden.

Die Begrinung von Dé&chern kann damit in 6rtlichen Bauvorschriften
angeordnet werden, wenn die Gemeinde hiermit Einfluss auf die aul3ere
Gestaltung von baulichen Anlagen nehmen will, um das Ortsbild sichtbar
und gebietsspezifisch zu gestalten. Da unter dem Begriff des Ortsbildes im
Sinne des Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO insbesondere die Ansicht eines Ortes
von innen, und daher auch das Fassadenbild der Gemeinde, verstanden wird,
steht es den Gemeinden auch frei, 6rtliche Bauvorschriften zur Begriinung
von Fassaden mit der oben erlduterten Zweckbestimmung zu erlassen.

10 Die nicht Gberbauten Flachen der bebauten Grundstiicke sind wasser-
aufnahmefahig zu belassen oder herzustellen und zu begriinen oder zu
bepflanzen, soweit dem nicht die Erfordernisse einer anderen zulassigen Ver-
wendung der Flachen entgegenstehen (Art.7 Abs.1 S.1 BayBO). Diese all-
gemeine Verpflichtung findet keine Anwendung soweit Bebauungsplane
oder andere Satzungen Festsetzungen zu den nicht (berbauten Flachen tref-
fen. Andere Satzungen im Sinne der Norm sind vor allem die 6rtlichen Bau-
vorschriften nach Art. 81 Abs.1 Nr.5 BayBO, mit welchen die Gemeinden
unter anderem eine besondere gartnerische Gestaltung durch die Anlage
von Vorgarten und deren Ausgestaltung sowie die Art der Bepflanzung im
Einzelnen vorschreiben kénnen (s.a. Kapitel IV 4.3/33 Landschaftspflege und
Bepflanzung).

11 In dicht bebauten Gebieten, besonders in den Ortskernbereichen mit
geschlossener Bauweise, sollen auch die innenliegenden Hofflachen mog-
lichst weitgehend begrint werden ggf. durch die Anlage von Eigentiimer-
oder Mietergarten. Stellplatze sollen mdglichst in Sammelgaragen verlegt und
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storende Nebengebaude, Mauern und Zaune zwischen den Parzellen beseitigt
werden, um zusammenhangende Griinflachen zu schaffen.

12 Das Offenhalten der Bdden ist eine wesentliche Voraussetzung fir einen
wirksamen Grundwasser- und Bodenschutz. Die Bodenversiegelung ist des-
halb auf das notwendige Mal3 zu begrenzen (8 1a Abs.2 S.1 BauGB). Durch
eine maoglichst durchgehende Verwendung von wasserdurchlassigen Belagen
bei der Gestaltung von zu befestigenden Flachen (wie Wohnstral3en, Stell-
platzen sowie Ful3- und Radwegen) und durch Konzepte zur oberirdischen
Rickhaltung und Ableitung sowie zur Versickerung von Niederschlags-
wasser werden die Filterfunktion des Bodens genutzt, die Grundwasserneu-
bildung unterstiitzt, Vorsorge gegen Starkregenereignisse getroffen und die
Abwasseranlagen entlastet. Gleichzeitig kdnnen die Qualitaten fir Mensch
und Natur verbessert werden (mehr Stadtgrin, Kiihlung). Idealerweise ist
einer natirlichen, standortbezogenen Wasserbilanz aus Niederschlag, Ver-
dunstung, Versickerung, Rickhalt und oberflachigem Abfluss so nahe zu kom-
men, dass eine unterirdische Ableitung in Kanéalen nicht erforderlich ist (sog.
Schwammstadt-Prinzip).

14 Baukultur, Orts- und Landschaftsbild, Denkmalschutz

1 Baukultur ist die Herstellung von und der Umgang mit der gebauten
Umgebung. Die Qualitdt der Baukultur ergibt sich aus der Verantwortung
der gesamten Gesellschaft fir ihre gebaute Umwelt und deren Pflege und
beschrankt sich nicht auf Architektur. Ihr Niveau wird definiert durch die Quali-
tat von Gestalt, von Nutzbarkeit und Funktionalitat sowie von Nachhaltigkeit auf
okologischer und 6konomischer Ebene. In diesem Sinne ist Baukultur elemen-
tarer Bestandteil der Bauleitplanung (vgl. auch 81 Abs. 6 Nr.5 BauGB; LEP 8.4).

2 Die Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes ist eine wichtige Auf-
gabe der Bauleitplanung. Dabei sind besonders auch die erhaltenswerten
Ortsteile, Stralen und Platze von geschichtlicher, kiinstlerischer oder stadte-
baulicher Bedeutung zu beriicksichtigen (8 1 Abs. 6 Nr.5 BauGB). Anregungen
zur Gestaltung des Ortsbildes, vor allem im landlichen Raum, enthalten die
Arbeitsblatter und Materialien fiir die Bauleitplanung (vgl. Anhang C).

3 Die Gemeinde hat vielfaltige Mdglichkeiten, durch die Bauleitplanung
auf die Erhaltung und Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes einzu-
wirken (Standort, Art und Mal3 der Nutzungen, Bauweise, Form und Stellung
der Gebdude, Dachformen, etc.). Um von diesen Moglichkeiten fir das Ein-
fiigen von Neuem in die bestehenden Ortsteile und das Anfligen von Orts-
erweiterungen situationsbezogen Gebrauch machen zu kénnen, ist das
Erfassen, Bewerten und Weiterentwickeln von charakteristischen Merkmalen
eines Ortes erforderlich (Ortsbildanalyse, Denkmalpflegerischer Erhebungs-
bogen, Kommunales Denkmalkonzept).

4 Im Rahmen der Ausweisung von Windenergieanlagen tber den Weg
der Bauleitplanung ist der Eingriff in das Orts- und Landschaftsbild ein
abwagungsrelevanter Gesichtspunkt. Art und Ausmald des Eingriffs sowie
etwaige Ausgleichs- und KompensationsmalBnahmen missen in der Plan-
begriindung der Gemeinde entsprechend nachvollzogen werden kénnen (s. a.
Kapitel Il 12/4 Windenergie).
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5 Die Gestalt der bestehenden Siedlungen ist besonders von der kul-
turellen, wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung einer Region, von der
Funktion der Siedlungseinheiten, der Bautechnik und den 6rtlichen Gegeben-
heiten aus Topographie, Boden und Klima gepréagt. Die so entstandene cha-
rakteristische Siedlungsstruktur, die besonders im landlichen Raum in den
kleineren und Uberschaubaren Stadten, Markten und Dérfern noch ables-
bar ist, soll erhalten und mit zeitgemafRen Ausdrucksformen weiterentwickelt
werden. Bei der Neuausweisung von Baugebieten ist es deswegen wichtig,
dass auf die wesentlichen Grundziige der Anordnung der Baukdrper, des
Mal3stabs, der Proportionen, der Dachformen und der Materialien Bezug
genommen wird.

6 Bei der Erhaltung charakteristischer Aul3enwirkung historisch gewach-
sener Ortsansichten, kommt der behutsamen Gestaltung der Ortsrander
besondere Bedeutung zu. Der Blick von Aussichtspunkten und Héhenziigen
aus soll von stérender Bebauung maoglichst freigehalten werden. Auch
unbebaute Hange, die den Hintergrund fiir schiitzenswerte Ortsansichten bil-
den, sollen frei bleiben. Bei der Ortsansicht von héher gelegenen Punkten ist
die Dachlandschaft besonders zu berlcksichtigen.

7 Eine madglichst einpragsame, aber auch abwechslungsreiche raum-
liche Gliederung innerhalb der Siedlungsbereiche soll die Identifikation der
Birgerschaft mit seinem Ortsteil férdern und die Orientierung erleichtern.
Hierzu sollen vorhandene topographische und landschaftliche Gegeben-
heiten genutzt werden. Stadtebauliche Elemente, die zur Orientierung oder
zur rdumlichen Gliederung beitragen kénnen, wie z.B. Tiirme, Tore, Briicken
und Wallanlagen, stehen aufgrund ihrer Bedeutung meist unter Denkmal-
schutz und sollen erhalten und nach Méglichkeit erlebbar gemacht werden.
Die baugeschichtlichen Wachstumsphasen der alten, zumeist mit Wéllen und
Mauern bewehrten Stadtkerne sollen durch Erhaltung und Ausprédgung der
noch vorhandenen Befestigungsanlagen oder der auf sie zurlickgehenden
StralR3enzlige, Wasserlaufe und Griinanlagen moglichst erkennbar und erleb-
bar bleiben.

8 Da das Erscheinungsbild der Strallen- und Platzrdume entscheidend
auch von einzelnen Elementen wie Brunnen und Plastiken mitbestimmt wird,
sollen bei dieser Aufgabe der Ortsgestaltung in geeigneten Fallen auch bil-
dende Kunstler herangezogen werden.

9 In besonderen Gebieten — wie Stadt- und Ortskernen — reichen zur
Gestaltung des Ortsbildes stadtebauliche Festsetzungen allein ggf. nicht aus.
Sie sollten dann durch o6rtliche Bauvorschriften nach Art.81 Abs.1 BayBO
Uber besondere Anforderungen an die Gestaltung von baulichen Anlagen
wie etwa zur Erhaltung und Gestaltung von Ortsbildern (Nr. 1), Gber das Ver-
bot der Errichtung von Werbeanlagen aus ortsgestalterischen Griinden (Nr. 2)
oder Uber die Gestaltung der unbebauten Flachen der bebauten Grund-
stlicke (Nr.5) erganzt werden (s.a. Kapitel IV 4.3/42 Ortliche Bauvorschriften
im Bebauungsplan). Zur Herleitung gestalterischer Festsetzungen in ortlichen
Bauvorschriften empfiehlt sich die Erstellung eines Gestaltungskonzepts, das
von einem Planer in Zusammenarbeit mit der Kommune erstellt wird. Die-
ses Gestaltungskonzept sollte zum einen die Analyse des Ortsbildes und die
Darlegung ortstypischer Merkmale und zum anderen Empfehlungen fir die
gestalterischen Vorgaben beinhalten.

Siedlungsformen

Ortsansichten

Raumliche Gliederung
von Siedlungsbereichen

Bildende Kunst

Baugestaltung,
Gestaltungskonzept
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10 Nach Art.3 Abs. 2 DSchG sind die Gemeinden gehalten, auch im Rah-
men der Bauleitplanung auf die Belange des Denkmalschutzes und der
Denkmalpflege, insbesondere auf die Erhaltung von Ensembles, angemessen
Ricksicht zu nehmen (vgl. auch § 1 Abs. 6 Nr.5 BauGB und LEP 8.4).

11 Wesentliche Voraussetzung fiir die Erhaltung von Baudenkmalern ist
eine der urspringlichen Zweckbestimmung entsprechende, moéglichst aber
auch eine den Erhalt des Baudenkmals sicherstellende, wirtschaftlich trag-
fahige Nutzung. Die Gemeinde soll daher im Bereich von Baudenkmalern,
insbesondere von Ensembles, stddtebauliche Funktionen erhalten oder
ermoglichen, die einer zweckgerechten Nutzung férderlich sind. In den Orts-
kernen mit erhaltenswerter Bausubstanz soll die Wohnnutzung wegen der
maoglichen Kleinteiligkeit dieser Nutzungsstruktur und ihrer Vertraglichkeit mit
der Baustruktur auch aus Griinden des Denkmalschutzes bewahrt werden. Fir
nicht mehr bestimmungsgemal nutzbare Baudenkmaler sollen méglichst nur
solche neuen Nutzungen gesucht und festgesetzt werden, die sich in den vor-
handenen Mal3stab der Baustruktur sinnvoll einfligen.

12 Bestehende planungsrechtliche Voraussetzungen, die der Erhaltung
und bestimmungsgemalRen Nutzung von Baudenkmalern dienen (z.B. Art
und Mal3 der Nutzung aufgrund von 8 34 BauGB), sollen bei der Aufstellung
oder Anderung von Bauleitplanen méglichst nicht zum Nachteil des Denkmal-
schutzes gedndert werden. Das Mal3 der Nutzung soll so festgesetzt werden,
dass es ohne Beseitigung oder wesentliche Verdnderung der Baudenkmaler
ausgeschopft werden kann.

13  Die Nutzung von Baudenkmalern kann langfristig oft nur gesichert blei-
ben, wenn Modernisierungsmal3nahmen durchgefuhrt werden. Die hierbei zu
beachtenden Mindestanforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhalt-
nisse, z.B. die Herstellung einer fir die Wohnnutzung ausreichenden Warme-
versorgung oder hygienischen Ausstattung, kénnen Eingriffe in den Bestand
oder die Substanz von Baudenkmaélern erforderlich machen. In Ausnahme-
fallen konnen auch andere gewichtige Belange dem Denkmalschutz entgegen-
stehen. Bei der erforderlichen Abwéagung soll die Gemeinde das Gewicht der
denkmalpflegerischen Belange beriicksichtigen, das sich aus der Unwieder-
bringlichkeit der Denkmaler ergibt. Hierbei spielt insbesondere die konkrete
denkmalschutzfachliche Bedeutung des Baudenkmals eine gewichtige Rolle.

14 Far die Abwagung hat der Bayerische Verfassungsgerichtshof (Urteil
vom 22.07.2008 - Vf.-11-VII-07) grundlegend entschieden, dass jedenfalls
bei Baudenkmaélern von herausragender und Uberregionaler Bedeutung
die Nutzungskonzepte (und damit auch die diese Konzepte ermdglichende
Bauleitplanung) in erster Linie an der Bedeutung des Denkmals und seiner
weitestgehenden Bewahrung zu messen sind.

15 Als Bodendenkmaler werden alle Relikte aus vergangener Zeit definiert,
die sich im Boden befinden oder befanden, unabhangig davon, ob es sich um
in Originallage erhaltene Gruben, Mauern ehemaliger Siedlungen, Walle von
Befestigungen oder Bestattungen handeln. Als bewegliche Bodendenkmaler
werden alle archaologischen Funde wie Keramik, Metallobjekte oder Grab-
beigaben bezeichnet.
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Bodendenkmaler stammen nach den Vorgaben des Denkmalschutzgesetzes
in der Regel aus vor- und friihgeschichtlicher Zeit. Sie zeugen somit wesent-
lich von Epochen der bayerischen Geschichte, zu denen keine oder nur
wenige Schriftquellen Gberliefert sind (Art. 1 Abs.4 DSchG). Im Bereich von
Bodendenkmaélern und in deren Nahe sollen Bodeneingriffe in die archéo-
logische Substanz maéglichst vermieden bzw. gering gehalten werden. Der
ungestorte Erhalt eines Bodendenkmals kann dabei z.B. durch Umplanungen
oder konservatorische Uberdeckungen erreicht werden. Planungskosten
fir denkmalerhaltende MalBnahmen und in geringerem MalRe auch Kosten
far erforderliche Ausgrabungen kénnen bei privaten und kommunalen Vor-
habentragern durch das Bayerische Landesamt flir Denkmalpflege finanziell
unterstitzt werden. Eingriffe in ein Bodendenkmal und in Bereiche, in denen
Bodendenkmaler den Umstdnden nach zu vermuten sind (z.B. im Nahe-
bereich) bediirfen in jedem Falle einer vorherigen Erlaubnis nach Art.7 Abs. 1
DSchG.

16 Kommunen mit einer besonders hohen Dichte an Bodendenkmalern
oder einer besonders komplexen Denkmalsituation (z.B. im historischen
Stadtkern oder im romischen Vicus) empfiehlt das Landesamt flir Denkmal-
pflege moglichst frithzeitig die Erstellung eines archaologischen Katasters.
Die Erarbeitung eines solchen Katasters kann im Rahmen eines kommunalen
Denkmalkonzeptes (KDK) durch das Bayerische Landesamt fiir Denkmalpflege
geférdert werden.

17 Im Rahmen der Umweltprifung nach 82 Abs.4 BauGB werden die
umweltbezogenen Auswirkungen auf Kulturglter ermittelt und bewertet.
Deshalb soll die Gemeinde bereits im Rahmen der friihzeitigen Behoérden-
beteiligung die Denkmalbehdérden beteiligen.

18 Die charakteristische Gestalt einer Siedlung, eines Quartiers, einer
StralR3e oder eines Platzes wird im Wesentlichen durch die Gebaude gepragt,
die in besonderer Weise Anteil an der historischen Entwicklung des Ortes
haben, oder durch ihre markante Position Uberdurchschnittlich im stadte-
baulichen Raum in Erscheinung treten. Nicht immer missen diese unter
Denkmalschutz stehen, sie sind jedoch Bestandteil der 6rtlichen Baukultur.
In ihrer Gesamtheit sind sie mal3geblich fir die identitatsstiftende bau-
liche Struktur des Siedlungsgefliges verantwortlich. Teil einer nachhaltigen
stadtebaulichen Planung ist die Bewahrung dieser, den Heimatbegriff pra-
genden Bausubstanzen fiir die Nachwelt. Die Stadtebauférderung oder die
Dorferneuerung kénnen bei der Sanierung und Umnutzung dieser Gebaude
fachlich und unter bestimmten Voraussetzungen auch finanziell einen
bedeutenden Beitrag leisten.

Erhalt von
ortsbildpragenden
Gebauden
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1  Vorbemerkungen

1 Die Ausarbeitung der Bauleitplane setzt besondere Kenntnisse auf dem
Gebiet der Ortsplanung und des Stadtebaus sowie der Zusammenhange
der Bauleitplanung mit anderen rdumlichen und fachlichen Planungen vor-
aus. Das folgende Kapitel der Planungshilfen kann diese Kenntnisse nicht
allein vermitteln. Es soll ergdnzend zu fachbezogener Lehre und Literatur auf
besondere Anforderungen hinweisen, die an die Ausarbeitung der Bauleit-
plane zu stellen sind. Die Ausflihrungen beschranken sich auf die

Berechnungs- und Entwurfsgrundlagen (IV 2),

Bestandsaufnahme und Bewertung, Umweltprifung (IV 3),

Inhalt der Bauleitplane (IV 4),

Form und technische Herstellung der Bauleitplane (IV b).
2 Far die Ausarbeitung und Umsetzung von Landschaftspldnen wird auf
die einschlagigen Veroéffentlichungen des Bayerischen Staatsministeriums

flir Umwelt und Verbraucherschutz verwiesen, die (iber das Internet bezogen
werden kénnen (vgl. Anhang D ,Kommunale Landschaftsplanung in Bayern®).

2 Berechnungs- und Entwurfsgrundlagen

1 Mit Grund und Boden soll gemal3 8 1a Abs.2 BauGB sparsam und
schonend umgegangen werden. Vor einer zusatzlichen Inanspruchnahme
von Flachen soll vorrangig die Wiedernutzbarmachung von Flachen, Nach-
verdichtung und andere MalRnahmen zur Innenentwicklung geprift und die
Bodenversiegelungen auf das notwendige Mald begrenzt werden. Die Not-
wendigkeit der Umwandlung landwirtschaftlich oder als Wald genutzter
Flachen soll nach §1a Abs.2 S.4 BauGB begrindet werden. Flachenneu-
ausweisungen sind damit bedarfsgerecht zu bemessen. Fir eine stadtebau-
liche Entwicklung im Sinne 81 Abs.5 BauGB sind ausreichend Flachen zur
Verfliigung zu stellen. Eine Neuausweisung von Flachen muss aber auf das
erforderliche Mal3 auch im Sinne § 1 Abs. 3 BauGB beschrankt werden. Damit
kommt einer sachgerechten Ermittlung der Flachenbedarfe, basierend auf
den Strukturdaten, den Prognosen und sonstigen begriindeten Annahmen
Uber die Entwicklung der Bevolkerung und Arbeitsplatze, den Vorgaben der
Raumordnung und den Zielvorstellungen der Gemeinde, insbesondere zur
Siedlungsstruktur und Siedlungsdichte eine zentrale Rolle zu (s.a. Kapitel Il 1
Umfang und Art der Siedlungstatigkeit).

Dem ermittelten Bedarf ist das in der Gemeinde schon bestehende Angebot
an Bauflachen gegeniiberzustellen. Daraus leitet sich ab, ob die vorhandenen
Potenziale ausreichen oder zuséatzliche Flachenbedarfe bestehen.
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2 Eine wichtige Grundlage flir eine nachvollziehbare Bedarfsermittlung
der Gemeinde, die den Vorgaben des § 1 BauGB genligt, sind die verfligbaren
Daten zur Bevolkerungsprognose.

Obwohl die Bevélkerung in Bayern nach gegenwaértigen Prognosen ins-
gesamt noch bis zum Jahr 2037 wachsen wird, sind in einzelnen Teilen
Bayerns Bevolkerungsriickgdnge deutlich wahrnehmbar. Aufgrund der gro-
Ben Planungs- und Entwicklungszeitrdume und der langfristigen Bindung
erheblicher kommunaler Finanzmittel soll bei der Bedarfsermittlung ins-
besondere auch die prognostizierte Bevolkerungsentwicklung beriicksichtigt
werden.

Das Bayerische Landesamt flir Statistik veroffentlicht seit 2004 wesentliche
Daten zur zuklinftigen Bevolkerungsentwicklung in Bayern. Folgende Daten
sind u.a. kostenfrei im Internet zu beziehen:

Bevdlkerungsentwicklung in den bayerischen Regierungsbezirken bis
2037,

Regionalisierte Bevolkerungsentwicklung in den Landkreisen und kreis-
freien Stadten bis 2037,

Demographie-Spiegel: Bevélkerungsvorausberechnung fiir Gemeinden
(s.a. Kapitel IV 3/9 Statistische Datengrundlagen).
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Grundsatzlich sollten Gemeinden bei ihrer Bedarfsprognose zusatzlich zu
den gemeindespezifischen Daten auch die Daten des Landkreises und der
Region einbeziehen, um die gegebenen Verflechtungen der Kommunen unter-
einander berlcksichtigen zu kénnen.

3

Bei der Bedarfsermittlung fiir Wohnbauflachen sind folgende Ursachen

zu berlicksichtigen:

4

natlrliche Bevélkerungsentwicklung
(Kenngrof3en sind die Geburten und die Sterbefalle),

Zu- und Abwanderung
(Binnenwanderung in Bayern und Wanderungen Gber die Landes- bzw.
Bundesgrenze),

Abnahme der durchschnittlichen Haushaltsgré3e

(die durchschnittlichen Haushaltsgré3en — Personen pro Haushalt — neh-
men seit Jahren kontinuierlich ab und in der Folge nimmt die Anzahl der
Haushalte, insbesondere die der Ein-Personen-Haushalte, zu),

steigende Raumanspriiche der Wohnbevélkerung

(steigende individuelle Raumanspriiche sowie die abnehmenden Haus-
haltsgr63en bei haufig gleichbleibenden Wohnungsgréf3en fihren zu
steigenden Wohnflachen pro Person),

Ersatz fiir Abriss und Umnutzung von Wohnungen
(Erhebung bzw. Abschatzung je nach ortlichen Gegebenheiten sowie
Zustand des Gebaudebestandes),

nicht ausgeglichener Wohnungsmarkt
(Anpassung an veranderten Wohnbedarf z.B. von Singles, Familien,

Senioren),

bauliche Dichte
(planerische Vorstellungen der Gemeinde zur baulichen Dichte)

Bei Gewerbeflachen sind flir die realistische Abschatzung und Bedarfs-

ermittlung folgende EinflussgréRen wichtig:

erwartete wirtschaftliche Entwicklung von Region und Gemeinde,

unterschiedlicher Flachenbedarf einzelner Wirtschaftszweige
(produzierendes Gewerbe, verarbeitendes Gewerbe, Dienstleistung,
Handwerksbetriebe),

Uberregionale Gewerbestandortfunktion,
interkommunale Gewerbegebiete
(Moglichkeit zur interkommunalen Zusammenarbeit, z.B. Schaffung

interkommunaler Gewerbegebiete)

bauliche Dichte
(planerische Vorstellungen der Gemeinde zur baulichen Dichte).

Bedarfsermittlung
Wohnbauflachen

Bedarfsermittlung
gewerbliche Flachen
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Far die Auswahl der Flachen bzw. der Standorte und die Ansiedlung von
Betrieben ist zu beachten:

ausreichende Gro3e und Entwicklungsmaéglichkeiten,

gute ErschlieBung fiir Arbeitsprozesse aber auch flir Personal
(z.B. OPNV-Anbindung),

Variation im Flachenzuschnitt
(Bearbeitungs- und Produktionsflachen, Kundenverkehr, Prasentations-
flachen),

Topographie
(gute Erreichbarkeit und Befahrbarkeit auch bei schlechten Witterungs-
verhaéltnissen),

Konfliktpotenzial mit benachbarten Nutzungen (z.B. Wohnen).

Grundsatzlich sollten flr die Ermittlung des Gewerbeflaichenbedarfs die Metho-
den des Flachenmanagements und der Flachenbilanz angewendet werden.

5 Standorte fur zentrale Einrichtungen (s.a. Kapitel Ill 6 Zentrale Ein-
richtungen) und 6rtliche Ver- und Entsorgungsanlagen (s.a. Kapitel Il 12
Energieversorgung, Klimaschutz) sind in den Bauleitplanen bedarfsgerecht
auszuweisen. Hinweise flir die anzustrebende Ausstattung mit zentralen Ein-
richtungen ergeben sich u.a. aus dem Landesentwicklungsprogramm (LEP 2.1
Zentrale Orte, insb. Begriindung zu 2.1.2) und ggf. aus den Regionalplanen.
Als Grundlage fiir die Ermittlung des Bedarfs und der Einzugsbereiche sollten
anerkannte Orientierungswerte herangezogen werden.

Als Entwurfskriterien, die eng miteinander zusammenhéangen, sind hierbei ins-
besondere zu beachten:

zu versorgende Bevolkerung,

erforderliche Grél3e zentraler Einrichtungen
(MindestgroRen und Schwellenwerte fir Erweiterungen, die flir einen
zweckmaligen und wirtschaftlichen Betrieb erforderlich sind),

Einzugsgebiet

(d.h. auf die Art der Einrichtung abgestimmte Lage und Bildung gtinsti-
ger Einzugsbereiche unter Berlicksichtigung zumutbarer Entfernungen
und Wegezeiten fiir die Benutzer).

6 Als Planungsgrundlage far ErschlieBungsstrallen wird auf die Richt-
linien fir die Anlage von Stadtstral3en von 2006 (RASt06) hingewiesen. Sie
enthalten darlber hinaus auch Hinweise fiir die Bemessung und Gestaltung
von FuBwegen, Uber- und Unterfithrungen, Treppen und Rampen im 6ffentli-
chen StralBenraum (vgl. Anhang B).

7 Die Ermittlung der in den Bauleitplanen mindestens zu berlcksich-
tigenden Zahl der notwendigen Stellplatze und Garagen zum Vollzug des
Art. 47 BayBO erfolgt nach 8 20 GaStellV i.V.m. der Anlage zur GaStellV. Die
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Gemeinde kann durch Erlass einer értlichen Bauvorschrift nach Art. 81 Abs. 1
Nr.4 BayBO alternativ einen von diesen Werten abweichenden Stellplatz-
schlissel festlegen (s.a. Kapitel 1l 9/15ff. Ruhender Verkehr). Ebenso kén-
nen abweichende Mindestabmessungen der Stellplatze oder die Ausstattung
mit Elektroladestationen festgelegt werden. Sofern notwendige Stellplatze
Gber einen Geldbetrag abgeldst werden, hat die Gemeinde diesen nach Art.
47 Abs. 4 BayBO fir die Herstellung zusatzlicher oder die Instandhaltung, die
Instandsetzung oder die Modernisierung bestehender Parkeinrichtungen ein-
schlielich der Ausstattung mit Elektroladestationen oder den Bau und die Ein-
richtung von innerortlichen Radverkehrsanlagen, die Schaffung von értlichen
Fahrradabstellplatzen und gemeindlichen Mietfahrradanlagen einschlief3lich
der Ausstattung mit Elektroladestationen oder wo sonstige MalRnahmen zur
Entlastung der StraRen von ruhenden Verkehr einschlielich investiver Mal3-
nahmen des 6ffentlichen Personennahverkehrs zu verwenden.

Ausfihrliche Hinweise fur den Entwurf von Parkplatzen, die teilweise lGber die
gesetzlichen Mindestanforderungen hinausgehen, enthalten die RASt06 und
die Empfehlungen fiir die Anlagen des ruhenden Verkehrs von 2005 (EAR 05)
der Forschungsgesellschaft fir StralRen- und Verkehrswesen (vgl. Anhang B
und D).

8 Zu den vorhandenen Bauflachen- und Nutzungspotenzialen zahlen die

unbebauten Flachen, fir die Baurecht besteht (Bebauungsplangebiete,
Baulticken),

bereits bebauten Flachen, die dichter bebaut werden kénnen,

Brach- und Konversionsflachen (z.B. Gewerbe-, Bahn- oder Militar-
brachen),

Nutzungsmaoglichkeiten leerstehender Bausubstanz.

Wegen unterschiedlicher Verfigbarkeit (z. B. Eigentumsverhaltnisse) kénnen
diese Flachen unter Umstanden nicht in vollem Umfang als mdgliche Bau-
flachen gewertet werden. Instrumente eines Flachenmanagements wie z.B.
die Ergebnisse einer systematischen Eigentiimeransprache kénnen dar-
Gber Klarheit verschaffen und helfen, diese Flachenpotenziale zu aktivie-
ren (vgl. Anhang D ,Kleine Licken — GroBe Wirkung” und ,Kommunales
Flachenmanagement”).

9 Die Ermittlung des Bauflachenbedarfs soll Gber ein kommunales
Flachenmanagement systematisiert werden (s.a. Kapitel Il 1/5ff. Flachen-
management, Innenentwicklung und Kapitel IV 3/17 Flachenmanagement,
Ermittlung der Flachenpotenziale). Aufbauend hierauf kénnen von den
Gemeinden Konzepte fir eine Aktivierung und qualifizierte Nutzung der vor-
handenen Flachenpotenziale erstellt werden. Von Bedeutung ist in diesem
Zusammenhang die

Beratung von Grundstlickseigentiimern und Investoren,

Férderung der Kommunikation, Kooperation und Moderation zwischen
Grundstickseigentiimern und Investoren bei Aktivierungsprozessen,

Flachen- und
Nutzungspotenziale,
Flachenmanagement
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Entwicklung von Vermarktungsstrategien fir vorhandenes Flachen-
potenzial,

Kosten-Nutzen-Analyse flr Investitions- und Betriebskosten bei der sied-
lungsstrukturellen Entwicklung.

10 Der Bayerische Windatlas 2014 und die Gebietskulisse Windkraft (siehe
auch Mischpult ,,Energiemix Bayern vor Ort”) sind im Internet unter www.
energieatlas.bayern.de erhaltlich. Als Umweltplanungshilfe fir Kommunen
geben sie erste Informationen zur Windhoffigkeit und insbesondere zu immis-
sions- und naturschutzschutzrechtlichen Fragen. Anhand der drei Ampelfarben
griin, gelb und rot kann sich der Benutzer ein erstes Bild Uber die grund-
satzliche Situation fiir die Genehmigungsfahigkeit von Windenergieanlagen
machen. Die Gebietskulisse Windkraft und der Bayerische Windatlas haben
keine Rechtsverbindlichkeit. Flir einen einheitlichen und effizienten Vollzug
stellt der Bayerische Windenergie-Erlass 2016 (siehe Anhang B) die mal3geb-
lichen rechtlichen Rahmenbedingungen zusammen. In Bezug auf die Aus-
wirkungen der 10 H-Regelung auf die gemeindliche Bauleitplanung wird auf
Kapitel Il 12/4 Windenergie, Kapitel IV 4.2/26 Konzentrationsflachen fir Wind-
energieanlagen (WEA), regionalplanerische Vorgaben sowie auf das Merkblatt
«Bauleitplanung fiir Windenergieanlagen” (vgl. Anhang D) verwiesen.

11 Die Bilanzierung ermittelt, wie unter Berlicksichtigung der regionalen
sowie kommunalen Besonderheiten mit den bestehenden Flachenpotenzialen
der Bedarf fiir einen bestimmten Planungshorizont einer Gemeinde gedeckt
werden kann. Die nutzungsbezogenen Flachenbedarfe fiir beispielsweise
den Wohnungsbau, fur Gewerbe, flr die Daseinsvorsorge oder den Verkehr
werden dabei den bestehenden Flachenpotenzialen, insbesondere Brach-
flachen, Gebé&udeleerstiande, Baullicken und anderen Nachverdichtungs-
maoglichkeiten, unter Berlcksichtigung der Verfligbarkeit gegenibergestelit.
Ob sich die Flachenpotenziale zur Deckung eines Bedarfes eignen, hangt von
den nutzungsspezifischen Anforderungen, die u.a. durch die BauNVO oder
immissionsschutzrechtliche Regelungen formuliert werden, ab. Die Not-
wendigkeit der Umwandlung von landwirtschaftlich oder als Wald genutzter
Flachen kann somit im Sinne des § 1a Abs.2 S.4 BauGB unter vorrangiger
Prifung der Méglichkeiten der Innenentwicklung bewertet und eine belegbare
Aussage zu den weiteren Flachenbedarfen getroffen werden.

12 Als Berechnungs- und Bewertungsgrundlage fir den Larmschutz im
Stadtebau wird die DIN 18005 ,,Schallschutz im Stéadtebau” zur Anwendung
empfohlen (s.a. Kapitel Il 3.2/16ff. Luftreinhalteplanung und Larmmminderungs-
planung).

13  Zu den wesentlichen Auswirkungen des Bebauungsplans, die nach §9
Abs.8i.V.m. 82a S.2 Nr. 1 BauGB in der Begriindung darzulegen sind, kén-
nen auch die ErschlieBungskosten gehoren; das sind insbesondere die Kos-
ten der ErschlieBungsanlagen nach Art.5a KAG i.V.m. 8§ 128ff. BauGB, die
Kosten der Wasserversorgung sowie der Abwasser- und Abfallentsorgung
(s.a. Kapitel Il 1/11 FolgekostenSchatzer). Darliber hinaus sollten im Rahmen
der Bauleitplanung, insbesondere bei groReren Wohnbauvorhaben, die Kos-
ten fir den Bau und Betrieb der Gemeinbedarfseinrichtungen bericksichtigt
werden. Soweit MalBnahmen zum Ausgleich i.S.d. 8 1a Abs.3 BauGB vor-
gesehen sind, soll die Gemeinde gemal3 § 135a, § 135b und 8§ 135¢ BauGB die


http://www.energieatlas.bayern.de
http://www.energieatlas.bayern.de
https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__1a.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__9.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__9.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__2a.html
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayKAG-5a
https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__128.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__1a.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__135a.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__135b.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__135c.html

Kosten hierfir geltend machen (vgl. Anhang D ,Eingriffsregelung in der Bau-
leitplanung — Bauen in Einklang mit Natur und Landschaft”). Alternativ und in
der Praxis bevorzugt kann die Kostenerstattung auch durch einen stadtebau-
lichen Vertrag erfolgen.

14 Mit dem stadtebaulichen Vertrag gemaf3 8 11 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 BauGB hat
die Gemeinde die Moglichkeit, einem Dritten die Vorbereitung und Durch-
fihrung stadtebaulicher MalBnahmen zu Ubertragen (sog. ErschlieBungs-
vertrag). Nach 811 Abs.1 S.2 Nr.3 BauGB koénnen Vereinbarungen zur
Kostentragung fur stadtebauliche MalRnahmen (Planungen, Umweltbericht,
Anlagen und Einrichtungen, etc.) getroffen werden, die Voraussetzung oder
Folge des vom Bauwilligen geplanten Vorhabens sind (sog. Folgekostenver-
trag). Eine weitere Maoglichkeit, ErschlieBungskosten ganz oder teilweise auf
einen Dritten zu Gbertragen, ist der Durchflihrungsvertrag zu einem Vorhaben-
und ErschlieBungsplan nach § 12 BauGB.

Um den Wohnbedarf von Bevélkerungsgruppen mit besonderen Wohnraum-
versorgungsproblemen zu decken, kann nach 811 Abs.1 S.2 Nr.2 BauGB
unter bestimmten Voraussetzungen eine Baulandmobilisierung zur sog.
sozialgerechten Bodennutzung (s.a. 8 1 Abs.5 S. 1 BauGB) verfolgt werden.
Neben der stéddtebauliche Erforderlichkeit (konkrete Wohnraumsituation in
der jeweiligen Gemeinde) und dem Koppelungsverbot (keine reine Wert-
abschoépfung i.S.e. allgemeinen kommunalen Einnahmenverschaffung) mus-
sen die zu erbringenden Gegenleistungen in einem angemessenen Verhaltnis
zur Planbeglnstigung stehen (planungsbedingte Bodenwertsteigerung als
Ansatz). Mietpreisgrenzen lassen sich etwa ebenso vereinbaren wie kommu-
nale Belegungsrechte. Uber eine Bauverpflichtung wird gewahrleistet, dass
der Eigentimer die Grundstiicke zeitnhah bebaut und Wohnraum zur Ver-
fagung stellt (s.a. Kapitel IV 4.3/22f. Flachen fir den sozialen Wohnungsbau).
Die Gemeinde kann stadtebauliche Vertrage auch mit einer juristischen Per-
son abschlieRen, an der sie selbst beteiligt ist.

3 Bestandsaufnahme und Bewertung, Umweltpriifung

1 Die Bestandsaufnahme soll die fiir die Planungsaufgabe wesentlichen
nattrlichen, rdumlichen, sozialen, wirtschaftlichen und rechtlichen Gegeben-
heiten in ihrer Wechselwirkung erfassen, insbesondere

Topographie,

ortliche Gegebenheiten bzgl. Naturgefahren wie beispielsweise Geo-
risiken, Hochwasser und Grundwasserstédnde, potenzielle FlieBwege
bei Starkniederschlagen und Gefahren flr den Planungsbereich durch

Hang- bzw. wild abflieBendes Wasser aus Aul3engebieten,

Grundwasserverhéltnisse in Menge und Qualitdt sowie Grundwasser-
dynamik,

Siedlungsstruktur (u.a. Art und Mal3 der Nutzung),

Funktion und Beschaffenheit der B6den, u.a. Versickerungsfahigkeit, Alt-
lasten, Bodenauffullungen,

Stadtebaulicher Vertrag
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Bestandsaufnahme fir
den Flachennutzungsplan
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Vegetationsstruktur sowie Lebensraume von Tieren und Pflanzen,
bestehendes Baurecht,

Ergebnisse eines Flachenmanagements,

Ubergeordnete Plane,

Planungen und Vorgaben anderer Trager,

Ergebnisse informeller Planungen, die von der Gemeinde beschlossen
wurden (z. B. Energienutzungsplan),

Verkehr,

Orts- und Landschaftsbild,

Bau- und Bodendenkmaler,

Schutzgebiete,

Einrichtung an der technischen Ver- und Entsorgung,
zentrale Einrichtungen.

2 Mit der Bestandsaufnahme ist die Bewertung des Zustands untrenn-
bar verbunden. Inhalt und Umfang der Bestandsaufnahme sind auf die jewei-
lige Planungsaufgabe abzustimmen (Ermittlung aller relevanten Belange).
Die Ermittlung, Bewertung und Beschreibung der Umweltbelange ist Gegen-
stand der Umweltpriifung. Dabei kann es empfehlenswert sein, bereits friih-
zeitig das Gesprach mit betroffenen Fachbereichen oder Behérden zu suchen,
um die konkreten fachlichen Grundlagen zu erértern (s.a. auch Kapitel V 2.4/3
Zeitpunkt der Durchfiihrung).

Bestandsaufnahme und Bewertung machen den Handlungsspielraum der
Gemeinde in der Bauleitplanung deutlich. Kommunen mit einem aktuellen
integrierten stadtebaulichen Entwicklungskonzept (ISEK) oder einem kom-
munalen Flachenmanagement kénnen ggf. von bereits erfolgten Bestands-
aufnahmen bzw. Bewertungen profitieren und so den Planungsprozess
beschleunigen.

3 Im Rahmen einer digitalen Bestandsaufnahme soll neben der inhalt-
lichen Erfassung insbesondere geklart werden, fiir welche Teilbereiche Daten-
grundlagen (z. B. Geodaten) zur Verfligung stehen, welche Daten aktualisiert
und fur welche Bereiche grundsatzlich Daten erhoben werden miissen. Dabei
sind unter Berlcksichtigung des Datenschutzes sowie der Datensicherheit
fur die Erfassung Indikatoren transparent festzulegen und Méglichkeiten der
Bereitstellung und Nutzung zu klaren.

4 Die Bestandsaufnahme flir den Flachennutzungsplan soll die Planungs-
aufgaben und -probleme im ganzen Gemeindegebiet erkennbar machen.
Sie ist daher umfassend anzulegen und soll alle fiir die Bodenordnung der
Gemeinde wesentlichen Sachverhalte enthalten. Dabei ist auch auf die Lage



der Gemeinde im Raum und ihre Giberértlichen Funktionen und Beziehungen
einzugehen. Analog dazu sind bei einer Teilanderung bzw. Fortschreibung des
Flachennutzungsplanes eine Bestandsaufnahme sowie ein Bedarfsnachweis
far den jeweiligen Planungsumgriff zu fuhren.

5 Die Bestandsaufnahme fiir den Bebauungsplan kann im Allgemeinen
auf Fragen beschrankt werden, die sich unmittelbar aus dem Planungsgebiet
einschliellich seiner Umgebung und aus der Planungsaufgabe ergeben. Sie
sollte andererseits jedoch gegentliber der Bestandsaufnahme fir den Flachen-
nutzungsplan weiter vertieft werden. Das gilt z.B. fur die topographischen
Gegebenheiten, die bestehende Bausubstanz und die Grundstiicksverhélt-
nisse, die Umweltaspekte sowie fur die Daten zur Bevélkerungs-, Sozial-
und Gewerbestruktur. Letzteres kann relevant sein, wenn mit nachteiligen
Auswirkungen auf die personlichen Lebensumstidnde der in dem Gebiet
wohnenden oder arbeitenden Menschen zu rechnen ist (Sozialplan nach
§ 180 BauGB).

6 Zur Klarung wichtiger Voraussetzungen oder Vorgaben fiir die Pla-
nung kann es erforderlich sein, die Bestandsaufnahme durch besondere
Erhebungen oder Untersuchungen zu erganzen, z.B. durch

Wohnbedarfsanalysen als Teil des Flachenmanagements (s.a. Kapitel IV
2/3 Bedarfsermittlung Wohnbauflachen) als Grundlage fur Bauflachen-
darstellungen im Fldchennutzungsplan und vor allem flr Festsetzungen
von Baugebieten mit besonderer Zweckbestimmung in Bebauungs-
planen etwa nach 89 Abs. 1 Nr. 7 oder 8 BauGB,

Verkehrsgutachten, d. h. Untersuchungen (iber das Verkehrsaufkommen
und die rdumliche Verteilung des Verkehrs, wozu gegebenenfalls
besondere Verkehrszahlungen oder Befragungen erforderlich sind,

Untersuchungen Uber die Struktur und Entwicklung der Wirtschaft, wie
etwa Einzelhandelsgutachten,

Studien zur Entwicklung der Land- und Forstwirtschaft,

Untersuchungen Uber die natlirlichen Grundlagen der Landschaft und
ihre Belastbarkeit, insbesondere in Verbindung mit der Ausarbeitung
von Landschafts- und Grinordnungsplanen in besonders schiitzens-
werten oder belasteten Bereichen sowie im Zusammenhang mit raum-
bedeutsamen Vorhaben wie etwa Industrieansiedlungen, die besondere
Belastungen fiir die Landschaft mit sich bringen,

Immissionsschutzgutachten,

Untersuchungen U(ber die Belastung durch Gerdusche, die von
bestehenden Einrichtungen ausgehen oder von geplanten Einrichtungen
zu erwarten sind,

geologische Gutachten, d.h. Untersuchungen zu Geogefahren (Stein-
schlag, Felssturz, Rutschung, Hanganbruch), sofern konkrete Anhalts-
punkte hierzu gegeben sind (etwa durch die Gefahrenhinweiskarten des
Bayerischen Landesamts fir Umwelt),

Bestandsaufnahme fiir
den Bebauungsplan

Untersuchungsmethoden
zur Bestandsaufnahme
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7

hydrogeologisches Gutachten, d.h. Untersuchungen zu den grund-
wasserhydraulischen und qualitativen Verhaltnissen des Grundwassers
mit besonderer Beriicksichtigung von HHW (hoéchster gemessener
Grundwasserstand)

Bodengutachten, d.h. Untersuchungen der Eigenschaften, Empfind-
lichkeit und Belastbarkeit von Béden sowie des Grades der Funktions-
erflllung und zur Versickerungsfahigkeit (vgl. Anhang D ,Das Schutzgut
Boden in der Planung”),

Wasserwirtschaftliche Gutachten wie Ermittlungen von Uberschwem-
mungsgebieten, Risikogebieten, Willdbachgefahrdungsbereichen,
Gefahrdungsbetrachtungen zu Starkniederschlagen und wild abflieRen-
dem Wasser oder Grundwasserstande,

Uberpriifung ausreichender Kapazititen fiir die Wasserver- und
Abwasserentsorgung, ggf. Uberrechnung des Kanal- und Leitungs-
netzes bzw. Anpassung des Generalentwéasserungsplans; Fortschrei-
bung des Abwasserbeseitigungskonzeptes mit Berlicksichtigung der
Niederschlagswasserentsorgung,

Untersuchungen zu Vorgaben des Brand- und Katastrophenschutzes,

Ortsbildanalysen, insbesondere flir Planungen im Bereich von erhaltens-
werten Ortsteilen, Bauten, Stral3en und Platzen sowie als Grundlage fir
Gestaltungsfestsetzungen in 6rtlichen Bauvorschriften (s.a. Kapitel Ill 14
Baukultur, Orts- und Landschaftsbild, Denkmalschutz),

Bauland-, Bauliicken- und Brachflachenkataster zur Erhebung von Poten-
zialen zur Innenentwicklung (s.a. Kapitel Ill 1/5 Flachenmanagement,
Innenentwicklung),

MaRnahmenpléne zur Barrierefreiheit im 6ffentlichen Raum, als Ergebnis
aus einer gesamtortlichen Betrachtung z.B. im Rahmen eines gemeind-
lichen Aktionsplans zur Schaffung von Barrierefreiheit (s.a. Kapitel | 3/7
Stadtebauliche Rahmenplanung und | 3/17 Gemeindlicher Aktionsplan
zur Schaffung von Barrierefreiheit),

Energienutzungsplan nach Erhebungen der Energieversorgungsinfra-
struktur und der Potenziale zur Energieeinsparung, Steigerung der
Energieeffizienz und zur Nutzung erneuerbarer Energien (s.a. Kapitel |
3/15 Energienutzungsplan),

Ermittlungen der voraussichtlich zu erwartenden kurz-, mittel- und lang-
fristigen Folgekosten fir die Gemeinde (s.a. Kapitel Ill 1/10 Kosten, llI
1/11 FolgekostenSchatzer und IV 2/13 ErschlieBungskosten, Folge-
kosten) sowie das Erreichen der Sprunggréf3en bei Infrastrukturein-
richtungen in Folge der Flachenausweisung (etwa bei Schulen und
Kinderbetreuungseinrichtungen, aber auch bei Klaranlagen oder hin-
sichtlich notwendiger Friedhofsflachen).

Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung der 88 13ff. BNatSchG fin-

det hinsichtlich Vermeidung, Ausgleich und Ersatz in der Bauleitplanung
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keine Anwendung (818 Abs.1 BNatSchG). Fir die Bauleitplanung gelten
8 1a Abs.3 BauGB i.V.m. 85 Abs. 2a, §9 Abs. 1a und 8 200a BauGB: Die Ver-
meidung und der Ausgleich von Eingriffen sind in der Abwagung zu berlick-
sichtigen. Hinsichtlich der spezifischen Anforderungen zur Bestandsaufnahme
und Bewertung von Natur und Landschaft wird auf den Leitfaden ,Eingriffs-
regelung in der Bauleitplanung — Bauen im Einklang mit Natur und Land-
schaft” verwiesen (s.a. Kapitel lll 2/17 Leitfaden ,Eingriffsregelung in der
Bauleitplanung”). Notwendige AusgleichsmalRnahmen sind bauleitplane-
risch festzusetzen bzw. darzustellen oder durch stadtebauliche Vertrage oder
sonstige geeignete MalRnahmen zu sichern. Eine Sonderregelung gilt fur
Bebauungsplédne der Innenentwicklung sowie fiir Bebauungsplane zur Ein-
bindung von AulRenbereichsflachen, siehe hierzu Kapitel IV 4.3/5 Bebauungs-
pléane der Innenentwicklung (8 13a BauGB), Bebauungspléne zur Einbeziehung
von AulR3enbereichsflachen (8 13b BauGB). Eine Sonderregelung gilt ferner fiir
planfeststellungsersetzende Bebauungsplane (vgl. fir Strallen § 17b Abs. 2
FStrG, Art. 38 Abs. 1 S. 1 BayStrWG@); fir diese gilt die naturschutzrechtliche
Eingriffsregelung (8 18 Abs. 2 S. 2 BNatSchG).

Bei Eingriffen, die nicht in Geltungsbereichen von Bebauungsplanen nach
§ 30 BauGB, nicht wahrend der Planaufstellung nach & 33 BauGB und nicht
im Innenbereich nach §34 BauGB oder im Bereich von Satzungen nach
834 Abs.4 S.1 Nr.3 BauGB liegen, ist der Verursacher des Eingriffs nach
den 88 13ff. BNatSchG verpflichtet, unvermeidbare Beeintrachtigungen von
Natur und Landschaft auszugleichen oder zu ersetzen (s.a. § 18 Abs.2 S.1
BNatSchG). Fur diese Eingriffe, die im Wesentlichen im Aul3enbereich liegen,
werden Ausgleich und Ersatz in der BayKompV geregelt (Regelungen zum
Kompensationsbedarf flir HochwasserschutzmalRnahmen gelten seit dem
01.09.2013, alle Gbrigen Regelungen seit dem 01.09.2014).

8 81 Abs.6 Nr.7 Buchst. b) i.V.m. § 1a Abs.4 BauGB sehen eine Anwen-
dung der Vorschriften des Bundesnaturschutzgesetzes (88 33ff. BNatSchQG)
vor, wenn aufgrund der Planung eine erhebliche Beeintrachtigung von Natura
2000-Gebieten zu beflirchten ist (s.a. Kapitel Il 2/20 Natura 2000-Gebiete:
Fauna- Flora- Habitat (FFH-) und Vogelschutzrichtlinie). Zudem sind die auf
Tathandlungen gerichteten Verbote des Artenschutzes nach 844 Abs.1
BNatSchG mit Blick darauf zu prifen, ob dem Planvollzug aus diesem Aspekt
untberwindliche Hindernisse entgegenstehen, welche die Erforderlichkeit der
Bauleitplanung nach 8 1 Abs.3 BauGB entfallen lassen (s.a. Kapitel Il 3.2/1
Biodiversitat, Naturschutz, Landschaftspflege). Die Anforderungen an die
Bestandsaufnahme und die Bewertung ergeben sich aus den diesbezliglichen
Prifungsanforderungen.

9 Die Ergebnisse der amtlichen Zahlungen, insbesondere der Volks-,
Berufs-, Gebaude-, Wohnungs- und Arbeitsstattenzahlung, der landwirtschaft-
lichen Betriebsstrukturerhebungen oder der Bodennutzungserhebungen lie-
gen beim Bayerischen Landesamt fir Statistik vor. Sie werden von dort als
~Gemeindedaten” zusammen mit den Ergebnissen laufender Statistiken, z.B.
der Bautatigkeits- und Tourismusstatistik, jahrlich veréffentlicht und kénnen
auch fir einzelne Gemeinden in Form von Tabellen bezogen werden. Das Bay-
erische Landesamt fiir Statistik betreibt ferner ein statistisches Informations-
system, in dem zu einer Vielzahl von Statistiken die Daten — meist in regionaler
Gliederung und fiir mehrere Berichtszeitpunkte — gespeichert sind. Uber www.
statistikdaten.bayern.de kdnnen Daten kostenlos abgerufen werden.

Natura 2000-Gebiete:
Fauna-Flora-Habitat (FFH)
und Vogelschutzrichtlinie
und Artenschutz

Statistische
Datengrundlagen
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Unter www.statistik.bayern.de/statistik/gebiet_bevoelkerung/demographischer
wandel/index.html (regionalisierte Bevolkerungsvorausberechnung) und www.
statistik.bayern.de/statistik/gebiet_bevoelkerung/demographischer_wandel/
gemeinden/index.html (Demographie-Spiegel) kdnnen die vom Landesamt fiir
Statistik prognostizierten Bevolkerungsentwicklungen fiir Landkreise und kreis-
freie Stadte bis 2037 und flr alle bayerischen Gemeinden ab 5.000 Einwohnern
bis zum Jahr 2034 abgerufen werden. Fir kleinere Gemeinden wurde aus metho-
dischen Grinden ein kiirzerer Vorausberechnungshorizont bis 2028 gewahlt.

Hinweise auf den Bedarf an Wohnraum geben die Miet- (ggf. Mietspiegel) und
Kaufpreisentwicklung sowie die Anzahl der Wohninteressenten, die auf der
Warteliste flr sozial geférderten Wohnraum der Kreisverwaltungsbehérde stehen.

10 Fir die stadtebauliche Planung sowie die Vorbereitung von stadtebau-
lichen Erneuerungs- und Dorferneuerungsmaf3nahmen werden die Daten der
Zahlungen zumeist in kleinrdumlicher Gliederung (z. B. StraRenziige) benétigt.
Allen groBeren Gemeinden wird daher empfohlen, bei kiinftigen Zahlungen
die Daten entsprechend kleinrdumig zu erfassen und zu gliedern.

11 Die im LEP und in den Regionalplanen enthaltenen Ziele der Raum-
ordnung sind im Hinblick auf die Anforderungen des 81 Abs.4 BauGB
zu erfassen. Die Hohere Landesplanungsbehérde und ggf. die Regiona-
len Planungsverbénde geben den Gemeinden im Rahmen ihrer Beteiligung
nach 84 BauGB weitere Hinweise. Ebenso sind gemald Art.3 Abs.1 S.1
BayLPIG bei raumbedeutsamen Planungen und MalRnahmen offentlicher
Stellen oder MaRnahmen von Personen des Privatrechts, die der Planfest-
stellung bediirfen, die Grundsatze der Raumordnung zu erfassen und in der
Abwéagungsentscheidung zu bertcksichtigen.

12 Zu bestimmten fachlichen Bereichen kann auf Angaben der beteiligten
Behdrden und sonstiger Trager o6ffentlicher Belange und weiterer Fachstellen
zurickgegriffen werden. Die Fachstellen weisen auch auf vorhandene Pro-
gramme, Plane und Gutachten hin, welche die Gemeinde betreffen kdnnen
und &uBern sich ggf. zum notwendigen Umfang und Detaillierungsgrad der
Umweltprifung.

13 Besonders wichtig fiir die Bestandsaufnahme sind Begehungen des
Gemeinde- oder Planungsgebiets. Sie dienen insbesondere der Ergdnzung
des Kartenmaterials (s.a. Kapitel IV 5.1/2ff. Kartengrundlagen), der Uber-
prifung des Baubestands, der Feststellung von Art und Mal3 der Nutzung und
der Erfassung des Orts- und Landschaftsbildes. Viele Hinweise auf wesent-
liche Planungsprobleme und zu erhebende Sachverhalte ergeben sich nur aus
dem Augenschein an Ort und Stelle.

14 Luftbilder zeigen sehr anschaulich und erganzend zu den Karten den
Zustand des Planungsgebiets vor allem hinsichtlich natirlicher Gegeben-
heiten, landwirtschaftlicher Nutzung, Walder, Bebauung und Verkehrser-
schlieBung. Sie kénnen die Bestandsaufnahme erheblich vereinfachen. Als
Grundlage fiur die Flachennutzungsplanung empfiehlt sich der Einsatzvon
entzerrten, orthogonalen Luftbildern (digitale Orthofotos (DOP), amtliche Luft-
bildkarten) im Mal3stab der Planunterlage. Daneben sind Schragluftbilder
besonders fiir die bebauten Ortsteile hilfreich. Diese kbnnen auch bei detail-
lierten Planungen die Arbeiten wesentlich erleichtern.
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Die staatlichen Bildflugvorhaben und die Herstellung der Luftbilder werden
durch das Landesamt flir Digitalisierung, Breitband und Vermessung (LDBV)
koordiniert. Von der Bayerischen Vermessungsverwaltung kénnen neben
digitalen Orthofotos, Luftbildern und Luftbildkarten als Datensatz (CD-Rom)
oder Abzug (Papier oder Film) auch DFK-Daten gegen Geblihr bezogen wer-
den (www.geoportal.bayern.de/geodatenonline). Die fiir die Nutzung aller
Dienste notwendige Anmeldung ist kostenlos. Bei denkmalrelevanten Frage-
stellungen ist die Nutzung des Luftbildarchivs des Bayerischen Landesamtes
far Denkmalpflege erfolgversprechend.

15 Eine wertvolle Hilfe bei der Bestandsaufnahme sind die digitalen Raum-
und Fachinformationssysteme. Rauminformationssysteme biindeln eine Viel-
zahl von raumordnungsrelevanten Informationen in der Zusammenschau.
Einen breiten Uberblick Giber Daten der Landes- und Regionalplanung in Bay-
ern bietet das Rauminformationssystem RISBY, zu erreichen unter www.risby.
bayern.de. Nutzern des Bayerischen Behoérdennetzes (www.bybn.de) steht
dieser Dienst in vollem Umfang zur Verfiigung, sonstige Nutzer kénnen auf
eine breite Auswahl von Einzelaspekten zugreifen.

Bei Fachinformationssystemen werden wichtige fachliche Einzeldaten (z.B.
die Abgrenzung von (berschwemmungsgefdhrdeten Gebieten) réaumlich
dargestellt. Die Daten der Fachinformationsdienste sind meist 6ffentlich Gber
das Internet zuganglich und kénnen in der Regel unter Quellenangabe von
den Gemeinden verwendet werden. Wichtige Fachinformationssysteme
sind Uber www.gdi.bayern.de/Geoanwendungen/Fachauskunftssysteme zu
erreichen.

Informationsdienst Uberschwemmungsgefihrdete Gebiete (IUG), z.B.
zu Uberflutungsflachen und wassersensiblen Bereichen, www.Ifu.bay-
ern.de/wasser/hw_ue_gebiete/informationsdienst

Darstellung Naturgefahren im UmweltAtlas Bayern, www.lfu.bayern.de/
wasser/darstellung_naturgefahren/

Hinweiskarte Hohe Grundwasserstande (1:500.000), geoportal.bayern.de/
geoportalbayern/seiten/dienste#210c5d1e-673b-4880-9873-3effba191359
bzw. www.umweltatlas.bayern.de

Fachinformationssystem Naturschutz (FIN-WEB), www.Ifu.bayern.de/
natur/fis_natur

Darstellung der Wasserschutzgebiete und kiinftig auch der (grob
ermittelten) Trinkwassereinzugsgebiete der Gewinnungsanlagen der
offentlichen Wasserversorgung im BayernAtlas, geoportal.bayern.de/
bayernatlas

Gewasserkundlicher Dienst (u.a. Grundwasserstédnde), www.gkd.bayern.de
Informationen zu Béden und Untergrund, www.umweltatlas.bayern.de
Bayerischer Denkmal-Atlas zu Bau- und Bodendenkmalern sowie zu

geschitzten Ensemblebereichen, www.blfd.bayern.de/denkmalerfassung/
denkmalliste/bayernviewer
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Historische Ortsstrukturen auf historischen Urkatasterplanen des friihen
19. Jahrhunderts, geoportal.bayern.de/geoportalbayern/ (bereitgestellt
in der Hintergrundauswahl)

Gefahrenhinweiskarten vom Bayerischen Landesamt fir Umwelt, die
Auskunft Gber Georisiken geben, www.umweltatlas.bayern.de

Energie-Atlas Bayern mit umfassenden Informationen zu erneuerbaren
Energien, deren rdumlicher Verfligbarkeit, Ansprechpartnern, Forder-
maoglichkeiten und Praxisbeispielen www.energieatlas.bayern.de.

16 Das Ergebnis der Bestandsaufnahme ist als Grundlage flir die weiteren
Planungsschritte mdglichst zusammenfassend darzustellen und zu bewerten,
z.B. in Form von Tabellen, graphischen Ubersichten, Gelandeschnitten oder
Skizzen. Eine Zusammenfassung der ermittelten Grundlagen, sofern diese fiir
die Planung relevant sind, ist in die Begriindung aufzunehmen. Zum einen
erleichtert die Begriindung die Verstandlichkeit der Planung fiir die Offentlich-
keit, die beteiligten Behérden und sonstigen Trager o6ffentlicher Belange
sowie flir die Genehmigungsbehdrde, zum anderen veranschaulicht sie den
Planungsspielraum der Gemeinde. Umweltbelange werden gesondert im
Umweltbericht aufgefiihrt und bewertet. Fiir den Umweltbericht ist eine all-
gemein verstéandliche Zusammenfassung nach Anlage 1 zum BauGB (zu §2
Abs. 4, 88 2a und 4c BauGB) erforderlich.

17 Im Rahmen einer nachhaltigen stadtebaulichen Entwicklung ist vor-
rangig eine Innenentwicklung durch Umnutzung brachliegender, ehemals bau-
lich genutzter Flachen, durch Nachverdichtung bestehender Baugebiete und
durch Nutzung bereits bestehender Baugebiete anzustreben. Gemal3 LEP sind
in den Siedlungsgebieten vorhandene Potenziale der Innenentwicklung mog-
lichst vorrangig zu nutzen. Ausnahmen sind nur zuldssig, wenn Potenziale der
Innenentwicklung nicht zur Verfligung stehen (LEP 3.2 und & 1a Abs. 2 BauGB).
Gemeinden sollen deshalb die Neuaufstellung von Flachennutzungsplanen
zum Anlass nehmen, ein kommunales Flachenmanagement aufzubauen, in
dem diese Entwicklungspotenziale vollstandig erfasst, laufend in notwendige
Planungsverfahren eingespeist und kontinuierlich fortgeschrieben werden.

18 Mit dem Baulandkataster gemafR3 8 200 Abs. 3 BauGB ist eine Mdglichkeit
eroffnet, Baullicken im Innenbereich oder im Bereich eines Bebauungsplans
(auch in Aufstellung befindlich) in Karten und Listen auf Grundlage eines Lage-
plans zu erfassen, darzustellen und zu veréffentlichen. Dabei dirfen nur Flur-
und Flurstiicksnummern, StralBennamen und Angaben zur GrundstiicksgrofRe
erfasst werden. Personenbezogene Daten, wie Namen oder die Verkaufsbereit-
schaft der Eigentimer, diirfen nicht dargestellt werden. Dies gilt auch fiir Flachen
auf denen kein Baurecht besteht. Grundsttickseigentiimer dirfen der Veréffent-
lichung widersprechen. Daher ist die Absicht zur Veréffentlichung einen Monat
bekannt zu geben und dabei auf das Widerspruchsrecht hinzuweisen.

Das Baulandkataster stellt eine einfache Mdéglichkeit dar, vorhandene Flachen-
potenziale transparent zu machen. Um das Instrument, beispielsweise zur
Ermittlung des Baubedarfs, nutzen zu kénnen, ist jedoch eine kontinuierliche
Datenpflege notwendig. Erhebungen mit einem erweiterten Datensatz sind
nur in besonderen Féllen, wie beispielsweise im Rahmen der Vorbereitung
und Durchfiihrung einer stadtebaulichen Sanierung, méglich.
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19 Die kostenlose Flachenmanagement-Datenbank (www.lfu.bayern.de/
umweltkommunal/flaechenmanagement/fmdb/index.htm) bietet insbesondere
auch kleinen Gemeinden die Mdglichkeit, einfach und schnell Innenentwick-
lungspotenziale zu erfassen und auszuwerten, die Verkaufsbereitschaft von
Eigentiimern mit einer Fragebogenaktion zu prifen, den Wohnbaulandbedarf
zu berechnen und eine Grundstiicksbérse aufzubauen. Die Version 4.0 (2018)
setzt Vorgaben der Datenschutzgrundverordnung um und liefert ein konkre-
tes Datenschutzkonzept. Der Abruf von Statistik-Daten im Modul ,Wohnbau-
landbedarf” ist an einen Service des Bayerischen Landesamtes flir Statistik
angepasst. Der Datenaustausch mit Flachenmanagement- und GIS-Software
ist mittels einer Schnittstelle mit offenem Standard problemlos méglich. Hin-
weise zum kommunalen Flachenmanagement enthalten eine Broschire und
ein gleichnamiger Flyer, die im Jahr 2010 gemeinsam vom Bayerischen Staats-
ministerium far Umwelt und Gesundheit und von der Obersten Baubehérde
im Bayerischen Staatsministerium des Innern herausgegeben wurden (vgl.
Anhang D ,Kommunales Flachenmanagement”).

20 Die Umweltprifung fur Bauleitplane (UP) ist ein formales Verfahren, das
durch eine systematische Zusammenstellung der Umweltbelange im Umwelt-
bericht (UB) die sachgerechte Abwagung erleichtern soll. Sie stellt keine
neuen materiellen Anforderungen und flihrt zu keiner hdheren Wertigkeit der
Umweltbelange. Die Umweltprifung wird nach den Vorschriften des BauGB
durchgefiihrt. Fir Bebauungspladne im vereinfachten und im beschleunigten
Verfahren (88 13,13a und befristet bis zum 31. Dezember 2019 § 13b BauGB)
sowie flr die Satzungen nach 834 Abs.4 und 8§35 Abs.6 BauGB besteht
keine formliche UP-Pflicht. Dabei ist allerdings zu beachten, dass durch diese
Plane und Satzungen keine UVP-pflichtigen Vorhaben zuladssig gemacht oder
Gebiete von EU-rechtlicher Bedeutung (Gebiete des Netzes Natura 2000)
beeintrachtigt werden dirfen. Unabhdngig davon ist eine Abwagung der
Umweltbelange, soweit sie betroffen sind, aber auch dann erforderlich, wenn
keine (formalisierte) Umweltpriifung vorgeschrieben ist.

Wesentlich far die Umweltprifung sind die drei Schritte Ermittlung -
Beschreibung — Bewertung (82 Abs.4 BauGB). Als ausflhrlichere Hilfe-
stellung wird auf die Broschtire ,Der Umweltbericht in der Praxis — Leitfaden
zur Umweltprifung in der Bauleitplanung” hingewiesen (vgl. Anhang D),
die auch nach der Anderung des BauGB durch das Gesetz zur Umsetzung
der Richtlinie 2014/52/EU im Stadtebaurecht und zur Starkung des neuen
Zusammenlebens in der Stadt weiterhin als Arbeitshilfe genutzt werden kann.
MalRgebend sind jedoch die in Anlage 1 zum BauGB genannten Kriterien fur
die Umweltprifung.

21 Den Umfang und den Detaillierungsgrad der Ermittlung legt die
Gemeinde in eigener Verantwortung fiir den jeweiligen Bauleitplan fest. Wich-
tig ist bei diesem Schritt die friihzeitige Beteiligung der jeweiligen Fachbe-
hoérde, das sogenannte Scoping (s.a. Kapitel V 2.4 Friihzeitige Beteiligung der
Behoérden und Skoping). Wesentliches Kriterium flr eine sachgerechte Fest-
legung ist dabei die Abwagungsbeachtlichkeit. Sie hangt stark vom Inhalt der
Planung und von den Umweltgegebenheiten des zu liberplanenden Gebietes
ab. Gegenstand sind die Belange des Umweltschutzes nach §1 Abs.6 Nr.7
BauGB und erganzend § 1a BauGB. Fiir die Umweltprifung gilt, dass sie nach
gegenwartigem Wissensstand und allgemein anerkannten Prifmethoden
erfolgen soll. Sie ist jedoch kein wissenschaftlicher Selbstzweck, sondern
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dient der ordnungsgemaf3en Vorbereitung der Abwagung. Ihre Genauigkeit
orientiert sich am vernlinftigen planerischen Ermessen. Bereits in diesem Sta-
dium kann sich die Gemeinde des Sachverstands der Behdérden und sonsti-
gen Trager offentlicher Belange bedienen und diese um eine entsprechende
AuBerung bitten (vgl. 84 Abs. 1 BauGB - frithzeitige Behdrdenbeteiligung).

22 Prafungskriterien fir die ermittelten Belange des Umweltschutzes sind
nicht im Baugesetzbuch festgelegt, sie ergeben sich je nach Einzelfall bei-
spielsweise aus allgemeinen planerischen Grundsatzen, aus den umwelt-
bezogenen Zielen der Raumordnung bzw. des Baugesetzbuches oder aus den
in Fachgesetzen und Fachplanungen festgelegten Zielen.

23 Die Ergebnisse der Ermittlung und Bewertung der Umweltprifung wer-
den im Umweltbericht beschrieben. Er nimmt als Bestandteil der Begriindung
am Aufstellungsverfahren teil und wird dem Verfahrensstand entsprechend
fortgeschrieben. Regelungen zu seinem Inhalt trifft die Anlage 1 zu 82 Abs. 4,
8§ 2a und 4c BauGB (s.a. Kapitel IV 4.4 Inhalt des Umweltberichts).

24 Im Rahmen der Umweltpriifung werden die Ergebnisse (Zusammen-
fassung) aus FFH-Vertraglichkeitspriifung und/oder spezieller artenschutz-
rechtlicher Priifung (saP) erfasst. Eine doppelte Priifung ist nicht erforderlich.

25 Die Abschichtungsregelung nach 82 Abs.4 S.5 BauGB dient dazu,
Doppelprifungen zu vermeiden. Sie ermoglicht nicht nur, Umweltprifungen
von hoéherwertigen Planungsstufen zur Bewertung von Folgeplanungen
heranzuziehen. Es kénnen beispielsweise auch Umweltprifungen aktueller
Bebauungsplane fiir die Neuaufstellung des Flachennutzungsplans genutzt
werden. Die Aktualitdt (Daten sollten nicht alter als 3 bis 5 Jahre sein) und
evtl. héhere Anforderungen (z.B. bendtigte Detailschéarfe) sollten jedoch
immer Gberprift werden. Die Untersuchungen sollen sich auf die zuséatzlichen
oder anderen erheblichen Umweltbelange beschranken. Die Begriindung
sollte eine kurze Zusammenfassung der Inhalte der vorangegangen Unter-
suchungen, auf die sich die Umweltprifung bezieht, beinhalten und die ent-
sprechenden Quellen nennen.

4 Inhalt der Bauleitplane

4.1 Grundsatzliches

1 Nach 8 1 Abs. 3 S. 1 BauGB haben die Gemeinden die Bauleitplane aufzu-
stellen, sobald und soweit es flir die stadtebauliche Entwicklung und Ordnung
erforderlich ist. Die stadtebauliche Erforderlichkeit ist Voraussetzung nicht nur
fiir die Entscheidung, Gberhaupt zu planen, sondern auch fiir jede Darstellung
und Festsetzung im Einzelnen. Die Darstellungen und Festsetzungen der Bau-
leitplane sollen so bestimmt sein, wie es die stddtebauliche Entwicklung und
Ordnung erfordern. Sie dirfen jedoch das Eigentum nur so weit beschranken,
wie es die stéddtebaulichen Griinde rechtfertigen. Innerhalb des so gezogenen
Rahmens sollen die Bauleitplane einen maoglichst breiten Spielraum fiir eine
vielfaltige und individuelle bauliche Entwicklung gewéahren. Auf die Materia-
lien Nr.5 ,Schlanke Bebauungspléne fiir Wohngebiete” wird hingewiesen (vgl.
Anhang C).
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2 Diesem Grundsatztragt auch die BauNVO Rechnung, indem sie z.B.
bei den Festsetzungen zu Art und Mal3 der baulichen Nutzung einen Spiel-
raum vorsieht, der nur in begrenzten Fallen aus stadtebaulichen Griinden
eingeschrankt werden kann. Aber auch dort, wo sehr weitgehende Fest-
setzungsmaoglichkeiten bestehen, wie z.B. bei der Gestaltung (s.a. Kapi-
tel IV 4.3/42 Ortliche Bauvorschriften im Bebauungsplan), sollten stark
einschrankende Einzelheiten nicht ohne wohl abgewogene Griinde fest-
gelegt werden. Gestalterische Festsetzungen sollten sich auf wesentliche
Gestaltungsprinzipien beschranken, die das stadtebauliche Gesamtbild wirk-
sam pragen, ohne die Vielfalt im Einzelnen auszuschliel3en.

3 Besondere Sorgfalt ist bei der Bauleitplanung fiir bereits bebaute
Gebiete geboten, deren Erhaltung, Funktionsverbesserung oder Umwandlung
eine erhebliche Bedeutung zukommt. Die angestrebte stadtebauliche Ent-
wicklung kann sich hier zumeist nur langfristig und in kleinen, wesentlich von
privater Initiative abhédngigen Schritten vollziehen. Fir die stddtebaulichen
Planungsvorstellungen sollten deshalb Darstellungen und Festsetzungen
gefunden werden, die eine stufenweise Verwirklichung erméglichen.

4 Die im Rahmen der Bauleitplanung fir die Bebauung vorgesehenen Fla-
chen werden grundsétzlich in zwei Kategorien unterschieden (vgl. 85 Abs. 2
Nr.1 BauGB und 8 1 Abs. 1 und 2 BauNVO):

Bauflachen als allgemeine Arten der baulichen Nutzung, die im Flachen-
nutzungsplan dargestellt werden, z.B. Wohnbauflachen (W) oder gewer-
bliche Bauflachen (G) und

Baugebiete als besondere Arten der baulichen Nutzung, die im Flachen-
nutzungsplan dargestellt bzw. im Bebauungsplan festgesetzt werden
kénnen und von ihrer Darstellungsart detaillierter sind als Bauflachen,
z.B. allgemeine Wohngebiete (WA), Gewerbegebiete (GE) oder Sonder-
gebiete (SO).

Die BauNVO regelt die in der jeweiligen Gebietskategorie allgemein zuldssigen
und ausnahmsweise zulassigen Nutzungen.

5 Reine Wohngebiete dienen dem Wohnen (8 3 BauNVO). Sie kommen vor
allem dort in Frage, wo der Wohnruhe besondere Bedeutung beigemessen
werden soll. Allgemeine Wohngebiete dienen vorwiegend dem Woh-
nen und sollen dort vorgesehen werden, wo zuséatzlich zum Wohnen auch
gebietsbezogene Versorgungseinrichtungen ermaoglicht werden sollen (84
BauNVO). Sind bei bestehender Bebauung Anséatze zu Mischnutzungen vor-
handen, so sollte sorgfaltig geprift werden, ob in diesen Gebieten die Wohn-
nutzung besonders zu schitzen ist und damit ein allgemeines Wohngebiet als
Planungsziel in Frage kommt oder ob eine Darstellung als Mischgebiet zweck-
malig ist. Ein Mischgebiet kann auf der Ebene des Bebauungsplans weiter
differenziert werden (s.a. Kapitel IV 4.1/10 Mischgebiete).

6 Als besondere Wohngebiete (8 4a BauNVO) kommen z.B. Innenstadt-
bereiche, Randbereiche der Innenstadt oder Ortskernbereiche in Betracht, in
denen sich eine kleinteilige Mischung von Wohnungen mit Laden, Gaststatten,
Bliros und Gewerbebetrieben herausgebildet hat, die nicht nur der Ver-
sorgung dieses Gebietes dienen. Das Erhalten dieser Nutzungsmischungen
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Baugebiete

Reine und allgemeine
Wohngebiete

Besondere Wohngebiete
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kann z.B. wegen des ausgewogenen Verhéltnisses von Erwerbstatigen und
Arbeitsplatzen, wegen des mietgiinstigen Angebots an Wohn- und Geschéfts-
raum oder wegen der bestehenden wirtschaftlichen und sozialen Ver-
flechtungen wiinschenswert sein. Eine Darstellung als Mischgebiet wirde in
diesen Fallen die Wohnnutzung geféhrden, eine Darstellung als allgemeines
Wohngebiet den Fortbestand der gewerblichen Nutzung.

7 Die Darstellung als besonderes Wohngebiet ist auch mdglich, wenn die
Wohnnutzung in dem Gebiet nicht mehr Gberwiegt oder wenn Nutzungen vor-
handen sind, die mit dem Wohnen nicht vereinbar sind. Voraussetzung ist,
dass die Erhaltung und gegebenenfalls die Fortentwicklung der Wohnnutzung
angestrebt und erwartet werden kénnen.

8 Die neben dem Wohnen aufgefiihrten Nutzungen (8 4a Abs. 2 BauNVO)
sind nur dann im besonderen Wohngebiet allgemein zuldssig, wenn sie nach
der besonderen Eigenart des Gebiets mit der Wohnnutzung vereinbar sind.
Das setzt voraus, dass Wohnnutzung und andere Nutzungen aufgrund ihrer
wechselseitigen Wirkungen nicht in einem Spannungsverhéltnis stehen, das
auf Dauer zu einer Verdrangung des Wohnens fiihren muss.

9 Dorfgebiete (8 5 BauNVO) sollen der Unterbringung von land- und forst-
wirtschaftlichen Betrieben, dem Wohnen und der Unterbringung von Hand-
werk und Gewerbe dienen. Die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe
geniel3en in Dorfgebieten vorrangigen Schutz; auch auf ihre Entwicklungs-
maoglichkeiten ist besonders Riicksicht zu nehmen (85 Abs. 1 S.2 BauNVO).
Die gleichermal3en zulassige Unterbringung von land- und forstwirtschaft-
lichen Betrieben, von Wohnen sowie von Handwerk und Gewerbe tragt dem
Strukturwandel der Landwirtschaft und dem sich verédndernden Erscheinungs-
bild des Dorfes Rechnung. Die Aufzéhlung der in Dorfgebieten zuldssigen Nut-
zungen (85 Abs. 2 BauNVO) ist entsprechend weit gespannt; der Ansiedlung
von stdérenden Betrieben und Anlagen kann hier nur beschrankt entgegen-
gewirkt werden. Die Ausweisung soll daher auf diejenigen Bereiche begrenzt
werden, in denen die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe langfristig fort-
bestehen oder zusammengefasst werden sollen. Sofern eine Feinsteuerung
erforderlich wird, sei auf 815 BauNVO sowie auf 81 Abs.5 BauNVO ver-
wiesen. Kleinere Siedlungsanséatze wie Weiler usw. werden in der Regel nicht
als Dorfgebiet dargestellt, stattdessen bietet sich eine Darstellung als Bau-
bestand innerhalb einer Flache fir die Landwirtschaft an. Der Rahmen des
§ 35 BauGB bietet den dort typischen Nutzungen geniigend Entwicklungs-
raum (s.a. Kapitel IV 4.2/9 Baubestand im Aul3enbereich).

10 In Mischgebieten (8 6 BauNVO) ist Wohnen und nicht wesentlich stéren-
des Gewerbe gleichermal3en zuldssig. Aus der Nachbarschaft der einzelnen
zulassigen Nutzungen kénnen sich jedoch gegenseitige Beeintrachtigungen
ergeben. Man sollte daher gemischt bebaute Gebiete zunachst darauf-
hin untersuchen, ob die Darstellung als Mischgebiet mit der beabsichtigten
stadtebaulichen Entwicklung in Einklang steht. Baugebiete dirfen nicht allein
deswegen als Mischgebiet (oder gegebenenfalls Dorfgebiet) ausgewiesen
werden, weil sich dadurch geringere Anforderungen an den Immissions-
schutz ergeben (s.a. Kapitel lll 10/6 Puffernutzungen).

11  Urbane Gebiete (86a BauNVO) ermdglichen eine vielféltige, klein-
raumige Mischung zwischen Wohnen und nicht wesentlich stérenden gewerb-
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lichen, sozialen und kulturellen Nutzungen und anderen Einrichtungen. Mit der
Gebietskategorie raumt der Gesetzgeber den Kommunen durch angepasste
Grenzwerte der TA Larm eine grolBere Flexibilitdt hinsichtlich des Verhalt-
nisses der Nutzungen zueinander ein. Eine hohere GFZ und weitreichendere,
differenziertere Steuerungsmaglichkeiten der bauleitplanerischen Anordnung
der Nutzungen lassen eine wesentlich dichtere Bauweise zu.

12 Kerngebiete (8 7 BauNVO) dienen vorwiegend der Unterbringung von
Handelsbetrieben sowie der zentralen Einrichtungen der Wirtschaft, der Ver-
waltung und der Kultur. Wohnungen sind nur beschrankt zulassig, sonstige
Gewerbebetriebe nur, wenn sie nicht wesentlich stérend sind. Als Kerngebiete
sollten nur ausgesprochene Geschéafts- und Verwaltungszentren, wie z.B. City-
und Stadtkernbereiche oder Versorgungszentren des mittel- und langfristigen
Bedarfs ausgewiesen werden. Sie kommen im Allgemeinen in zentralen Orten
hoherer Stufe vor. Bereiche in anderen Orten, die eine Mischung von Wohnen
und Geschaftsnutzung aufweisen, kénnen in der Regel — je nachdem welche
Nutzungen im Einzelnen konkret vorliegen — als allgemeines oder besonderes
Wohngebiet oder Mischgebiet dargestellt werden. Diese Gebiete kdnnen im
Bebauungsplan gegebenenfalls weiter differenziert werden.

13 Gewerbegebiete (8 8 BauNVO) sollen insbesondere nicht erheblich sto-
rende Betriebe aller Art, auch Dienstleistungsbetriebe, Tankstellen, Geschafts-,
Blro- und Verwaltungsgebéaude, Lagerplédtze und —hduser sowie Anlagen flr
sportliche Zwecke aufnehmen. Sie kénnen folglich sehr unterschiedliche
Funktionen aufweisen und miissen nicht zwingend Betriebe des produzieren-
den Gewerbes beinhalten. Wohnungen sind, mit Ausnahme betriebsbedingter
Sonderwohnformen fiir Personen, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet wer-
den (88 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO), in Gewerbegebieten grundsatzlich unzuléssig.

Bei der Planung von Gewerbegebieten ist eine Auseinandersetzung mit der
Immissionsproblematik der gewerblichen Nutzungen sowohl innerhalb des
Gebietes als auch zu bestehenden, angrenzenden bzw. geplanten Gebieten
erforderlich. Fir die anzusiedelnden Gewerbebetriebe gelten insofern Ein-
schrénkungen, da besonders stérende Betriebe nur zulédssig sind, wenn die
Orientierungswerte der DIN 18005 eingehalten werden. Potenzielle Kon-
flikte sind im Rahmen des vorbeugenden Immissionsschutzes durch ent-
sprechende Festsetzungen im Bebauungsplan zu bewaéltigen. Besondere
Bedeutung haben dabei die Moglichkeiten der Gliederung von Gewerbe-
gebieten hinsichtlich ihres Storpotenzials (s.a. Kapitel lll 10 Immissionsschutz
und Kapitel 1V 4.3/10 Gliederung der Baugebiete).

14 Industriegebiete (89 BauNVO) dienen gleichermal3en wie Gewerbe-
gebiete der Unterbringung von Gewerbebetrieben. Die beiden Gebietskate-
gorien unterscheiden sich planungsrechtlich nicht nach der Art der Betriebe
sondern hinsichtlich der von ihnen ausgehenden Emissionen. Im Industrie-
gebiet sollen vor allem solche Betriebe untergebracht werden, die aufgrund
ihres Stérpotenzials in anderen Baugebieten nicht zugelassen werden kénnen.
Folglich sind héhere Larmimmissionen als in einem Gewerbegebiet zulassig
und die Festsetzung von Industriegebieten ist immer dann erforderlich, wenn
vorhandene oder ansiedlungswillige Betriebe aufgrund ihres Emissions-
verhaltens nicht in einem Gewerbegebiet zugelassen werden kénnen. Um
Beeintrachtigungen anderer Baugebiete sowie Stérungen unterschiedlicher
Nutzungen innerhalb eines Industriegebiets zu vermeiden, ist es sinnvoll,
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Festsetzungen zur Gliederung von Industriegebieten zu treffen (s.a. Kapitel Il
10 Immissionsschutz).

15 Die BauNVO unterscheidet zwischen zwei Sondergebietskategorien:
Sondergebiete, die der Erholung dienen (8§ 10 BauNVO) und Sonstige Sonder-
gebiete (8 11 BauNVO). Sondergebiete, die der Erholung dienen sind an den
Nutzungszweck ,Erholung” gebunden. Nutzungsarten kénnen beispielsweise
Ferienhauser, Camping- und Zeltplatze oder Wochenendhé&user sein.

Sonstige Sondergebiete unterscheiden sich davon insofern, dass sie wesent-
lich von allen anderen Gebietskategorien (882 — 10 BauNVO) abweichen. Fir
sie sind jedoch ebenfalls die Zweckbestimmung und die Art der Nutzung dar-
zustellen und festzusetzen. Nutzungsmadglichkeiten fiir ein sonstiges Sonder-
gebiet kdnnen Einkaufszentren, grofl3flachige Einzelhandelsbetriebe, Kurgebiete,
Messegeldande, Hochschulgebiete, Klinikareale, etc. sein (siehe hierzu die bei-
spielhafte, nicht abschlieRende Aufzahlung in 8 11 Abs. 2 BauNVO).

16 Einkaufszentren sowie grol¥flachige Einzelhandelsbetriebe und grol3-
flachige Handelsbetriebe, die nicht nur unwesentliche Auswirkungen auf die
Ziele der Raumordnung und der Landesplanung oder die stadtebauliche Ent-
wicklung und Ordnung haben kénnen, sind nur in Kerngebieten und in fiir
sie ausdrucklich festgesetzten Sondergebieten zulassig (8 11 Abs. 3 BauNVO).
Grol3flachigkeit ist nach der Rechtsprechung ab einer Verkaufsflache von
800m2 gegeben. Nahversorgungsbetriebe im Sinne von LEP 5.3.1 sind bis zum
Erreichen des Schwellenwerts von 1.200m?2 Verkaufsflache von der landes-
planerischen Verkaufsflachen-Steuerung freigestellt (vgl. LEP 5.3.3), wohinge-
gen Agglomerationen von mindestens drei fiir sich genommen kleinflachigen
Einzelhandelsbetrieben unter diese Regelung fallen. Da die Entwicklungen im
Einzelhandel fir die Funktionsfahigkeit der Innenstadte von gréter Wichtig-
keit sind, empfiehlt sich als Grundlage einer formellen Bauleitplanung die
Erstellung eines Einzelhandelskonzeptes. Flr konkrete Einzelhandelsgrof3-
projekte ist eine landesplanerische Uberpriifung notwendig, in der Regel in
Form eines (vereinfachten) Raumordnungsverfahrens (vgl. Art. 24 ff. BayLPIG).

17  Falls durch Bebauungspldne bestehendes Baurecht gedndert oder ganz
zuriickgenommen wird, missen die Entschadigungsregelungen der 88 39ff.
BauGB beachtet werden.

Der Vertrauensschaden im Sinne des 839 S.1 BauGB umfasst dabei nur tat-
sachlich getatigte Aufwendungen, die im unmittelbaren Zusammenhang mit
der Vorbereitung der Grundstiicksnutzung stehen (wie z. B. Architektenhonorare
fir Vorplanungen). Fir einen Anspruch auf Entschadigung des Wertverlustes
ist nach 842 Abs. 1 BauGB die tatsachliche Zulassigkeit der Nutzung maf3geb-
lich. Es besteht nur dann ein Anspruch auf Entschadigung des Wertverlustes,
wenn die Zulassigkeit der Nutzung kirzer als 7 Jahre bestanden hat (8 42 Abs. 2
BauGB). In Féllen, in denen die Zulassigkeit bereits langer vorhanden war, kann
nach 842 Abs. 3 BauGB lediglich ein durch die Planung verursachter Eingriff in
die ausgelibte rechtmalige Nutzung entschadigt werden. Nicht verwirklichte
Altbebauungsplane (alter als 7 Jahre) sind somit meist entschadigungslos
anderbar; Uberplanungen von im Zusammenhang bebauten Ortsteilen [6sen in
der Regel allenfalls nur Entschadigungsanspriiche nach § 42 Abs. 3 BauGB aus.
Unbeschadet dieser gemeindlichen Entschadigungspflicht bleiben die privaten
Belange der Eigentimer abwagungsrelevant nach 8 1 Abs. 7 BauGB.
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Da die Darstellungen des Flachennutzungsplanes kein Baurecht begriinden,
sind sie grundsatzlich keine Grundlage far Entschadigungsanspriiche.

4.2 Inhalt des Flachennutzungsplans

1 Der Flachennutzungsplan stellt die sich aus der beabsichtigten stadte-
baulichen Entwicklung ergebende Art der Bodennutzung in den Grundzligen
dar (85 Abs. 1 S. 1 BauGB). Im Rahmen dieser Zweckbestimmung besteht flr
den Planinhalt ein weiter Spielraum: 85 Abs.2 BauGB zahlt die mdglichen
Darstellungen nicht abschliellend auf, sondern nennt nur wesentliche Dar-
stellungen beispielhaft. Weitere Darstellungen sind aufzunehmen, wenn sie
sich aus den Grundsatzen der Bauleitplanung (stadtebauliche Erforderlichkeit)
und der gerechten Abwéagung der von der Planung beriihrten 6ffentlichen
und privaten Belange nach 81 Abs.5 bis 7 BauGB und § 1a BauGB ergeben.
Der Flachennutzungsplan als vorbereitender Bauleitplan (8 1 Abs.2 BauGB)
soll aber einen Spielraum fir die Entwicklung der Bebauungsplédne aufgrund
von konkreten Untersuchungen und Planungszielen belassen. Die Regelungs-
dichte und der Detaillierungsgrad sind daher wesentlich geringer als bei
einem verbindlichen Bebauungsplan.

2 Die Darstellung der Bauflachen sowie der geplanten Gemeinbedarfs-,
ErschlieBungs- und Versorgungseinrichtungen ist auf den Bedarf auszu-
richten, der in einem Planungszeitraum von etwa 10 bis 15 Jahren zu erwarten
ist. Somit sind eine Uberpriifung der Plangrundlagen und gegebenenfalls eine
Neuaufstellung etwa alle 15 Jahre zu empfehlen. Insbesondere bei zahlreichen
Teilanderungen, die den Plan unibersichtlich machen, sollte die Notwendig-
keit einer Neuaufstellung schon vor Ablauf des zeitlichen Planungshorizonts
Uberpruft werden.

3 Die im Zusammenhang bebauten Ortsteile (8§34 BauGB) werden in
der Regel als Bauflachen oder Baugebiete entsprechend ihrer tatsachlichen
Eigenart dargestellt. Dabei sind gegebenenfalls Satzungen nach §34 Abs. 4
S.1 Nr. 1-3 BauGB zu berlcksichtigen. In manchen bebauten Gebieten ent-
spricht die Bodennutzung nach Art und Mal3 nicht mehr zeitgeméalRen stadte-
baulichen Anforderungen, etwa wenn Konflikte zwischen einander stérenden
Nutzungen bestehen oder Griinflachen fehlen. Der Flachennutzungsplan soll
auch in diesen Fallen vorausschauend Planungsvorstellungen entwickeln.
Sieht der Flachennutzungsplan im Bereich eines bestehenden Bebauungs-
plans eine geadnderte Nutzungsart vor, so ist darauf zu achten, dass auch der
Bebauungsplan entsprechend gedndert bzw. aufgehoben wird (Entwicklungs-
gebot nach 88 Abs. 2 S. 1 BauGB).

4 Da dem Flachennutzungsplan eine Steuerungsfunktion im Hinblick
auf die privilegierten Vorhaben nach §35 Abs. 1 Nr. 2 bis 6 BauGB zukommt
(Konzentrationsflachen: § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB), weicht das BauGB hier vom
Grundsatzab, dass im Flachennutzungsplan das gesamte Gemeindegebiet
darzustellen ist. So ermachtigt 85 Abs. 2b BauGB die Gemeinde, sogenannte
sachliche Teilflachennutzungspléane aufzustellen, die eigenstédndig neben dem
wirksamen Flachennutzungsplan stehen. Sie kdnnen sich iber den gesam-
ten AulBRenbereich der Gemeinde oder Teile davon erstrecken, stellen jedoch
nur die Konzentrationsflachen der o.g. privilegierten Vorhaben dar. Das Auf-
stellungsverfahren entspricht dem Verfahren eines normalen Bauleitplans. In
vielen Féllen ist eine interkommunale Zusammenarbeit zu empfehlen.
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Solche Konzentrationsflachen kénnen auch tiber Anderungen des Flachen-
nutzungsplans bzw. im Rahmen einer Neuaufstellung dargestellt werden. Die
Gemeinde muss sich daher entscheiden, ob sie weiterhin sdmtliche Nutzun-
gen im Gemeindegebiet in einen Plan integrieren oder neben dem (Haupt-)
Flachennutzungsplan noch einen sachlichen Teilflachennutzungsplan erstellen
will (s.a. Kapitel IV 4.2/24 Konzentrationsflachen).

5 Grundsatzlich ist die Art der Bodennutzung fir das ganze Gemeinde-
gebiet darzustellen (siehe 85 Abs.1 S.1 BauGB). Die Gemeinde hat jedoch
nach 85 Abs.1 S.2 BauGB die Mdglichkeit, Flachen und sonstige Dar-
stellungen aus dem Flachennutzungsplan auszunehmen, wenn

dadurch die nach 85 Abs. 1 S.1 BauGB darzustellenden Grundziige in
ihrer Bedeutung als stddtebauliches Gesamtkonzept nicht berihrt wer-
den und

die Gemeinde beabsichtigt, die Darstellungen zu einem spéateren Zeit-
punkt vorzunehmen.

Die Grande hierfir sind in der Begriindung darzulegen.

Das Ausnehmen von Flachen und Darstellungen setzt jeweils eine rdumlich
und sachlich eingrenzbare Problemstellung voraus, die ohne Riickwirkungen
auf den Ubrigen Planinhalt ist und daher einer spateren Entscheidung Utber-
lassen werden kann. Lassen sich Nutzungskonflikte nicht eingrenzen, so ist
die Gemeinde gehalten, diese in der Planung zu bewaltigen; sie kénnen nicht
durch Ausnehmen von Darstellungen in Teilbereichen ausgespart werden.
Die Ausnahmemaglichkeit kommt daher nur fir einzelne Flachen in Betracht,
far die z. B. wegen nicht abgeschlossener Untersuchungen eine Entscheidung
Uber die klinftige Nutzung noch nicht getroffen oder fiir die eine angelaufene
Fachplanung in angemessener Zeit nicht abgeschlossen werden kann.

Unberlthrt von der Moglichkeit des 85 Abs.1 S.2 BauGB bleibt die
Erméchtigung der Genehmigungsbehérde gemal3 86 Abs. 3 BauGB raumliche
und sachliche Teile des Plans von der Genehmigung auszunehmen, wenn Ver-
sagungsgrinde nicht ausgerdumt werden kénnen.

6 Eine wesentliche Aufgabe des Flachennutzungsplans ist die Abgrenzung
des Siedlungsbereichs zur freien Landschaft. Ihr kommt, auch im Hinblick auf
die landschaftliche Einfligung der Siedlung und die Gestaltung der Ortsrander,
eine besondere Bedeutung zu. Die Abgrenzung ist im Ubrigen eine wesent-
liche Vorgabe fiir andere Planungen und geplante Neuordnungsmal3nahmen
im Rahmen der Flurneuordnung.

7 Die Darstellung von Bauflachen im Flachennutzungsplan ist Voraus-
setzung fur eine Satzung zur Festlegung bebauter Bereiche im Aul3enbereich
als im Zusammenhang bebaute Ortsteile nach 834 Abs.4 S.1 Nr.2 BauGB
(s.a. Kapitel | 2/12 Innenbereichssatzungen).

8 Bei den Darstellungen des Flachennutzungsplans ist auch zu bedenken,
dass diese zu den offentlichen Belangen gehoéren (835 Abs.3 S.1 Nr.1
BauGB), die bei der Beurteilung der Zulassigkeit von Bauvorhaben im Aul3en-
bereich von Bedeutung sein kénnen.
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Privilegierte Vorhaben sind unzulassig, wenn ihnen 6ffentliche Belange ent-
gegenstehen (8 35 Abs. 1 BauGB). Offentliche Belange stehen u.a. dann ent-
gegen, wenn der Flachennutzungsplan qualifizierte Standortzuweisungen
enthélt; Grinflachen, Waldflachen oder Flachen fir die Landwirtschaft stellen
jedenfalls keine qualifizierte Standortzuweisung dar.

Nicht privilegierte, sogenannte sonstige Vorhaben im Auf3enbereich sind
unzulassig, wenn sie 6ffentliche Belange beeintrachtigen (8 35 Abs. 2 BauGB),
insbesondere den Darstellungen des Flachennutzungsplans widersprechen.

Bei den in 835 Abs.4 S.1 Nrn. 1-6 BauGB genannten, teilprivilegierten Vor-
haben ist der Widerspruch zu den Darstellungen des Flachennutzungsplans
kraft der gesetzlichen Regelung unbeachtlich. Eine Unbeachtlichkeit gilt im
Ubrigen auch, wenn die Gemeinde eine AuRBenbereichssatzung erlassen hat,
die die Unbeachtlichkeit des Belangs fir Vorhaben, die Wohnzwecken oder
kleineren Handwerks- oder Gewerbebetrieben dienen, festlegt. Eine solche
Satzung kann auf Grundlage von § 35 Abs. 6 BauGB fiir bebaute Bereiche im
AulRenbereich aufgestellt werden, die nicht Gberwiegend landwirtschaftlich
gepragt sind und in denen eine Wohnbebauung von einigem Gewicht vor-
handen ist (s.a. Kapitel | 2/13 AulRenbereichssatzung).

9 Bestehende bauliche Nutzungen, Einzelgebadude und Siedlungsansatze
mit geringem Gewicht werden in der Regel als Baubestand durch Eintragung
der Gebaude innerhalb der Flachen fir die Landwirtschaft dargestellt (zur bau-
planungsrechtlichen Privilegierung von Vorhaben nach 8 35 Abs.1 Nr. 1 und
Nr. 2 BauGB vgl. auch die Gemeinsame Bekanntmachung ,,Bauen im Rahmen
land- und forstwirtschaftlicher Betriebe” (GemBek), Anhang B). Umnutzungen
im Umfeld bestehender Tierhaltungen missen aul3enbereichsvertraglich sein.

10 Im Flachennutzungsplan werden zweckmafRig Wohnbauflachen dar-
gestellt, wenn die differenzierte Bestimmung als reines, allgemeines oder
besonderes Wohngebiet erst bei der Aufstellung von Bebauungsplanen auf-
grund néherer Untersuchungen erfolgen soll. Wenn dagegen die in Dorf-,
Misch- oder Kerngebieten zuldssigen Nutzungsmischungen sehr unterschied-
liche stadtebauliche Auswirkungen erwarten lassen, kann es sinnvoll sein,
bereits im Flachennutzungsplan Baugebiete darzustellen. Bei den gewerb-
lichen Flachen wird die Darstellung entweder als Gewerbegebiet oder als
Industriegebiet vor allem wegen der unterschiedlichen Anforderungen an den
Immissionsschutz meist zweckmaRig sein. Flir Sonderbauflachen sind immer
die Zweckbestimmung und die Art der Nutzung darzustellen.

Darstellungen des Flachennutzungsplanes richten sich nach der Erforder-
lichkeit und damit nach einem ermittelten Bedarf der Kommune. Im Sinne
einer verantwortungsvollen und nachhaltigen Entwicklung kann es deshalb
erforderlich sein, Bauflachen, die in absehbarer Zeit nicht genutzt werden kén-
nen, oder ungenutzt einer nachhaltigen stadtebaulichen Entwicklung wieder-
sprechen, wieder zurlick zu nehmen. Das Angebot der Siedlungsflachen kann
so auf den Ortskern gelenkt werden. Auswirkungen i.S.v. 8§ 39ff. BauGB sind
dabei zu beriicksichtigen.

11 Im Flachennutzungsplan kann das allgemeine Mal3 der baulichen Nut-
zung durch die Geschossflachenzahl, die Baumassenzahl oder die Ho6he
baulicher Anlagen angegeben werden (8 16 Abs.1 BauNVO). Das kann z.B.
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erforderlich werden, wenn die Ausweisung eines Baugebiets nur unter gleich-
zeitiger Begrenzung des HochstmalRes der baulichen Nutzung mit den vor-
handenen oder noch geplanten Versorgungseinrichtungen, der Gestaltung
des Orts- und Landschaftsbildes oder mit anderen 6ffentlichen Belangen ver-
einbart werden kann. RegelmaRig genligen jedoch entsprechende Angaben
in der Begriindung oder in einem Beiplan, z.B. iber Geschosszahl und Ein-
wohnerdichte. Der Flachennutzungsplan sollte jedoch in der Regelungsdichte
deutlich unter der eines Bebauungsplans liegen.

12 Die vorhandenen und geplanten Einrichtungen und Anlagen zur Ver-
sorgung mit 6ffentlichen und privaten Gltern und Dienstleistungen (ein-
schlieBlich der Sport- und Spielanlagen ohne gréRere Grinflachen - s.a.
Kapitel IV 4.2/19 Sport- und Spielanlagen, Festplatze, Zeltplatze) im Sinne von
85 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. a BauGB sind dem Bedarf entsprechend darzustellen.
Ebenfalls kann im Flachennutzungsplan die Ausstattung des Gemeindegebiets
mit Anlagen, Einrichtungen und sonstigen Mal3nahmen, die dem Klimawandel
entgegenwirken und der Anpassung an den Klimawandel dienen, nach 85
Abs. 2 Nr. 2 Buchst. b und ¢ BauGB dargestellt werden, wie auch zentrale Ver-
sorgungsbereiche als Vorgabe fiir das Entwicklungsgebot, was zudem auch
potenzielle zentrale Versorgungsbereiche mitumfasst. Im Flachennutzungs-
plan geniigt bei Einrichtungen mit geringem Flachenanspruch die Kenn-
zeichnung der Standorte, z.B. durch ein Symbol.

13 Die Darstellung schutzwirdiger militdrischer Anlagen und Schutz-
bereiche im Flachennutzungsplan unterliegt besonderen Anforderungen.
Gegebenenfalls soll die Zustimmung des Bundesamtes fir Infrastruktur,
Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Referat Infra | 3 — Hoheit-
liche Aufgaben, eingeholt werden. Hinweise zur Konversion militarischer Fla-
chen gibt das Themenheft 21 ,Militdrkonversion” der Stadtebauférderung in
Bayern (vgl. Anhang D).

14 Zu den im Flachennutzungsplan darzustellenden Flachen fiir den Gber-
ortlichen Verkehr nach 85 Abs. 2 Nr. 3 BauGB zahlen die Bundesautobahnen,
BundesstralR3en, Staatsstral3en und Kreisstral3en, die Flachen fur Eisen- und
Schienenbahnanlagen einschlieRlich der dem Betrieb dienenden Anlagen
und die Flugplatze. Festsetzungen, die fiir diese Flachen nach anderen Geset-
zen getroffen sind, werden nachrichtlich tilbernommen (s. a. Kapitel IV 4.2/28
Nachrichtliche Ubernahme). Bei der Darstellung der berortlichen StralRen
sollen auch die amtliche Bezeichnung als Hinweis sowie die anbaufreien Stre-
cken und die festgesetzten Grenzen der Ortsdurchfahrt (gegebenenfalls mit
Unterscheidung des Verknipfungs- und ErschlieBungsbereichs) nach dem
Stral3enrecht nachrichtlich Gbernommen werden. Bei Eisen- und Schienen-
bahnanlagen sollen Art und Trager als Hinweis angegeben werden. Die zu den
Flugplatzen gehérenden Larmschutzbereiche mit bestimmten Bauverboten
nach dem Flugléarmgesetz sowie die in den Regionalplanen ausgewiesenen
Larmschutzbereiche sind nachrichtlich zu lbernehmen. Fir den Verkehr auf
dem Wasser (Schifffahrt) bzw. Wasserstral3en sowie fur Hafen gilt 85 Abs. 2
Nr. 7 BauGB als speziellere Regelung der darzustellenden Flachen.

15 Im Flachennutzungsplan kénnen Verkehrsplanungen, auf die die
Gemeinde keinen unmittelbaren Einfluss hat (z.B. fr Gberértliche StralRen),
auch in Alternativen dargestellt werden. Dies gilt allerdings nur, soweit hierzu
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in den entsprechenden Verfahren noch keine Entscheidungen getroffen sind.
Die Alternativdarstellung oder gegebenenfalls das Ausnehmen von Dar-
stellungen durch die Gemeinde (s. a. Kapitel IV 4.2/5 Ausnehmen von Flachen
und Darstellungen) ist nur moglich, wenn die Auswirkungen der Verkehrs-
planungen auf den Gbrigen Planinhalt berlicksichtigt sind. Die Beteiligten sol-
len aber méglichst im Bauleitplanverfahren eine Klarung herbeiftihren.

16 Zu den im Flachennutzungsplan darzustellenden o6rtlichen Hauptver-
kehrsziigen nach 85 Abs. 2 Nr. 3 BauGB zahlen z.B. Verbindungsstral3en zwi-
schen Ortsteilen, wichtige Zubringer- und Sammelstral3en, Ringstral3en zur
ErschlieBung der zentralen Ortsbereiche, wichtige Ful3- und Radwege, die
Anschliisse der Baugebiete an Hauptverkehrsstrallen — insbesondere an
Uberortliche StralRen — sowie die Anschllisse der zur Bewirtschaftung der
landwirtschaftlichen Flachen dienenden Wege. Die innere ErschlieBung der
Baugebiete sollte, wenn sie schon feststeht, in den Grundziigen dargestellt
werden. Zu den Hauptverkehrsflachen gehéren auch wichtige Flachen fiir den
ruhenden Verkehr, wie z.B. Parkplatze und Parkbauten zur ErschlieBung der
Kernbereiche oder in Verbindung mit Gemeinbedarfs-, Erholungs- und Sport-
einrichtungen sowie die sog. Park-and-Ride-Anlagen in Verbindung mit 6ffent-
lichen Verkehrsmitteln.

17 Die Flachen fir die Wasserversorgung, Abwasser-, einschliel3lich
Niederschlagswasser- und Abfallentsorgung und fiir Ablagerungen sowie die
fir das Verstédndnis des Planinhalts notwendigen Hauptleitungen gemal3 85
Abs. 2 Nr.4 BauGB sollen im Flachennutzungsplan dargestellt werden. Von
den Tragern der Ver- und Entsorgung sind die entsprechenden Unterlagen
(z.B. flir Wassergewinnungs-, -speicherungs-, — férderungsanlagen oder
Abwasserentsorgungsanlagen und die Hauptleitungen) anzufordern. Von den
Wasserwirtschaftsdmtern erhalt man Informationen zu notwendigen Uber-
ortlichen Ver- und Entsorgungseinrichtungen sowie den Maéglichkeiten oder
Beschrankungen bei der Wassergewinnung (z.B. festgesetzte und geplante
Wasserschutzgebiete, vorgeschlagene Vorrang- und Vorbehaltsgebiete fir die
Sicherung der 6ffentlichen Wasserversorgung) und Abwasserableitung. Die
als verbindlich erklarten Vorrang- und Vorbehaltsgebiete fiir die Sicherung der
offentlichen Wasserversorgung enthalten die Regionalpléne bei den Regiona-
len Planungsverbanden.

18 Grianflachen sollen mit ihrer besonderen Zweckbestimmung dargestellt
werden, um die Folgewirkungen fiir die ErschlieBung und fir benachbarte
Nutzungen deutlich zu machen. Eine beispielhafte Aufzdhlung enthélt 85
Abs. 2 Nr.5 BauGB. Kleinere Griinflaichen, wie z.B. an Hauptverkehrsstral3en,
HauptfuBwegen und Gewassern oder zur Abschirmung und Unterteilung von
Gewerbegebieten, sollen aufgenommen werden, wenn sie fiir die Gliederung
des Siedlungsbereichs oder den Umweltschutz von Bedeutung sind. Soweit
private Grinflachen stadtebauliche Bedeutung haben, beispielsweise der Auf-
lockerung der Baugebiete, dem Schutz vor Immissionen oder der Freizeit- und
Erholungsnutzung dienen, sollen sie ebenfalls dargestellt werden. In Frage
kommen u.a. Parkanlagen, Seeuferstreifen oder private Sportplatze. Griin-
flachen kénnen darliber hinaus bei entsprechender Gestaltung als wertvolle
Retentionsraume und Abflusswege bei ortlichen Starkniederschlagen sowie als
Versickerungsflachen fiir Niederschlagswasser genutzt werden. Diese multi-
funktionale Flachennutzung fuhrt zur Einsparung von Flachen und Kosten.
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19 Soweit Sport- und Spielanlagen im Wesentlichen aus Griinflachen
bestehen, sollen sie mit ihrer Zweckbestimmung nach 85 Abs. 2 Nr. 5 BauGB
dargestellt werden. Sport- und Spielanlagen mit gréBeren baulichen Anlagen
sollen als Sondergebiete nach & 10 BauNVO oder als Gemeinbedarfsflachen
ausgewiesen werden; Sport- und Spielanlagen ohne oder mit lediglich gerin-
gem Griinanteil sind nach 85 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. a BauGB darzustellen. Fest-
platze sollten als Sondergebiete ausgewiesen werden. Zeltplatze sind nur
dann als Granflachen darzustellen, wenn es sich nicht um Camping- und
Wochenendplatze im Sinne des Art. 2 Abs. 4 Nr. 15 BayBO handelt.

20 Im Flachennutzungsplan kénnen nach 85 Abs.2 Nr.6 BauGB Flachen
fir Nutzungsbeschrankungen dargestellt werden. Sie kommen fiir besondere
stadtebauliche Situationen in Betracht, z.B. kann zur Sicherung der Frisch-
luftzufuhr in Wohngebieten eine entsprechende Schneise dargestellt werden.
Auf die Art der Nutzungsbeschrankungen, die gegebenenfalls erforder-
lich sind, sollte in der Begrindung hingewiesen werden. Die Darstellung
der Nutzungsbeschrédnkungen U(berlagert die Ubrigen Darstellungen des
Flachennutzungsplans.

21 Flachen fir Vorkehrungen des Immissionsschutzes kénnen als eigen-
standige Nutzungen (z.B. Flache fir Larmschutzwall) oder als Gberlagernde,
zusatzliche Darstellung fur andere Nutzungsarten (z.B. Hinweise auf Mal3-
nahmen des aktiven oder passiven Schallschutzes flir Wohn- und gewerbliche
Bauflachen) dargestellt werden. Da der Flachennutzungsplan gemaR3 85 Abs. 1
S. 1 BauGB die beabsichtigte Art der Bodennutzung nur in den Grundzligen
darstellt, kann mit der Flachendarstellung nach 85 Abs. 2 Nr.6 BauGB in der
Regel nicht schon die ndhere Bezeichnung der Vorkehrungen vorgenommen
werden. Es sind daher in der Regel lediglich die Bereiche darzustellen, fiir die
solche Vorkehrungen in Betracht kommen. Auf die Art der Vorkehrungen, die
gegebenenfalls erforderlich sind, sollte in der Begriindung hingewiesen wer-
den. Die Flachen und die Vorkehrungen selbst kdnnen erst im Bebauungsplan
festgesetzt werden, zumal sich die einzelnen erforderlichen Vorkehrungen
meist erst aus genaueren Untersuchungen auf dieser Planungsstufe ergeben
(s.a. Kapitel IV 4.3/37ff. Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen).

22 Die Darstellung von Flachen fir MalBnahmen zum Schutz, zur Pflege
und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft nach 85 Abs.2 Nr. 10
BauGB ermoglicht die friihzeitige Sicherung von Flachen fir landschafts-
pflegerische MalRRnahmen. Als Aussage im Flachennutzungsplan missen
diese Darstellungen stadtebaulich begriindet sein. Sie kdnnen auch fur die
Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen fur Ausgleichs- und
ErsatzmalRnahmen bei Eingriffen in die Natur und Landschaft von Bedeutung
sein (s.a. Kapitel Ill 2/16 Eingriffe in Natur und Landschaft).

23 Darstellungen zum Ausgleich von Eingriffen in Natur und Landschaft
kénnen auch an anderer Stelle als am Ort des Eingriffs erfolgen, soweit dies
mit den Zielen der Raumordnung sowie des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege vereinbar ist (8 1a Abs. 3 S. 3 BauGB). Gemal3 85 Abs. 2a BauGB
kénnen Ausgleichsflachen bereits im Flachennutzungsplan den Flachen,
auf denen Eingriffe zu erwarten sind, durch entsprechende Darstellungen
zugeordnet werden.
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24 5§35 Abs.3 S. 3 BauGB bietet der Gemeinde die Moglichkeit, durch Aus-
weisung von Konzentrationsflachen die Errichtung privilegierter baulicher
Anlagen, die keinem landwirtschaftlichen Betrieb dienen, im AulBenbereich
zu steuern. Mit diesem sogenannten Planungsvorbehalt erhalten bestimmte
Darstellungen im Flachennutzungsplan fir die im Aul3enbereich privilegierten
Vorhaben nach 835 Abs.1 Nr.2-6 BauGB eine besondere Bedeutung: Sind
Konzentrationsflachen an geeigneter Stelle und in ausreichendem Umfang im
Rahmen eines gesamtraumlichen Planungskonzeptes ausgewiesen (,substan-
tieller Raum®), so steht den genannten privilegierten Vorhaben ein 6ffentlicher
Belang (Darstellungen des Flachennutzungsplans) an anderer Stelle entgegen.
Die Darstellung von Konzentrationsflachen setzt eine umfassende Erfassung
und Bewertung der Flachen im Planungsumgriff voraus. Bei der im Ergeb-
nis zu treffenden Abwéagungsentscheidung muss die Gemeinde auch die Ent-
scheidung des Gesetzgebers beriicksichtigen, der mit der Privilegierung der
jeweiligen Vorhaben eine grundsatzliche Realisierung im AulBenbereich als
sinnvoll ansieht. Keinesfalls darf die Ausweisung von Konzentrationsflachen
dazu missbraucht werden, quasi durch die Hintertiir eine unzulassige Ver-
hinderungsplanung aufzustellen.

25 Zu beachten ist, dass Flachennutzungspléane, die Konzentrationsflachen
darstellen, nach der Rechtsprechung im Wege der Normenkontrolle (847
VwGO) gerichtlich angreifbar sind.

26 In der Sonderregelung des § 249 BauGB geht es um die Rechtsfolgen
nachtraglich ausgewiesener Zusatzflaichen und Mal&nderungen fiir die
Nutzung von Windenergie (Abs. 1) sowie die Moglichkeit, im Sinne eines
sogenannten Repowerings festzusetzen, dass neue Windenergieanlagen
nur zuladssig sind, wenn vorhandene Windenergieanlagen innerhalb einer
bestimmten Frist zurlickgebaut werden (Abs. 2).

Mit § 249 Abs. 3 BauGB hat der Bund eine Offnungsklausel geschaffen, wel-
che die Lander (befristet) dazu ermachtigt hat, den Privilegierungstatbestand
nach 8 35 Abs. 3 Nr.5 BauGB flr Vorhaben, die der Erforschung, Entwicklung
oder Nutzung der Windenergie dienen, insoweit einzuschranken, dass ent-
sprechende Vorhaben einen landesgesetzlich zu bestimmenden Abstand zu
zulassigen baulichen Nutzungen einhalten missen. Der bayerische Gesetz-
geber hat mit der sogenannten 10 H-Regelung (Art. 82 und 83 Abs. 1 BayBO)
von dieser Moéglichkeit Gebrauch gemacht, wonach im AulRenbereich ein
Mindestabstand vom 10-fachen der Hohe (Nabenhohe zuzliglich Radius des
Rotors) einer WEA zu geschultzten Wohngebieten einzuhalten ist. Zum Zeit-
punkt des Inkrafttretens des Gesetzes (21. November 2014) bereits bestehende
Konzentrationsflachen im Sinne von 835 Abs.3 S.3 BauGB erhalten nach
Art.82 Abs.4 BayBO grundsatzlich Bestandsschutz, wonach WEA wie bis-
her nach 8 35 Abs. 1 Nr.5 BauGB uneingeschrankt privilegiert sind; allerdings
konnte die planende Beleggemeinde oder eine betroffene Nachbargemeinde
der Fortgeltung der Darstellung bis zum 21. Mai 2015 widersprechen (vgl.
Anhang D ,Bauleitplanung fir Windenergieanlagen®”, ,,Anwendungshinweise
zur 10 H-Regelung”).

Die Bauleitplanung fir Windenergieanlagen ist im Zusammenspiel mit
regionalplanerischen Vorgaben zu sehen. Gemaf3 LEP 6.2.2 sind in den
Regionalpldanen Vorranggebiete fir Windenergieanlagen festzulegen, d.h.
andere konkurrierende Planungen sind dort ausgeschlossen. Daneben kén-
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nen Vorbehaltsgebiete festgelegt werden, die als Belang mit entsprechendem
Gewicht in die Abwagung einzustellen sind. Schlielich kdnnen Ausschluss-
gebiete entweder — bei Vorliegen entsprechender Griinde — alle Gebiete
aul3erhalb der Vorrang- und Vorbehaltsgebiete fiir Windenergienutzung oder
auch Teile davon umfassen. Im letzteren Fall verbleiben unbeplante Flachen,
sogenannte weilde Flachen. Diese kénnen von den Gemeinden Uberplant wer-
den. Die Gemeinde kann die Ansiedlung von WEA innerhalb der weil3en Fla-
chen durch die Konzentrationsflachendarstellung im Flachennutzungsplan
(8 35 Abs. 3 S. 3 BauGB) steuern; dabei miissen die Ziele des Regionalplans
beachtet werden (8 1 Abs. 4 BauGB). Dort, wo ein Regionalplan abschlie3end
Gebiete fur WEA festlegt, haben die Gemeinden lediglich die Mdglichkeit
einer flachenscharfen Nachsteuerung.

Mit der Ausweisung von regionalplanerischen Vorrang- und Vorbehalts-
gebieten sind allerdings keine Aussagen zu maximal zuldssigen Héhen von
WEA in diesen Gebieten verbunden. Die 10 H-Regelung gilt demzufolge auch
innerhalb regionalplanerischer Vorrang- und Vorbehaltsgebiete, sofern hier die
Gemeinden nicht Gber ihre Bauleitplanung eine Unterschreitung vorsehen, d. h.
in diesen Gebieten sind nicht an jeder Stelle WEA in beliebiger Hohe zulassig.

Zudem gilt bei Fortschreibungen von Regionalplanen zum Thema Wind-
energie, die beim Inkrafttreten der 10 H-Regelung noch nicht abgeschlossen
waren, dass die Regionalen Planungsverbande diese Regelung in ihre plane-
rischen Uberlegungen einbeziehen. Bei bestehenden Windenergiekonzepten
haben sie zu priifen, ob Anderungen aufgrund der 10 H-Regelung erforderlich
sind. Hier empfiehlt es sich, insbesondere die Abwagungsprozesse, die zur
Festlegung der Ausschlussgebiete gefiihrt haben, nochmals zu Gberprifen.
Sollte sich im Ergebnis herausstellen, dass sich im Lichte der geltenden 10
H-Regelung eine andere Bewertung der Abwéagungskriterien ergibt, die die
Ausweisung von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten in siedlungsfernen Teil-
bereichen der bestehenden Ausschlussgebiete ermoglichen wiirde, bietet es
sich an, eine entsprechende Teilfortschreibung des Windenergiesteuerungs-
konzepts in Erwagung zu ziehen (siehe Bayerischer Windenergie-Erlass 2016,
Ziffer 2.2, www.stmwi.bayern.de/fileadmin/user_upload/stmwi/Publikatio-
nen/2016/Windenergie-Erlass_2016.pdf).

27 Kennzeichnungen nach 85 Abs. 3 BauGB dienen vor allem dem Schutz
kiinftiger baulicher Anlagen oder sonstiger Nutzungen. Die Wasserwirtschafts-
behoérden beispielsweise bezeichnen im Hinblick auf 85 Abs.3 Nr. 1 BauGB
Gebiete, die durch Wasserabfluss, Eisgang, Muren oder Lawinen gefahrdet
sind, sowie Flachen, die zur Vermeidung oder Bekdmpfung dieser Gefahren
freizuhalten oder besonders zu bewirtschaften sind. Sie weisen ferner auf
Gebiete mit zeitweise geringem Abstand von Gelandeoberflache zum Grund-
wasser hin, in denen dadurch die Nutzung beschrankt wird oder fiir welche
Vorkehrungen zu treffen sind.

Unter 85 Abs.3 Nr. 1 BauGB fallen auch Flachen, die Georisiken wie Stein-
schlag, Felssturz, Rutschung oder Hanganbruch ausgesetzt sind. Bei der
Kennzeichnung von Flachen mit Altlasten oder Flachen mit natur- oder
siedlungsbedingt erhdhten Stoffgehalten (85 Abs.3 Nr.3 BauGB; vgl.
auch BBodSchG) sollen die bekannten Belastungen erfasst sowie weitere
Erhebungen dann durchgefihrt werden, wenn auf einer fur eine bauliche Nut-
zung vorgesehenen Flache Anhaltspunkte fiir eine Belastung vorliegen. Aller-
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dings wird in Anbetracht einer gro3en Zahl von erhéhten Stoffgehalten in
bayerischen Bdden eine stichprobenartige Untersuchung an wenigen Stand-
orten angeraten. Wird trotz vorhandener Schadstoffbelastung des Bodens
eine bauliche Nutzung dargestellt, so gibt die Kennzeichnung der Flache fir
die nachfolgenden Planungen die notwendigen Hinweise. Dazu kénnen sich
die Darstellungen, dem vorbereitenden Charakter des Flachennutzungsplans
entsprechend, auf allgemeine Aussagen beschranken.

Die Kennzeichnung zeigt an, dass die Gemeinde sich mit dem Sachverhalt
auseinandergesetzt hat. Die Begriindung gibt Gber den Kenntnisstand der
Gemeinde Auskunft. Planungsrechtlich sinnvolle ,Gegenmalinahmen” zu
Gefahrdungspotenzialen sollen im Bebauungsplan festgesetzt werden.

28 Die nachrichtliche Ubernahme nach §5 Abs.4 BauGB dient dem Hin-
weis auf bestehende, nach anderen gesetzlichen Vorschriften getroffene
Festsetzungen, die sich auf die stddtebauliche Entwicklung der Gemeinde
auswirken oder deren Kenntnis zum Verstadndnis der Darstellungen des
Flachennutzungsplans beitragt. Die 6ffentlichen Planungstrager machen die
Gemeinde im Rahmen ihrer Beteiligung am Aufstellungsverfahren auf die von
ihnen festgesetzten Planungen und sonstigen Nutzungsrechte aufmerksam.

29 Nachrichtlich lbernommen werden sollen insbesondere die in einem
Planfeststellungsverfahren getroffenen Festsetzungen, z.B. die Trassenfiihrung
von Bundesfernstral3en, Staatsstral3en, KreisstralRen nach den Stral3en-
gesetzen und von Schienenverkehrswegen nach dem AEG sowie dem PBefG,
die Planungen fiir den Ausbau von Flughéfen nach LuftVG, fiir Bundeswasser-
straBen nach dem WaStrG, Planfeststellungen oder Genehmigungen nach
835 KrWG oder nach § 68 WHG.

Dasselbe gilt laut § 5 Abs. 4a S. 1 BauGB fiir festgesetzte Uberschwemmungs-
gebiete im Sinne des 8§76 Abs.2 WHG und Risikogebiete auf3erhalb von
Uberschwemmungsgebieten im Sinne des § 78b Abs.1 WHG sowie Hoch-
wasserentstehungsgebiete im Sinne des § 78d Abs.1 WHG (s.a. Kapitel Il
11.2 Hochwasserschutz).

Als sonstige Nutzungsregelungen sollen z.B. Schutzverordnungen nach dem
BayNatSchG, festgesetzte Gebiete des Netzes ,Natura 2000“ nach der Bay
Nat2000V, Wasserschutz- und Heilquellenschutzgebiete nach dem BayWG
sowie Bauschutzbereiche nach dem LuftVG, vom Bundesaufsichtsamt fiir
Flugsicherung amtlich veroffentlichte Standorte von Flugsicherungsein-
richtungen mit ihren Schutzbereichen nach 8 18a LuftVG und Larmschutz-
bereiche nach dem FluLarmG Gbernommen werden. Darlber hinaus sollen
in den Regionalplanen enthaltene Larmschutzbereiche zur Lenkung der Bau-
leitplanung (s.a. Kapitel Il 3.2/18 Larmschutzbereiche) als Ziele der Raum-
ordnung dargestellt werden. Dies gilt auch flir Festsetzungen nach §41
FlurbG sowie sonstige Nutzungsregelungen und Festsetzungen der Flur-
bereinigungsplédne nach 858 FlurbG, soweit es dem Mal3stab des Flachen-
nutzungsplans entspricht. AuRerdem sollen die Ensembles gemal3 Art. 1
Abs.3 DSchG nachrichtlich ibernommen werden. Inhalte der Bayerischen
Denkmalliste, insbesondere der Ensembles sowie der landschaftspragenden
Baudenkmaler sind im Bayerischen Denkmal-Atlas abrufbar unter www.blfd.
bayern.de/denkmalerfassung/denkmalliste/bayernviewer oder geoportal.bay-
ern.de/geoportalbayern/.

I}Iachrichtliche
Ubernahme
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Militarische Schutzbereiche nach dem Schutzbereichsgesetz dlirfen jedoch
nicht als solche dargestellt werden.

30 In Aussicht genommene Festsetzungen sollen im Flachennutzungsplan
vermerkt werden (85 Abs.4 S. 2 BauGB). Das gilt vor allem

fir Planungen und MalRnahmen der 6ffentlichen Aufgabentrdager, die
bereits hinreichend konkretisiert sind und die sich voraussichtlich auf
die stadtebauliche Entwicklung auswirken werden (s.a. Kapitel Il 3
Abstimmung mit anderen Fachplanungen) und

nach 85 Abs.4a S.2 BauGB ausdriicklich fir noch nicht festgesetzte
Uberschwemmungsgebiete im Sinne des § 76 Abs.3 WHG sowie fir
Risikogebiete im Sinne des 8§73 Abs.1 S.1 WHG (s.a. Kapitel Ill 11.2
Hochwasserschutz).

31 Die Begriindung zum Flachennutzungsplan (8 5 Abs.5 BauGB i.V.m. § 2a
BauGB) dient insbesondere der Unterrichtung der Offentlichkeit, Behorden
und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange und der Genehmigungsbehorde.
Art und Umfang der Begrindung miissen ausreichend sein, um es den am
Aufstellungsverfahren Beteiligten zu ermoglichen, die Planung fachgerecht zu
beurteilen. Auch im Hinblick auf das Abwéagungsgebot zur Planrechtfertigung
und zur Information der Betroffenen ist eine entsprechend den Planungs-
inhalten angepasste Begriindung erforderlich.

Neben dem Ziel und Zweck der Planung sind gemal3 § 2a BauGB auch die
wesentlichen Auswirkungen der Planung zu erldutern. In der Begrindung sind
nicht nur der Anlass bzw. die Griinde der Gemeinde flr die Planung, sondern
auch die Kernpunkte der Planung, d.h. ihre mal3geblichen Grundgedanken
und Leitziele, darzulegen. Anhaltspunkte fiir die zu bericksichtigenden
Belange bietet die Aufzahlung unter 8 1 Abs. 6 BauGB.

Die Begriindung umfasst daneben im Regelfall:

den Umweltbericht mit der Beschreibung und Bewertung der Umwelt-
belange, wie z.B. des Natur-, Boden- und Landschaftsschutzes, der
Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Kulturglter und die Gesundheit des
Menschen sowie von Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Fakto-
ren (s.a. Kapitel IV 4.4 Inhalt des Umweltberichts),

eine Darlegung und Bewertung der wesentlichen, sich aus der
besonderen Lage, Aufgabe oder Struktur der Gemeinde ergebenden
Gesichtspunkte,

die Angaben Uber die Anpassung der Planung an die Ziele der Raum-
ordnung (8 1 Abs. 4 BauGB),

eine Erlauterung zum Umgang mit den fachlich einschlagigen Grund-
satzen der Raumordnung,

einen Hinweis auf gegebenenfalls vorliegende informelle Planungen wie
Entwicklungs- oder Rahmenpléne,
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die Griinde fir den Umfang der beabsichtigten stddtebaulichen Ent-
wicklung und einzelner MalBnahmen, gegebenenfalls die Darlegung
eines besonderen Wohnbedarfs,

eine Erlduterung und Bewertung der in Betracht gezogenen Alternativen
fir die stadtebauliche Entwicklung, fiir den Standort einzelner wichtiger
Einrichtungen oder fiir wichtige Hauptverkehrszige,

die Angaben Uber das gewahlte stadtebauliche Grundkonzept far
Art und Mal3 der Nutzung einschlie3lich der sich daraus ergebenden
Konsequenzen,

die Angaben, wie die Wasserversorgung, die Abwasser- einschliel3lich
Niederschlagswasserbeseitigung und Abfallentsorgung sichergestellt
werden sollen,

einen Hinweis zum Zeitpunkt der Verwirklichung und zur Finanzie-
rung der MalBnahmen in Abstimmung mit der Investitionsplanung der
Gemeinde,

gegebenenfalls Griinde fiir das Ausnehmen von Flachen nach 85 Abs. 1
S.2 BauGB.

Dartiber hinaus kann es erforderlich sein, in die Begriindung weitere, fir das
Verstandnis der Darstellungen wichtige Angaben aufzunehmen, z.B. Gber
Art und Mal3 der bestehenden baulichen Nutzung sowie die bestehenden
rechtsverbindlichen Bebauungspléane und Satzungen nach 8 34 Abs. 4 BauGB
und 835 Abs. 6 BauGB. Die Ergebnisse der Bestandsaufnahme sollen in der
Begriindung (evtl. in einem Anhang) zusammengefasst werden.

32 Soweit die Begriindung auch Beiplane enthaélt, in denen z.B. einzelne
fachliche Aspekte der Planung im Zusammenhang veranschaulicht werden,
haben diese nicht die Bindungswirkung, die den Darstellungen des Flachen-
nutzungsplans zukommt.

33 Die Begrindung einschlieBlich des Umweltberichts nimmt am Auf-
stellungsverfahren teil. Sie ist gemald § 3 Abs.2 BauGB zusammen mit dem
Entwurf des Flachennutzungsplans 6ffentlich auszulegen. Sie ist auch in den
Feststellungsbeschluss Gber den Flachennutzungsplan einzubeziehen, dem
Antrag auf Genehmigung beizufiigen und aul3erdem nach der Bekanntgabe
der Genehmigung zusammen mit dem Flachennutzungsplan zur Einsicht
bereitzuhalten (8 6 Abs.5 S. 3 BauGB). Ein Flachennutzungsplan, bei dem die
Begriindung fehlt bzw. dessen Begrindung den Anforderungen nicht ent-
spricht, ist fehlerhaft. Fiir einen solchen Flachennutzungsplan kann keine
Genehmigung erteilt werden.

34 Dem Flachennutzungsplan ist bei der Bekanntmachung nach 86 Abs.5
S. 3 BauGB eine zusammenfassende Erklarung beizufliigen, wie die Umwelt-
belange und die Ergebnisse der Offentlichkeits- und Behdrdenbeteiligung
berticksichtigt wurden und aus welchen Griinden der Plan nach Abwéagung
der Alternativen gewahlt wurde.

Zusammenfassende
Erklarung
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4.3 Inhalt des Bebauungsplans

1 Die moglichen Festsetzungen des Bebauungsplans sind in 89 BauGB
abschlieBend geregelt. Festsetzungen tber Art und Mal3 der baulichen Nut-
zung, Bauweise und Uberbaubare Grundstiicksflachen werden durch die Vor-
schriften der BauNVO in der Fassung, die bei der o6ffentlichen Auslegung
des Bebauungsplanentwurfs gilt bzw. gegolten hat, erganzt. Diesen Grund-
satz hat der Gesetzgeber flir Anlagen zur Kinderbetreuung, zur Nutzung sola-
rer Strahlungsenergie und Kraft-Warme-Kopplungsanlagen durchbrochen,
indem die Neuregelungen in der BauGB-Novelle 2013 auch fir Bebauungs-
plane nach einer alteren Fassung der BauNVO gelten sollen, es sei denn,
die vorher ausnahmsweise zuldssigen Anlagen zur Kinderbetreuung waren
zuvor schon durch Bebauungsplan ausgeschlossen worden. Die Gemeinde
kann dartiber hinaus fir samtliche gerade genannten Anlagen diese Rick-
wirkung durch eine neue Bebauungsplananderung einschranken oder ganz-
lich ausschlieBen (8 245a BauGB). Durch 89 Abs.4 BauGB kénnen auch
einzelne auf Landesrecht beruhende Regelungen, wie beispielsweise orts-
planerische Regelungen nach Art. 81 BayBO, als Festsetzungen aufgenommen
werden.

Die Beschrankung der méglichen Festsetzungen ergibt sich aus der Rechts-
natur des Bebauungsplans, der die Méglichkeiten der Bodennutzung ver-
bindlich ausformt und so insbesondere die Baufreiheit einschrankt. Es ist
eine Inhalts- und Schrankenbestimmung des Eigentums (Art. 14 Abs.1 S.2
GG). Der Bebauungsplan darf die Gestaltungsfreiheit flir die einzelnen Bau-
mal3nahmen aber nur so weit einschranken, wie es flr die stadtebauliche
Ordnung erforderlich (81 Abs.3 S.1 BauGB) und bei gerechter Abwéagung
offentlicher und privater Belange gegen- und untereinander (8 1 Abs. 7 BauGB)
angemessen ist. Die Gemeinde hat innerhalb dieser Grenze einen relativ wei-
ten Gestaltungsspielraum. Soweit eine Gemeinde in Einzelfallen nicht in der
Lage ist, auf der Ebene des Bebauungsplans im Rahmen der Abwagung sdamt-
liche Probleme zu lésen, kann sie ausnahmsweise in Rechnung stellen, dass
Konflikte mit Hilfe der Einzelfallregelungen des § 15 BauNVO bewaltigt werden
kénnen. Die Festsetzungen sollten moglichst auch fir die sich wandelnden
Bedirfnisse und Vorstellungen einen Entwicklungsspielraum offen lassen,
der auch nach der Erstellung der Geb&dude eine mal3volle Verdnderung und
Ergédnzung der Anlagen erlaubt. Es sollte angestrebt werden, den Umfang
der Festsetzungen ohne Verlust an stadtebaulicher Qualitdat moglichst ein-
zuschranken und das stadtebauliche Konzept durch wenige, eindeutige und
sinnfallige Festsetzungen langfristig zu sichern. Anregungen hierzu kénnen
den Materialien Nr.5 ,Schlanke Bebauungsplane fir Wohngebiete — Uber-
legungen und Empfehlungen zur Vereinfachung der Festsetzungen” ent-
nommen werden (vgl. Anhang C). Soweit als Bestandteil des Bebauungsplans
ein Griinordnungsplan aufgestellt wird, sind diese Grundséatze sinngemal zu
Ubertragen.

2 Will die Gemeinde Uber die Festsetzungsmaoglichkeiten nach §9 BauGB
hinaus noch weitere stadtebauliche Aussagen treffen, so kann sie dies in Form
von Hinweisen tun. Deren Unverbindlichkeit muss aus Griinden der Rechts-
sicherheit eindeutig erkennbar sein (z.B. durch Verwendung der Uberschrift
«~Hinweise” und eine deutliche optische Trennung von den Festsetzungen).
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Mit dem Bebauungsplan kénnen verbunden werden:

ortliche Bauvorschriften nach Art.81 Abs. 1 BayBO in Verbindung mit
Art. 81 Abs. 2 BayBO,

Abstandsflachensatzungen nach Art. 6 Abs. 7 BayBO,
Griinordnungsplédne nach Art.4 Abs. 2 S. 2 BayNatSchG,
Erhaltungssatzungen (8 172 BauGB),

Satzungen zur Sicherung von Gebieten mit Fremdenverkehrsfunktionen
(8 22 BauGB).

3 Ein qualifizierter Bebauungsplan muss mindestens Festsetzungen Uber
die Art und das Mal3 der baulichen Nutzung, Uber die Gberbaubaren Grund-
stlicksflachen und Uber die értlichen Verkehrsflachen enthalten (830 Abs. 1
BauGB, s.a. Kapitel | 2/7 Qualifizierter Bebauungsplan). Sind diese Voraus-
setzungen nicht erflllt, handelt es sich um einen einfachen Bebauungsplan
(8 30 Abs. 3 BauGB, s.a. Kapitel | 2/8 Einfacher Bebauungsplan).

4 Bei dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan besteht durch den direk-
ten Vorhabenbezug des Planes keine Bindung an den sonst flir Bebauungs-
plane abschlieRenden Festsetzungskatalog (812 Abs.3 S.2 BauGB). Es ist
jedoch nach 812 Abs.3a BauGB moéglich, ein den Kategorien der BauNVO
entsprechendes Baugebiet festzusetzen, aber die Zulassigkeit zusétzlich
an die konkreten Verpflichtungen des Durchflihrungsvertrages zu kntpfen
(s.a. Kapitel | 2/11 Vorhaben- und ErschlieBungsplan, vorhabenbezogener
Bebauungsplan).

5 Bei den Bebauungspldanen der Innenentwicklung, vgl. Kapitel | 2/9
Bebauungsplan der Innenentwicklung, nach § 13a BauGB gelten im Grund-
satz dieselben Regeln wie fir ,herkdmmliche” Bebauungsplane. Es entfallen
allerdings Umweltbericht und Umweltprifung. Dartber hinaus ist im Fall der
Bebauungspléne bis 20.000 m2 Grundflache nach 8§ 13a Abs. 1 S.2 Nr. 1 BauGB
i.V.m. 813a Abs.2 Nr.4 BauGB die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung
nicht anwendbar (s.a. Kapitel V 4 Beschleunigtes Verfahren).

Entsprechendes gilt bis zum 31. Dezember 2019 unter den Voraussetzungen
und nach MalRgabe des § 13b BauGB fir Bebauungsplane zugunsten des
Wohnbaus auf Flachen, die im ortsrandnahen Aul3enbereich liegen (s.a. Kapi-
tel V 4.2 Beschleunigtes Verfahren am Ortsrand).

6 Bebauungsplane fir neue Baugebiete sollen nur aufgestellt wer-
den, wenn sie in ndherer Zukunft auch verwirklicht werden kénnen. Im All-
gemeinen soll hierflir ein Zeitraum bis zu etwa fiinf Jahren zugrunde gelegt
werden. Um eine zeitnahe Verwirklichung des Baugebiets zu sichern, kann
gegebenenfalls eine entsprechende vertragliche Verpflichtung begriindet wer-
den (8 11 Abs. 1 Nr. 2 BauGB).

Grundsatzlich sollte ein Bebauungsplan nicht in Bauabschnitte unterteilt wer-
den. Planungen, deren Verwirklichung voraussichtlich einen ldngeren Zeit-
raum beanspruchen, sollten in einzelne Bebauungsplane unterteilt werden.

Integrierte Satzungen

Qualifizierter und
Einfacher Bebauungsplan

Vorhabenbezogener
Bebauungsplan

Bebauungsplane der
Innenentwicklung (& 13a
BauGB); Bebauungsplane
zur Einbeziehung von
AuRenbereichsflachen

(8 13b BauGB)

Bauabschnitte
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Nur in besonderen Féllen kann die Zulassigkeit einer Nutzung durch 89 Abs. 2
BauGB an bestimmte zeitliche Voraussetzungen gebunden werden, z.B. die
Zulassigkeit einer Wohnbebauung erst nach Fertigstellung einer davor lie-
genden Schallschutzbebauung (s.a. Kapitel IV 4.3/40 Befristete oder bedingte
Festsetzungen).

7 Der Bebauungsplan muss gemal3 88 Abs.2 S.1 BauGB aus den Dar-
stellungen des Flachennutzungsplans entwickelt werden, die im Rahmen
der Festsetzungsmaoglichkeiten nach 8 9 BauGB konkretisiert werden. Hierbei
besteht ein Gestaltungsspielraum far Abweichungen vom Flachennutzungs-
plan insoweit, wie es sich aus dem Ubergang in die konkrete Planungsstufe
des Bebauungsplans ergibt und solange die Grundkonzeption des Flachen-
nutzungsplans nicht bertihrt wird. Zu dieser Grundkonzeption gehéren z.B.
die allgemeine Art der baulichen Nutzung (Wohn-, Misch-, Sonder- oder
gewerbliche Bauflache), die gegenseitige Zuordnung der Bauflachen, die Lage
der Grinflachen und die Fihrung der Hauptverkehrsziige.

Geringfligige Abweichungen von den Darstellungen des Flachennutzungs-
plans im Rahmen der Grundkonzeption sind dabei moéglich. So kann es sich
bei der Ausarbeitung des Bebauungsplans in begriindeten Fallen als erforder-
lich erweisen, dass die Grenzlinie zwischen zwei Baugebieten (z.B. zwischen
allgemeinem Wohngebiet und Mischgebiet) in geringem Umfang gegeniiber
dem Flachennutzungsplan geédndert wird. Haufig kdnnen auch die der Ver-
sorgung des Gebiets dienenden Einrichtungen (z.B. Kindergarten) und die
notwendigen Immissionsschutzmalinahmen erst im Bebauungsplan bestimmt
werden.

8 Soll ein Bebauungsplan aufgestellt werden, der nicht aus dem Flachen-
nutzungsplan entwickelt ist, so ist der Flachennutzungsplan gemaf3 8 8 Abs. 3
BauGB zumindest gleichzeitig zu &ndern (sog. Parallelverfahren).

Nur im Fall eines Bebauungsplanes nach § 13a BauGB bzw. nach § 13b BauGB,
ist lediglich eine (nachfolgende) Berichtigung des Flachennutzungsplans ohne
Verfahren ausreichend. Die in §8 Abs.4 BauGB vorgesehene Madglichkeit,
einen Bebauungsplan aus dringenden Grinden vor dem Flachennutzungsplan
aufzustellen (,vorzeitiger Bebauungsplan”), besteht grundsatzlich nur, wenn
die Gemeinde noch keinen gliltigen Fldchennutzungsplan besitzt.

9 Hinsichtlich der Festsetzung der Art der Nutzung im Bebauungsplan
nach 89 Abs. 1 Nr. 1 BauGB wird auf die Ausfihrungen in Kapitel IV 4.1/41f.
Art der baulichen Nutzung, Bauflachen und Baugebiete sowie Kapitel IV 4.2/10
Art der baulichen Nutzung, Bauflichen Bezug genommen. Im Unterschied
zum Flachennutzungsplan sind jedoch im Bebauungsplan gemal 8 1 Abs. 3
BauNVO nicht Bauflachen darzustellen, sondern Baugebiete festzusetzen.

Die im Folgenden dargestellten Feinsteuerungsmaoglichkeiten ermdglichen es
den Gemeinden, vom Schema der in den jeweiligen Baugebieten allgemein
bzw. ausnahmsweise von der Art der baulichen Nutzung her zuldssigen Vor-
haben in begriindeten Fallen abweichende Regelungen zu treffen. Soweit
es um die bauplanungsrechtlichen Steuerungsmaoglichkeiten in Bezug auf
gewerbliche Spielhallen geht, sind diese im Rundschreiben des Bayerischen
Staatsministeriums des Innern vom 29.09.2010 dargestellt.
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10 Festsetzungen nach 8 1 Abs.4 BauNVO bieten die Méglichkeit der Fein-
steuerung der Art der baulichen Nutzung. Danach kénnen bestimmte Bau-
gebiete gegliedert werden

~nach der Art der zuldssigen Nutzung”

d.h. Gliederung nach den in den jeweiligen Absatzen 2 (allgemein
zulassige Nutzung) der 88 2 — 9 BauNVO genannten Nutzungsarten (z. B.
Gliederung in Wohngebaude und der Versorgung des Gebiets dienende
Laden) sowie

»~nach der Art der Betriebe und Anlagen und deren besonderen Bed(irf-
nissen und Eigenschaften”

das bedeutet insbesondere Standortbindungen, Abhéangigkeit von
leistungsfahigen Verkehrsanschllissen, Schutzbeddrftigkeit (z.B. Immis-
sionen), groRBer Flachenbedarf und &hnliches; bei einer derartigen Glie-
derung sollen fur die bestehenden Betriebe Entwicklungsmaoglichkeiten
offen gehalten werden.

Die Gliederung kann sich auch nur auf Teile des Baugebiets beschranken
(siehe 81 Abs.8 BauNVO). Fir die in den 884 bis 9 BauNVO bezeichneten
Baugebiete sind raumliche Gliederungen innerhalb des jeweils festgesetzten
einzelnen Baugebiets mdglich. Im Gegensatz zu den anderen Baugebieten, die
nur innerhalb ihres Gebiets gegliedert werden kénnen, dirfen Gewerbe- und
Industriegebiete einer Gemeinde zusatzlich gebietstibergreifend im Verhalt-
nis zueinander gegliedert werden. Danach kénnen die zuldssigen Nutzun-
gen, Betriebe und Anlagen auf die verschiedenen, voneinander getrennten
Gewerbe- und Industriegebiete in einer Gemeinde verteilt werden. Von den
Regelungen des 81 Abs.4 BauNVO ausgenommen sind Kleinsiedlungs-
gebiete, reine Wohngebiete und Sondergebiete, die der Erholung dienen.

Soll eine Gliederung durch sogenannte flaichenbezogene Emissionsschallpegel
erfolgen, ist zu beachten, dass die Festsetzung eines einheitlichen, das gesamte
Baugebiet erfassenden Emissionskontingents von der Ermachtigungsgrund-
lage des 81 Abs.4 S.1 Nr.2 BauNVO nicht gedeckt wird. Diese Vorschrift
ermdglicht eine innere Gliederung des Gebiets durch rdumliche Zuteilung
von Emissionsrechten, nicht aber deren das gesamte Baugebiet erfassende
Beschrankung. In einem nach Emissionsschallpegeln gegliederten Gewerbe-
gebiet muss es grundsatzlich immer einen Teilbereich ohne Emissions-
beschrankung oder mit allenfalls solchen geben, die jeden nach §8 BauNVO
zulassigen Betrieb ermdglichen. Dies folgt nach der Rechtsprechung des
BVerwG daraus, dass auch bei Anwendung des &1 Abs.4 BauNVO die all-
gemeine Zweckbestimmung der Baugebiete gewahrt bleiben miisse (so
BVerwG, Urt. v. 07.12.2017, Az. 4 CN 7.16; ein Ausschluss bestimmter einzel-
ner Nutzungen kann i.U. ggf. nach §1 Abs.5 BauNVO vorgenommen wer-
den). Eine flachendeckende Emissionsbeschriankung in einem Gewerbegebiet
kann nach der Rechtsprechung allenfalls durch eine gebietsiibergreifende
Gliederung nach 81 Abs.4 S.2 BauNVO erfolgen: Dann muss neben dem
emissionskontingentierten Gewerbegebiet noch (mindestens) ein Gewerbe-
gebiet als ,,Erganzungsgebiet” vorhanden sein, in welchem keine Emissions-
beschrankungen gelten; die planerische Verbindung zwischen den jeweiligen
Gebieten muss im jeweiligen Bebauungsplan zum Ausdruck kommen, sollte
also in der Begriindung explizit dargestellt werden (vgl. BVerwG, a.a.O.,
wonach die Planung dort am Fehlen einer derartigen Verbindung scheiterte).

Gliederung der
Baugebiete
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11 Weitere Mdglichkeiten der Feinsteuerung ergeben sich nach § 1 Abs.5 —
7 BauNVO. Die dort erwahnten Festsetzungen miissen sich auf die Nutzungs-
arten beziehen, die in dem Katalog fur das jeweilige Baugebiet genannt sind.
Die allgemeine Zweckbestimmung des Gebietstyps muss dabei insgesamt
gewahrt bleiben (z.B. allgemeines Wohngebiet). Auch die nur ausnahmsweise
zulassigen Nutzungen kénnen nach 8 1 Abs. 6 BauNVO als allgemein zuldssig
festgesetzt werden. So kénnen z.B., wenn dies stadtebaulich gerechtfertigt
ist, in einem allgemeinen Wohngebiet neben den der Versorgung des Gebiets
dienenden Einrichtungen auch alle oder einzelne der in §4 Abs.3 BauNVO
genannten Nutzungsarten allgemein zugelassen werden, so dass z.B. die Ent-
wicklungsmaéglichkeiten fir nichtstérende Gewerbebetriebe erhalten bleiben.
Bei der Ausweisung gemischt bebauter Gebiete als allgemeines Wohn-
gebiet ist allerdings zu beachten, dass unter Umstanden Entschadigungs-
anspriiche entstehen kénnen (s.a. Kapitel IV 4.1/17 Anderung von Baurecht
und Entschadigung).

12 Fir bestimmte Geschosse, Ebenen oder sonstige Teile baulicher
Anlagen koénnen nach 81 Abs.7 BauNVO jeweils eigene Festsetzungen
getroffen werden. Dabei miissen aber besondere staddtebauliche Griinde
vorliegen. Die Festsetzungen dlirfen auch nicht so weit gehen, dass die in
dem Geschoss, der Ebene oder dem sonstigen Teil einer baulichen Anlage
nach dem Katalog der BauNVO im Baugebiet allgemein zulassigen Nutzungs-
arten restlos ausgeschlossen werden. Einen Sonderfall stellt allerdings
das besondere Wohngebiet dar; dort kann gemal §84a Abs.4 BauNVO aus
besonderen stadtebaulichen Griinden im Bebauungsplan festgesetzt werden,
dass oberhalb eines bestimmten Geschosses oder flir bestimmte Geschoss-
teile oder GrolRen der Geschossflaiche von Gebauden nur Wohnnutzung
zulassig ist. Solche Griinde sind z.B. gegeben, wenn andere Nutzungen ohne
diese Festsetzung ein Ubergewicht gewinnen wiirden. In jedem Fall ist aber
eine horizontale Schichtung von unterschiedlichen Baugebietstypen nicht
moglich (vgl. § 1 Abs. 7 BauNVO).

13 Eine weitere Differenzierung der Festsetzungen ermoglicht §1 Abs.9
BauNVO. Beispielsweise kdnnen in einem Gewerbegebiet bestimmte Anlagen
ausgeschlossen werden, deren schadliche Umwelteinwirkungen sich nicht
ausreichend mindern lassen, wie es flir die vorgegebene stéddtebauliche Situ-
ation erforderlich ware. Die Festsetzungen sind im Einzelnen zu begriinden.
Voraussetzung ist allerdings, dass besondere stadtebauliche Griinde dies
rechtfertigen.

14 In einem Bebauungsplan fiir iberwiegend bebaute Gebiete kénnen nach
81 Abs. 10 BauNVO bestimmte vorhandene bauliche Anlagen, die nach ihrer
Art und Mal3 im Gebiet unzulassig waren, fir allgemein oder ausnahmsweise
zulassig erklart werden. Mit dieser Regelung kénnen vorhandene Anlagen,
deren Erhalt stadtebaulich erwiinscht ist, iber den reinen Bestandsschutz hin-
aus planungsrechtlich gesichert und die Innenentwicklung der Stadte wirk-
sam unterstltzt werden. Das Schaffen einer nur ausnahmsweise maoglichen
Zulassigkeit solcher Anlagen sichert der Gemeinde einen Entscheidungsspiel-
raum im Einzelfall.

15 Zur Erhaltung oder Entwicklung von zentralen Versorgungsbereichen
kénnen nach 89 Abs. 2a BauGB einfache Bebauungsplane far im Zusammen-
hang bebaute Ortsteile aufgestellt werden, in denen festgesetzt wird, dass
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nur bestimmte Arten der nach 834 Abs.1 und 2 BauGB zuldssigen bau-
lichen Nutzung zuladssig oder nicht zulassig sind oder nur ausnahmsweise
zugelassen werden kénnen. Grundlage fir diese Festsetzungen soll ein Einzel-
handelskonzept im Sinne einer informellen Planung sein. Somit kénnen Ent-
wicklungen im Einzelhandel in den ansonsten nicht beplanten Innenbereichen
noch genauer gesteuert werden als durch die Uberpriifung schadlicher Aus-
wirkungen nach 834 Abs.3 BauGB, was sich bislang in der Praxis als nur
bedingt geeignetes Steuerungsinstrument erwiesen hat. Des Weiteren hat
der Gesetzgeber in 89 Abs.2b BauGB die Moglichkeit geschaffen, dass aus
den dort genannten Griinden die Entstehung von Vergniigungsstatten eben-
falls durch einen einfachen Bebauungsplan gesteuert werden kann. Grundlage
sollte aber auch hier ein zuvor erarbeitetes Vergnligungsstattenkonzept sein,
dessen Umgriff alle stddtebaulich betroffenen Bereiche beinhaltet.

16  Fir die Festsetzung des Males der baulichen Nutzung nach 89 Abs. 1
Nr. 1 BauGB er6ffnet die Baunutzungsverordnung verschiedene Moglichkeiten
(§ 16 Abs.2 BauNVO), die unter Berlcksichtigung der Mindestanforderung
nach 816 Abs.3 BauNVO untereinander kombiniert werden kénnen. Fest-
gesetzt werden kdénnen:

die Grundflachenzahl (GRZ) oder die Grundflache (GR) — eine der beiden
Festsetzungen ist stets zu verwenden (8 16 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO),

die Geschossflachenzahl (GFZ) oder die Geschossflache (GF),
die Baumassenzahl (BMZ) oder die Baumasse (BM),

die Hohe baulicher Anlagen — diese Festsetzung ist erforderlich, wenn
andernfalls offentliche Belange, insbesondere das Orts- und Land-
schaftsbild beeintrachtigt werden kénnen (8 16 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO),

die Zahl der Vollgeschosse — diese Festsetzung ist erforderlich, wenn
andernfalls 6ffentliche Belange, insbesondere das Orts- und Landschafts-
bild beeintrachtigt werden kénnen (8 16 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO); die Defini-
tion des Begriffes ,Vollgeschoss” nach Art. 2 Abs. 5 BayBO in der bis zum
31.12.2007 geltenden Fassung gilt nach Art. 83 Abs. 6 BayBO in der seit
01.01.2008 geltenden Fassung unverandert. Sie lautet: ,Vollgeschosse
sind Geschosse, die vollstandig Gber der natirlichen oder festgelegten
Gelandeoberflache liegen und Giber mindestens zwei Drittel ihrer Grund-
flache eine Hohe von mindestens 2,30 m haben. Als Vollgeschosse gel-
ten Kellergeschosse, deren Deckenunterkante im Mittel 1,20m hdéher
liegt als die nattirliche oder festgelegte Geldandeoberflache.”

17 Den Ausbau von Dach- und Untergeschossen kann die Gemeinde durch
entsprechende Festsetzungen steuern. So kann sie im Bebauungsplan fest-
setzen, dass die Flachen von Aufenthaltsrdumen in Nichtvollgeschossen ganz
oder teilweise mitzurechnen oder ausnahmsweise nicht mitzurechnen sind
(820 Abs. 3 S.2 BauNVO).

18 Die vorgenannten Festsetzungen erlauben der Gemeinde, zusammen
mit der Bestimmung von (iberbaubaren Grundstiicksflachen durch Bau-
linien und Baugrenzen (823 BauNVO) sowie der Bauweise (8822 BauNVO)
das stéddtebauliche Nutzungs- und Gestaltungskonzept planungsrechtlich fest-
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zulegen. Dabei wird beispielsweise durch die Festsetzung der Grundflachen-
zahl und einer hochstzulassigen Zahl der Vollgeschosse in Verbindung mit der
Festsetzung groRflachiger Baugrenzen eine weitgehende Gestaltungsfreiheit
fur das weitere Bebauungskonzept (Stellung der Gebaude, Abmessung und
Hoéhenentwicklung der baulichen Anlagen) belassen. Darliber hinaus kénnen
durch die Festsetzung von Grundflachen, Geschossflachen bzw. Baumassen,
der zwingenden Zahl von Vollgeschossen, der H6he baulicher Anlagen und
eng gezogener Baulinien far die Gberbaubaren Grundstiicksflaichen prak-
tisch die Baukdrper in ihren Abmessungen bestimmt werden. Letzteres sollte
jedoch auf Ausnahmefélle beschrankt bleiben. Das Bebauungskonzept sollte
im Allgemeinen mit moéglichst wenigen Festsetzungen bestimmt werden. Vor
allem sollten Mehrfachfestsetzungen, die sich Giberlagern und ggf. gegenseitig
einschréanken, vermieden werden.

19 Vor den AuBBenwénden von Gebauden gelten grundsatzlich die bau-
ordnungsrechtlich erforderlichen Abstandsflachen nach Art. 6 BayBO.

Durch einen Bebauungsplan oder eine Satzung koénnen jedoch davon
abweichende Festlegungen getroffen werden. Folgende Maoglichkeiten ste-
hen dafiir zur Verfigung:

Bebauungsplan oder ortliche Bauvorschrift nach Art.81 Abs. 2 BayBO
Wenn eine oOrtliche Bauvorschrift nach Art.81 Abs.2 BayBO oder die
Festsetzungen eines Bebauungsplans nach 89 Abs.1 BauGB (ins-
besondere Nrn. 1 und 2) oder eines Vorhaben- und ErschlieBungsplans
nach 8 12 Abs. 1 BauGB Abstandsflachen mit groBerer oder geringerer
Tiefe als nach Art.6 Abs.5 S. 1 und 2 BayBO zulassen oder vorschreiben,
finden die Abstandsflachenregelungen des Art.6 Abs.5 BayBO grund-
satzlich keine Anwendung (Vorrang des Bebauungsplans), aul3er der
Bebauungsplan ordnet ausdriicklich an, dass sie dennoch gelten sol-
len. Durch 89 Abs. 1 Nr. 2a BauGB ist zudem die Maoglichkeit eréffnet, im
Bebauungsplan konkrete Mal3e von Abstandsflachentiefen direkt fest-
zusetzen, die vom Bauordnungsrecht abweichen kénnen. Dabei ist es
jedoch nicht zulassig, eine von der BayBO abweichende Ermittlung des
fur die Abstandsflachentiefe relevanten MalRes H vorzugeben oder zu
gestatten (Art. 6 Abs.4 S. 6 BayBO).

Ortliche Bauvorschrift nach Art.81 Abs. 1 Nr. 6 BayBO

Abweichende MalRe flr die Abstandsflachentiefe kann die Gemeinde
auch durch eine o6rtliche Bauvorschrift nach Art.81 Abs. 1 Nr.6 BayBO
festlegen, soweit dies zur Gestaltung des Ortsbildes oder zur Ver-
wirklichung der Festsetzungen einer stadtebaulichen Satzung erforder-
lich ist oder der Verbesserung der Wohnqualitat dient und eine
ausreichende Belichtung sowie der Brandschutz gewahrleistet sind.
Diese Satzung kann selbststandig oder durch Bebauungsplan erlassen
werden (Art. 81 Abs. 2 BayBO).

Abstandsflachen nach Art. 6 Abs.7 BayBO

Unabhangig von den genannten Mdéglichkeiten kann die Gemeinde seit
01.01.2008 durch Satzung nach Art. 6 Abs. 7 BayBO insbesondere regeln,
dass im Gemeindegebiet oder in Teilen davon statt der grundsétzlich zu
beachtenden Abstandsflachenregelungen davon abweichende Rege-
lungen nach Art.6 Abs.7 BayBO (,Optionsrecht”) gelten sollen. Das
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umfasst u.a. die Regelung, dass statt der Abstandsflachentiefe von
1 H (Hohe) nur 0,4 H, sowie in Gewerbe- und Industriegebieten statt
0,25 H nur 0,2 H, jeweils jedoch mindestens 3 m erforderlich sind. Auch
diese Satzung kann selbststandig oder nach Art. 81 Abs. 2 BayBO durch
Bebauungsplan erlassen werden.

20 Die Flachen fiir Stellplatze und Garagen kénnen im Bebauungsplan nach
89 Abs. 1 Nr.4 BauGB festgesetzt werden. Soweit im Bebauungsplan nichts
anderes bestimmt wird, sind Stellpldtze und Garagen in den Baugebieten nach
MaRgabe der §§ 12 und 15 BauNVO zulassig. Uberdachte Stellplatze und Gara-
gen durfen im Gegensatz zu offenen Stellplatzen nur innerhalb der tGberbauba-
ren Grundstlicksflachen (8 23 Abs.5 BauNVO in Verbindung mit § 14 BauNVO)
und unter Berlicksichtigung der Vorschriften tiber Abstandsflachen nach Art. 6
BayBO errichtet werden. Wenn die nichtliberbaubaren Grundstlcksflachen
auch von offenen Stellplatzen freigehalten werden sollen, muss dies aus-
drucklich festgesetzt werden. Besonders bei dicht bebauten Wohngebieten
empfiehlt es sich, die Flachen fiir Stellplatze und Garagen im erforderlichen
Umfang (s.a. Kapitel IV 2/7 Bedarfsermittlung Parkplatze und Abstellplatze
fir Fahrrader) an den far die Zufahrten, die Freiflaichengestaltung und den
Immissionsschutz glinstigsten Standorten festzulegen und ihre Errichtung
aulBerhalb dieser Flachen auszuschliel3en. In vielen Fallen ist es notwendig,
aul3er den Flachen auch die Lage der Einfahrten zu Garagen oder Stellplatzen
festzusetzen. Soweit erforderlich, kann festgesetzt werden, dass flr die Unter-
bringung von Kraftfahrzeugen nur Garagen errichtet werden dtrfen.

21 Nach 89 Abs. 1 Nr.6 BauGB besteht die Moglichkeit, die hochstzulassige
Zahl der Wohnungen in Wohngebauden festzusetzen, etwa durch eine absolute
Zahl oder eine Verhaltniszahl (z.B. Hochstzahl von Wohnungen je m2 Grund-
stlicksflache). Dies kann aus staddtebaulichen Griinden insbesondere in
Gebieten gerechtfertigt sein, in denen ohne solche Festsetzung unerwiinschte
Umstrukturierungen der stadtebaulichen Eigenart des Gebiets zu beflirchten
waren, z.B. in Baugebieten mit Fremdenverkehrsfunktionen oder in Dorf-
gebieten, wenn durch die Einrichtung einer gré83eren Zahl von Wohnungen
(unter Einhaltung des zulassigen Bauvolumens) die Funktion des Dorfgebiets,
vorwiegend der Unterbringung land- und forstwirtschaftlicher Betriebe zu die-
nen, beeintrachtigt wirde. Die Festsetzung der hdchstzuldssigen Zahl der
Wohnungen in Wohngebauden kann auch in einer Satzung zur Sicherung von
Gebieten mit Fremdenverkehrsfunktionen getroffen werden (8 22 Abs. 9 BauGB).

22 Auf Flachen mit Festsetzungen nach 89 Abs.1 Nr.7 BauGB ist die
Errichtung solcher Wohngebaude zuldssig, die nach Wohnungsart, Grol3e,
Ausstattung und stadtebaulichen Anforderungen die Voraussetzungen
erfillen, unter denen &ffentliche Wohnungsbauférderungsmittel nach dem
Gesetz Uber Wohnraumférderung in Bayern (BayWoFG) gewahrt werden
kénnen. Die Festsetzung verpflichtet jedoch weder die Bewilligungsstellen
dazu, offentliche Wohnungsbauférderungsmittel bereitzustellen, noch den
Eigentiimer, solche Mittel in Anspruch zu nehmen. Wohngebéaude, die auf
diesen Flachen errichtet werden, unterliegen nur dann den fir die 6ffent-
lich geférderten Wohnungen geltenden Bindungen, wenn o6ffentliche Mit-
tel bewilligt werden. Die Festsetzungen sind auch fir Flachen maéglich, auf
denen nach Art. 3 Abs. 2 HS 2 BayWoFG unter 6ffentlicher Férderung Wohn-
raum durch Anderung oder Erweiterung geschaffen werden soll. Das kommt
z.B. im Zusammenhang mit einer Erhaltungssatzung nach 8172 BauGB in
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Betracht. Weitere Vereinbarungen beispielsweise auch in Bezug auf Miet-
héhen oder Belegungen kénnen durch stadtebauliche Vertrage (s.a. Kapitel IV
2/14 Stadtebaulicher Vertrag) getroffen werden.

23 Nach 89 Abs.1 Nr.8 BauGB koénnen Flachen festgesetzt werden, auf
denen ganz oder teilweise nur Wohngebaude errichtet werden dirfen, die
fir Personengruppen mit besonderem Wohnbedarf bestimmt sind. Fir die in
Frage kommenden Flachen kann dies auch auf bestimmte Anteile beschrankt
werden. Festsetzungen sind nur fiir Personengruppen moglich, deren person-
liche Lebensumstédnde besondere Anforderungen an die Art, Ausstattung
oder Lage der Wohnungen stellen. Dies kénnen z.B. alte Menschen, Men-
schen mit Behinderung, Studierende oder auch kinderreiche Familien sein.
Der in Betracht kommende Personenkreis muss genau bezeichnet werden.
Die Festsetzungen kénnen auch fir bestimmte Geschosse, Ebenen oder
Gebaudeteile getroffen werden (89 Abs. 3 BauGB). Damit kann beispielsweise
vermieden werden, dass sich in einem Gebiet eine einseitige Bevdlkerungs-
struktur ergibt (8 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB).

24 Aus besonderen staddtebaulichen Griinden kann nach 89 Abs.1 Nr.9
BauGB der besondere Nutzungszweck einer Flache (z.B. Hochgarage) fest-
gesetzt werden. Darauf ist in der Begriindung besonders einzugehen.

25 Die Festsetzung von Flachen, die von Bebauung freizuhalten sind (89
Abs. 1 Nr. 10 BauGB), muss aus stadtebaulichen Griinden erforderlich sein,
z.B. zur Erhaltung einer fir das Ortsbild wesentlichen Blickbeziehung. Der-
artige Festsetzungen sollen jedoch, um Entschadigungsanspriiche oder
Ubernahmeforderungen (8§40 BauGB) zu vermeiden, auf diejenigen Falle
beschrénkt werden, in denen die Freihaltung der Fladchen nicht im Rahmen
der allgemeinen stadtebaulichen Uberlegungen ermoglicht und gerecht-
fertigt werden kann (z. B. durch zweckmaRige Abgrenzung der (iberbaubaren
Grundstiicksflachen). Verfolgt die Gemeinde mit der Festsetzung einer Flache
fir die Landwirtschaft (z.B. Streuobstwiese) mal3geblich auch landschafts-
pflegerische und klimatologische Zwecke (Kaltluftschneise), so liegt allein
darin noch keine ,Negativplanung” vor, die — weil lediglich vorgeschoben —
nach 8 1 Abs. 3 BauGB unzuléssig wére. Soll die bisherige landwirtschaftliche
Nutzung einer Flache unter Ausschluss jeglicher Bebauung, auch solcher,
die landwirtschaftlichen Zwecken dient, gesichert werden, ist neben der
Festsetzung nach 89 Abs.1 Nr.18 BauGB auch die Festsetzung einer von
Bebauung freizuhaltenden Flache nach §9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB erforderlich.
Festsetzungen zur Freihaltung von Flachen kénnen sich auch aus anderen
gesetzlichen Vorschriften ergeben (z.B. Sichtdreiecke nach dem Bayerischen
Stral3en- und Wegegesetz); sie sind dann im Bebauungsplan nachrichtlich zu
Uibernehmen (s.a. Kapitel IV 4.3/43 Kennzeichnungen, nachrichtliche Uber-
nahmen, Vermerke). AuBerdem kann die Freihaltung von Flachen auch aus
den Grinden des 89 Abs.1 Nr.24 BauGB erforderlich sein (s.a. Kapitel IV
4.3/37 Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen).

26 Im Bebauungsplan kénnen nach 89 Abs. 1 Nr. 11 BauGB Verkehrsflachen
festgesetzt werden. Hierzu zahlen alle StralRen, Wege und Platze, einschliel3lich
der Verkehrsflachen besonderer Zweckbestimmung wie Parkplatze, Abstell-
flachen flr Fahrrader, FulRgangerbereiche, verkehrsberuhigte Bereiche. Zu
den Verkehrsflachen gehéren auch die fur eine Begriinung und Bepflanzung
seitlich der befestigten Fahrbahn sowie fir B6schungen, Stiitzmauern, Larm-
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schutzanlagen u.a. bendtigten Flachen. Um eine gewisse Veranderbarkeit
offen zu halten, ist es meist zweckmalig, die vorgesehene Unterteilung der
Verkehrsflachen in Fahrbahn, Parkstreifen, Geh- und Radwege sowie Grin-
flachen nicht festzusetzen, sondern nur als Hinweis aufzunehmen. Die Flachen
kénnen als 6ffentliche oder private Flache festgesetzt werden.

27 Im Bebauungsplan kann nach 89 Abs. 1 Nr. 13 BauGB die Fliihrung von
oberirdischen und unterirdischen Versorgungsanlagen und -leitungen fest-
gesetzt werden, z.B. Telekommunikationsleitungen. Zudem kénnen gemafl
89 Abs. 1 Nr. 12 BauGB Versorgungsanlagen einschlielich der Flachen fur
Anlagen und Einrichtungen zur dezentralen und zentralen Erzeugung, Ver-
teilung, Nutzung oder Speicherung von Strom, Warme oder Kalte aus
erneuerbaren Energien oder Kraft-Warme-Kopplung festgesetzt werden.

28 Fur den Grundsatz der ortsnahen Niederschlagswasserbeseitigung
nach 8§55 WHG ist es von Bedeutung, schon im Rahmen des Bebauungs-
planverfahrens die Entwasserungskonzeption festzulegen und ggf. die Ent-
wasserungsplanung mit der Griinplanung abzustimmen. Flachen flr Rickhalt,
Vorreinigung, Versickerung oder oberflachiger Ableitung von Niederschlags-
wasser sind in ausreichendem Mal3e vorzusehen. Dies gilt in besonderem
Mal3e fiir vorhabenbezogene Bebauungsplane. Fiir Maldnahmen zur naturver-
traglichen Regenwasserbewirtschaftung kénnen Vorgaben gemacht werden,
beispielsweise zur Flachenbefestigung, Dachbegriinung oder Regenwasser-
nutzung und -riickhalt. Weitergehende Anforderungen kénnen sich aus der
immissionsbezogenen Gewassersituation sowohl fiir die Einleitung von
Regenwasser in ein oberirdisches Gewasser als auch bei der Versickerung
ergeben. Die Anforderungen sind von der zustédndigen Behoérde vorzugeben.
Bei der ErschlielRung von Gewerbegebieten ist eine Unterscheidung der Her-
kunftsbereiche von Niederschlagswasser durch ein modifiziertes Trennsystem
sinnvoll, da die Nutzung von Hofflachen und somit die Verschmutzung des
Regenwasserabflusses nicht zuverlassig abgeschatzt werden kann und flr
diese Flachen ein Anschluss an die Mischwasserkanalisation oder andere
bzw. weitere Vorkehrungen zum Gewasserschutz vorzusehen sind.

Um dem Leitbild einer ,wassersensiblen und klimagerechten Stadtent-
wicklung” gerecht zu werden, sind unter anderem die Auswirkungen von
Starkregen oder Trockenperioden frihzeitig zu berlicksichtigen und ist den
Belangen der Uberflutungsvorsorge oder der Wasserspeicherung bei der Bau-
leitplanung Rechnung zu tragen.

29 Bei der Festsetzung von Grinflachen im Bebauungsplan nach 89 Abs. 1
Nr. 15 BauGB ist es unerlasslich, die Zweckbestimmung anzugeben. Auf mog-
liche Entschadigungs- oder Ubernahmeanspriiche der Grundeigentiimer
nach 8 40 BauGB wird hingewiesen. Auch Festsetzungen Uber die Zulassigkeit
von baulichen Anlagen kénnen getroffen werden, soweit dies die zweckent-
sprechende Nutzung erfordert und soweit es mit der Eigenart einer Grun-
flache zu vereinbaren ist (z.B. Garderoben, Geratehaus und Wohnung fir
Aufsichtspersonal im Zusammenhang mit einer Sportflache).

30 Sport- und Spielanlagen kénnen je nach Charakter entweder als Griin-
flache, Sondergebiet oder als Flache fiir Sport- und Spielanlagen (nach 89
Abs. 1 Nr. 5 BauGB) festgesetzt werden (s.a. Kapitel IV 4.2/19 Sport- und Spiel-
anlagen, Festplatze, Zeltplatze).

Versorgungsanlagen
und -leitungen

Niederschlagswasser-
beseitigung

Griinflaichen

Sport- und Spielanlagen
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31  Nur wenn bei einem stadtebaulichen Entwurf eine vorhandene Hoch-
wasserproblematik von Anfang an mitgedacht wird, ist es moglich eine
sinnvolle und angemessene Planung zu schaffen. Es ist notwendig Abfluss-
verhalten, -geschwindigkeiten und Wasserstande an allen Orten des Gebiets
zu kennen und die Entwurfsplanung darauf abzustellen. Der umgekehrte Weg,
eine fertige Entwurfsplanung mit ,Hochwasserschutzelementen” zu ergénzen,
wird scheitern und fiir die Bewohner nur mangelhaften Schutz bringen.

Die Grundhaltung der Planer sollte beim Entwurf, wie auch bei der Planung
der Einzelvorhaben immer nach dem Grundprinzip

1) Vermeiden (Baugebietsausweisung anderswo, Ansiedlung bestimmter
Nutzungen in unkritischen Bereichen des Baugebiets)

2) Ausweichen (Errichtung in erhéhter Lage, Aufstéanderung, u.a.)

3) Widerstehen (Schutz vor eindringendem Wasser — um das Gebaude
herum/am Gebéude)

4) Anpassen/Nachgeben (planméaRige Flutung)
vorgehen.

Durch das Hochwasserschutzgesetz Il wurden die Festsetzungsmoéglich-
keiten des 89 Abs.1 Nr. 16 BauGB zur Vermeidung oder Verringerung von
Hochwasserschaden neu strukturiert. Vor allem ermaéglicht Nr. 16 Buchstabe
¢ die Festsetzung von Gebieten, in denen bei Errichtung baulicher Anlagen
bestimmte bauliche oder technische MalRnahmen getroffen werden mus-
sen, die der Vermeidung oder Verringerung von Hochwasserschaden ein-
schlieBlich Schaden durch Starkregen dienen. Insbesondere Festsetzungen
zur Verwendung bestimmter Bauteile oder Baustoffe zur hochwassersicheren
Errichtung von Bauvorhaben kommen in Betracht.

Nach Nr. 16 Buchstabe d kénnen Flachen festgesetzt werden, die auf einem
Baugrundstiick fir die naturliche Versickerung, den Rickhalt oder die
Ableitung von Wasser aus Niederschlagen freigehalten werden miissen, um
insbesondere Hochwasserschaden, einschlielich Schaden durch Starkregen,
vorzubeugen. Dies kann beispielsweise sinnvoll sein, wenn Flachen durch
Parkplatze versiegelt werden sollen.

Darlber hinaus kénnen viele der in 89 Abs. 1 BauGB angeflihrten Festsetzungs-
maoglichkeiten genutzt werden, um angemessen auf ein ermitteltes Hoch-
wasserrisiko zu reagieren. Die gemeinsame Arbeitshilfe der Bayerischen
Staatsministerien fir Wohnen, Bau und Verkehr sowie Umwelt und Verbraucher-
schutz ,Hochwasser- und Starkregenrisiken in der Bauleitplanung” bietet hierzu
in Kapitel 3 ausfuhrliche Informationen (siehe Anlage D). Mit welchen Fest-
setzungen dem jeweils ermittelten Hochwasserrisiko Rechnung getragen wird,
ist eine Frage des Einzelfalls. Pauschalierende Aussagen sind nicht méglich.

32 Nach §29 BauGB gelten far Aufschittungen und Abgrabungen grolRe-
ren Umfangs sowie fiir Ausschachtungen, Ablagerungen und Lagerstéatten die
88 30 bis 37 BauGB. Die Verwirklichung gréR3erer Vorhaben setzt in der Regel
einen Bebauungsplan (ggf. einen Griinordnungsplan als dessen Bestandteil
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nach Art. 4 Abs. 2 BayNatSchG) voraus. Mit der Festsetzung von Flachen fir
Aufschittungen und Abgrabungen auf Grundlage von 89 Abs. 1 Nr. 17 BauGB
sind gleichzeitig auch Festsetzungen flir die spatere Nutzung (z.B. Grin-
flache, Flache fir die Landwirtschaft oder Wald) und fir die Rekultivierung
und Bepflanzung zu treffen. Auf die Richtlinien fir Anlagen zur Gewinnung
von Kies, Sand, Steinen und Erden (Bekanntmachung des Bayerischen Staats-
ministeriums fir Landesentwicklung und Umweltfragen vom 9. Juni 1995,
AlIMBI S. 589, i.d.F vom 12.04.2002 AIIMBI. S. 234) wird hingewiesen.

33 Festsetzungen von MalBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft oder Festsetzungen zur
Bepflanzung (8 9 Abs. 1 Nr. 20 bzw. Nr. 25 BauGB) kénnen vor allem zur stadte-
baulichen Gestaltung, zur Schaffung gesunder Wohn- und Arbeitsverhalt-
nisse und aus Grinden des Immissionsschutzes sowie zur Schaffung der
planungsrechtlichen Voraussetzungen fiir AusgleichsmalRnahmen aus Anlass
von Eingriffen in Natur und Landschaft durch die Planung erforderlich sein
(s.a. Kapitel Ill 2/16 Eingriffe in Natur und Landschaft und Kapitel 1V 4.2/22
Flachen fur Ausgleichs- und ErsatzmalRnahmen). Im Siedlungsbereich kén-
nen durch entsprechende Festsetzungen beispielsweise schiitzenswerte
Biotope beziehungsweise Geholze erhalten oder eine angemessene Durch-
griinung erreicht werden. Nach 89 Abs. 1 Nr. 25a BauGB koénnen als ,sons-
tige Bepflanzungen” auch Dach- oder Fassadenbegriinungen festgesetzt
werden. Fir Neuanpflanzungen auf Privatgrundstiicken sind jedoch detail-
lierte Festsetzungen mit Einzelangaben (ber das Pflanzgut nur in besonders
begriindeten Fallen gerechtfertigt. Oft gentigen entsprechende Empfehlungen
in Form von Hinweisen.

34 Unter den in 8 1a Abs. 3 S.3 BauGB genannten Voraussetzungen kon-
nen Festsetzungen zum Ausgleich von Eingriffen in Natur und Landschaft
(s.a. Kapitel lll 2/16 Eingriffe in Natur und Landschaft) nach 89 Abs.1a S.1
BauGB auch an anderer Stelle als am Ort des Eingriffs erfolgen (raumliche
Entkoppelung von Eingriff und Ausgleich). Dies kann sowohl im sonsti-
gen Gemeindebereich als auch in einer Nachbargemeinde sein, soweit dies
jeweils mit einer geordneten stadtebaulichen Entwicklung und den Zielen
der Raumordnung, des Naturschutzes und der Landschaftspflege vereinbar
ist. Daneben ist es méglich, Flachen oder MaRnahmen zum Ausgleich auch
in einem anderen Bebauungsplan festzusetzen (sog. Ausgleichsbebauungs-
plan). Werden Eingriff und Ausgleich rdumlich getrennt, kann ihre funktionelle
Zuordnung nach 89 Abs. 1a S.2 BauGB planerisch durch Festsetzungen im
Eingriffsbebauungsplan festgeschrieben werden. Eine solche Zuordnung ist
ggf. fur den Vollzug des Ausgleichs und insbesondere die Refinanzierung der
Gemeinde von Bedeutung (vgl. Anhang D ,Eingriffsregelung in der Bauleit-
planung — Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft”).

35 Festsetzungen zum Ausschluss oder zur beschrankten Verwendung
bestimmter luftverunreinigender Stoffe nach 89 Abs.1 Nr.23 Buchst. a
BauGB kommen in erster Linie fir bestimmte Brennstoffe (z.B. Kohle,
Holz), aber auch fiir andere Iuftverunreinigende Stoffe in gewerblichen
oder industriellen Anlagen in Betracht. Beim Ausschluss von Brennstoffen
muss die Versorgung auf andere Weise gewahrleistet sein, z.B. durch den
Anschluss an eine Fernwarmeanlage oder durch Heizol, Gas oder Elektrizi-
tat. Voraussetzung fiir derartige Festsetzungen ist, dass entweder stadte-
bauliche Griinde hierflir vorliegen (z.B. besonders schutzwiirdige Gebiete
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wie Kur- und Naherholungsgebiete) oder dass sie zum Schutz vor schad-
lichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
gemall 81 Abs.3 BauGB planungsrechtlich erforderlich sind. Die Fest-
setzung ist bedeutsam fiir Gebiete mit einem besonderen Risiko fur erhdhte
Immissionsbelastungen durch luftverunreinigende Stoffe, z.B. inversions-
geféahrdete Tallagen. Sie dient der Bewaltigung konkreter 6rtlicher Problem-
lagen, nicht aber der generellen Steigerung der Luftreinhaltung, dem
allgemeinen Klimaschutz oder der Férderung der Wirtschaftlichkeit kommu-
naler Energieversorgungsunternehmen.

36 Nach 89 Abs. 1 Nr.23 Buchst. b BauGB kdnnen im Bebauungsplan auch
Gebiete festgesetzt werden, in denen bei der Errichtung von Gebauden oder
sonstigen baulichen Anlagen bestimmte bauliche oder sonstige technische Mal3-
nahmen flr die Erzeugung, Nutzung oder Speicherung von Strom, Warme oder
Kalte aus erneuerbaren Energien oder Kraft-Wéarme-Kopplung getroffen werden
mussen. Dies beinhaltet aber nicht die Pflicht zur Nutzung der fiir den Einsatz der
erneuerbaren Energien und der Kraft-Warme-Kopplung vorgenommene Mal3-
nahmen (zum Anschluss- und Benutzungszwang vgl. § 9 Abs. 6 BauGB).

Aufgrund 8 16 EEWarmeG i.V.m. Art. 24 Abs. 1 Nr.3 GO ist der Erlass eines
Anschluss- und Benutzungszwanges auch zum Zwecke des Klima- und
Ressourcenschutzes fiir neue Bebauung zulassig (siehe auch Antwort des
Bayerischen Staatsministerium des Innern auf die Anfrage zum Plenum von
MdL Hartmann, LT-Drs. 16/4776, Nr. 3). Ausgenommen von der Regelung sind
Einrichtungen mit emissionsfreien Heizungen.

37 Nach 89 Abs. 1 Nr. 24 BauGB sind folgende Festsetzungen moglich:

von der Bebauung freizuhaltende Schutzflachen und ihre Nutzung - z. B.
zur Sicherheit der Nachbarschaft und Allgemeinheit (in der Umgebung
von Steinbriichen, Schie3stdnden, Munitions- und Sprengkérper-
fabriken u.a.) oder zum Schutz einer besonders empfindlichen Nutzung
(wie Mess- oder Beobachtungseinrichtungen),

Flachen fur besondere Anlagen zum Schutz vor schadlichen Umweltein-
wirkungen und sonstigen Gefahren — z. B. Larmschutzwéande oder -waélle,

Flachen fir Vorkehrungen zum Schutz vor schadlichen Umweltein-
wirkungen und sonstigen Gefahren - z.B. Schutzpflanzungen oder
Nutzungsbeschrankungen bei emittierenden Anlagen,

bauliche und sonstige technische Vorkehrungen zum Schutz vor schad-
lichen Umwelteinwirkungen und sonstigen Gefahren oder zur Ver-
meidung oder Minderung solcher Einwirkungen — z.B. Vorkehrungen
an baulichen Anlagen, von denen Stérungen ausgehen oder die St6-
rungen ausgesetzt sind (wie emissionshemmende Filteranlagen und
Schalldampfer, besondere Stellung, Hohenentwicklung und/oder Grund-
rissausbildung von Gebauden, erhéhte Schallddmmung von Aul3en-
wanden und Fenstern u. &.); durch das Gesetz zur Umsetzung der
Richtlinie 2014/52/EU im Stadtebaurecht und zur Starkung des neuen
Zusammenlebens in der Stadt wurde diese Regelung ferner dahin-
gehend ergénzt, dass sie ,Mallnahmen zum Schutz vor schéadlichen
Umwelteinwirkungen durch Gerdusche” einschliel3t, ,wobei die Vor-
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gaben des Immissionsschutzrechts unberihrt bleiben” (§9 Abs. 1 Nr. 24
BauGB). Diese Ergdnzung hat klarstellenden Charakter. Sie erlaubt i.U.
nicht etwa die Losung von Larmschutzkonflikten durch Unterschreitung
von Mindestanforderungen des Immissionsschutzrechtes bzw. der
jeweiligen technischen Regelwerke, sondern zielt umgekehrt auf Fest-
setzungsmoglichkeiten flir zuséatzliche passive SchallschutzmalRnahmen
ab, mit denen ein héherer Schutzstandard verwirklicht werden kann.

38 Die Festsetzungen nach 89 Abs.1 Nr.24 BauGB kénnen auch neben-
einander getroffen werden. Art und Umfang der im Einzelnen erforderlichen
und zweckmaRigen Festsetzungen ergeben sich aus den Untersuchungen
und der Abwagung im Rahmen der Bebauungsplanung unabhéangig davon,
ob im Flachennutzungsplan Darstellungen nach 85 Abs.2 Nr.6 BauGB ent-
halten sind. Festsetzungen Uber bauliche und sonstige technische Vor-
kehrungen miussen konkret zu treffende MaRnahmen (z. B. Festsetzung eines
Mal3es fir die AuBenwandschalldammung) enthalten. Demnach ist die Fest-
setzung von Emissions- oder Immissionswerten (wie Flachenschallleistungs-
pegel oder sog. Zaunwerte) auf der Grundlage von 89 Abs. 1 Nr. 24 BauGB
nicht moglich. Unberldhrt bleiben differenzierende Festsetzungen nach
81 Abs.4 bis 9 BauNVO, bei denen u.a. das Emissionsverhalten als Mal3-
stab fur die Eigenschaft von Betrieben und Anlagen dienen kann. Die Fest-
setzungen kénnen unter den Voraussetzungen des 8175 Abs.2 BauGB
Grundlage fir die Anordnung von Geboten nach den §8 176ff. BauGB und
fir Nebenbestimmungen in diesen Geboten sein. Die Vorschriften des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes, des Bauordnungsrechts und sonstige
offentlich-rechtliche Vorschriften bleiben durch die Festsetzungen unbertihrt.

39 Schutzflachen sowie besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz
vor schadlichen Umwelteinwirkungen sollten nur vorgesehen werden, soweit
der Immissionsschutz nicht durch eine zweckmafige Anordnung und Gliede-
rung der Baugebiete und durch eine der Abschirmung dienende stadtebau-
liche Anordnung (z.B. geschlossene Randbebauung, Vorlagerung von weniger
larmempfindlichen Nutzungen oder Haustypen) gewahrleistet werden kann.

40 In besonderen Féllen besteht die Maoglichkeit der zeitlich befristeten
oder der aufschiebend bedingten Festsetzung von Baurecht (89 Abs.2
BauGB). Ein Beispiel fiir eine aufschiebend bedingte Festsetzung ist, dass eine
Wohnnutzung erst nach Fertigstellung einer Larmschutzwand zulassig ist. Eine
befristete Festsetzung dagegen sichert die Zulassigkeit einer Nutzung nur bis
zu einem bestimmten Zeitpunkt oder dem Eintritt bestimmter Umstande.
Sie ermoglicht so z.B. geregelte Zwischen- oder Restnutzungen. Die Folge-
nutzung soll festgesetzt werden.

41 Im Bebauungsplan kénnen auch Festsetzungen fiir einzelne Geschosse,
Ebenen oder sonstige Teile von baulichen Anlagen gesondert getroffen wer-
den (8 9 Abs. 3 BauGB). Hinsichtlich der Art der baulichen Nutzung ermdglicht
81 Abs.7 BauNVO innerhalb einer Baugebietskategorie weitere Differenzie-
rungen (s.a. Kapitel IV 4.3/11 Ausschluss, beschrankte Zulassung von Nut-
zungen und Anlagen). Griinde fiir derartige Festsetzungen kénnen sich z.B.
aus dem notwendigen Larmschutz (Anordnung stérungsunempfindlicher Nut-
zungen in den larmbetroffenen Geschossen oder Gebaudeteilen) oder daraus
ergeben, dass Einrichtungen mit starkem Besucherverkehr den éffentlichen
Verkehrsflachen zugeordnet werden sollen.

Befristete oder bedingte
Festsetzungen

Festsetzungen fiir
ubereinander liegende
Ebenen
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42 Die Gemeinden haben nach Art.81 Abs.2 S.1 BayBO die Maoglichkeit,
ortliche Bauvorschriften auch durch Bebauungspldne zu erlassen. Denk-
bar sind Vorschriften Gber die Erhaltung und Gestaltung des Ortsbildes, das
Verbot von Werbeanlagen, die Lage, GrélRe, Beschaffenheit, Ausstattung
und Unterhaltung von Kinderspielplatzen, die Zahl, Gré3e und Beschaffen-
heit von Stellplatzen, die Gestaltung der Platze fiir bewegliche Abfallbehalter,
von der Bauordnung abweichende Mal3e der Abstandsflachentiefen und
den Schutz von Bdumen auf den nicht Gberbaubaren Flachen der bebauten
Grundstlicke. Die Ermachtigungsgrundlage des Art. 81 BayBO in Verbindung
mit den Vorschriften des Baugesetzbuchs dient der Verwirklichung von orts-
gestalterischen — und ggf. bausicherheitsrechtlichen — Belangen unter sach-
gerechter Abwagung im konkreten Einzelfall.

43 Die Erlauterung zu Kennzeichnungen und nachrichtlichen Ubernahmen
im Flachennutzungsplan (s. a. Kapitel IV 4.2/27 ff. Kennzeichnungen) gelten fir
den Bebauungsplan entsprechend. In §9 Abs.6 BauGB sind die Denkmaler
nach Landesrecht sowie gemeindliche Regelungen zum Anschluss- und
Benutzungszwang ausdriicklich erwahnt; Bau- und Bodendenkmaler sowie
die Ensembles sollen nachrichtlich in den Bebauungsplan ibernommen wer-
den. Hierzu wird auf die (allerdings nicht abschlieRende) Denkmalliste ver-
wiesen (s.a. Kapitel lll 14/10ff. Denkmalschutz).

Gemal3 89 Abs. 5 BauGB sollen die Flachen gekennzeichnet werden, bei deren
Bebauung besondere bauliche Vorkehrungen gegen adufRere Einwirkungen
oder bei denen besondere bauliche Sicherungsmalinahmen gegen Natur-
gewalten, wie z.B. unkontrolliert abflieRendes Wasser oder hoch ansteigendes
Grundwasser, erforderlich sind. Die Erlauterungen zu Kennzeichnungen und
nachrichtlichen Ubernahmen im Flachennutzungsplan (s.a. Kapitel IV 4.2/27
Kennzeichnungen) gelten fir den Bebauungsplan entsprechend.

Die Regeln gemal} 89 Abs.6a BauGB (s.a. Kapitel IV 4.2/28 Nachrichtliche
Ubernahme) gelten auch im Bebauungsplan fiir die nachrichtliche Ubernahme
von festgesetzten Uberschwemmungsgebieten, Risikogebieten im Sinne
des § 76 Abs. 2 WHG und Risikogebiete auBerhalb von Uberschwemmungs-
gebieten sowie Hochwasserentstehungsgebieten im Sinne des §878b Abs. 1
WHG bzw. Vermerke von noch nicht festgesetzten Uberschwemmungs-
gebieten im Sinne des 8 76 Abs.3 WHG sowie als Risikogebiete bestimmte
Gebiete im Sinne des 873 Abs. 1 S.1 WHG.

44 Die Begrundung ist Grundlage fir die Beurteilung und die spatere
Realisierung des Bebauungsplans. Sie dient wahrend der Planaufstellung
der Unterrichtung der Offentlichkeit und der beteiligten Trager offentli-
cher Belange. Die Begriindung soll diesen erméglichen, mit sachbezogenen
Anregungen an der Planung mitzuwirken. Sie soll einerseits knapp und all-
gemein verstandlich gefasst sein. Andererseits miissen in ihr Ziel, Zweck
und die Auswirkungen der Planung gemal3 § 2a S.2 BauGB dargelegt wer-
den. Die Begriindung muss die Planung rechtfertigen, deren Erforderlichkeit
nachweisen und die einzelnen Festsetzungen und wesentlichen planeri-
schen Entscheidungen begriinden und nicht nur erlautern. Unter Darlegung
der wesentlichen Auswirkungen der Bauleitplanung sind alle Auswirkungen
gemeint, die sich aus der Planung und ihrem Vollzug ergeben. Anhaltspunkt
fir mogliche betroffene Belange kann die Liste unter 81 Abs. 6 BauGB sein.
Zur Begriindung einzelner planerischer Entscheidungen ist es oft erforder-
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lich, die Ergebnisse der Grundlagenermittlung aufzufiihren (z.B. Angaben zu
Bevolkerungsentwicklung, vorhandenen Infrastruktureinrichtungen, etc.). Die
Begriindung soll die Zielrichtungen der einzelnen getroffenen Festsetzungen
klar erkennen lassen, wodurch sich im Vollzug, wenn es z.B. um die Erteilung
einer Befreiung gemal § 31 Abs. 2 BauGB geht, einfach entscheiden lasst, ob
Grundziige der Planung berihrt sind oder nicht. In der Begriindung sind auch
die wesentlichen Auswirkungen der Planung darzulegen (89 Abs.8 BauGB
und § 2a BauGB).

In der Regel beinhaltet die Begriindung:

den Anlass der Planung und die mit den Festsetzungen verfolgten Ziele
und Zwecke,

die Einordnung der Planung in die Ziele der Raumordnung (8 1 Abs. 4
BauGB),

Erlauterung zum Umgang mit den fachlich einschlagigen Grundsatzen
der Raumordnung,

die Entwicklung der Planung aus dem Flachennutzungsplan (8 8 Abs. 2
bis 4 BauGB) sowie gegebenenfalls die Ableitung aus einem Entwi-
cklungs- oder Rahmenplan,

eine Beschreibung der Ausgangssituation,
eine Beschreibung der wesentlichen Grundziige der Planung,

die in Betracht gezogenen Alternativen, insbesondere fiir den Stand-
ort von Anlagen und Einrichtungen, die zentrale Funktion haben oder
besondere Anforderungen an die ErschlieBung oder den Immissions-
schutz stellen,

die mal3geblichen Grinde fir die Abwagung (81 Abs.7 BauGB); eine
besonders sorgfaltige Begriindung ist erforderlich, wenn von wesent-
lichen Planungsgrundsétzen (s.a. Kapitel Il 0/3 Abwagung) abgewichen
werden musste oder wenn gewichtigen o6ffentlichen Belangen nicht
Rechnung getragen werden konnte, wie sie vor allem in den Stellung-
nahmen der beteiligten Trager Offentlicher Belange zum Ausdruck
gekommen sind,

MalRnahmen, die zur Verwirklichung des Bebauungsplans alsbald
getroffen werden sollen oder fiir die der Bebauungsplan die Grundlage
bilden soll, wie z.B. bodenordnende MafSnahmen (88 45ff. BauGB) und
die Herstellung von ErschlieBungsanlagen (88 123ff. BauGB),

Vorstellungen zur Vermeidung oder Milderung nachteiliger Auswirkungen,
wenn zu erwarten ist, dass die Verwirklichung des Bebauungsplans sich
nachteilig auf die persénlichen Lebensumstédnde der in dem Gebiet woh-
nenden oder arbeitenden Menschen auswirken wird (8§ 180 BauGB),

die finanziellen Auswirkungen, die sich fur die Gemeinde aus den vor-
gesehenen MalRnahmen voraussichtlich ergeben, insbesondere die
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Uberschlagig ermittelten ErschlieBungskosten (ggf. auch Kosten fiir
Ausgleichsmalnahmen) (s.a. Kapitel lll 2/16 Eingriffe in Natur und Land-
schaft, Kapitel Ill 1/10f. Kosten und Kapitel IV 2/13 ErschlieBungskosten,
Folgekosten),

die vorgesehene Finanzierung, ohne dass jedoch die Gemeinde im Rah-
men der Begriindung des Bebauungsplans zu einer eigenen Finanz-
planung verpflichtet ist; es gentigt die Bezugnahme auf die gemeindliche
Investitionsplanung oder in einfachen Fallen die Darlegung, dass die
Bereitstellung der erforderlichen Mittel aus dem Haushalt erwartet wer-
den kann.

In die Begriindung kénnen auch weitere, zum Verstandnis der Festsetzungen
beitragende Angaben aufgenommen werden.

45 Der Umweltbericht, soweit erforderlich, ist Bestandteil der Begrindung
(s.a. Kapitel IV 4.4 Inhalt des Umweltberichts). Ist ein Umweltbericht nicht not-
wendig (z.B. vereinfachtes Verfahren), so sind die Umweltbelange wie alle
anderen relevanten Belange in der Begriindung als wesentliche Auswirkungen
darzulegen.

46 Die Begriindung einschlieBlich des Umweltberichts nimmt am Auf-
stellungsverfahren teil; sie ist gemal § 3 Abs.2 BauGB zusammen mit dem
Entwurf des Bebauungsplans 6ffentlich auszulegen.

47 Dem Bebauungsplan ist bei der Bekanntmachung nach § 10a BauGB
eine zusammenfassende Erklarung beizufligen dartiber, wie die Umwelt-
belange und die Ergebnisse der Offentlichkeits- und Behérdenbeteiligung
berlcksichtigt wurden und aus welchen Griinden der Plan nach Abwé&gung
der Alternativen gewahlt wurde. Bei Planaufstellungen im vereinfachten
oder beschleunigten Verfahren gemal3 83813, 13a und 13b BauGB wird auf
die zusammenfassende Erklarung verzichtet (s.a. Kapitel V 3 Vereinfachtes
Verfahren, V 4.1 Beschleunigtes Verfahren der Innenentwicklung und V 4.2
Beschleunigtes Verfahren am Ortsrand).

4.4 Inhalt des Umweltberichts

Der Umweltbericht dient der Beschreibung und Bewertung der Umwelt-
belange. Er ist eigenstéandiger Bestandteil der Begriindung. Als systematische
Darstellung der Umweltaspekte dient er der Optimierung der Abwéagungs-
unterlagen, aber auch der Information der Offentlichkeit und der Behérden.
Gemald Anlage 1 zu 82 Abs.4, 82a und 84c BauGB muss er folgendes
beinhalten:

1 Einleitung mit folgenden Angaben:

Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele des Bauleit-
plans, einschlieBlich einer Beschreibung der Festsetzungen des Plans
mit Angaben Gber Standorte, Art und Umfang sowie Bedarf an Grund
und Boden der geplanten Vorhaben (Sie soll der Offentlichkeit und den
Behorden eine Vorstellung Gber Standort, Art und Umfang der Pla-
nung vermitteln. Liegt in der Begriindung bereits eine entsprechende
Beschreibung vor, so genlgt es, darauf zu verweisen.),
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Darstellung der in einschlagigen Fachgesetzen und Fachplanen fest-
gelegten Ziele des Umweltschutzes, die fir die Bauleitplanung von
Bedeutung sind, und der Art, wie diese Ziele und die Umweltbelange
bei der Aufstellung des Bauleitplans bertcksichtigt wurden (Damit soll
die Wertung zwischen den konkreten stadtebaulichen und den umwelt-
fachlichen Zielen transparent gemacht werden. Unter Fachgesetzen
und Fachplanen sind in der Regel Plane nach 81 Abs.6 Nr.7g BauGB
(Landschaftsplane und Plane des Wasser-, Abfall- und Immissions-
schutzrechts) zu verstehen. Ihre Ziele kénnen als Bewertungsmal3stab
herangezogen werden.).

Beschreibung und Bewertung der erheblichen Umweltauswirkungen,

mit Angabe der:

Bestandsaufnahme des derzeitigen Umweltzustands (Basisszenario)
und der Umweltmerkmale der voraussichtlich erheblich beeinflussten
Gebiete (Hierfir kénnen auch Bestandsaufnahmen umweltrelevanter
Fachplanungen herangezogen werden, sofern sie geeignet und hin-
reichend aktuell sind.),

Prognose Uber die voraussichtliche Entwicklung des Umweltzustands
bei Nichtdurchfihrung der Planung, soweit diese Entwicklung gegen-
Uber dem Basisszenario mit zumutbarem Aufwand auf der Grundlage
der verfiigbaren Umweltinformationen und wissenschaftlichen Erkennt-
nissen abgeschatzt werden kann,

Prognose Uber die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchfiihrung
der Planung unter Berlcksichtigung, soweit moglich, der erheblichen
Auswirkungen wahrend der Bau- und Betriebsphase der geplanten
Vorhaben auf die Belange nach 81 Abs.6 Nr.7 Buchst. a bis i BauGB
nach Maligabe der in Anlage 1 Nr.2 Buchst. b genannten Kriterien
(Neben der Ermittlung des Sachverhalts spielen hierbei auch die Wahl
der Methodik und die Schliissigkeit der Begriindung eine wesentliche
Rolle. Die Ermittlung bezieht sich nur auf die vorhersehbaren Umwelt-
auswirkungen. Es missen keine komplexen Zukunftsbetrachtungen
angestellt werden, vielmehr soll sie sich an vernlinftigem planerischem
Ermessen orientieren. Berlcksichtigung sollen direkte und etwaige
indirekte, sekundare, kumulative, grenziiberschreitende, kurz-, mittel-
und langfristige, stdndige oder voriibergehende sowie positive oder
negative Auswirkungen der geplanten Vorhaben finden. Den Umwelt-
schutzzielen auf der Ebene der Europaischen Union oder auf Bundes-,
Landes- oder kommunaler Ebene ist Rechnung zu tragen.),

geplanten MaRnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich
erheblicher nachteiliger Umweltauswirkungen sowie ggf. geplanten
UberwachungsmaRRnahmen (Die in der Umweltpriifung erfassten Daten
liefern auch die Grundlage fiir die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung
(s.a. Kapitel Ill 2/16 Eingriffe in Natur und Landschaft).),

in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmadglichkeiten (Die Ver-
pflichtung zur Prafung von Alternativen beschréankt sich im Regelfall
auf andere Losungsmoglichkeiten innerhalb des Geltungsbereichs der
Planung.),
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erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf die Belange nach 81 Abs. 6
Nr. 7 Buchst. a bis d und i BauGB, die aufgrund der Anfalligkeit der nach
dem Bebauungsplan zuldssigen Vorhaben fiir schwere Unfélle oder
Katastrophen zu erwarten sind.

3 Zusatzliche Angaben:

Beschreibung der wichtigsten Merkmale der verwendeten technischen
Verfahren bei der Umweltpriifung sowie Hinweise auf Schwierigkeiten,
die bei der Zusammenstellung der Angaben aufgetreten sind, z.B. tech-
nische Licken oder fehlende Kenntnisse,

Beschreibung der geplanten MaBnahmen zur Uberwachung der erheb-
lichen Auswirkungen der Durchflihrung des Bauleitplans auf die Umwelt,
das Monitoring (Die Beschreibung des geplanten Monitoringkonzeptes
ermoglicht es, die Offentlichkeit und die Behérden hierbei einzubeziehen
(s.a. Kapitel V 8 Monitoring).),

allgemein verstandliche Zusammenfassung der erforderlichen Angaben
des Umweltberichts (Sie soll es der Offentlichkeit ermdglichen, sich zu
informieren und ihre Betroffenheit festzustellen.),

Referenzliste der Quellen, die flir die im Bericht enthaltenen Beschrei-
bungen und Bewertungen herangezogen wurden.

Die Reihenfolge kann als Gliederung dienen, ist aber nicht zwingend. Ausfiihr-
liche Hinweise zur Erstellung des Umweltberichts sind der Broschiire ,Der
Umweltbericht in der Praxis — Leitfaden zur Umweltprifung in der Bauleit-
planung” zu entnehmen (vgl. Anhang D), die auch nach der Anderung des
BauGB durch das Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 2014/52/EU im Stadte-
baurecht und zur Starkung des neuen Zusammenlebens in der Stadt weiterhin
als Arbeitshilfe genutzt werden kdnnen. Mal3gebend sind jedoch die in Anlage
1 zum BauGB genannten Kriterien flir die Umweltprifung.

5 Form und technische Herstellung der Bauleitpldne

5.1 Grundsatzliches

1 Die Bauleitplane sind Grundlage fir den baurechtlichen Vollzug und
mussen daher bestimmten formalen Anforderungen genigen. Sie sollen
dartber hinaus auch fir den an der Planung Beteiligten oder den von ihr
betroffenen Blirgerinnen und Blrgern leicht lesbar sein und eine moglichst
anschauliche Grundlage fir die Erorterung stadtebaulicher Fragen in der
Offentlichkeit und im Gemeinderat bieten. Vorschriften tiber die Ausarbeitung
der Bauleitplane und die Darstellung des Planinhalts enthélt die Planzeichen-
verordnung 1990 (PlanzV 90).

2 Als Grundlage fiir Bauleitplane sind gemal3 81 Abs.1 PlanzV Karten
zu verwenden, die in Genauigkeit und Vollstandigkeit den Zustand des Plan-
gebiets in einem flr den Planinhalt ausreichenden Grad erkennen lassen. Die
Beachtung der Topographie (insbesondere der Héhenverhaltnisse) ist in der
Bauleitplanung unerlasslich. Die Kartengrundlage soll daher Hohenlinien oder


https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__1.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__1.html
http://www.gesetze-im-internet.de/planzv_90/__1.html

bei wenig bewegtem Gelande Hohenpunkte enthalten (s.a. Kapitel IV 5.3/5
Hoéhenangaben).

3 Wegen der zahlreichen Vorteile gegentiber der traditionellen Zeichnung
auf Papier wird eine digitale Ausarbeitung der Bauleitplane mittels CAD- oder
GIS-Programmen (GIS = Geographisches Informationssystem) empfohlen
(s.a. Kapitel IV 5.4/6 Planfassungen im digitalen Format). Zur digitalen Aus-
arbeitung kdnnen Geobasisdaten als Datengrundlage verwendet werden: Die
Digitale Flurkarte (DFK) der staatlichen Amter fiir Digitalisierung, Breitband
und Vermessung liegt seit 2004 sowohl im Rasterformat als auch im Vektor-
format vor. Diese wird tagesaktuell fortgefiihrt.

Digitale Héhenlinien sind flachendeckend fiir Bayern nur im Rasterformat ver-
figbar (Digitale Hohenlinienkarte). Die Hohenlinien werden aus einem Alt-
datenbestand abgeleitet, dessen Aktualitat nicht einheitlich ist. Am Landesamt
far Digitalisierung, Breitband und Vermessung (LDBV) stehen weiterhin auch
Daten des Digitalen Gelandemodells (DGM) im ASCII-Textformat oder Vektor-
format zur Verfigung, deren Aktualitat jeweils von der letzten Datenerfassung
abhangt. Aus diesen Daten kénnen GIS-Anwender ebenfalls Héhenlinien
ableiten. AuBerdem sind die Daten der Tatsachlichen Nutzung (TN) bei den
Amtern fur Digitalisierung, Breitband und Vermessung im Datenformat Shape
verfigbar. Dieser Datensatzist Teil des ALKIS®-Grunddatenbestandes und
stellt die aktuelle Bodennutzung ALKIS-konform dar. Der TN-Datensatz kann
verwendet werden z.B. als Datengrundlage fiir die Bestandserhebung zur
Erstellung von Flachennutzungsplanen. Fir Planungen eignen sich auch die
Daten der Digitalen Planungskarte im Mal3stab 1:5.000, die aus der DFK mit
reduziertem Karteninhalt abgeleitet sind, die Digitalen Orthofotos (DOP; Luft-
bilder) oder die Digitalen Topographischen Karten (DTK).

Geobasisdaten sind unter geoportal.bayern.de/geodatenonline/ oder beim
ortlich zustandigen Amt fir Digitalisierung, Breitband und Vermessung zu
beziehen. Dort kénnen auch analoge Ausgaben der Geobasisdaten in Farbe
und mit anderen Daten kombiniert auf Papier erstellt werden. Neben den Geo-
basisdaten gewinnen aber auch Geodatendienste immer mehr an Bedeutung,
die z.B. als WMS-Dienste in GIS-Systeme eingebunden werden, um Fach-
informationen darzustellen.

5.2 Form des Flachennutzungsplans

1 Der Flachennutzungsplan ist in der Regel fiir das ganze Gemeindegebiet
in einer Planzeichnung zusammenzufassen. Es kann jedoch zweckmal3ig
sein, Teile des Gemeindegebiets (z.B. einzelne Siedlungsbereiche) gesondert,
gegebenenfalls in einem gréleren Mal3stab, darzustellen. Sachliche Teile,
die den Inhalt des Flachennutzungsplans ergénzen (z.B. Landschaftsplan, ein
Verkehrs- oder Schallimmissionsplane), kénnen in einer besonderen Plan-
zeichnung als Bestandteil des Flachennutzungsplans oder ggf. anderweitig
dargestellt werden. In den Fldchennutzungsplan sind Hinweise auf derartige
Planzeichnungen und ggf. deren rechtliche Stellung zum Flachennutzungsplan
aufzunehmen.

2 Zum Flachennutzungsplan kénnen auch erlauternde Beiplane und Uber-
sichten erstellt werden. Sie sind allerdings nicht Bestandteil des Flachen-
nutzungsplans. Sie sollten der Begriindung beigefligt werden.

Digitale Flurkarten (DFK)
und Geobasisdaten

Planunterlagen

Beipléne

149



MaRstab

Aktualisierung der
Plangrundlagen

Planzeichenerklarung,
Legende

Sonstige Angaben
auf dem Flachen-
nutzungsplan

150

3 Ausreichende Genauigkeit als Plangrundlage fiir den Flachennutzungs-
plan bietet in der Regel nur die amtliche Flurkarte im Malstab 1:5.000 (s.a.
Kapitel IV 5.1/3 Digitale Flurkarten (DFK) und Geobasisdaten). In besonderen
Féllen (z.B. bei groReren Gemeindegebieten oder gemeinsamen Flachen-
nutzungsplanen mehrerer Gemeinden) kénnen Verkleinerungen dieser Flur-
karte, vor allem auf den Mal3stab 1:10.000, zweckmaRig sein. Die Genauigkeit
der Kartengrundlage muss dabei aber erhalten bleiben. Ausdrucke auf Papier
von digital erstellten Planen missen noch einwandfrei lesbar sein. Erforder-
liche Nachtrage in der Kartengrundlage sind — bei analoger Bearbeitung -
moglichst im Originalmal3stab vorzunehmen. Weitergehende Verkleinerungen
oder Karten mit kleinerem Mal3stab (z.B. Mal3stab 1:25.000) sind als Grund-
lage fir den Flachennutzungsplan im Allgemeinen nicht ausreichend. Sie
kommen nur bei Gemeinden mit ausgedehnten landwirtschaftlichen Flachen,
Waldern oder Felsregionen in Betracht, wenn die bebauten und zur weiteren
baulichen Entwicklung vorgesehenen Ortsteile gesondert in groRerem Mal3-
stab dargestellt werden. Trotz der erheblich genaueren Darstellungsmaglich-
keit im digitalen Flachennutzungsplan gilt weiterhin der Grundsatz, dass darin
Darstellungen von Flachen nicht parzellenscharf bestimmt sind.

4 Far die gesonderte Darstellung der bebauten Ortsteile auf einer zusatz-
lichen Planzeichnung haben sich die MaRRstédbe 1:2.500 und 1:5.000 (zuséatz-
lich zur Darstellung des gesamten Gemeindegebiets im Mal3stab 1:10.000,
ausnahmsweise 1:25.000) als zweckmal3ig erwiesen. Werden sachliche Teile
des Flachennutzungsplans, wie z.B. der Landschaftsplan, gesondert dar-
gestellt, so soll das moglichst im Malstab der Planzeichnung fiir das gesamte
Gemeindegebiet erfolgen.

5 Die Angaben der amtlichen Karte Gber Bebauung, Verkehrswege,
Gewasser, landwirtschaftliche Flachen und Wald, Abgrabungen und andere
fur die Planung wesentliche Merkmale sind auf den aktuellen Stand zu brin-
gen. Durch die flachendeckenden digitalen Flurkarten ist eine aktuelle Fas-
sung weitgehend gewahrleistet, sollte jedoch trotzdem tberprift werden. Bei
langer Dauer des Planaufstellungsverfahrens kann zu einem spéteren Zeit-
punkt jedoch eine Ergadnzung erforderlich werden. Vermessungstechnische
Genauigkeit ist bei Nachtragen fiir den Flachennutzungsplan nicht unbedingt
erforderlich. Fur die Ergdnzung der Kartenblatter haben sich entzerrte Luft-
bilder im Malstab und Blattschnitt der Karten oder die amtlichen Luftbild-
karten als zweckmalig erwiesen (s.a. Kapitel IV 3/14 Luftbilder).

6 Die verwendeten Planzeichen sind im Bauleitplan zu erklaren (82 Abs. 4
PlanzV 90). Die Planzeichenerklérung ist Teil des Flachennutzungsplans und
auf der Planunterlage fir das gesamte Gemeindegebiet anzubringen. Zur
Erleichterung der Ubersicht bietet es sich an, die Planzeichen in der Reihen-
folge der Anlage zur PlanzV 90 zu erklaren. Sofern topographische Angaben
der Kartengrundlage (z.B. Hohenlinien, bestehende Bebauung) erlautert wer-
den, sind sie unter der Uberschrift ,Hinweise” aufzufiihren. Es empfiehlt sich,
eine Ubersichtskarte, aus der die Lage der Gemeinde in der Region ersichtlich
ist (z.B. im Mal3stab 1:50.000), auf der Planzeichnung anzubringen oder in die
Begriindung aufzunehmen.

7 Der Plan soll im Ubrigen noch folgende Angaben enthalten:

Bezeichnung ,Flachennutzungsplan der Gemeinde/Stadt...”,


https://www.gesetze-im-internet.de/planzv_90/__2.html
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Datum der Planausarbeitung (nicht der verfahrensmafigen Aufstellung)
durch den Planer,

Datum der letzten Anderung oder Ergéanzung durch den Planer,
Name und Unterschrift des Planers,
Mal3stab und Nordpfeil; dieser zeigt grundsatzlich nach oben,

Verfahrensvermerke (entsprechend Kapitel IV 5.4/1 Verfahrensvermerk
fur Bauleitplane).

5.3 Form des Bebauungsplans

1 Der Bebauungsplan soll in der Regel einschlieBlich der textlichen Fest-
setzungen auf einer Planunterlage zusammengefasst werden. Einzelne Fest-
setzungen kénnen auf zusatzlichen Planzeichnungen als Bestandteil des
Bebauungsplans gesondert getroffen werden (z.B. Festsetzungen (ber die
Hoéhenlage der Verkehrsflachen in Langen- und Querprofilen nach 89 Abs. 3
S. 1 BauGB, Festsetzungen in Grund- und Aufriss nach §9 Abs. 3 S. 2 BauGB
und Festsetzungen Uber die auf Landesrecht beruhenden Regelungen nach
89 Abs. 4 BauGB). Diese Plane sind entsprechend zu kennzeichnen. Auf einer
eigenen Planzeichnung kénnen auch die Festsetzungen zur Grinordnung und
ggf. anderer Fachbereiche getroffen werden. Die Teile des Bebauungsplans
erhalten dann die entsprechende Bezeichnung, z.B. ,Griinordnung”.

2 Zum Bebauungsplan kénnen auch erlauternde Beiplane und Ubersichten
erstellt werden. Sie sind allerdings nicht Bestandteil des Bebauungsplans und
sollten der Begrindung beigefiigt werden. Als Beipldne zum Bebauungs-
plan kommen z.B. Karten und Plane Gber Besitzverhaltnisse, Geldndeschnitte,
Zustand der Gebaude, Wasser- und Léschwasserversorgung sowie Abwasser-
einschlieBlich Niederschlagswasserentsorgung, Bauabschnitte und Boden-
ordnung in Betracht.

3 Der Bebauungsplan wird in der Regel im Mal3stab 1:1.000 ausgearbeitet.
Als Grundlage ist in erster Linie die amtliche Flurkarte (Digitale Flurkarte DFK)
geeignet, die die Grundstiicksgrenzen und den aktuellen Gebaudebestand
enthélt; in Einzelfallen ist ggf. der Gebadudebestand nachzutragen. Der Mal3-
stab 1:2.500 soll nur in Ausnahmeféllen fiir Bebauungspldne verwendet
werden, die Uberwiegend Festsetzungen fiir Freiflachen enthalten. Wenn
besondere differenzierte Festsetzungen getroffen werden sollen oder in dicht
bebauten Gebieten (z.B. Sanierungsgebiete) geplant wird, kann ein gréRerer
Malstab (z.B. 1:500) zweckmaRig sein.

4 Der Bebauungsplan muss Angaben Uber die Grenzen und Bezeichnun-
gen der Flurstiicke in Ubereinstimmung mit dem Liegenschaftskataster, die
vorhandenen baulichen Anlagen sowie die Stral3en, Wege und Platze ent-
halten (8 1 Abs. 2 PlanzV 90). In besonderen Fallen kann es erforderlich sein,
fir die Grenzen des raumlichen Geltungsbereichs oder flir einzelne, fir die
Planung bedeutsame Grenzen rechtzeitig beim Vermessungsamt eine amt-
liche Vermessung und die entsprechende Berlcksichtigung und Ergadnzung
der Kartengrundlagen zu beantragen. Im Einzelfall (z.B. bei langer Plan-
bearbeitungsdauer) kann es darliber hinaus notwendig werden, die Bebauung

Planunterlagen

Beipléne

MaRstab

Angaben zu Flurstiicken
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in der Planzeichnung nach den Lageplanen der Baugenehmigungsunterlagen
nachzutragen.

5 Hoéhenangaben sind im Bebauungsplan unerlasslich. Bei Neigungen
von mehr als 5% sind 1m- bis 2,50 m-Héhenlinien einzutragen, die bei
digitaler Planerstellung aus dem Digitalen Gelandemodell (DGM) des LDBV
abgeleitet werden kénnen (s.a. Kapitel IV 5.1/3 Digitale Flurkarten (DFK) und
Geobasisdaten). Die im Rasterformat verfligbaren Hohenlinienkarten der
Vermessungsverwaltung liegen im Mal3stab 1:5.000 vor; sie reichen nur bei
einfachen topographischen Verhéltnissen aus und miissen daher Gberprift
werden.

Zusatzlich sollten grundsétzlich Hohenpunkte besonders an den Stral3enver-
kehrsflachen angegeben werden. Wenn die Planung durch die Gelandever-
héltnisse besonders beeinflusst wird, ist eine eigene vermessungstechnische
Hoéhenaufnahme durchzufiihren. Bei gro3en Gebieten kann hierzu eine
fotogrammetrische Héhenbestimmung aufgrund einer Befliegung zweck-
malig sein. Die hierzu erforderliche fachtechnische Beratung gibt das 6rtlich
zustandige Vermessungsamt.

6 Kartengrundlage und Planzeichnung des Bebauungsplans sollen so
genau sein, dass sich die Festsetzungen widerspruchsfrei und mit der dem
Mal3stab der Planzeichnung entsprechenden Genauigkeit auf die 6rtlichen
Verhaltnisse Uibertragen lassen. Dabei ist vor allem bei einem grofRen Planum-
griff auf MaRanderungen zu achten, die sich durch die Reproduktion oder
Veranderungen der Zeichengrundlage ergeben kénnen. Besonders wich-
tige Festsetzungen (z. B. Breiten von Verkehrsflachen und Abstande von Bau-
grenzen) sollten vermasst werden; in Zweifelsfallen geht die MalRangabe der
zeichnerischen Darstellung vor.

7 Als gemeindliche Satzung enthalt der Bebauungsplan neben der Plan-
zeichnung auch einen Textteil. Dieser wird zweckmalig folgendermalien
gegliedert:

Praambel

In der Prdambel sind der Satzungsbeschluss der Gemeinde unddie
Rechtsgrundlagen des Bebauungsplans und der Festsetzungen
anzufhren.

Festsetzungen durch Text und Planzeichen

Die textlichen Festsetzungen sind eindeutig und moéglichst knapp abzu-
fassen. Sie werden nummeriert. Es ist zweckmafig, die durch §9 BauGB
vorgegebene Reihenfolge einzuhalten. Die verwendeten Planzeichen,
mit denen Festsetzungen des Bebauungsplans gemal §9 Abs. 1 bis 4
und 7 BauGB getroffen werden, sind zweckmalRiger Weise in Form einer
Legende kurz zu erlautern (z.B. WA; Allgemeines Wohngebiet gemal3 84
BauNVO). Die Erlduterung sollte der Reihenfolge der Anlage zur PlanzV
90 folgen.

Kennzeichnungen

Kennzeichnungen nach 8 9 Abs.5 BauGB sollen im Bebauungsplan vor
allem darauf aufmerksam machen, dass die dort genannten Tatbestéande
(besondere Gefédhrdung durch dul3ere Einwirkungen und Naturgewalten,
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durch Bergbau oder durch umweltgefdhrdende Stoffe im Boden) sorg-
faltig zu prifen sind (s.a. Kapitel IV 4.2/36 Kennzeichnungen und Kapitel
IV 4.3/43 Kennzeichnungen, nachrichtliche Ubernahme, Vermerk).

Nachrichtliche Ubernahmen

Hier sind die gemal §9 Abs.6 und Abs.6a BauGB zu (ibernehmenden
Festsetzungen nach anderen gesetzlichen Vorschriften textlich wiederzu-
geben oder die Planzeichen zu erklaren, mit denen solche Festsetzungen
sowie Bodendenkmaler, Baudenkmaéler und Ensembles im Plan
bezeichnet sind (s.a. Kapitel IV 4.2/27 Nachrichtliche Ubernahme und
Kapitel IV 4.3/43 Kennzeichnungen, nachrichtliche Ubernahme, Vermerk).

Hinweise

Hinweise sind sonstige zum Verstandnis wichtige Erklarungen oder
Eintragungen, die nicht Festsetzungen, nachrichtliche Ubernahmen
oder Kennzeichnungen sind. Zu den Hinweisen zdhlen z.B. Angaben
Uber Grundsticksgrenzen, Flurnummern, Angaben zur Sicher-
stellung des Brandschutzes, Baubestand und weitere topographische
Gegebenheiten.

Es empfiehlt sich, einen Ubersichtsplan in die Planzeichnung aufzunehmen,
der die Lage des Plangebiets in der Gemeinde zeigt.

8
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1

Der Plan soll im Ubrigen noch folgende Angaben enthalten:
Stand der Kartengrundlage (Monat, Jahr),

Bezeichnung (z.B. ,Bebauungsplan Nr. der Stadt/Gemeinde fir das
Gebiet “),

Datum der Planausarbeitung (nicht der verfahrensmafigen Aufstellung)
durch den Planer,

gegebenenfalls Datum der letzten spateren Anderung oder Erganzung
durch den Planer,

Name und Unterschrift des Planers,

MaRstab und Nordpfeil; dieser zeigt wie bei den amtlichen Karten
grundsatzlich nach oben,

Verfahrensvermerke entsprechend nachfolgendem Absatz.
Erganzende Hinweise

Der Flachennutzungsplan bzw. Bebauungsplan wird mit einem Ver-

fahrensvermerk versehen. Ein Formulierungsvorschlag fir den Vermerk
befindet sich im Anhang A.

Die Verfahrensvermerke sind auf den Exemplaren der Bauleitplane anzu-
bringen, die bei Gemeinde, Landratsamt und Regierung sowie gegebenen-
falls beim Vermessungsamt und Finanzamt (s.a. Kapitel V 2.13/4 Einsicht und
Auskunft fur jeden) hinterlegt werden. Fir diese Hinterlegung kénnen auch

Sonstige Angaben auf
dem Bebauungsplan

Verfahrensvermerk fir
Bauleitpléane
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ausgeplottete oder druck- oder fototechnisch vervielfaltigte Planfertigungen
verwendet werden, auf denen die notwendigen Verfahrensvermerke vor der
Vervielfaltigung eingefligt wurden.

2 Bei der Anderung von Bauleitplanen ist darauf zu achten, dass die den
Anderungen vorausgegangenen Planfassungen fir die Biirgerinnen und Bir-
ger, den Gemeinderat, die Trager offentlicher Belange und die Genehmi-
gungs-/Aufsichtsbehoérde im Vergleich zur Neufassung zweifelsfrei erkennbar
bleiben (z.B. durch Duplikate, Deckblatter, Hinweise oder Vermerke auf der
Letztfassung).

3 Auch wenn die Planzeichenverordnung neben der Farbdarstellung die
Schwarz-Weil3-Darstellung zulasst, sind Farbfassungen wegen ihrer besse-
ren Lesbarkeit vorzuziehen. In aller Regel wird bei den zur Aufbewahrung
bei Gemeinde, Landratsamt, Regierung und Vermessungsamt bestimmten
Ausfertigungen sowie bei den fiir die Offentlichkeitsbeteiligung und die
Behandlung in der Gemeinde bestimmten Planentwirfen auf eine Farbdar-
stellung ohnehin nicht verzichtet werden kénnen. Fir die Beteiligung der
Behorden und der sonstigen betroffenen Trager 6ffentlicher Belange kénnen
bei wenig komplexen Planinhalten Schwarz-Weil3-Darstellungen ausreichen,
wodurch beim Versand in Papierformat die Kosten fiir Farbkopien oder -aus-
drucke gespart werden kénnen.

4 Es muss immer sorgféltig darauf geachtet werden, dass die im Ver-
fahren und im praktischen Vollzug befindlichen Vervielfaltigungen bzw. Aus-
drucke jeweils den letzten Planungsstand enthalten. Den Gemeinden wird
deshalb die deutliche Kennzeichnung des jeweiligen Verfahrensstands auf
den Planen und die Fiihrung und standige Fortschreibung einer Empfénger-
liste empfohlen. Den beteiligten Stellen sollte nach Abschluss des Verfahrens
eine Reproduktion des wirksam gewordenen bzw. in Kraft getretenen Bauleit-
plans oder Deckblatts mit den erfolgten Anderungen und Erganzungen zur
Verfliigung gestellt werden. Bei digitaler Planerstellung bietet sich der Versand
einer Fassung in einem géngigen Datenformat an (z.B. PDF).

5 Die zur Aufbewahrung bei Gemeinde, Landratsamt und Regierung
bestimmten Ausfertigungen der Bauleitpldne sollen wegen ihres Urkunden-
charakters in geeigneter Weise dauerhaft hergestellt werden.

6 Durch die Verfligbarkeit der Digitalen Flurkarte (DFK) der staatlichen
Amter fir Digitalisierung, Breitband und Vermessung und der Nutzung von
CAD-Programmen und Geoinformationssystemen (GIS) ist eine Erstellung der
Bauleitpléne in digitaler Form zweckmaRig. Sie bietet eine Reihe von Vorteilen
beim Import von Informationen aus anderen Quellen, bei der Anderung der
Planung und im Verfahrensablauf sowie zur Datenlibernahme in das Raum-
ordnungskataster (ROK) entsprechend der Mitteilungs- und Auskunftspflicht
nach Art. 30 BayLplG.

Bei der digitalen Erstellung ist zu beachten, dass eine Urkunde (in Papier-
form) existieren muss, die Verfahrensvermerke enthalt. Eine Datei oder Kopie
genigt der Nachweisfunktion nicht.

7 Am 5. Oktober 2017 hat der IT-Planungsrat, ein Gremium zur Koordi-
nierung der Zusammenarbeit von Bund und L&ndern in Fragen der Informa-


https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayLplG-30

tionstechnik, die Standards , XPlanung” und ,XBau” zu nationalen IT-Standards
erklart. Das Datenaustauschformat XPlanung unterstiitzt den verlustfreien
Austausch von Bauleit-, Raumordnungs- und Landschaftsplanen zwischen
unterschiedlichen IT-Systemen sowie die internetgestutzte Bereitstellung von
Planen und ermaoglicht so die planiibergreifende Auswertung und Visualisie-
rung von Planinhalten. Die Einfiihrung dieser Standards eréffnet hohe Poten-
ziale, Verwaltungsvorgange im Bereich der raumbezogenen Planung effektiver
und kostengltinstiger zu gestalten sowie qualitativ zu verbessern. Ein verlust-
freier Datenaustausch zwischen den verschiedenen Planungsebenen und den
unterschiedlichen o6ffentlichen und privaten Planungsakteuren wéahrend des
Planungsprozesses wird erleichtert. Nahere Informationen zu XPlanung sind
im Internet unter www.xplanung.de zu finden.

8 Die Moglichkeit, digitale Plane und Planentwd(rfe im Internet zur Ver-
figung zu stellen, eréffnet neue Chancen fir die Information und Beteiligung
der Offentlichkeit, der Behdérden sowie der sonstigen Trager 6ffentli-
cher Belange. 84a Abs.4 BauGB wurde durch das Gesetz zur Umsetzung
der Richtlinie 2014/52/EU im Stadtebaurecht und zur Starkung des neuen
Zusammenlebens in der Stadt dahingehend geéandert, dass bei der 6ffent-
lichen Auslegung nach 8 3 Abs.2 BauGB (die weiterhin auch in Papierform
erforderlich ist) der Inhalt der ortsiiblichen Bekanntmachung und die nach
83 Abs. 2 S. 1 BauGB auszulegenden Unterlagen nunmehr zwingend zuséatz-
lich in das Internet einzustellen und Gber ein zentrales Internetportal des Lan-
des zuganglich zu machen sind. Unterbleibt dies, hat dies die Fehlerhaftigkeit
des Bebauungsplans zur Folge; die Verletzung der Verfahrensvorschrift des
§4a Abs.4 S.1 BauGB ist jedoch nur dann beachtlich, soweit der Inhalt der
Bekanntmachung und die auszulegenden Unterlagen zwar in das Internet ein-
gestellt, aber nicht Gber das zentrale Internetportal des Landes zuganglich
sind, § 214 Abs.1 S. 1 Nr. 2e) BauGB.

9 Die Stellungnahmen der Behérden und der sonstigen Trager offentli-
cher Belange kénnen durch Mitteilung von Ort und Dauer der offentlichen
Auslegung nach 8 3 Abs. 2 BauGB und der Internetadresse, unter welcher der
Inhalt der Bekanntmachung und die Unterlagen nach Satz1 im Internet ein-
gesehen werden kénnen, eingeholt werden, wobei diese Mitteilung auch elek-
tronisch Gbermittelt werden kann (8 4a Abs. 4 S. 2 BauGB). Auf Verlangen hat
die Gemeinde jedoch einer beteiligten Behérde oder einem sonstigem Tra-
ger offentlicher Belange nach wie vor ein Planexemplar in Papierform zur Ver-
figung zu stellen.

Die Online-Beteiligung stellt eine zuséatzliche Service-Leistung fir die Blirge-
rinnen und Blrger dar und birgt grofR3e Potenziale hinsichtlich der Verfahrens-
vereinfachung und der Kostenreduzierung (Vervielfaltigungen und Porto).
Alternativ kdbnnen Plan und Begriindung auf einem geeigneten Datentrager
versandt werden. Ob dies bei sehr groRen und/oder detailreichen Planen
sinnvoll ist (Monitorbetrachtung), muss im Einzelfall entschieden werden.

Die Bereitstellung aller rechtskraftigen Bebauungsplane fiir die Blrgerinnen
und Barger, Wirtschaft und Verwaltung im Internet ist Ziel des Freistaats Bay-
ern und der kommunalen Spitzenverbande. Die Bereitstellung der Daten flr
die Offentlichkeit erfolgt zentral im eGovernmentportal des Freistaats Bayern
(www.freistaat.bayern) oder in Portalen der Gemeinden.

Elektronische Informa-
tionstechnologien bei
der Offentlichkeits- und
Behordenbeteiligung
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10 Sollen bestehende Bauleitpldne in digitale Fassungen Gbertragen wer-
den, so kann unter der Voraussetzung, dass dabei die identischen Inhalte
der aktuell wirksamen Planfassung wiedergegeben werden, im Sinne von 86
Abs. 6 BauGB zunéachst davon ausgegangen werden, dass ein férmliches Ver-
fahren verzichtbar ist. Nattrlich ist auch hier auf eine farbgetreue Wiedergabe
im Sinne der Planzeichenverordnung zu achten.

Bei einem derartigen Neuaufbau sind jedoch Veranderungen der Dar-
stellungen des rechtswirksamen Plans oft nicht zu vermeiden. Dies liegt ins-
besondere an den vollig neuen Kartengrundlagen. Die Digitale Flurkarte (DFK)
stellt eine gegenliber der urspriinglichen Planungszeit meist verédnderte Situ-
ation des Gebaudebestands und der Flurstlicke dar. Es kann zudem erforder-
lich sein, neu gewonnene oder gegenuber der bisherigen Fassung geanderte
Daten, z.B. aus Naturschutz und Landschaftspflege oder aus Planfeststellungs-
verfahren, beim Neuaufbau auf digitaler Ebene in den Plan einzuarbeiten,
mit der Folge deutlicher Abweichungen von der glltigen Planfassung. Dar-
tiber hinaus sind bei einem Neuaufbau des Plans Ubertragungsfehler oder
Abweichungen und Scharfeunterschiede nicht auszuschliel3en. Dies kann zu
unbeabsichtigten, ggf. materiell aber bedeutenden Veranderungen der Dar-
stellungsinhalte fiihren.

Wenn ein digitalisierter Neuaufbau auch zu inhaltlichen Verdnderungen fuhrt,
ist ein férmliches Verfahren unverzichtbar. Die Vorschriften des Baugesetz-
buches zum Verfahren (iber die Aufstellung von Bauleitplanen gelten auch
fur ihre Anderung und Erganzung (§ 2 Abs. 4 BauGB). Das vereinfachte Ver-
fahren (8 13 BauGB) kann angewendet werden, wenn durch Anderung oder
Erganzung die Grundzlge der Planung nicht berihrt werden.

Falls ein digitaler Neuaufbau eines Flachennutzungsplans mit allen denk-
baren Aktualisierungen als elektronisches Medium ohne Rechtsverbindlich-
keit den interessierten Burgerinnen und Blrgern oder moglichen Investoren
nur zur Information dient, kann i.d.R. auf ein Verfahren verzichtet werden.
Dabei muss durch einen Hinweis sichergestellt sein, dass diese Planfassung
den wirksamen Flachennutzungsplan nicht ersetzt.

Bei der Digitalisierung vorhandener Bauleitplane kénnen alle bisherigen Ande-
rungen von Teilbereichen ohne weitere formliche Verfahrensschritte integriert
werden, sofern diese bereits wirksam oder rechtskréftig sind.
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1  Vorbemerkungen

1 Far die Aufstellung von Flachennutzungsplanen, qualifizierten Bebau-
ungsplanen (830 Abs.1 BauGB), vorhabenbezogenen Bebauungspldanen
(8 12 BauGB) und einfachen Bebauungsplénen (8 30 Abs. 3 BauGB) gelten ein-
heitlich die Grundséatze der 88 1, 1a, 2 und 2a BauGB sowie die Vorschriften
tiber die Beteiligung der Offentlichkeit und der Behorden und sonstigen Tra-
ger offentlicher Belange (883 — 4a BauGB). Zu beachten ist daneben die
Gemeindeordnung (GO).

Unterschiedlich geregelt sind die Genehmigung des Flachennutzungsplans
(86 BauGB) und die Genehmigung (soweit erforderlich) des Bebauungs-
plans (8 10 BauGB) sowie das Wirksamwerden des Flachennutzungsplans (86
Abs.5 S. 2 BauGB) und das Inkrafttreten des Bebauungsplans (8 10 Abs.3 S.4
BauGB).

Alle Verfahrensvorschriften gelten grundsatzlich auch fir die Anderung,
Ergdnzung oder Aufhebung von Bauleitplanen (vgl. 8 1 Abs. 8 BauGB).

Das vereinfachte Verfahren nach 813 BauGB kann angewendet werden,
wenn bestehende Bebauungsplane geandert oder erganzt werden sollen und
die Anderung oder Erganzung die Grundziige der Planung nicht bertihren.
Far die (Neu-)Aufstellung von Bebauungsplanen kann das vereinfachte Ver-
fahren angewendet werden, wenn der bisher nach § 34 BauGB bestehende
Zulassigkeitsmal3stab nicht wesentlich verdndert wird oder der Bebauungs-
plan nur Festsetzungen nach 89 Abs. 2a, 2b BauGB enthélt. Fiir Bebauungs-
plane der Innenentwicklung ist die Aufstellung, Anderung und Ergénzung im
beschleunigten Verfahren gemaf & 13a BauGB maoglich. Gleiches gilt gemal
§813b S.1 BauGB bis zum 31. Dezember 2019 befristet auch fiir Bebauungs-
plane zur Einbeziehung von AulRenbereichsflachen.

2 Gemald 88214 und 215 BauGB kann eine Verletzung von Verfahrens-
oder Formvorschriften zwar unter bestimmten Voraussetzungen fiir die
Rechtswirksamkeit eines Bauleitplans unbeachtlich sein oder geheilt werden;
dies entbindet die Gemeinde aber nicht davon, auf ein ordnungsgemalies
Zustandekommen der Bauleitplédne zu achten (s.a. Kapitel V 7 Planerhaltung
bei Verletzung von Vorschriften). Auch fiir die Rechtswirksamkeit unbeacht-
liche Mangel oder behebbare Fehler kénnen dazu fiihren, dass eine (ggf.
erforderliche) Genehmigung durch die héhere Verwaltungsbehérde nicht
erteilt werden kann (vgl. § 216 BauGB). Dies kann durch die zur Behebung
der Fehler meist notwendige Wiederholung von Verfahrensschritten zu erheb-
lichen Zeitverlusten flhren.

Rechtsgrundlagen
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2 Regelverfahren

2.1 Aufstellungsbeschluss

1 Es empfiehlt sich, Bauleitplanverfahren durch einen Beschluss der
Gemeinde (Aufstellungsbeschluss - s.a. Kapitel V 5/1 Zustandigkeit des
Gemeinderats) einzuleiten. Im Beschluss ist anzugeben, ob es sich um eine
Neuaufstellung, Anderung, Ergidnzung oder Aufhebung eines Bauleitplans
handelt. Bei Anderung oder Erganzung des Flachennutzungsplans oder des
Bebauungsplans ist der beabsichtigte Geltungsbereich genau zu bezeichnen.

2 Der Aufstellungsbeschluss ist gesetzlich nicht vorgeschrieben. Sein
Fehlen stellt deshalb auch keine Rechtsverletzung dar, die durch die Auf-
sichtsbehorde zu beanstanden waére. Im Hinblick auf die Transparenz, Biirger-
freundlichkeit und Uberschaubarkeit des Verfahrensablaufs ist es aber
zweckmaBRig, einen férmlichen Aufstellungsbeschluss zu fassen.

Der Aufstellungsbeschluss zu einem Bebauungsplan ist unverzichtbare
Voraussetzung flir eine Reihe von rechtlichen Schritten, insbesondere flir den
Erlass einer Veranderungssperre (8 14 BauGB) und die Zurlickstellung von
Baugesuchen (8 15 BauGB). Der Aufstellungsbeschluss zu einem Bebauungs-
plan ist auBerdem als Voraussetzung erforderlich, um Vorhaben wahrend der
Planaufstellung zulassen (8 33 BauGB) zu kénnen.

3 Wurde ein Aufstellungsbeschluss gefasst, so ist er ortsiiblich bekannt
zu machen (82 Abs.1 BauGB - vgl. sinngemal3 Kapitel V 2.9/2ff. Bekannt-
machung der 6ffentlichen Auslegung).

2.2 Planungsauftrag

1 Die Gemeinde soll bei der Vergabe der Ausarbeitung von Bauleitplanen
darauf achten, dass die beauftragten Planer auf dem Gebiet der Ortsplanung
und des Stadtebaus besondere Kenntnisse und Erfahrungen haben und mit
den einschldagigen Rechts- und Verwaltungsvorschriften vertraut sind. Die
Auswahl befahigter Planer ist eine wesentliche Voraussetzung fur die Quali-
tat der Planung und fiir einen zligigen Ablauf des Aufstellungsverfahrens. Die
Gemeinde hat im Rahmen stadtebaulicher Vertrage die Moglichkeit, die Uber-
nahme externer Planungskosten durch ihre Vertragspartner zu regeln (s.a.
Kapitel IV 2/13 ErschlieBungskosten, Folgekosten).

2 Im Zusammenhang mit der Vergabe der Ausarbeitung von Bauleit-
planen ist zu klaren, inwieweit besondere fachliche Untersuchungen und Pla-
nungen (z.B. zur Bewertung des naturschutzfachlichen Zustands oder zum
Immissionsschutz) erforderlich sind. Dabei sind auch erste Vorliberlegungen
Uber den Umfang von Umweltprifung und Umweltbericht anzustellen. Es
kann ratsam oder auch notwendig sein, geeignete Fachleute hinzuzuziehen
(s.a. Kapitel IV 3/6 Untersuchungsmethoden zur Bestandsaufnahme). Ins-
besondere sollte geklart werden, ob zur Beschleunigung des Bauleitplan-
verfahrens die Vorbereitung und Durchflihrung des Beteiligungsverfahrens
teilweise Dritten tGbertragen werden soll (8§ 4b BauGB). Dabei ist darauf zu ach-
ten, dass der Dritte nach auRen hin im Namen der Gemeinde handelt. Auch
die Durchfuhrung einer Mediation oder eines anderen Verfahrens der aul3er-
gerichtlichen Konfliktbeilegung kann einem Dritten Gbertragen werden.
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Abb. 7: Mégliches Ablaufschema zum Bauleitplanverfahren nach § 13ai.V.m. § 12 BauGB

Behorden”,
Nachbargemeinden

Gemeinde

Vorhabentrager

Abgabe V + E Plan,
Abstimmung, Prifung
Leistungsfahigkeit

Bestandsaufnahme
Bestandsanalyse Ziele /
Alternativen

Vorentwurf

Uberarbeitung
des Vorentwurfs

Zustimmung zum
Durchfiihrungsvertrag

Offentlichkeit

Aufstellungsbeschluss

Bekanntmachung
§ 13a Abs. 3
i.V.m. 84 Abs.4a

PrGfung
der Voraussetzung

oder Unterrichtung/
Aul3erung nach
813 a Abs.3 Nr.2

Billigungs- und
Auslegungsbeschluss

Bekanntmachung der
Auslegung 8 3 Abs. 2
i.V.m. 84 Abs.4a

Behordenbeteiligung "2 § 4 Abs. 2 oder
Beteiligung nach 8 13 Abs.2 Nr. 3

Offentliche Auslegung § 3 Abs. 2 oder
Beteiligung nach 8 13 Abs. 2 Nr. 2

ggf. nach § 4a Abs. 2 parallel méglich

Mitteilung des Ergebnisses
an die Behorden & 3 Abs. 2"

ggf. Wiederholung-----------

Behandlung d. Anregungen,

Abschluss
Durchfuhrungsvertarg

Abwagung 81 Abs. 7

Mitteilung des Ergebnisses
an die Burger 8 3 Abs. 2

Feststellungs- bzw.
Satzungsbeschluss

ggf. Genehmigung
nach 8 33 BauGB

Genehmigung
/ (genehmigungspflichtiger BPI § 10 Abs. 2)

]

»

ggf. Wiederholung

Behorden und sonstige Trager offentlicher Belange

frihzeitige Beteiligung nach 8 3 Abs.1 und 84 Abs.1 kann

alternativ auch zu einem friheren Zeitpunkt erfolgen

=

beschluss erfolgen

4)

gilt nur fir Behorden

Beteiligung nach 8§ 4a Abs. 2 kann auch vor dem Billigungs-

I

Ausfertigung des Plans
§26 Abs.2 GO

Bekanntmachung

BPI § 10 Abs. 3
i.V.m. 8 10a Abs. 2

163



https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__13a.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__12.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__33.html

Landschafts- und
Griinordnungsplédne

Wettbewerbe,
Plangutachten

Honorar und Vergabe von
Planungsleistungen

Ermittlung der
Planungsgrundlagen

164

3 In jedem Fall ist das Erfordernis von Landschafts- und Grinordnungs-
planen (8§ 11 Abs.2 S. 1 BNatSchG, Art.4 Abs.2 S.2 BayNatSchG) zu priifen
(s.a. Kapitel | 2/6 Landschaftsplan und Griinordnungsplan). Hierzu sollten die
zusténdigen Aufsichtsbehdrden zu Rate gezogen werden. Gegebenenfalls
sollte die erforderliche planerische und verfahrensmé&fRige Zusammenarbeit
zwischen Bauleitplanung und Landschaftsplanung friihzeitig abgestimmt
werden.

4 Bei bedeutenden stadtebaulichen Aufgaben und Planungen vor allem in
komplexen Planungssituationen ist die Auslobung von stadtebaulichen Wett-
bewerben oder die Einholung von Plangutachten als Grundlage der Bauleit-
planung zu empfehlen. Die Richtlinie fir Planungswettbewerbe (RPW 2013)
wird den Kommunen dabei zur Anwendung empfohlen (vgl. Anhang B).

5 Das Entgelt fiir Leistungen der Bauleitplanung kann auf der Grundlage
der Verordnung Uber die Honorare fur Architekten und Ingenieurleistungen —
HOAI 2013 (vgl. Anhang B) ermittelt werden. Regelungen fiir die Honorie-
rung dieser Leistungen finden sich insbesondere in den 88 17 bis 21 HOAI.
Freiberufliche Dienstleistungen, deren Auftragswert nach 83 VgV den EU-
Schwellenwert nach § 106 Abs.2 Nr.1 GWB erreichen oder Uberschreiten,
sind auf der Grundlage des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen
(GWB) und der VgV (vgl. Anhang B) zu vergeben.

Die jeweils gultigen Schwellenwerte werden im EU- Amtsblatt und im Bundes-
anzeiger veroffentlicht. Derzeit betragt der Schwellenwert flr Dienstleistungs-
auftrage 221.000,--€ netto; die nachste Anpassung des Schwellenwertes ist
fiir den 01.01.2020 zu erwarten. Bei Leistungen unterhalb des EU-Schwellen-
wertes sind § 30 KommHV-Doppik und § 31 KommHV-Kameralistik sowie die
auf der Grundlage dieser Vorschriften erlassene Bekanntmachung des Baye-
rischen Staatsministeriums des Innern und fir Integration zur ,Vergabe von
Auftrdgen im kommunalen Bereich” in der jeweils geltenden Fassung zu
beachten.

Hinweise zur Vergabe und Durchfiihrung von Freiberuflichen Leistungen, ins-
besondere auch unterhalb des Schwellenwertes, sind im Handbuch fir die
Vergabe und Durchflihrung von Freiberuflichen Dienstleistungen durch die
Staatsbau- und die Wasserwirtschaftsverwaltung des Freistaates Bayern (VHF
Bayern) ausfiihrlich enthalten. (vgl. Anhang B). Das VHF ist den Kommunen
zur Anwendung empfohlen.

2.3 Ausarbeitung des Vorentwurfs

1 Als Vorentwurf bezeichnet man im Allgemeinen diejenigen Arbeiten am
Bauleitplan, die zur Lésung der wesentlichen Teile der Aufgabe in Zeichnung
und Text fiihren. Gegebenenfalls sind Alternativen darzustellen. Der Vorent-
wurf ist in der Regel Grundlage fr die friihzeitige Beteiligung der Offentlich-
keit nach 83 Abs. 1 BauGB und nach den Umstanden des Einzelfalls flir die
Beteiligung der Behorden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange nach §4
Abs. 1 und Abs. 2 BauGB.

2 Bevor die eigentliche Planungsarbeit beginnen kann, muss das Karten-
material aufbereitet werden. Der Bestand und die wesentlichen stadte-
baulich relevanten Planungen sind zu ermitteln (s.a. Kapitel IV 3/1ff.
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Bestandsaufnahme und Bewertung, Umweltprifung). Hierfir werden
Angaben der Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange benotigt, so
z.B. Angaben Uber Schutzgebiete, die Uberortlichen Planungen des Stral3en-
baus, der Wasserwirtschaft, der Energieversorgung und der ldndlichen Ent-
wicklung, den Denkmalschutz und die Ziele der Raumordnung (s.a. Kapitel V
2.7 Beteiligung der Behoérden).

3 Vor allem beim Flachennutzungsplan, aber auch bei vielen Bebauungs-
planen, sollte sich die Gemeinde Uber das Ergebnis der Bestandsauf-
nahme und Bewertung vom Planer informieren lassen. Dadurch kann sie ein
zusammenhangendes Bild Uber die stadtebaulichen Entwicklungsméglich-
keiten, Gber den konkretisierten Bedarf an Bauflachen und 6ffentlichen Ein-
richtungen sowie Uber madgliche stadtebauliche Mangel und Missstande
gewinnen. Wird als Bestandteil der Bauleitplanung ein Landschafts- oder
Grinordnungsplan aufgestellt, sollte die Information Gber die betroffenen Pla-
nungen gemeinsam vorgenommen werden.

4 Die Gemeinde sollte sich auf der Grundlage der Bestandsaufnahme mit
den allgemeinen Zielen und Zwecken der Planung (s.a. Kapitel IV 4.1 Grund-
satzliches) befassen. Zu den vor Beginn der Planungsarbeiten zu klarenden
Voraussetzungen gehort insbesondere die Einordnung der Planung in tber-
geordnete gemeindliche Entwicklungsziele und in die Finanzplanung. Die
Formulierung klarer Ziele ist auch im Hinblick auf die friihzeitige Offentlich-
keitsbeteiligung (8 3 Abs. 1 BauGB - s.a. Kapitel V 2.5 Frihzeitige Beteiligung
der Offentlichkeit) wiinschenswert. Das schlieBt nicht aus, dass die Zielvor-
gaben im weiteren Verlauf der Planung ergéanzt oder, soweit erforderlich,
geandert werden.

5 Unterschiedliche Loésungen, die sich in der stadtebaulichen Uber-
legung (z.B. bei Standortentscheidungen und Gestaltungsfragen) ergeben,
sollen grundsatzlich im Bauleitplanverfahren untersucht werden. Sie sind flr
die Willensbildung der Gemeinde bedeutsam und kénnen auch in die friih-
zeitige Offentlichkeitsbeteiligung (s.a. Kapitel V 2.5 Friihzeitige Beteiligung
der Offentlichkeit) eingebracht werden. Auch Planungsvorstellungen, die von
anderer Seite an die Gemeinde herangetragen worden sind, sollten gepruft
werden. Im Ubrigen sind nach Nr.2d der Anlage 1 im BauGB (zu § 2 Abs. 4,
8§ 2a und 4c BauGB) die in Betracht kommenden anderweitigen Planungs-
maoglichkeiten notwendiger Bestandteil des Umweltberichts. Auch aus den
Schutzvorschriften des besonderen Artenschutzes sowie der Gebiete des Net-
zes ,Natura 2000” kann sich die Pflicht zur Prifung zumutbarer Alternativen
ergeben.

Die Entscheidung zwischen Alternativen ist von der Gemeinde spatestens vor
der 6ffentlichen Auslegung des Planentwurfs zu treffen (s.a. Kapitel V 2.6 Ent-
wurf des Bauleitplans).

2.4 Friihzeitige Beteiligung der Behorden und Scoping

1 Nach 84 Abs. 1 BauGB sind die Behdérden und sonstigen Trager 6ffent-
licher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung beriihrt werden
kann, entsprechend der Regelung iiber die frithzeitige Offentlichkeitsbe-
teiligung in §3 Abs.1 S.1 HS1 BauGB zu unterrichten und zur AuRerung
aufzufordern.

Aufstellung der
Planungsziele

Planung in Alternativen
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Ziel ist es, von den in Frage kommenden Tragern 6ffentlicher Belange unter
Bezeichnung von Art, Zweck und Geltungsbereich des Bauleitplans friih-
zeitig Informationen Uiber deren Planungen oder sonstige MalRnahmen sowie
bestehende oder beabsichtigte Festsetzungen nach anderen gesetzlichen
Regelungen, die das Planungsgebiet betreffen kénnen (8 5 Abs. 4 BauGB und
89 Abs. 6 BauGB), einzuholen.

2 Wesentlicher Zweck der frihzeitigen Behordenbeteiligung nach 84
Abs. 1 BauGB liegt auch darin, der Gemeinde die notwendigen Informatio-
nen zur Festlegung des erforderlichen Umfangs und Detaillierungsgrads der
Umweltpriafung zu verschaffen (Scoping). Damit unterstitzt dieser Verfahrens-
schritt die Gemeinde bei der Ermittlung der Belange des Umweltschutzes,
die far die Abwagung erforderlich sind (82 Abs.4 S.2 BauGB), hinsichtlich
der Festlegung des Untersuchungszeitraumes, der Untersuchungsinhalte,
-tiefe sowie der Methode. Das Scoping ist demnach der Teil der friihzeitigen
Behordenbeteiligung, der die Vorbereitung und Abstimmung des Umwelt-
berichtes behandelt. Die Stellungnahmen der Beh6érden und sonstigen Tra-
ger offentlicher Belange einer friihzeitigen Behdrdenbeteiligung miissen sich
jedoch nach 84 Abs. 1 S.1 BauGB nicht auf die fiir die Umweltprifung rele-
vanten Aspekte beschranken, sondern kénnen dariber hinaus auch weitere
Hinweise zu der Bauleitplanung beinhalten, sofern sie in die Zusténdigkeit der
jeweiligen Behorde fallen.

3 Far die frihzeitige Behdrdenbeteiligung verweist 84 Abs. 1 BauGB auf
§3 Abs.1 S.1, HS 1 BauGB und damit auf die Regelung Uber die friihzeitige
Offentlichkeitsbeteiligung. Dies bedeutet, dass die Beteiligung méglichst zu
einem friihen Stadium des Verfahrens erfolgen soll. Die Gemeinde kann sich
dabei auf die Darlegung der allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung, der
sich wesentlich unterscheidenden Lésungen und der voraussichtlichen Aus-
wirkungen der Planung beschranken, soweit dies flr die Stellungnahmen der
Behdrden ausreichend ist.

Die friihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung und die friihzeitige Behdérden-
beteiligung, auch vorgezogene Beteiligung genannt, kdnnen nach & 4a Abs. 2
BauGB gleichzeitig durchgefiihrt werden. Es kann aber empfehlenswert
sein, beispielsweise einen Teil des Scopings flir die Ermittlung von umwelt-
relevanten Daten oder flir die Festlegung des Untersuchungsrahmens fiir wei-
tere Belange, bereits vor der formlichen Einleitung des Bauleitplanverfahrens
oder wahrend der Bestandsaufnahme durchzufiihren. Auf diese Weise
kann der Untersuchungsumfang geklart und Probleme erkannt werden, die
Anlass geben, die Planung nicht oder jedenfalls nicht in der vorgesehenen
Form durchzufiihren. Voraussetzung ist dabei, dass Planinhalte bzw. plane-
rische Eckpunkte, wie etwa der Geltungsbereich des Bebauungsplans, die
vorgesehene Art oder eine Aussagen zum geplanten Mal3 der baulichen Nut-
zung, zur Verfligung gestellt werden, die eine entsprechende Prognose und
Beteiligung ermoglichen.

4 Die frihzeitige Behoérdenbeteiligung unterliegt grundsatzlich keiner
gesetzlich festgelegten Form. Je nach den Umstanden des Einzelfalls emp-
fiehlt sich aber eine gemeinsame Erorterung des Bauleitplanentwurfs mit
den beteiligten Stellen, zu der die Gemeinde einladt. Da hierbei die ver-
schiedenen Belange sowie unterschiedliche und sich haufig widersprechende
Anforderungen unmittelbar im Gesprach abgestimmt und maoglicherweise
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ausgeglichen werden kénnen, tragen Fachstellenbesprechungen in der Regel
zur Beschleunigung des Verfahrens bei. Uber die Besprechung sollte ein
Ergebnisprotokoll erstellt werden, das alle Stellungnahmen enthélt und das
den beteiligten Fachstellen zur Verfligung gestellt wird.

5 Flhren die Stellungnahmen der Behérden und sonstigen Trager 6ffent-
licher Belange im Rahmen der friihzeitigen Behdrdenbeteiligung zu einer
Anderung oder Erganzung der Planung, ist grundsatzlich keine erneute
frihzeitige Behordenbeteiligung erforderlich; vielmehr schlieBt sich die
~normale” Behdrdenbeteiligung nach 84 Abs.2 BauGB an (84 Abs.1 S.2
BauGB) (s.a. Kapitel V 2.10 Verfahren bei Anderung oder Erganzung des
Bauleitplanentwurfs).

6 Ebenso wie flur die Behdrdenbeteiligung nach 84 Abs.2 BauGB gilt
fir die frihzeitige Beteiligung, dass sich diese auf die Behoérden und sonsti-
gen Trager offentlicher Belange erstreckt, deren Aufgabenbereich durch die
Planung berihrt werden kann. Insoweit gelten keine anderen Mal3stabe als
bei der Beteiligung nach 84 Abs. 2 BauGB (s.a. Kapitel V 2.7 Beteiligung der
Behorden).

7 Aufgabe der beteiligten Stellen im Rahmen der friihzeitigen Behoérden-
beteiligung ist es, die Gemeinde bei der Festlegung des auf der jeweiligen
Planungsebene geeigneten Umfangs und Detaillierungsgrads der Umwelt-
prifung zu beraten. Dabei ist von Bedeutung, dass die Umweltprifung auf
mehreren Planungsebenen (z.B. Flachennutzungsplan und Bebauungsplan)
erforderlich ist, wobei die Umweltprifung in einem zeitlich nachfolgenden
oder gleichzeitig durchgefiihrten Bauleitplanverfahren auf zuséatzliche oder
andere erhebliche Umweltauswirkungen beschrankt werden soll (82 Abs.4
S.5 BauGB); diese Abschichtung beeinflusst den Umfang und Detaillierungs-
grad der Umweltprifung auf der jeweiligen Planungsebene. Den Gemeinden
sind von den Behérden und Tragern offentlicher Belange nur die Unter-
suchungen vorzuschlagen, die im Hinblick auf die erforderlichen Angaben im
Umweltbericht tatsachlich notwendig sind. Die Aufgabe des Umweltberichts
besteht darin, die voraussichtlichen erheblichen Auswirkungen auf die jewei-
ligen Schutzguter, die die Durchfiihrung des Plans oder Programms auf die
Umwelt hat, sowie vernlnftige Alternativen zu ermitteln, zu beschreiben und
zu bewerten. Hierbei ist zu berlcksichtigen, dass sich die Umweltprifung
nur auf das bezieht, was nach gegenwartigem Wissensstand und allgemein
anerkannten Prifmethoden sowie nach dem Inhalt und Detaillierungsgrad
des Bauleitplans angemessener Weise verlangt werden kann (82 Abs.4 S.3
BauGB).

25 Friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit

1 Die Offentlichkeit ist nach 83 Abs.1 BauGB friihzeitig Gber die all-
gemeinen Ziele und Zwecke der Planung und sich wesentlich unter-
scheidende Lésungen, die fur die Neugestaltung oder Entwicklung eines
Gebietes in Betracht kommen (s.a. Kapitel V 2.3/5 Planung in Alternativen),
zu unterrichten. Dabei sollen auch die voraussichtlichen Auswirkungen der
Planung aufgezeigt werden. Hierzu gehoéren vor allem die 6kologischen, 6ko-
nomischen und sozialen Auswirkungen sowie die voraussichtlich erforder-
lichen MalRnahmen der Bodenordnung (z.B. Umlegungsverfahren) und
ErschlieRung.

Anderung der Planung

Zu beteiligende
Behorden

Umfang und
Detaillierungsgrad der
Umweltprifung

167


https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__4.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__4.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__4.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__4.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__4.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__2.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__2.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__2.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__2.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__3.html

Ziele und Inhalt

Sonderregelungen
fiir bestimmte
Bebauungsplane

Aufstellung von
Landschafts- und
Grinordnungsplanen

168

2 Mit der Beteiligung der Offentlichkeit, zu der gemaR §3 Abs.1 S.2
BauGB auch Kinder und Jugendliche zahlen, ist mdglichst friihzeitig zu begin-
nen. Sie sollte eingeleitet werden, wenn Ziele, Zweck und voraussichtliche
Auswirkungen der Planung ausreichend konkret sind. In vielen Fallen ist es
zweckmalig, das Planungskonzept mit wichtigen Trédgern 6ffentlicher Belange
vorab zu klaren (s.a. Kapitel V 2.4 Friihzeitige Beteiligung der Behorden
und Scoping). Das Konzept und eventuelle Alternativen sollten in ihrem
Detaillierungsgrad diskussionsfahig, aber noch nicht so weit verfestigt sein,
dass im Ergebnis ein ausgeformter, auslegungsfahiger Planentwurf vorliegt.

In der Praxis spielen haufig Fragen der Infrastruktur und der sonstigen Ver-
sorgung eines Gebiets, der Umweltbelange und der Standorte bestimmter
Einrichtungen und Anlagen eine wichtige Rolle. Bei den ,voraussichtlichen
Auswirkungen der Planung” treten die Auswirkungen auf die Umwelt, Ver-
meidung und Ausgleich in den Vordergrund. Der Umweltbericht ist — soweit
er gesetzlich vorgesehen ist — als (gesonderter) Teil der Begriindung ent-
sprechend dem Stand des Verfahrens zu erstellen (8§ 2a S. 2 und 3 BauGB) und
wahrend der Offentlichkeitsbeteiligung auszulegen.

Die frithzeitige Einbeziehung der Offentlichkeit gibt der Gemeinde die
Moglichkeit, flr ihre Ziele und Planungsabsichten zu werben. Dies hat ange-
sichts der zuweilen kritischen Haltung von Biirgerinnen und Biirgern gegen-
Uber Verédnderungen in ihrem Lebensumfeld und der Md&glichkeiten, gegen
Planungen vorzugehen (z.B. durch Blrgerbegehren), besondere Bedeutung.
Denkbar ist auch die Beteiligung der Blrgerinnen und Blrger zusétzlich zu
den gesetzlich vorgegeben Verfahrensschritten (s.a. Kapitel | 4 Birgerbe-
teiligung). Eine friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit kann auch wichtige
Aufschlisse Uber die voraussichtlichen Auswirkungen der Planung geben,
u.a. im sozialen und wirtschaftlichen Bereich. Sie bietet die Moéglichkeit, die
gemeindliche und stadtebauliche Entwicklung noch unbeeinflusst von ver-
bindlichen Entscheidungen zu erortern und zu bewerten. Bei der Offentlich-
keitsbeteiligung kénnen sich neue Gesichtspunkte ergeben, die von der
Gemeinde bisher nicht erkannt oder in Betracht gezogen worden sind. Eine
frihzeitige Erérterung der Planungsziele kann auch zu der Erkenntnis fiihren,
dass es zweckmaRig ist, einzelne Planungsabsichten oder gar die gesamte
Planung nicht weiter zu verfolgen.

3 Ein besonderes Vorgehen ergibt sich bei Bebauungsplanungen in férm-
lich festgelegten Sanierungsgebieten (8 142 BauGB), Entwicklungsbereichen
(§ 165 BauGB), Stadtumbaugebieten (8 171bff. BauGB) und Gebieten der
Sozialen Stadt (8 171e BauGB). Hier kdnnen die Beteiligungsverfahren nach &3
Abs. 1 BauGB und § 137 BauGB gleichzeitig durchgeflihrt werden (8§ 4a Abs. 2
i.V.m. 8139 Abs.2 und 8169 Abs.1 Nr. 1, 8 171b Abs. 3, 8§ 171e Abs. 4 BauGB).

4 Bei der Vorbereitung von Landschafts- und Grinordnungsplanen ist
den landesweit tatigen, anerkannten Naturschutzvereinen Gelegenheit zur
Stellungnahme und zur Einsicht in die einschlagigen Sachverstandigen-
gutachten nach 863 Abs.2 Nr.2 BNatSchG zu geben. Fir das Verfahren
zur Aufstellung von Landschafts- und Grinordnungsplanen sowie fur die
Genehmigung gelten die Vorschriften flir Bauleitplane; dies gilt entsprechend
auch im Fall, wenn ein Bauleitplan nicht erforderlich ist (vgl. Anhang B ,Mit-
wirkung der nach § 29 des Bundesnaturschutzgesetzes anerkannten Verbande
in Rechtssetzungs- und Verwaltungsverfahren®).
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5 In Abwicklung und Gestaltung der frithzeitigen Beteiligung der Offentlich-
keit hat die Gemeinde weitgehend freie Hand. Es muss allerdings gewahr-
leistet sein, dass die Blirgerinnen und Biirger ausreichend unterrichtet werden
und angemessene Gelegenheit zur Erdrterung haben. Die Angemessenheit
einer gesetzten Frist muss sich vor allem auf den Zeitpunkt zwischen Dar-
legung, d.h. Ermdéglichung der Erlangung von Informationen, und Abgabe von
Stellungnahmen bzw. Durchfiihrung der Anhérung beziehen. Es muss aus-
reichend Zeit zur Uberlegung und Uberpriifung sowie zum Vorbringen von
betroffenen Belangen und sonstigen Interessen zur Verfligung stehen.

6 Als bewahrte Verfahren fiir die Unterrichtung der Offentlichkeit haben
sich herausgebildet:

Offentliche Versammlungen, z.B. als anschaulicher Vortrag mit Bildern;
Ort und Zeit der Versammlung sind in geeigneter Weise bekannt zu
machen,

Veroéffentlichung der Planung in der Tagespresse, auf der eigenen Inter-
netseite oder in eigenen Informationsblattern, die an die Haushalte ver-
teilt werden; dieses Verfahren verlangt allerdings eine anschauliche, gut
lesbare Wiedergabe der Planzeichnungen, der Texte und gegebenenfalls
erganzender Abbildungen,

Bekanntmachung in der Tagespresse, auf der eigenen Internetseite, im
Amtsblatt oder durch 6ffentlichen Aushang, dass an bestimmter Stelle,
z.B. in der Gemeindeverwaltung, Gber die Planung informiert wird.

Die im Einzelfall geeignete Form der Unterrichtung der Offentlichkeit hangt
von den besonderen Verhéltnissen in der Gemeinde und von der Bedeutung
des Bauleitplans ab. Es kann zweckmal3ig sein, verschiedene Formen der
Beteiligung (s.a. Kapitel | 4 Blirgerbeteiligung) miteinander zu kombinieren.
Falls von der Planung nur Teilbereiche des Gemeindegebietes betroffen sind,
sollten bei der Bekanntmachung der Unterrichtung diese Gebiete bezeichnet
werden.

7 Die Erhebung von Daten unter anderem durch die Gemeindeverwaltung
oder im Auftrag der Gemeindeverwaltung durch Dritte, durch eingehende
Stellungnahmen der Offentlichkeit und der Behorden erfolgt im Rahmen der
gesetzlich geforderten Offentlichkeits- und Behdrdenbeteiligungen (8§ 3 — 4c
BauGB). Die Beteiligten sind Uber den Zweck und die Nutzung der Daten im
Rahmen der OﬁentlichkeitsbeteiIigung zu informieren (vgl. Anhang A). Dabei
kann es wichtig sein darlber zu informieren, dass die Daten im Rahmen der
Planungshoheit der Gemeinde zum Zwecke der Sicherung einer geordneten
stadtebaulichen Entwicklung und dartiber hinaus zur Durchfiihrung des kon-
kreten Bauleitplanverfahrens genutzt werden. Hierbei ist den Gemeinden zu
empfehlen, dass die Gemeinde Daten, die innerhalb eines Verfahrens erhoben
werden, auch fur die weitere stddtebauliche Entwicklung nutzen kann.

8 Die frihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit umfasst auch die
Erorterung. Nach §3 Abs. 1 BauGB sind AuRerungen der Biirgerinnen und
Birger entgegenzunehmen. Aulerdem sollen die Blrgerinnen und Blirger
die Méglichkeit erhalten, die Planung mit einem sachkundigen Vertreter der
Gemeinde zu erértern. Die Gelegenheit zur AuRerung und Erérterung kann
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z.B. in einer o6ffentlichen Veranstaltung oder in der Gemeindeverwaltung zu
bestimmten Sprechzeiten gegeben werden. Sie kann auch gleichzeitig mit der
Unterrichtung angeboten werden.

9 Ein Beschluss (ber das Ergebnis der friihzeitigen Beteiligung der
Offentlichkeit ist nicht erforderlich. Die Gemeinde sollte jedoch die AuRerun-
gen der Birgerinnen und Blirger zumindest zusammenfassend behandeln
und eventuelle Folgerungen fir die Planung ziehen und entsprechend ein-
flieRBen lassen. Eine erneute Unterrichtung ist nicht notwendig.

10 Indenin 83 Abs.1S.3 Nrn. 1 und 2 BauGB genannten Féllen kann von
der frithzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung abgesehen werden, wenn

ein Bebauungsplan aufgestellt oder aufgehoben wird und sich dies auf
das Plangebiet und die Nachbargebiete nicht oder nur unwesentlich
auswirkt (Nr. 1) oder

die Unterrichtung und Erérterung bereits zuvor auf anderer Grundlage
erfolgt sind (Nr. 2).

Die Regelung nach 8 3 Abs. 1 S. 3 Nr. 2 BauGB ist auf die Praxis von Gemeinden
abgestellt, in der sich unterschiedliche Formen informeller Planungen im Vor-
feld der Aufstellung von Bauleitplanen herausgebildet haben. Das ersatzweise
Heranziehen einer derartigen vorangegangenen Unterrichtung und Erérterung
setzt Folgendes voraus:

Die andere Grundlage muss in ihrem wesentlichen Inhalt dem vor-
gesehenen Bauleitplan entsprechen. Das kann ein Plan mit stadtebau-
lichen Konzeptionen, wie z.B. ein Rahmenplan, sein. Ein informeller Plan
fur ausschlieB3lich sachliche Teilbereiche, wie z.B. ein Nutzungs-, Ver-
sorgungs-, Granflachen- oder Gestaltungskonzept, reicht nur aus, wenn
auch der Bebauungsplan nur diese Teilkomplexe regeln soll.

Die vorangegangene Unterrichtung muss nach Inhalt und Methode
den Grundsatzen des §3 Abs. 1 S. 1 BauGB entsprechen; es muss also
eine offentliche Unterrichtung und Gelegenheit zur Erérterung von all-
gemeinen Zielen und Zwecken, wesentlichen Alternativen und voraus-
sichtlichen Auswirkungen der Planung gegeben haben.

Die vorangegangene Unterrichtung und Erérterung muss in einem
angemessenen zeitlichen Zusammenhang mit der beabsichtigten Bau-
leitplanung stehen. Interessierte Blirger miissen die vorangegangene
Unterrichtung und Erérterung mit der beabsichtigten Bauleitplanung
in Zusammenhang bringen koénnen. Die Ergebnisse missen fiir die
beabsichtigte Bauleitplanung verwertbar sein.

2.6 Entwurf des Bauleitplans

In der Phase des Entwurfs wird die endgliltige Losung der Planungsaufgabe
erarbeitet; das Arbeitsergebnis ist der Entwurf des Bauleitplans und die dazu-
gehorige Begriindung einschliel3lich des Umweltberichts. Es ist sinnvoll,
die in der friihzeitigen Beteiligung nach 83 Abs. 1 und 84 Abs. 1 BauGB ein-
gegangenen Anregungen, soweit sie fliir die Planung relevant sind, einzu-
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arbeiten. Dies vermeidet eine Wiederholung der Beteiligung nach 8 3 Abs. 2
und 84 Abs. 2 BauGB. Der Entwurf des Bauleitplans und der Begriindung sind
Grundlage fir die offentliche Auslegung und — jedenfalls bei gleichzeitiger
Durchfiihrung nach &84a Abs. 2 BauGB - die Beteiligung der Behérden und
sonstigen Trager o6ffentlicher Belange nach 84 Abs. 2 BauGB.

2.7 Beteiligung der Behorden

1 Die Vorschriften tiber die Beteiligung der Beh6rden und sonstigen Tra-
ger Offentlicher Belange sehen eine zweistufige Beteiligung vor. In einem
moglichst frihzeitigen Stadium der Planung findet die friihzeitige Behorden-
beteiligung nach 84 Abs.1 BauGB statt (s.a. Kapitel V 2.4 Frihzeitige
Beteiligung der Behorden und Scoping. Im weiteren Verlauf des Planauf-
stellungsverfahrens holt die Gemeinde die Stellungnahmen der Behoérden
und sonstigen Trager offentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch
die Planung berihrt werden kann, zum Planentwurf und der Begriindung ein
(84 Abs.2 S.1 BauGB). Die Beteiligung hat den Zweck, eine méglichst voll-
standige Ermittlung und zutreffende Bewertung der in die Abwagung einzu-
stellenden 6ffentlichen Belange zu ermdglichen.

2 Die Aufforderung zu Stellungnahmen setzt einen abstimmungsfahigen
Planentwurf, jedenfalls ein solches planerisches Konzept voraus, das es den
Behorden und sonstigen Tragern offentlicher Belange erméglicht, sich hierzu
mit der erforderlichen Konkretheit und Eindeutigkeit zu duRern und sich
mit dem Konzept auseinanderzusetzen. Erforderlich ist demnach eine weit-
gehende Planreife.

3 Die Beteiligung nach 84 Abs.2 BauGB erfolgt nach der frihzeitigen
Behordenbeteiligung. Nach 8§ 4a Abs. 2 BauGB kann die Beteiligung nach 84
Abs. 2 BauGB gleichzeitig mit der 6ffentlichen Auslegung des Planentwurfs
nach 83 Abs.2 BauGB durchgefiihrt werden. Dies ist insbesondere dann
sinnvoll, wenn nach den Ergebnissen der friihzeitigen Behérdenbeteiligung
keine gravierenden Einwande der Beh6rden und sonstigen Trager offentlicher
Belange mehr zu erwarten sind und deswegen oder beispielsweise wegen des
geringen Umgriffs einer Planung keine erheblichen Anderungen des Planent-
wurfs aufgrund der Beteiligung nach 84 Abs. 2 BauGB mehr zu erwarten sind.

4 Welche Behorden und sonstigen Trager oOffentlicher Belange zu
beteiligen sind, hangt von den Umstanden des jeweiligen Einzelfalls und ins-
besondere von Art und Umfang des Bauleitplans ab. Die Frage beantwortet
sich danach, ob der Aufgabenbereich der Behdrde oder des Tragers 6ffent-
licher Belange durch die Planung beriihrt werden kann. Dies bedeutet, dass
nur solche Stellen zu beteiligen sind, die in das konkrete Bauleitplanverfahren
abwagungserhebliche Belange einbringen kénnen. Die Gemeinde muss also
nicht alle denkbaren Behdrden und Stellen abfragen, ob sie von diesen zu ver-
tretenden 6ffentlichen Interessen betroffen sind. Vielmehr hat die Gemeinde
die Entscheidung, welche Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange
zu beteiligen sind, aufgrund eigenverantwortlicher sachgerechter Priifung der
zu erwartenden unterschiedlichen Auswirkungen des Bauleitplans zu treffen.

Unter dem Vorbehalt, dass im konkreten Bauleitplanverfahren ihr Aufgaben-
bereich berihrt sein kann, sind im Bauleitplanverfahren in der Regel folgende
Behorden und Stellen zu beteiligen:

Zweistufige Beteiligung

Vorliegen eines
Planentwurfs

Zeitpunkt der Beteiligung

Zu beteiligende
Behoérden und Trager
6ffentlicher Belange
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die Kreisverwaltungsbehoérde, z.B. als untere Bauaufsichtsbehorde,
untere Immissionsschutzbehdérde, untere Naturschutzbehérde, Boden-
schutzbehorde, Gesundheitsamt oder untere Stral3enverkehrsbehérde,
die héhere Landesplanungsbehorde,

das Wasserwirtschaftsamt,

das Vermessungsamt,

das Landesamt flir Denkmalpflege,

das Staatliche Bauamt, Bereich StraRenbau,

die fir die Abfallentsorgung, Abwasserentsorgung und Frischwasser-
versorgung zustandige entsorgungspflichtige Kérperschaft,

der Regionale Planungsverband (Beteiligung bei Bebauungsplanen, die
nicht aus dem Flachennutzungsplan entwickelt sind, und bei der Auf-
stellung und Anderung von Flachennutzungsplanen von Uberortlicher
Bedeutung oder wenn Belange des Regionalplans betroffen sind).

Nach den jeweiligen Umstédnden des Einzelfalls kommt darliber hinaus auch eine
Beteiligung folgender Behérden und Trager 6ffentlicher Belange in Betracht:

das Amt fir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten,
das Amt fur Léandliche Entwicklung,

die hohere Naturschutzbehorde,

das Bergamt,

die Autobahndirektion,

der Landkreis, z.B. als Stral3enbaulasttrager,

das Luftamt,

den Betreiber einer Eisenbahninfrastruktur (DB Netz AG oder nicht-
bundeseigenes Eisenbahninfrastrukturunternehmen),

die zustdndige Eisenbahnaufsichtsbehorde (s.a. Kapitel Ill 9/19 Bahn-
Ubergéange),

die Wasserstral3en- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes,

die zustédndigen Netzbetreiber von leitungsgebundenen Energie- und
Telekommunikationsnetzen,

die fir Gemeinbedarfsflachen zustandigen Bedarfstrager,

die Kirchen und die Religionsgemeinschaften des 6ffentlichen Rechts,



die Bayer. Verwaltung der staatlichen Schldsser, Garten und Seen,
die Stadt- bzw. Kreisheimatpfleger/in

die Immobilien Freistaat Bayern,

das Landesamt fiir Digitalisierung, Breitband und Vermessung,

das Bundesamt fiir Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der
Bundeswehr (BAIUDBw),

die Industrie- und Handelskammer,
die Handwerkskammer,
der Kreisjugendring.

Diese Auflistung ist nicht abschlieBend, sondern kann durch weitere Trager
offentlicher Belange erganzt werden, deren Interessen im engen sachlichen
Zusammenhang mit den Planungsabsichten der Gemeinde stehen. Z.B. sollte

bei Bauleitplanen in der Umgebung kerntechnischer Anlagen das Staats-
ministerium fir Umwelt und Verbraucherschutz als atomrechtliche Fach-
behoérde oder

bei Bauleitplanen in der Nadhe von Steinbrichen, bei denen das Mate-
rial durch Sprengung gewonnen wird, oder in der Nahe eines Lagers fir
explosionsgefahrliche Stoffe das Gewerbeaufsichtsamt und

bei einer Bauleitplanung in einer Universitdtsstadt die Universitat, soweit
ihre Belange berihrt werden, angehért werden.

Andererseits ist z.B. das Amt fiir Landliche Entwicklung zu beteiligen, wenn
ein Verfahren nach FlurbG zu erwarten ist oder durchgefihrt wird. Die Wehr-
bereichsverwaltung ist nur bei Planungen in der Nahe von Anlagen flr
Verteidigungszwecke zu beteiligen. Der Kreisjugendring wird z. B. nur bei Pla-
nungen zu hoéren sein, die Kinder- und Jugendeinrichtungen betreffen. Nach
Zweckmaligkeit sind auch die gemeindeeigenen Aufgabentrager, wie bei-
spielsweise die ortliche Feuerwehr, durch einen internen Beteiligungsprozess
in das Bauleitplanverfahren mit einzubeziehen.

5 Den von der Planung berlihrten Behérden und sonstigen Tragern 6ffent-
licher Belange ist der Entwurf des Bauleitplans einschlie3lich der Begriindung
zur Stellungnahme zu Gbersenden. Alternativ dazu kann von der Moglichkeit
der Nutzung elektronischer Informationstechnologien nach 8 4a Abs.4 S.2 und
3 BauGB Gebrauch gemacht werden. Dies setzt voraus, dass die Gemeinde
den Planentwurf mit Begrindung in das Internet einstellt. Wenn die zu
beteiligende Behorde einen Zugang fiir elektronische Kommunikation eréffnet
hat, kann die Information Giber das Beteiligungsverfahren per E-Mail erfolgen.

Mochte die zu beteiligende Behorde eine Fertigung der Planentwiirfe in
Papierform, so ist die Gemeinde zur Ubersendung verpflichtet. Die Beteiligung
sollte entsprechend dem Formblatt geschehen, das vom Bayerischen Staats-

Verfahren und
AuBerungsfrist
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ministerium des Innern mit Rundschreiben an die Gemeinden vom 18.04.1996
zur Anwendung empfohlen wurde (vgl. Anhang A). Die Trager 6ffentlicher
Belange sollen sich gemal 84 Abs. 2 S. 3 BauGB in den Stellungnahmen auf
ihren Aufgabenbereich beschranken. Die Stellungnahmen sollen aber nach
84 Abs.2 S.3 HS 2 BauGB, soweit noch nicht erfolgt, auch Aufschluss iber
beabsichtigte oder eingeleitete Planungen und sonstige Malinahmen geben.

Die Beteiligten haben gemal 84 Abs.2 S.2 BauGB grundsatzlich innerhalb
eines Monats, bei einem Fristbeginn im Monat Februar innerhalb von 30
Tagen, Stellung zu nehmen. Die Gemeinde soll diese Frist bei Vorliegen eines
wichtigen Grundes angemessen verldngern. Der Trdger muss den wichtigen
Grund gegenlber der Gemeinde geltend machen. Allgemeine Personaleng-
passe reichen daflir nicht aus. Die Frist verldngert sich nicht automatisch,
wenn die Beteiligung gemal3 §4a Abs. 4 S. 2 BauGB auf elektronischem Weg
erfolgt, die Behorde nach 8 4a Abs. 4 S. 3 BauGB jedoch eine Planausfertigung
anfordert. Die Verzogerung kann allerdings ein wichtiger Grund fir eine Frist-
verlangerung nach 84 Abs. 2 BauGB sein.

6 Gemal § 2 Abs. 2 BauGB sind die Bauleitplane benachbarter Gemeinden
aufeinander abzustimmen (s.a. Kapitel Il 4 Abstimmung mit benachbarten
Gemeinden). Das Abstimmungsgebot setzt voraus, dass die Notwendigkeit zur
Koordination der Bauleitpldne besteht, weil die beabsichtigte Bauleitplanung
Auswirkungen auf Belange benachbarter Gemeinden haben kann. Belange
der Nachbargemeinden sind abwagungsrelevant. Verfahrensmal3ig wird der
Pflicht zur Abstimmung zweckmaRigerweise dadurch nachgekommen, dass
die Nachbargemeinden gleichzeitig mit den Tragern offentlicher Belange
formlich um Stellungnahme gebeten werden. Die Nachbargemeinden kénnen
sich auch auf die ihnen durch Ziele der Raumordnung zugewiesenen Funktio-
nen und auf Auswirkungen auf ihre zentralen Versorgungsbereiche berufen
(82 Abs. 2 S. 2 BauGB).

7 Die Stellungnahmen der Behorden und sonstigen Trager offentlicher
Belange unterliegen grundsatzlich der Abwagung nach § 1 Abs. 7 BauGB. Zur
Berticksichtigung der von den Behdérden und sonstigen Tréagern &ffentlicher
Belange sowie gegebenenfalls Nachbargemeinden vorgetragenen AuRerun-
gen wird haufig eine Uberarbeitung der Planung oder auch eine Erganzung
des Umweltberichts notwendig sein. Es ist zu empfehlen, im Rahmen der pla-
nerischen Abwagung durch die Gemeinde (8 1 Abs. 7 BauGB) einen Beschluss
Uber die Art und den Umfang der Berlcksichtigung oder Nichtberlck-
sichtigung von Anregungen herbeizufiihren.

8 Etwas anderes gilt jedoch, soweit die Fachstellen auf zwingende recht-
liche Anforderungen hinweisen, die nicht unter das Gebot der Abwéagung fal-
len, wie etwa das in § 78 Abs. 1 S. 1 WHG enthaltene Verbot der Bauleitplanung
in festgesetzten Uberschwemmungsgebieten. AuBert sich eine beteiligte
Behorde nicht fristgemal3, so muss die Gemeinde die Stellungnahme bei
ihrer Abwagungsentscheidung bertcksichtigen, wenn die Anforderungen
der Gemeinde bekannt hatten sein miissen oder sie flir die Abwégung von
Bedeutung (§ 4a Abs. 6 S. 1 BauGB) sind. Generell gilt, dass nur AuBerungen
aulBer Acht gelassen werden kdnnen, die nicht abwéagungsrelevant sind.

9 Fahrt die Beteiligung der Behérden beim Flachennutzungsplan dazu,
dass ein bestimmter, fir das Gesamtkonzept der Gemeinde nicht wesentlicher
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Teil nicht abschlieBend behandelt werden kann, so empfiehlt es sich, von §5
Abs. 1 S.2 BauGB Gebrauch zu machen und Darstellungen aus dem Flachen-
nutzungsplan herauszunehmen (s. a. Kapitel IV 4.2/5 Ausnehmen von Flachen
und Darstellungen).

2.8 Grenziiberschreitende Beteiligung

1 Bei Bauleitplanen, die erhebliche Auswirkungen auf Nachbarstaaten
haben kénnen, sind die Gemeinden und Trager 6ffentlicher Belange des Nach-
barstaates nach den Grundséatzen der Gegenseitigkeit und Gleichwertigkeit zu
unterrichten (8 4a Abs.5 S. 1 BauGB). Diese Verpflichtung besteht sowohl flr
Bebauungs- als auch flir Flachennutzungsplanverfahren.

2 Bei Bauleitplanen, die erhebliche Umweltauswirkungen auf einen Nach-
barstaat haben, ist dieser nach dem Gesetz Giber die Umweltvertraglichkeits-
prifung (88 54, 55 UVPG) zu beteiligen. Fir die Stellungnahmen der Behérden
des anderen Staates sind abweichend vom UVPG die Vorschriften des
BauGB anzuwenden. Dies gilt auch fiir die Rechtsfolgen von nicht rechtzeitig
abgegebenen Stellungnahmen (vgl. im Einzelnen § 4a Abs.5 S. 2 BauGB).

2.9 Offentliche Auslegung

1 Den nach den dargestellten Beteiligungsschritten vorliegenden Plan-
entwurf macht sich das zustdndige Gremium (in der Regel der Gemeinde-
rat) durch einen sogenannten Billigungsbeschluss zu Eigen. An ihn schliel3t
sich die offentliche Auslegung des Plans zusammen mit dem Entwurf, der
Begriindung einschliellich des Umweltberichts sowie der nach Einschatzung
der Gemeinde wesentlichen bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellung-
nahmen, die sowohl von Behdérden und sonstigen Tragern oOffentlicher
Belange als auch von der Offentlichkeit stammen kénnen gemaR § 3 Abs. 2
S. 1 BauGB an. In der Regel wird die Gemeinde einen Beschluss fassen, der
das Einverstandnis mit dem Inhalt des Bauleitplans bestatigt und die Ver-
waltung ermachtigt, das Auslegungsverfahren durchzufiihren (Billigungs- und
Auslegungsbeschluss).

2 Ort und Dauer der o&ffentlichen Auslegung sind mindestens eine
Woche vorher ortsiblich bekannt zu machen mit dem Hinweis darauf, dass
Anregungen wahrend der Auslegungsfrist vorgebracht werden kénnen. Die
Gemeinde richtet sich hierbei nach dem fiir die amtliche Bekanntmachung
der gemeindlichen Satzungen Ublichen Verfahren (Art.27 Abs.2 S.1 GO i.V.m.
Art. 26 Abs. 2 GO - s.a. Kapitel V 2.13/1 Bekanntmachung und Inkrafttreten),
das mit der Bekanntmachungsverordnung vom 19. Januar 1983 (GVBI S. 14)
in Einklang stehen muss. Fir Gemeinden, die einer Verwaltungsgemeinschaft
zugehoren, ist § 1 Abs. 3 dieser Verordnung zu beachten.

3 Die Wochenfrist fir die Bekanntmachung der 6ffentlichen Auslegung
wird analog Art. 31 BayVwVfG und § 187 Abs. 1 BGB berechnet. Dabei wird
der Tag der Veroffentlichung nicht mitgezahlt. Wird die Bekanntmachung z.B.
an einem Montag veréffentlicht, dann kann die 6ffentliche Auslegung friihes-
tens am Dienstag der darauf folgenden Woche beginnen. Um Fehler bei der
Fristberechnung zu vermeiden, empfiehlt es sich, die Frist zwischen Bekannt-
machung und Beginn der Auslegung grof3ziigig zu bemessen. Nach § 1 Abs. 2
S. 3 BekV sollen Anschlage mindestens 14 Tage angeheftet bleiben.

Unterrichtung von
Nachbarstaaten

Grenziiberschreitende
Beteiligung bei
UVP-pflichtigen
Bebauungsplanen

Auslegungsbeschluss

Bekanntmachung der
offentlichen Auslegung
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Die Bekanntmachung soll enthalten:

den Hinweis, dass der Entwurf des Flachennutzungsplans oder des
Bebauungsplans mit Begriindung 6ffentlich ausliegt,

die genaue Bezeichnung des Geltungsbereichs des Bauleitplans bzw. des
Gegenstands oder Bereichs der Anderung und Erganzung des Bauleit-
plans (Eine detaillierte, auch fiir Auswartige verstandliche Beschreibung
der Uberplanten Bereiche ist notwendig, um die Anforderungen an die
AnstoBwirkung der Bekanntmachung zu erfiillen. Die Abbildung eines
Lageplans mit Eintragung des Planungsumgriffs ist hierfiir sehr hilfreich.),

genaue Angaben Gber den Ort und die Dauer der Auslegung,

Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener Informationen verflig-
bar sind (D.h., die in den vorhandenen Stellungnahmen und Unterlagen
behandelten Umweltthemen sind nach Themenblécken zusammenzu-
fassen und in der Auslegungsbekanntmachung schlagwortartig zu cha-
rakterisieren. Diese Pflicht erstreckt sich auch auf Umweltinformationen,
die in Stellungnahmen enthalten sind, die die Gemeinde fiir unwesent-
lich halt und deshalb nicht auszulegen beabsichtigt. Die Bekannt-
machung muss der Offentlichkeit eine erste inhaltliche Einschatzung
dartiber erméglichen, welche Umweltbelange in den der Gemeinde ver-
figbaren Stellungnahmen und sonstigen Unterlagen behandelt werden)
(BVerwG, Urt. v. 18.07.2013, 4 CN 3.12; Urt. v. 11.09.2014 - 4 CN 1/14;
zu den Anforderungen an die erforderlichen Angaben ist derzeit ein
Revisionsverfahren beim BVerwG - 4 CN 7/18 — anhangig),

den Hinweis, dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei
der Beschlussfassung (iber den Bauleitplan unbericksichtigt bleiben
kénnen (Nach 84a Abs.6 S.1 BauGB kénnen Stellungnahmen, die im
Verfahren der Offentlichkeitsbeteiligung nicht rechtzeitig abgegeben
worden sind, bei der Beschlussfassung iber den Bauleitplan unbertick-
sichtigt bleiben, sofern die Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und
nicht hatte kennen missen und deren Inhalt fir die RechtmaRigkeit des
Bauleitplans nicht von Bedeutung ist. Diese Praklusion setzt aber voraus,
dass in der Bekanntmachung nach 83 Abs. 2 S.2 HS 2 BauGB auf diese
Moglichkeit hingewiesen worden ist.),

den Hinweis, dass Anregungen wahrend der Auslegungsfrist vor-
gebracht werden kdénnen; dieser Hinweis darf nicht mit ein-
schrankenden Zuséatzen versehen werden (z.B. Anregungen kénnen nur
von Betroffenen oder nur schriftlich vorgebracht werden),

bei Flachennutzungsplanen erganzend den Hinweis, dass eine Ver-
einigung im Sinne des 84 Abs.3 S.1 Nr.2 UmwRG in einem Rechts-
behelfsverfahren nach 87 Abs.3 S.1 UmwRG mit allen Einwendungen
ausgeschlossen ist, die sie im Rahmen der Auslegungsfrist nicht oder
nicht rechtzeitig geltend gemacht hat, aber hatte geltend machen kén-
nen (8 3 Abs. 3 BauGB),

den Hinweis auf datenschutzrechtliche Informationspflichten im Bauleit-
planverfahren (vgl. Anhang A).


https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__4a.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__3.html
https://www.gesetze-im-internet.de/umwrg/__4.html
https://www.gesetze-im-internet.de/umwrg/__7.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__3.html

5 Damit die ordnungsgemaf3e Bekanntmachung nachweisbar ist, wird ein
entsprechender Ausschnitt aus dem Amtsblatt oder der Tageszeitung (mit
Datum) bzw. bei Bekanntmachung durch Anschlag der angeschlagene Text
mit dem Vermerk, wann er angeschlagen und wann er abgenommen worden
ist, zu den Akten genommen.

6 Gleichzeitig mit der Bekanntmachung sollen die beteiligten Trager
offentlicher Belange von der Auslegung benachrichtigt werden (83 Abs. 2
S.3 BauGB - s.a. Kapitel V 2.7/3 Zeitpunkt der Beteiligung). Ebenso soll-
ten die betroffenen Nachbargemeinden benachrichtigt werden. Zur Abgabe
einer abschlieenden Stellungnahme innerhalb der Auslegungsfrist kann es —
je nach Grad der Betroffenheit, der Abweichung von der friiheren Stellung-
nahme und dem Prifungsumfang — zweckmalig sein, einzelnen Stellen eine
Kopie des ausliegenden Bauleitplanentwurfs zu tibersenden.

Wenn — wie durch die Regelung in 84a Abs.2 BauGB ausdricklich ermég-
licht — die Beteiligung der Behérden und sonstigen Tréger 6ffentlicher Belange
nach 84 Abs. 2 BauGB gleichzeitig mit der Auslegung der Planentwiirfe nach
§ 3 Abs. 2 BauGB durchgefiihrt wird, erlbrigt sich die Benachrichtigung natur-
gemal. In diesem Fall ist es sinnvoll, im Anschreiben an die Behérden und
Trager offentlicher Belange einen Hinweis auf die parallel stattfindende offent-
liche Auslegung aufzunehmen.

7 Der Entwurf des Bauleitplans ist mit der Begriindung sowie den wesent-
lichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen auf die Dauer
eines Monats, bei Fristbeginn im Monat Februar fiir die Dauer von mindes-
tens 30 Tagen, oder bei Vorliegen eines wichtigen Grundes fiir die Dauer einer
angemessenen langeren Frist, 6ffentlich auszulegen (8 3 Abs. 2 S. 1 BauGB).
Als Auslegungsort werden in der Regel die Gemeindekanzlei oder das Biiro
der Bauverwaltung in Betracht kommen.

Der Bauleitplanentwurf einschlieBlich der Begriindung muss am Auslegungs-
ort augenfallig bereitliegen. Die Blargerinnen und Bilirger miissen Einsicht neh-
men kdnnen, ohne noch Fragen oder Ersuchen an Dienstkrafte der Gemeinde
richten zu massen. Um den durch die Rechtsprechung bestatigten strengen
Anforderungen an eine ordnungsgemal3e Auslegung zu entsprechen, mis-
sen die Unterlagen mindestens von Montag bis Freitag wahrend der normalen
Dienststunden offentlich zuganglich sein (VGH Mannheim, Urt. v. 12.07.2004 —
8 S 351/04). Von der Beschrankung auf bestimmte Amtstage oder Amts-
stunden ist abzuraten. Es ist vielmehr wiinschenswert, dass zu bestimmten,
in der Bekanntmachung anzugebenden Zeiten den berufstatigen Blirgerinnen
und Blirgern Gelegenheit gegeben wird, auch au3erhalb der normalen Dienst-
stunden Einsicht zu nehmen.

Der Inhalt der ortsiblichen Bekanntmachung nach 83 Abs.2 S.2 BauGB
und die nach 83 Abs.2 S.1 BauGB auszulegenden Unterlagen sind zusétz-
lich in das Internet einzustellen und Uber ein zentrales Internetportal des
Landes zuganglich zu machen. Die Stellungnahmen der Behérden und sons-
tigen Trager offentlicher Belange kénnen durch Mitteilung von Ort und Dauer
der 6ffentlichen Auslegung nach § 3 Abs.2 BauGB und der Internetadresse,
unter der der entsprechende Inhalt der Bekanntmachung und die Unterlagen
im Internet eingesehen werden kénnen, eingeholt werden; die Mitteilung
kann elektronisch tGbermittelt werden. In diesen Fallen hat die Gemeinde der
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Behorde oder einem sonstigen Trager 6ffentlicher Belange auf Verlangen den
Entwurf des Bauleitplans und der Begriindung in Papierform zu Gbermitteln.

8 Die einmonatige, bei Fristbeginn im Monat Februar mindestens drei-
RBigtagige, oder bei Vorliegen eines wichtigen Grundes langere Auslegungs-
frist bemisst sich analog Art. 31 BayVwVfG und 88§ 187 Abs. 2, 188 Abs. 2 BGB.
Bei der Fristberechnung wird demnach der erste Tag der Auslegung mit-
gezahlt. Wird z.B. am 12. eines Monats ausgelegt, so endet die einmonatige
Frist am 11. des darauf folgenden Monats um 24.00 Uhr. Wiirde nach dieser
Berechnung die Frist an einem Samstag, Sonntag oder gesetzlichen Feiertag
enden, so verlangert sie sich entsprechend § 193 BGB bis zum Ablauf des dar-
auf folgenden Werktags.

9 Die Auslegungsfrist darf nicht unterschritten werden; eine Uber-
schreitung ist hingegen unschadlich und - zur Vermeidung von Fehlern bei
der Fristberechnung — auch empfehlenswert. Der Entwurf des Bauleitplans
mit der Begriindung muss wéahrend der gesamten in der Bekanntmachung
angegebenen Zeit am Auslegungsort verbleiben.

10 Die wahrend der Auslegungsfrist vorgebrachten Anregungen weisen auf
offentliche und private Belange hin, die gemaf3 8 1 Abs.5 -7 und § 1a BauGB
in den Bauleitplanen zu bericksichtigen sein kébnnen.

Alle fristgemafl vorgebrachten und alle abwéagungsrelevanten Anregungen
muss die Gemeinde priifen; ihre Behandlung (s.a. Kapitel V 7 Planerhaltung
bei Verletzung von Vorschriften) stellt einen wesentlichen, in der Regel den
abschlieBenden Schritt im Prozess der Abwagung der 6ffentlichen und pri-
vaten Belange dar, zu der die Gemeinde gemal3 8 1 Abs. 7 BauGB verpflichtet
ist (s.a. Kapitel Il 0/3ff. Abwagung). Dabei sollen die Anregungen entweder
verlesen oder mit ihrem wesentlichen Inhalt in eine Beschlussvorlage auf-
genommen werden. Diese Vorlage kann auch zu den einzelnen Anregungen
jeweils eine von der Gemeindeverwaltung ausgearbeitete Beschluss-
empfehlung enthalten. Es ist zweckmaRig, den Planer bei der Vorbereitung
der Beschlussvorlage und zum Vortrag in 6ffentlicher Sitzung hinzuzuziehen.
Die Anregungen sind in der Regel einzeln zu behandeln; gleichartige kénnen
zusammengefasst werden.

11 Den Personen und Stellen, die fristgemall Anregungen vorgebracht
haben, ist gemal & 3 Abs. 2 S.4 BauGB das Ergebnis der Prifung mitzuteilen.
Dies kann z.B. unter Verwendung von Ausziigen aus der Sitzungsniederschrift
geschehen, welche den Beschluss und seine Begriindung, also die Gesichts-
punkte und das Ergebnis der Priifung enthalten. Haben mehr als flinfzig Per-
sonen Anregungen mit im Wesentlichen gleichem Inhalt vorgebracht, so kann
an die Stelle der Mitteilung das in 8 3 Abs. 2 S.5 BauGB vorgeschriebene Ver-
fahren der Einsichtnahme treten.

2.10 Verfahren bei Anderung oder Ergéanzung des
Bauleitplanentwurfs

1 Die Behandlung von Anregungen hat haufig Anderungen oder
Erganzungen des Bauleitplanentwurfs zur Folge (s.a. Kapitel IV 5.4/2 Ande-
rung von Bauleitplanen). Fir das weitere Verfahren ergeben sich folgende
Falle:


https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayVwVfG-31
https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__187.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__188.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__193.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__1.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__1a.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__1.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__3.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__3.html

2 Fall A: Der Entwurf des Uberarbeiteten Bauleitplans einschliel3lich der
fortgeschriebenen Begriindung ist im Regelfall erneut 6ffentlich auszulegen
(§4a Abs.3 S.1 BauGB). Das Verfahren ist dann gemal3 83 Abs.2 BauGB
zu wiederholen (s.a. Kapitel V 2.9/2ff. Bekanntmachung der o6ffentlichen
Auslegung).

Die Gemeinde kann dabei die erneute 6ffentliche Auslegung angemessen ver-
kirzen (8 4a Abs. 3 S. 3 BauGB). Sie kann au3erdem bei der erneuten 6ffent-
lichen Auslegung bestimmen, dass Anregungen nur zu den geanderten oder
erganzten Teilen vorgebracht werden kénnen (84a Abs.3 S.2 BauGB, s.a.
Kapitel V 2.9/2ff. Bekanntmachung der 6ffentlichen Auslegung). Auf diese
Beschrankung ist in der ortstiblichen Bekanntmachung Uber die erneute
offentliche Auslegung hinzuweisen. Die Anderungen und Erganzungen
mussen deutlich hervorgehoben sein. Auszulegen ist jedoch der gesamte
Planentwurf.

3 Fall B: Die erneute 6ffentliche Auslegung kann unter den in 84a Abs. 3
S.4 BauGB genannten Voraussetzungen auf die von der Anderung betroffene
Offentlichkeit sowie die beriihrten Behorden und sonstigen Trager offentlicher
Belange beschrankt werden. Diese Regelung kann Anwendung finden, wenn
durch die Anderungen und Erganzungen des Bauleitplans die Grundziige der
Planung nicht beriihrt werden. Die Anderungen oder Erganzungen des Bau-
leitplans berlihren dann die Grundziige nicht, wenn sich die Plandnderung
oder -erganzung nur auf Einzelheiten bezieht und die Grundkonzeption der
Planung unangetastet bleibt.

Der Kreis der Betroffenen ist sorgfaltig zu ermitteln. Betroffen sind in der Regel
auch die Grundstiicke, die an den Bereich angrenzen, der von der Anderung
oder Ergédnzung berUhrt ist. Bei Planungen, die eine groRere Zahl von Bir-
gerinnen und Blirgern betreffen, sollte vorzugsweise alternativ eine erneute
offentliche Auslegung — ggf. unter Nutzung der o.a. Erleichterungen des 8 4a
Abs.3 S. 2 und 3 BauGB - erfolgen.

Gleichzeitig mit der Beteiligung der betroffenen Biirgerinnen und Biirger sollte
den berthrten Trédgern offentlicher Belange Gelegenheit zur Stellungnahme
gegeben oder die Beteiligung nach § 4 BauGB durchgefiihrt werden. Uber die
Stellungnahmen ist wie Gber die Anregungen zu entscheiden; dies und das
weitere Verfahren richten sich nach 8 3 Abs. 2 S. 4ff. BauGB.

Fiihrt die Beteiligung zu einer erneuten Anderung oder Ergéanzung des Plan-
entwurfs, so ist 84a Abs.3 erneut anzuwenden, d.h. die vorstehend dar-
gestellten Verfahrensschritte sind erneut durchzufiihren.

2.11 Feststellungsbeschluss, Satzungsbeschluss

Nach der abschlieenden Behandlung der Anregungen stellt die Gemeinde
den Flachennutzungsplan zweckmafig durch Beschluss fest. Der Bebauungs-
plan wird gemaf § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen. Jedenfalls der
Beschluss Uber den Flachennutzungsplan ist vom gesamten Gemeinderat zu
fassen und kann nicht auf einen beschlieRenden Ausschuss Ubertragen wer-
den (s.a. Kapitel V 5/1 Zustandigkeit des Gemeinderats).

Erneute o6ffentliche
Auslegung

Eingeschréanktes
Beteiligungsverfahren
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2.12 Genehmigung
1 Der Flachennutzungsplan bedarf der Genehmigung (8 6 Abs. 1 BauGB).

2 Bebauungsplane, die aus einem Flachennutzungsplan entwickelt wer-
den, sind genehmigungsfrei.

Dagegen bediirfen nach 8 10 Abs. 2 BauGB der Genehmigung:
selbststandige Bebauungspléne (8 8 Abs. 2 S. 2 BauGB),

Bebauungsplédne, soweit sie vor dem FNP bekannt gemacht werden sol-
len (8 8 Abs.3 S. 2 BauGB),

vorzeitige Bebauungspléne (8 8 Abs. 4 BauGB).

3 Die Zustandigkeit fur die Genehmigung (Regierung oder Landrats-
amt) ist in 886 Abs. 1, 10 Abs.2 S. 1 BauGB sowie in der Zustandigkeitsver-
ordnung im Bauwesen (ZustVBau) geregelt. Danach sind die Regierungen fir
die Genehmigungen von Flachennutzungspldnen und o.g. genehmigungs-
bediirftigen Bebauungsplanen kreisfreier Gemeinden sowie der GroR3en Kreis-
stadte zustandig. Im Ubrigen sind die Landratsamter zustandig.

4 Dem Genehmigungsantrag sollen folgende Unterlagen beigefligt
werden:

Flachennutzungsplan, gegebenenfalls mit integriertem Landschafts-
plan einschliellich Begrindung mit Umweltbericht, bzw. Bebauungs-
plan, gegebenenfalls mit Griinordnungsplan einschlie3lich Begriindung
mit Umweltbericht (Anzahl der vorzulegenden Mehrfertigungen in
Absprache mit den Regierungen bzw. Landratsamtern),

soweit vorhanden und zum Verstandnis des Bauleitplans notwendig:
Fachplane (z.B. Generalverkehrsplan), Voruntersuchungen, Gutachten
oder Bestandsaufnahmen, stadtebauliche Rahmenplédne, Strukturplane,
Unterlagen Gber eine kommunale Entwicklungsplanung oder andere zur
Beurteilung wichtige Planungskonzepte,

die zur Abstimmung gemaR § 2 Abs. 2 BauGB eingegangenen AufRerun-
gen der benachbarten Gemeinden,

die Stellungnahmen der beteiligten Behdérden und sonstigen Trager
offentlicher Belange aus dem Verfahren nach § 3 und 84 BauGB,

der Nachweis Uiber Ort, Zeit und Ergebnis der friihzeitigen Offentlich-
keitsbeteiligung gemal3 83 Abs.1 BauGB; ein detaillierter Bericht ist
nicht erforderlich,

der Nachweis lGber Ort, Zeit und ordnungsgemale Bekanntmachung
(Kopie Bekanntmachung) sowie Veroffentlichung im Internet und Gber
ein zentrales Internetportal des Landes der 6ffentlichen Auslegung und
Nachweise Gber die Benachrichtigung der beteiligten Trager 6ffentlicher
Belange von der Auslegung gemal3 8 3 Abs. 2 BauGB,
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5

die Unterlagen Uber die Behandlung der Anregungen (Abwé&gung)
durch die Gemeinde mit den nichtberlicksichtigten Anregungen samt
der Stellungnahme der Gemeinde, soweit sie nicht aus den Beschliissen
hervorgeht, gemal3 8 3 Abs.2 S.4 HS 1 BauGB,

die Nachweise Uber die Mitteilung des Ergebnisses der Priifung von
Anregungen gemal3 § 3 Abs.2 S.4 HS 2 BauGB,

die Nachweise Uber die Beschliisse der Gemeinde, insbesondere: Auf-
stellungsbeschluss, Auslegungsbeschluss und Feststellungs- oder

Satzungsbeschluss.

Zur besseren Ubersichtlichkeit und um Missverstandnisse zu vermeiden

und eine zlgige Bearbeitung zu gewabhrleisten, sollten die Unterlagen nach den
einzelnen Verfahrensschritten gemal BauGB chronologisch geordnet werden.
Eine Unterteilung mit beschrifteten Trennblattern erleichtert die Lesbarkeit.

1) Aufstellungsbeschluss inkl. Planunterlagen und evtl. Beschllsse,

2) Beteiligung gemal § 3 Abs. 1 BauGB

(bei umfangreichen Unterlagen unterteilt in Aufforderung zur Abgabe
der Stellungnahmen inkl. des Planungsstands, eingegangene Stellung-
nahmen, Behandlung der Stellungnahmen),

3) Beteiligung gemal 84 Abs. 1 BauGB

(bei umfangreichen Unterlagen unterteilt in Aufforderung zur Abgabe der
Stellungnahmen inkl. Liste der beteiligten Behérden und des Planungs-
stands, eingegangene Stellungnahmen evtl. unterteilt in Stellung-
nahmen mit Inhalt und ohne Inhalt, Behandlung der Stellungnahmen),

4) Billigungs-/Auslegungsbeschluss,

5) Beteiligung gemal § 3 Abs. 2 BauGB

(bei umfangreichen Unterlagen unterteilt in Bekanntmachung inkl.
des Planungsstands, eingegangene Stellungnahmen, Behandlung der
Stellungnahmen, Mitteilung des Ergebnisses an die Blrger),

6) Beteiligung gemal §4 Abs. 2 BauGB

(bei umfangreichen Unterlagen unterteilt in Aufforderung zur Abgabe
der Stellungnahmen inkl. Liste der beteiligten Behdérden und des
Planungsstands, eingegangene Stellungnahmen evtl. unterteilt in
Stellungnahmen mit Inhalt und ohne Inhalt, Behandlung der Stellung-
nahmen, Mitteilung des Ergebnisses an die Behoérden),

7) ggf. Unterlagen (ber die erneute(n) Auslegung(en) gemal § 4a BauGB,
8) Feststellungs-/Satzungsbeschluss,

9) Planfassung, die zur Genehmigung eingereicht wird, inkl. Begriindung.

Bei einem genehmigungspflichtigen Bebauungsplan (s.a. Kapitel V 2.12/2
Genehmigung Bebauungsplan) sollten zusatzlich eine Darlegung Uber die
Einordnung des Bebauungsplans in die stéddtebauliche Entwicklung des

Gliederung Antrag

Empfohlene Gliederung

181


https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__3.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__3.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__3.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__4.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__3.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__4.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__4a.html

Form und Wirkung der
Genehmigung

Frist im Genehmigungs-
verfahren

Genehmigungsfiktion

Genehmigungsverfahren
mit MaRgaben

182

Gemeindegebiets und gegebenenfalls der Flachennutzungsplan-Entwurf mit
Begriindung vorgelegt werden.

6 Die Genehmigung (Genehmigungsbescheid) ist gegeniiber der
Gemeinde ein Verwaltungsakt, der mit Nebenbestimmungen verbunden
werden kann (Art. 36 BayVwV{G). In Frage kommen insbesondere Auflagen
oder aufschiebende Bedingungen. Der Bauleitplan kann immer erst wirksam
werden bzw. in Kraft treten, wenn die in die Genehmigung aufgenommene
Bedingung eingetreten ist. Diese Nebenbestimmungen werden in der Praxis
im Allgemeinen zusammenfassend als Mal3gaben bezeichnet. Mit MalRgaben
kénnen redaktionelle Mangel des Bauleitplans ausgerdumt und in gewissem
Umfang auch inhaltliche Korrekturen vorgenommen werden. Bei letzteren
muss die Genehmigungsbehorde allerdings beachten, dass sie nicht anstelle
der Gemeinde planerisch tatig wird.

7 Uber die Genehmigung des Flachennutzungsplans und des Bebauungs-
plans ist innerhalb von drei Monaten zu entscheiden; diese Frist kann auf
Antrag der Genehmigungsbehérde von der zustandigen Ubergeordneten
Behorde aus wichtigen Griinden verlangert werden, in der Regel jedoch nur
bis zu drei Monaten (8§ 6 Abs.4 und § 10 Abs. 2 BauGB).

Die Frist beginnt mit dem Eingang der vollstdndigen Unterlagen in praf-
fahiger Form (siehe hierzu V 2.12/4 Unterlagen Antrag) bei der zustédndigen
Genehmigungsbehdérde zu laufen, Wichtige Griinde fiir eine Verlangerung
der Genehmigungsfrist kdnnen z.B. die Beschaffung von weiteren, fir die
Beurteilung wichtigen Unterlagen oder ein durch Umfang oder Problema-
tik des Bauleitplans bedingter auBerordentlicher Prifungsaufwand sein. Die
Gemeinde ist von der Verlangerung der Genehmigungsfrist vor Fristablauf
in Kenntnis zu setzen. Erfordert die Beschaffung fehlender Unterlagen oder
eine nachtragliche Behdrdenbeteiligung voraussichtlich langere Zeit, sollten
Gemeinde und Genehmigungsbehorde sich darauf einigen, dass der Antrag
schriftlich zurtickgezogen wird.

8 Gemal 86 Abs.4 S.4 und 810 Abs. 2 S. 2 BauGB gilt die Genehmigung
als erteilt, wenn sie nicht innerhalb der ggf. verlangerten Frist unter Angabe
von Griinden abgelehnt wird (Genehmigungsfiktion). Zur Wirksamkeit bzw.
zum Inkrafttreten des Bauleitplans bedarf es auch in diesem Fall der Bekannt-
machung nach 86 Abs.5 oder 8 10 Abs. 3 BauGB.

9 Wird eine Genehmigung mit Mal3gaben erteilt, die tber rein redaktio-
nelle Korrekturen hinausgehen, muss sich die Gemeinde durch Beschluss den
Plan in der Fassung zu eigen machen, die er durch die Genehmigung erhalten
hat (sog. Beitrittsbeschluss). Welche weiteren Verfahrensschritte notwendig
sind, hangt von der Reichweite der Mal3gaben ab. 8§ 4a Abs. 3 BauGB ist ent-
sprechend anzuwenden.

Mangel, die so weit gehende Korrekturen erforderlich machen, dass der
Bauleitplan gemal3 84a Abs.3 BauGB erneut o6ffentlich ausgelegt werden
miusste, werden allerdings in der Regel zur Versagung der Genehmigung oder
gegebenenfalls bei Flachennutzungsplanen zum Ausnehmen raumlicher oder
sachlicher Teile von der Genehmigung (8 6 Abs. 3 BauGB) flihren.
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10 Bei einer erneuten 6ffentlichen Auslegung — gegebenenfalls mit einer
Beschrankung der Einwendungsmaoglichkeiten gemall §4a Abs.3 S.2
BauGB - hat die Gemeinde die fristgemald vorgebrachten Anregungen zu pru-
fen und zum Gegenstand eines Beschlusses zu machen.

11 Fihrt die Prifung zu keiner weiteren Anderung oder Erganzung des Bau-
leitplans, so schliel3t sich die Bekanntmachung an. Der fiir die Genehmigung
zustandigen Behdrde sind Nachweise Uber die Anregungen und deren
Behandlung sowie die gefassten Beschliisse und die Bekanntmachung
vorzulegen.

12  Fihrt dagegen die Priifung der Anregungen zu einer weiteren Anderung
oder Erganzung des Bauleitplans, so dass die nunmehr beschlossene Plan-
fassung von der genehmigten Fassung abweicht, ist hinsichtlich dieser Ande-
rung oder Ergdnzung ein erneutes Genehmigungsverfahren durchzufiihren.

13 Sind aufgrund des Genehmigungsbescheids ausschlie3lich redaktio-
nelle Anderungen oder Berichtigungen vorzunehmen, so ist der Bauleitplan
von der Gemeinde ohne weitere Verfahrensschritte entsprechend zu &ndern
und mit einem Anderungsvermerk zu versehen. AnschlieRend erfolgen die
Ausfertigung und die Bekanntmachung. Der fir das Genehmigungsverfahren
zustandigen Behérde sind Nachweise (iber die Anderung und die Bekannt-
machung vorzulegen.

14 Nach 86 Abs.3 BauGB besteht die Mdglichkeit, rAumliche oder sach-
liche Teile des Flachennutzungsplans von der Genehmigung auszunehmen.
Das Ausnehmen ist nur méglich, wenn bestehende Versagungsgrinde durch
Mal3gaben nicht ausgerdaumt werden kénnen (s.a. Kapitel V 2.12/6 Form und
Wirkung der Genehmigung). Fir das Ausnehmen von raumlichen und sach-
lichen Teilen des Flachennutzungsplans von der Genehmigung bedarf es
keines entsprechenden Antrags der Gemeinde; jedoch sollte die Gemeinde
als Betroffene vorher gehort werden. Die Gemeinde wird in der Regel ver-
pflichtet sein, auch fir den von der Genehmigung ausgenommenen Teil eine
genehmigungsfahige Planung zu schaffen (85 Abs. 1 BauGB, s.a. Kapitel IV
4.2/5 Ausnehmen von Flachen und Darstellungen). Hinsichtlich dieses Teils
ist das Aufstellungsverfahren — beginnend mit der 6ffentlichen Auslegung —
erneut durchzufiihren. Dies kann unabhéangig von der Weiterflihrung des Ver-
fahrens fir den genehmigten Teil erfolgen.

15 Nach 86 Abs.4S.1 HS2 und § 10 Abs. 2 S.2 BauGB kénnen rdumliche
oder sachliche Teile des Bauleitplans vorweg genehmigt werden. Die Vor-
weggenehmigung hat zur Folge, dass die Genehmigung des restlichen Tei-
les zurlickgestellt wird. Die Entscheidung Gber den zurickgestellten Teil muss
innerhalb der — gegebenenfalls verlangerten — Frist herbeigefliihrt werden.
Eine Vorweggenehmigung kommt nur in Betracht, wenn

nach dem Stand der Priifung ersichtlich ist, dass die Genehmigung des
restlichen Teiles grundsatzlich erfolgen kann oder

die Ablehnung des restlichen Teiles sich nicht auf den Inhalt des vorweg
genehmigten Teiles auswirken kann.

Genehmigungsverfahren
ohne MaRgaben

Genehmigung des
Flachennutzungsplans
mit Ausnehmen von
Teilen

Vorweggenehmigung von
Teilen des Bauleitplans
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16 Die Entscheidung Uber die Genehmigung des Bauleitplans ist ein Ver-
waltungsakt. Soweit eine Genehmigung - etwa durch belastende Neben-
bestimmungen - die Gemeinde in Rechten verletzt, besteht die Mdglichkeit
zur verwaltungsgerichtlichen Klage. Gleiches gilt fir den Fall, dass die
Genehmigung verweigert wird. Ein Vorverfahren findet nicht statt (§ 68 Abs. 1
S.2VwGO i.V.m. Art. 15 Abs. 1, Abs. 2 BayAGVwGO).

2.13 Bekanntmachung und Inkrafttreten

1 Zum Abschluss des Verfahrens — einschlieBlich der Schritte, die
gegebenenfalls aufgrund von MalRgaben noch notwendig geworden sind
(s.a. Kapitel V 2.12/8ff. Genehmigungsverfahren mit Mal3gaben) — bedurfen
die Bauleitplane der Ausfertigung und der Bekanntmachung. Beim Flachen-
nutzungsplan und bei genehmigungspflichtigen Bebauungsplanen macht
die Gemeinde die Erteilung der Genehmigung des Bauleitplans gemaR
86 Abs.5 bzw. 8§ 10 Abs. 3 BauGB ortsiiblich bekannt. Dies gilt auch im Fall
der Fiktion durch Ablauf der Frist (86 Abs.4 S.4 BauGB und § 10 Abs.2 S.2
BauGB - s.a. Kapitel V 2.12/8 Genehmigungsfiktion). Bei genehmigungs-
freien Bebauungsplanen wird der Satzungsbeschluss bekannt gemacht. In der
Bekanntmachung ist gemal 8 215 Abs. 2 BauGB auf die Voraussetzungen fiir
die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften
und von Mangeln der Abwéagung sowie die Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 1 BauGB)
hinzuweisen (s.a. Kapitel V 7/2ff. Verletzung von Verfahrens- und Formvor-
schriften und Kapitel V 7/5 Frist flir die Geltendmachung von Fehlern). In der
Bekanntmachung des Bebauungsplans ist auch gemal3 844 Abs.5 BauGB
auf den Entschadigungsanspruch (844 Abs.3 S. 1 und 2 BauGB) und dessen
Erldschen (844 Abs.4 BauGB) hinzuweisen. Der Flachennutzungsplan wird
mit der Bekanntmachung wirksam (86 Abs.5 S.2 BauGB); der Bebauungs-
plan tritt mit der Bekanntmachung in Kraft (8 10 Abs. 3 S. 4 BauGB).

Das BauGB regelt nicht, wie die Bekanntmachung zu vollziehen bzw. zu wel-
chem Zeitpunkt sie vollzogen ist, um das Inkrafttreten eines Bebauungsplans
herbeizufiihren. Dies richtet sich nach landesrechtlichen Bestimmungen, in
Bayern nach der Verordnung Uber die amtliche Bekanntmachung gemeind-
licher Satzungen und von Rechtsvorschriften der Verwaltungsgemeinschaften
(BekV). Erfolgt die Bekanntmachung durch Niederlegung und Bekanntgabe
der Niederlegung durch Anschlag, ist Tag der amtlichen Bekanntmachung der
Tag, an dem die Niederlegung durch Anschlag bekanntgegeben wird (§2 S. 2
BekV). Auf die Einhaltung einer Aushangdauer kommt es nach dem Wortlaut
dieser Bestimmung nicht an. Demnach ist die Bekanntmachung bereits am
(ersten) Tag des Anschlags des Satzungsbeschlusses als bewirkt anzusehen
(vgl. auch BayVGH, Beschluss vom 28.04.2009 — 20 N 09.396).

2 Spatestens bei der Bekanntmachung ist den Bauleitplanen gemal
§6a Abs. 1 bzw. § 10a Abs. 1 BauGB eine zusammenfassende Erklarung dar-
iber, wie die Umweltbelange und die Ergebnisse der Offentlichkeits- und
Behordenbeteiligung in der Planung bertcksichtigt wurden und warum der
Plan nach Abwagung mit den gepriften, in Betracht kommenden Alternativen
gewahlt wurde, beizufliigen. Ein Gemeinderatsbeschluss tber diese Erklarung
ist rechtlich nicht vorgeschrieben. Diese zusammenfassende Erklarung soll
zusammen mit dem in Kraft getretenen Bauleitplan und der Begriindung
erganzend auch in das Internet und Uber ein zentrales Internetportal des Lan-
des zuganglich gemacht werden (8 6a Abs. 2, 8 10a Abs. 2 BauGB).
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3 Beim Bebauungsplan tritt die Bekanntmachung der Genehmigung
bzw. des Satzungsbeschlusses an die Stelle der sonst flir Satzungen vor-
geschriebenen Veréffentlichung. Flr die Ausfertigung und die Bekannt-
machung gelten die kommunalrechtlichen Vorschriften Gber die amtliche
Bekanntmachung gemeindlicher Satzungen (Art.26 Abs.2 GO i.V.m. BekV
vom 19. Januar 1983 — GVBI S. 14).

4 Nach der Bekanntmachung ist der Bebauungsplan gemal3 8 10 Abs.3 S.2
BauGB mit der Begriindung sowie der zusammenfassenden Erklarung nach
§ 10a Abs. 1 BauGB zu jedermanns Einsicht bereitzuhalten; tiber seinen Inhalt
ist auf Verlangen Auskunft zu geben. Nach 8 10a Abs. 2 BauGB sollen diese
Unterlagen zusatzlich in das Internet eingestellt und tber das zentrale Landes-
portal zugangig gemacht werden. Aul3erdem sollten die Vorschriften, auf die in
Festsetzungen verwiesen wird, bzw. deren Methoden — oder Berechnungsver-
fahren Inhalt der Anforderungen an bauliche Anlagen und deren Benutzung im
Einzelnen sind (z. B. DIN Vorschriften), von den Planbetroffenen in zumutbarer
Weise eingesehen werden kénnen. In der Bekanntmachung des Bebauungs-
plans ist deshalb anzugeben, bei welcher Stelle der Plan sowie die weiteren
Unterlagen wahrend der Dienststunden eingesehen werden kann. 8 10 Abs. 3
BauGB verlangt nicht, dass der Bebauungsplan zum Zeitpunkt der Bekannt-
machung zur Einsicht bereitliegt. Ein Bebauungsplan ist auch ordnungsgemafi
verkiindet, wenn zwischen der Bekanntmachung und dem Beginn der Bereit-
haltung zur Einsichtnahme einige Tage liegen. Fir den Flachennutzungsplan
trifft 6 Abs.5 S. 3 BauGB eine vergleichbare Regelung.

5 Bei der Bekanntmachung muss die Genehmigung nicht in ihrem vollen
Wortlaut bekannt gemacht werden. Es gentigt, dass sich die interessierte Biirger-
schaft bei einer Einsicht in den Plan (iber den genauen Inhalt des Plans und
damit gegebenenfalls Gber die Auswirkung der Genehmigung unterrichten kann.
Die Bekanntmachung muss auch keine exakte Beschreibung des Plangebiets
enthalten; ausreichend ist eine schlagwortartige Kennzeichnung, die eine lden-
tifizierung des Plans ermoglicht. Ein Formulierungsvorschlag fiir die Bekannt-
machung der Genehmigung befindet sich im Anhang der Planungshilfen.

6 Die Gemeinde bringt auf den Exemplaren des Bauleitplans den Ver-
fahrensvermerk (s.a. Kapitel IV 5.4/1 Verfahrensvermerk flir Bauleitplane
und Anhang A) an und leitet je eine Fertigung der Regierung, dem Land-
ratsamt (nicht bei kreisfreien Stadten und GroRen Kreisstadten) sowie — bei
Bebauungsplanen — dem Finanzamt (zur Festsetzung der Steuermessbetrage)
und dem Vermessungsamt zu.

3 Vereinfachtes Verfahren

1 Das vereinfachte Verfahren nach 813 BauGB ist durch bestimmte
Erleichterungen im Verfahren zur Aufstellung bzw. Anderung des Bauleitplans
gekennzeichnet; insbesondere ist im vereinfachten Verfahren keine Umwelt-
prifung durchzufiihren.

2 Das vereinfachte Verfahren kann angewandt werden, wenn

durch die Anderung oder Ergénzung eines Bauleitplans die Grundziige
der Planung nicht bertihrt werden oder

Einsicht und Auskunft
fiir jeden

Anwendungsbereich
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durch die Aufstellung eines Bebauungsplans in einem Gebiet nach § 34
BauGB der sich aus der vorhandenen Eigenart der ndheren Umgebung
ergebende Zulassigkeitsmal3stab nicht wesentlich verandert wird oder

der Bebauungsplan lediglich Festsetzungen zur Erhaltung oder Ent-
wicklung zentraler Versorgungsbereiche nach 89 Abs.2a BauGB oder
zur Steuerung von Vergniigungsstiatten gemall 89 Abs.2b BauGB
enthélt (s.a. Kapitel IV 4.3/15 zentrale Versorgungsbereichen und
Vergnligungsstatten),

weder die Zulassigkeit UVP-pflichtiger Vorhaben begrindet oder vor-
bereitet wird, noch Anhaltspunkte flir eine Beeintrachtigung der
Erhaltungsziele und des Schutzzwecks von Gebieten des Netzes ,Natura
2000" bestehen.

Flankierend zur Umsetzung der Seveso-lll-Richtlinie (Storfallanlagen) ist das
beschleunigte Verfahren auch ausgeschlossen, wenn Anhaltspunkte dafir
bestehen, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung
der Auswirkungen von schweren Unféllen nach 850 S.1 des BImSchG zu
beachten sind.

AulRerdem ist das vereinfachte Verfahren anwendbar, wenn ein vorhaben-
bezogener Bebauungsplan nach 8§12 Abs.6 BauGB aufgehoben wird.
Schliel3lich verweisen die Bestimmungen Uber die Aufstellung von Innen-
bereichssatzungen nach 834 Abs.4 S.1 Nr.2 und 3 BauGB und der AulRen-
bereichssatzung nach 8 35 Abs. 6 BauGB fiir das Aufstellungsverfahren auf die
Regelungen der Offentlichkeits- und Behérdenbeteiligung im vereinfachten
Verfahren nach § 13 Abs. 2 Nr. 2 und 3 BauGB.

3 Das vereinfachte Verfahren ist durch Erleichterungen im Aufstellungs-
verfahren gekennzeichnet, welche die Gemeinde zur Anwendung bringen
kann; eine Pflicht hierzu besteht nicht. Im Einzelnen kann die Gemeinde

von der frithzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung nach §3 Abs.1 BauGB
und der frihzeitigen Behdrdenbeteiligung nach 84 Abs.1 BauGB
absehen (8 13 Abs. 2 Nr. 1 BauGB),

an Stelle der offentlichen Auslegung nach 83 Abs.2 BauGB der
betroffenen Offentlichkeit Gelegenheit zur Stellungnahme inner-
halb angemessener Frist geben (8 13 Abs.2 Nr.2 BauGB), (Wenn die
Betroffenen nicht zweifelsfrei feststellbar sind, sollte jedoch eine 6ffent-
liche Auslegung vorgenommen werden.),

an Stelle der Beteiligung der Behdrden und Trager 6ffentlicher Belange
nach 84 Abs.2 BauGB den beriihrten Behérden und sonstigen Tra-
gern Offentlicher Belange Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb
angemessener Frist geben (8 13 Abs. 2 Nr. 3 BauGB).

4 Im vereinfachten Verfahren findet keine Umweltprifung nach § 2 Abs. 4
BauGB statt (8 13 Abs.3 S. 1 BauGB). Dementsprechend ist auch weder ein
Umweltbericht nach &8 2a BauGB noch die Angabe gemal 83 Abs.2 S.2
BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfliigbar sind,
erforderlich. Auch die Vorschriften iiber die Uberwachung (§4c BauGB)
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sind nicht anzuwenden. Zu beachten ist, dass diese rein verfahrensmal3ige
Erleichterung nicht dazu flihrt, dass — soweit solche Belange im Raum ste-
hen - eine Abwagung der Umweltbelange entbehrlich wird.

5 Bei der Beteiligung der Offentlichkeit nach § 13 Abs.2 Nr.2 BauGB ist
darauf hinzuweisen, dass von einer Umweltpriifung abgesehen wird. Die-
ser Hinweis sollte, wenn eine 6ffentliche Auslegung des Planentwurfs durch-
gefuhrt wird, in der ortstiblichen Bekanntmachung der 6ffentlichen Auslegung
nach § 3 Abs. 2 S. 2 BauGB enthalten sein; wird der betroffenen Offentlichkeit
Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb angemessener Frist gegeben, sollte
der Hinweis in dem entsprechenden Anschreiben enthalten sein.

6 Leitet die Gemeinde das Verfahren mit einem Beschluss (iber die ver-
einfachte Anderung ein, so ist dieser ortsiiblich bekannt zu machen (vgl.
sinngemal Kapitel V 2.9/2 Bekanntmachung der 6ffentlichen Auslegung).
Die Stellungnahmen der Beteiligten sind als Anregungen gemafl3 §3 Abs. 2
S.4 und 6 BauGB zu behandeln (s.a. Kapitel V 2.9/10 Behandlung der
Anregungen). Der gednderte Bebauungsplan wird von der Gemeinde als Sat-
zung beschlossen. Der gedanderte Flachennutzungsplan wird durch Beschluss
festgestellt.

7 Fiur die Genehmigung von Bauleitpléanen, die im vereinfachten Ver-
fahren geédndert oder erganzt wurden, gelten die allgemeinen Regeln fir die
Genehmigung der 8§86 und 10 BauGB. Die Anderung oder Erganzung des
Flachennutzungsplans bedarf der Genehmigung, die des Bebauungsplans nur
dann, wenn es sich um einen Bebauungsplan nach 8 10 Abs. 2 BauGB handelt.

8 Fir die Bekanntmachung und das Wirksamwerden des gednderten oder
erganzten Flachennutzungsplans gilt § 6 Abs. 5 BauGB mit der Einschrankung,
dass die Regelungen Uber die zusammenfassende Erklarung nicht anzu-
wenden sind. Fir die Bekanntmachung und das Inkrafttreten des gednderten
oder erganzten Bebauungsplans gilt § 10 Abs.3 BauGB ebenfalls mit der
Einschréankung hinsichtlich der zusammenfassenden Erklarung nach §10a
BauGB. Der geanderte oder erganzte Plan sollte den Stellen zugeleitet wer-
den, denen auch die urspriingliche Planung Gbermittelt wurde (s.a. Kapitel V
2.13/4 Einsicht und Auskunft far jeden).

4 Beschleunigtes Verfahren

Das beschleunigte Verfahren gemal3 § 13a BauGB und — befristet bis zum
31.Dezember 2019 — gemal3 § 13b BauGB, ist im Wesentlichen dem verein-
fachten Verfahren nachgebildet. Hauptunterschied ist, dass in bestimmten Fal-
len die Eingriffsregelung nicht anwendbar ist.

4.1 Beschleunigtes Verfahren der Innenentwicklung

1 Grundvoraussetzung fir die Anwendung der Regelungen (ber das
beschleunigte Verfahren ist insbesondere, dass es sich um die Aufstellung
eines Bebauungsplans der Innenentwicklung handelt (§13a Abs.1 S.1
BauGB). Betroffen sind Bebauungsplane, die die Wiedernutzbarmachung von
Flachen, die Nachverdichtung oder andere MalRnahmen der Innenentwicklung
zum Ziel haben. Eine Uberplanung von Flachen, die im AuRenbereich liegen,
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ist in der Regel im beschleunigten Verfahren nach & 13a BauGB nicht méglich.
Je groler eine von Bebauungszusammenhang umgebene Flache ist, desto
sorgféltiger wird zu priifen sein, ob noch ein Fall fiir die Durchflihrung des
beschleunigten Verfahrens vorliegt.

Bei den weiteren Voraussetzungen differenziert das Gesetz nach der im
Bebauungsplan festgesetzten Grundflache. Die Grundflache wird nach § 19
Abs.2 BauNVO berechnet. Bei der Flachenberechnung sind Bebauungs-
plane, die in einem engen sachlichen, raumlichen und zeitlichen Zusammen-
hang stehen, einheitlich zu betrachten, d.h. die festgesetzte Grundflache ist
zusammen zu rechnen (8§ 13a Abs.1 S.2 Nr. 1 BauGB). Anstelle der Grund-
flache tritt, wenn der Bebauungsplan keine entsprechende Festsetzungen ent-
halt, die Flache, die bei seiner Durchfiihrung voraussichtlich versiegelt wird
(8 13a Abs. 1 S. 3 BauGB).

Bebauungsplane, durch die eine Grundflache von weniger als 20.000 m? fest-
gesetzt wird, kdnnen ohne Weiteres im beschleunigten Verfahren aufgestellt
werden. Bebauungsplane, die eine Grundflache von mehr als 20.000 bis
70.000 m? festsetzen, kdbnnen dann im beschleunigten Verfahren gefiihrt werden,
wenn eine sogenannte Vorprifung des Einzelfalls ergibt, dass der Bebauungs-
plan voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen haben wird.

Die Vorprifung des Einzelfalls muss die in Anlage 2 zum BauGB genannten
Kriterien berlcksichtigen. Die Behoérden und Trager offentlicher Belange,
deren Aufgabenbereich durch die beabsichtigte Bauleitplanung bertihrt wer-
den kénnen, sind an dieser Vorprifung zu beteiligen.

2 Hat sich die Gemeinde zur Durchfliihrung des beschleunigten Verfahrens
entschieden, muss sie zusatzlich zu den in jedem Bauleitplanverfahren
tblichen Hinweispflichten (s.a. Kapitel V 2.9 Offentliche Auslegung) weitere
Hinweise geben und ortsublich bekannt machen.

Folgende zusétzliche Hinweise sind zu geben und bekannt zu machen:

dass der Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren aufgestellt wird
und keine Umweltprifung erfolgt (8 13a Abs. 3 Nr. 1 BauGB),

die wesentlichen Grinde, d.h. das Ergebnis der Vorpriifung, wenn ein
Bebauungsplan vorliegt, der eine Grundflache von mehr als 20.000 bis
70.000 m? festsetzt (8 13a Abs. 3 Nr. 1 BauGB),

wo sich die Offentlichkeit Gber die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie
die wesentlichen Auswirkungen der Planung unterrichten kann (8§ 13 a
Abs. 3 Nr. 2 BauGB),

dass sich die Offentlichkeit innerhalb bestimmter Frist zur Planung
aulBern kann, wenn keine friihzeitige Unterrichtung oder Erdrterung
im Sinn von 8 3 Abs. 1 BauGB stattfindet (s.a. Kapitel V 2.5 Frihzeitige
Beteiligung der Offentlichkeit).

3 Das beschleunigte Verfahren entspricht im Wesentlichen dem verein-
fachten Verfahren (s.a. Kapitel V 3 Vereinfachtes Verfahren) gemaf3 813a
Abs. 2 Nr. 1 BauGB.
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4 Zentraler Unterschied ist die Nichtanwendung der naturschutz-
rechtlichen Eingriffsregelung (8 13a Abs.2 Nr.4 BauGB) in den Fallen der
Bebauungspldane mit einer festgesetzten Grundfliche von weniger als
20.000m?2 (8 13a Abs. 1 S.2 Nr. 1 BauGB). In diesen Fallen gelten die voraus-
sichtlichen Eingriffe in Natur und Landschaft als vor der planerischen Ent-
scheidung bereits erfolgt oder zuldssig (8 13a Abs.2 Nr.4 BauGB), d.h.,
die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung ist nicht anwendbar. Diese
Erleichterung gilt nicht fir Bebauungspldne mit einer festgesetzten Grund-
flache von mehr als 20.000 bis 70.000 m2. Deshalb wird das beschleunigte
Verfahren, insbesondere wenn man die erforderliche Vorpriifung des Einzel-
falls und den damit verbundenen Aufwand ber(cksichtigt, hier kaum nennens-
werte Vorteile gegeniiber dem herkémmlichen Verfahren bringen.

5 Im beschleunigten Verfahren ist die Aufstellung oder Anderung eines
Bebauungsplans maglich, der nicht aus dem Flachennutzungsplan entwickelt
ist. Der Flachennutzungsplan wird lediglich nach Inkrafttreten des Bebauungs-
plans redaktionell angepasst (8 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB). Allerdings empfiehlt
es sich, den redaktionell Uberarbeiteten Flachennutzungsplan ortstiblich
bekannt zu machen, damit auch fiir die Offentlichkeit klar ist, welche aktuelle
Fassung des Flachennutzungsplans gilt.

4.2 Beschleunigtes Verfahren am Ortsrand

1 Mit der BauGB-Anderung 2017 wurde das beschleunigte Verfahren
auf den Ortsrand erweitert (8 13b BauGB), um hierdurch gerade solchen
Gemeinden, die mit ihrem Innenentwicklungspotenzial an ihre Grenzen
gekommen sind, erleichtert eine weitere Wohnbaulandmobilisierung zu
ermoglichen.

2 Die gesetzliche Regelung enthélt insbesondere folgende tatbestandliche
Voraussetzungen:

Flachen schlieBen sich an im Zusammenhang bebaute Ortsteile an
(beplanter oder unbeplanter Innenbereich),

Beschrankung auf Flachen, durch die die Zulassigkeit von Wohn-
nutzungen begriindet wird (Die Gemeinde sollte bei Festsetzung eines
Allgemeinen Wohngebiets Gber 8 1 Abs. 5 BauNVO diejenigen Nutzun-
gen ausschliel3en, die nach §4 Abs. 3 Nr. 1 bis Nr. 5. BauNVO an sich aus-
nahmsweise zugelassen werden kénnen (vgl. BayVGH vom 09.05.2018
Az. 2 NE 17.2528).),

Beschrankung auf Grundflache bis zu 1ha netto,

Befristung bis zum 31.12.2019 (spateste Frist fiir Aufstellungsbeschluss;
Satzungsbeschluss muss dann bis zum 31.12.2021 gefasst werden).

Im Ubrigen, insbesondere zu den Rechtsfolgen, kann vollinhaltlich auf die
Ausfiihrungen unter Kapitel V 4.1 Beschleunigtes Verfahren der Innenent-
wicklung verwiesen werden.

Besonders hervorzuheben ist, dass die Umweltbelange materiell-rechtlich
weiter zu prifen sind, lediglich der Umweltbericht als formalisiertes Ver-
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fahren insoweit ggf. wegfallen kann. Entsprechendes gilt flr stadtebauliche
Pramissen, wie z.B. den Vorrang der Innenentwicklung vor der Aul3enent-
wicklung (vgl. Bodenschutzklausel 8 1a Abs.2 S.1, 81 Abs.5 S. 3 BauGB und
auch LEP Ziel 3.2; s.a. Kapitel Ill 3/2 Innenentwicklung)

5 Zustandigkeit und Zusammensetzung des
Gemeinderats bei Beschliissen

1 Aufgrund von Art.32 Abs.2 S.2 Nr.1 GO ist der (genehmigungs-
pflichtige) Feststellungsbeschluss Giber den Flachennutzungsplan dem gesam-
ten Gemeinderat vorbehalten. Beschllisse (iber den Bebauungsplan oder im
Aufstellungsverfahren kénnen nach Art.32 Abs.2 S.2 Nr.2 GO auf einen
beschlieBenden Ausschuss tbertragen werden.

2 Nach Art.49 Abs.1 GO kann ein Mitglied des Gemeinderats an der
Beratung und Abstimmung nicht teilnehmen, wenn der Beschluss ihm selbst,
einem Angehdrigen im Sinn von Art. 20 Abs. 5 BayVwV{G oder einer von ihm
vertretenen naturlichen oder juristischen Person oder sonstigen Vereinigung
einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil bringen kann. Dies gilt auch fiir ein
Mitglied, das als Privatperson in das Verfahren planerisch mit eingebunden
sind. das in anderer als 6ffentlicher Eigenschaft ein Gutachten abgegeben hat.

Die Bezugnahme auf den Angehdrigenbegriff des Art. 20 Abs.5 BayVwV{G
wurde durch das Gesetz zur Anderung des Gemeinde- und Landkreiswahl-
gesetzes und anderer Gesetze vom 22.03.2018 mit Wirkung zum 01.04.2018 in
Art. 49 Abs. 1 GO neu eingefligt und fiihrt zu einer Anderung des betroffenen
Personenkreises. Insoweit wird auf die einschlagigen Kommentierungen zu Art.
20 Abs.5 BayVwVfG verwiesen. Durch die Neuregelung wurden zudem die
~sonstigen Vereinigungen” in Art. 49 Abs. 1 GO aufgenommen. Ausgeschlossen
wegen personlicher Beteiligung sind nunmehr auch Gemeinderatsmitglieder,
die beispielsweise Gesellschaften des burgerlichen Rechts, offene Handels-
gesellschaften, nicht rechtsfahige Vereine und Blirgerbegehren vertreten.

3 Die Aufstellung eines Flachennutzungsplans flr das gesamte Gemeinde-
gebiet hat grundsatzlich keine unmittelbaren Rechtswirkungen flir die Eigen-
timer der im Planungsbereich liegenden Grundstiicke. Mitglieder des
Gemeinderats oder deren in Art. 20 Abs.5 BayVwVfG genannte Angehorige,
die Eigentiimer von Grundstiicken im Planungsbereich sind, kbnnen grundséatz-
lich im Gemeinderat Gber den Flachennutzungsplan beraten und abstimmen.

Handelt es sich hingegen um die Anderung eines bereits aufgestellten
Flachennutzungsplans fir einen klar abgegrenzten Teilbereich des Gemeinde-
gebiets, so sind die von der Plandnderung betroffenen Mitglieder des
Gemeinderats in der Regel von der Beratung und Abstimmung aus-
geschlossen. Ein unmittelbarer Vor- oder Nachteil kann nicht nur vorliegen,
wenn Mitglieder des Gemeinderats innerhalb dieses Anderungsbereichs
selbst Grundeigentum besitzen, sondern auch, wenn Grundstiicke an den
Anderungsbereich angrenzen und von der beabsichtigten Plananderung
berihrt werden kénnen.

Entsprechendes kann fir den sog. sachlichen Teilflachennutzungsplan nach
85 Abs. 2 BauGB gelten.
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4 Bebauungsplane regeln die Bebaubarkeit und sonstige Nutzbarkeit der
Grundstlicke, haben erheblichen Einfluss auf den Grundstickswert und brin-
gen den Eigentiimern von Grundsticken im Planungsbereich einen unmittel-
baren Vor- oder Nachteil. Mitglieder des Gemeinderats sind daher von der
Beratung und Beschlussfassung tiber einen Bebauungsplan ausgeschlossen,
wenn sie ihre in Art. 20 Abs. 5 BayVwVfG genannten Angehdrigen bzw. eine
vom Mitglied vertretene naturliche oder juristische Person oder sonstige Ver-
einigung, Eigentimer von Grundstiicken im Bereich des Bebauungsplans
ist. Dies gilt auch fiir sonstige Nutzungsberechtigte (z. B. Gewerbetreibende),
deren abwéagungserhebliche Belange betroffen sein kénnen.

Es kommt fiir den Ausschluss nicht darauf an, ob ein Mitglied des Gemeinde-
rats selbst Antrage gestellt oder Einwendungen erhoben hat, die seinen
Interessen dienen. Ein Ausschlussgrund kann auch dann vorliegen, wenn Mit-
glieder des Gemeinderats oder deren in Art. 20 Abs.5 BayVwVfG genannte
Angehorige bzw. eine vom Mitglied vertretene natirliche oder juristische
Person oder sonstige Vereinigung Eigentiimer von Grundstlicken sind, die
zwar nicht im Bereich des Bebauungsplans liegen, hieran aber unmittelbar
angrenzen und von der beabsichtigten Planung berihrt werden kénnen.

5 Der Ausschluss betrifft nicht nur den Satzungsbeschluss (8 10 Abs. 1
BauGB), sondern auch die vorbereitenden Beschlisse, die den Plan inhalt-
lich beeinflussen kénnen. Daher unterliegen insbesondere der Aufstellungs-
beschluss (s.a. Kapitel V 2.1 Aufstellungsbeschluss), der Billigungs- und
Auslegungsbeschluss (s.a. Kapitel V 2.9/1 Auslegungsbeschluss) und die
Beschlussfassung lber Anregungen (s.a. Kapitel V 2.9/10 Behandlung der
Anregungen), aber auch generell die Beratung des Bebauungsplans dem Mit-
wirkungsverbot des Art. 49 GO.

6 Soll ein rechtsverbindlicher Bebauungsplan geandert werden, so sind
Mitglieder des Gemeinderats, die selbst Eigentiimer oder sonstige Nutzungs-
berechtigte von Grundstlicken im Geltungsbereich dieses Plans sind oder
zu einer Person oder sonstigen Vereinigung die Eigentimer oder sonstiger
Nutzungsberechtigter von Grundstiicken im Geltungsbereich des Planes ist,
in einer in Art.49 Abs.1 GO geregelten Beziehung steht, nur insoweit von
der Beratung und Beschlussfassung ausgeschlossen, als diese Grundstlicke
betroffen sind.

7 Hat ein nach Art.49 Abs.1 GO ausgeschlossenes Mitglied des
Gemeinderats an der Beratung oder Beschlussfassung Giber einen Bebauungs-
plan mitgewirkt, so ist der Plan nach Art.49 Abs.4 GO nur dann ungultig,
wenn die Mitwirkung dieses Mitglieds flir das Abstimmungsergebnis ent-
scheidend war. Umgekehrt fiihrt ein zu Unrecht erfolgter Ausschluss eines
Gemeinderatsmitglieds von Beratung und Abstimmung zur Unwirksamkeit
des betreffenden Beschlusses.

8 Besonders in kleineren Gemeinden kénnen so viele Mitglieder des
Gemeinderats von der Beschlussfassung (iber einen Bebauungsplan nach
Art.49 Abs.1 GO ausgeschlossen sein, dass der Gemeinderat nach Art.47
Abs. 2 GO nicht mehr beschlussfahig ist. In solchen Fallen kann moglicher-
weise eine Teilung des Bebauungsplans in zwei oder mehrere Plane tber
die Beschlussunfahigkeit hinweghelfen. Ist der Bebauungsplan nicht teilbar
(z.B. bei einheitlichen gréReren Siedlungsprojekten oder bei wechselseitiger
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Abhéangigkeit verschiedener Gebiete), so kommen die Mdglichkeiten des
Art. 114 GO fir die Bestellung eines Beauftragten in Betracht.

9 Samtliche Beratungen und Beschlussfassungen, die zur Aufstellung von

Bauleitplanen notwendig werden, sind grundsétzlich in offentlicher Sitzung
vorzunehmen (Art. 52 Abs. 2 GO).

6 Sicherung der Bauleitplanung

1 Gerade bei einer langeren Dauer des Planaufstellungsverfahrens kann
das Bedirfnis bestehen, die Planung gegen Verdnderungen abzusichern.
Die wichtigsten Sicherungsmitteln sind die Veranderungssperre nach § 14
BauGB sowie die Zuriickstellung von Baugesuchen bzw. die vorlaufige Unter-
sagung von Bauvorhaben nach 8 15 BauGB. Voraussetzung ist stets, dass die
Gemeinde einen wirksamen Aufstellungsbeschluss gefasst hat, bzw. einen
solchen — insbesondere anlasslich eines konkreten Vorhabens — fasst.

2 Mit einer Veranderungssperre kann die Gemeinde einen in Aufstellung
befindlichen Bebauungsplan gegen Veranderungen sichern, die ihrer Planung
widersprechen. Voraussetzung ist neben dem Aufstellungsbeschluss, dass die
Veréanderungssperre zur Sicherung der Planung erforderlich ist. Dafiir muss
die Planung so konkret sein, dass zumindest in groben Ziigen erkennbar ist,
was festgesetzt werden soll.

Die Veranderungssperre wird von der Gemeinde als Satzung beschlossen
(8 16 BauGB) und tritt spatestens nach zwei Jahren aul3er Kraft, wobei diese
Frist ggf. um ein Jahr verlangert werden kann (8 17 BauGB). Die Bauauf-
sichtsbehoérde kann unter bestimmten Umstédnden im Einvernehmen mit der
Gemeinde Ausnahmen von einer Veranderungssperre zulassen. Fiir Flachen-
nutzungsplane gilt die Veranderungssperre nicht.

3 Ist eine Veranderungssperre nicht bzw. noch nicht beschlossen, obwohl
ihre Voraussetzungen gegeben sind, kann die Gemeinde bei der Bauauf-
sichtsbehdrde beantragen, dass die Entscheidung Uiber die Zulassigkeit eines
Vorhabens im Einzelfall ausgesetzt wird. Voraussetzung ist, dass die Durch-
fihrung der Planung sonst unmaéglich gemacht oder wesentlich erschwert
werden wirde. Die Aussetzung ist ein Verwaltungsakt und kann fiir maximal
zwolf Monate erfolgen.

Eine Zurickstellung kann unter bestimmten Umstanden auch fir Flachen-
nutzungsplane gemalR 835 Abs.3 S.3 BauGB (s.a. Kapitel IV 4.2/24
Konzentrationsflachen) erlassen werden.

Sofern es um Vorhaben geht, flir die keine Baugenehmigung erforderlich ist

(vgl. Art.57, 58 BayBO), kann die Gemeinde eine vorlaufige Untersagung,
gemald 815 Abs. 1 S.2 BauGB beantragen.

7 Planerhaltung bei Verletzung von Vorschriften

1 Im Genehmigungsverfahren wird ohne Einschrankung Gberprift, ob die
Gemeinde bei der Aufstellung des Bauleitplans die Verfahrens- und Formvor-
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schriften und die materiell-rechtlichen Anforderungen einschlieBlich einer
umfassenden und gerechten Abwagung beachtet hat (8§ 216 BauGB). Nach
88214 und 215 BauGB, die fiir Flachennutzungsplane, Bebauungsplane und
die Gbrigen stadtebaulichen Satzungen gelten, haben bestimmte Rechtsver-
sto3e aber keine Folgen fiir die Wirksamkeit des Flachennutzungsplans und
des Bebauungsplans.

2 Die bundesrechtlichen Verfahrens- und Formvorschriften, deren Ver-
letzung grundsatzlich zur Unwirksamkeit des Flachennutzungsplans oder des
Bebauungsplans bzw. einer sonstigen Satzung nach dem BauGB fiihrt, sind
in 8214 Abs. 1 Nrn. 1 bis 4 BauGB abschlieBend aufgezahlt. Dabei liegt § 214
Abs. 1 BauGB die Systematik zugrunde, dass zum einen die beachtlichen Ver-
fahrensfehler abschlieRend aufgelistet sind und zum anderen in so genannten
internen Unbeachtlichkeitsklauseln Ausnahmen hiervon bestimmt sind. Eine
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften nach dem BauGB ist dem-
nach nur beachtlich, wenn

entgegen 82 Abs.3 BauGB die von der Planung beriihrten Belange,
die der Gemeinde bekannt waren oder hatten bekannt sein missen, in
wesentlichen Punkten nicht zutreffend ermittelt oder bewertet worden
sind und wenn der Mangel offensichtlich und auf das Ergebnis des Ver-
fahrens von Einfluss gewesen ist (Nr. 1),

die Vorschriften tiber die Offentlichkeits- und Behordenbeteiligung
nach 83 Abs. 2, 84 Abs. 2, §4a Abs. 3, Abs.4 S.1 und Abs.5 S. 2, nach
8§13 Abs.2 S.1 Nr.2 und 3, auch in Verbindung mit § 13a Abs.2 Nr. 1
und 813b, nach 822 Abs.9 S. 2, §34, Abs.6 S. 1 sowie 835 Abs.6 S.5
BauGB verletzt worden sind; dabei ist allerdings unbeachtlich, wenn
bei Anwendung dieser Vorschriften einzelne Personen, Behérden oder
sonstige Trager offentlicher Belange nicht beteiligt worden sind, die
entsprechenden Belange jedoch unerheblich waren oder in der Ent-
scheidung berlicksichtigt worden sind, oder einzelne Angaben dazu,
welche Arten umweltbezogener Informationen verfliigbar sind (vgl. §3
Abs.2 S.2 BauGB), gefehlt haben, oder falls die Auslegung trotz Vor-
liegens eines wichtigen Grundes nach 83 Abs.2 S.1 BauGB nicht
fir die Dauer einer angemessenen langeren Frist erfolgt ist und die
Begriindung fir die Annahme des Nichtvorliegens eines wichtigen
Grundes nachvollziehbar ist (Nr.2; vgl auch e), wonach unbeachtlich
ist, wenn bei Anwendung des 84a Absatz 4 S.1 BauGB der Inhalt der
Bekanntmachung und die auszulegenden Unterlagen zwar in das Inter-
net eingestellt, aber nicht Gber das zentrale Internetportal des Landes
zuganglich sind),

die Vorschriften Gber die Begriindung der Bauleitplane und Satzungen
verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die Begriindung oder
ihr Entwurf unvollsténdig ist; dies gilt fir eine Verletzung der Vorschriften
in Bezug auf den Umweltbericht allerdings nur, wenn die Begriindung
hierzu nur in unwesentlichen Punkten unvollstandig ist (Nr. 3),

ein Beschluss der Gemeinde Uber den Flachennutzungsplan oder die
Satzung nicht gefasst, eine Genehmigung nicht erteilt oder der mit der
Bekanntmachung des Flachennutzungsplans oder des Bebauungsplans/
der Satzung verfolgte Hinweiszweck nicht erreicht worden ist (Nr. 4).
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Keine Auswirkung auf die Rechtswirksamkeit des Flachennutzungsplans oder
eines Bebauungsplans/einer Satzung haben Verstél3e gegen Verfahrens- und
Formvorschriften, die in 8214 Abs.1 BauGB nicht genannt sind. Dies gilt
z.B. fur die Regelungen (ber die frithzeitige Offentlichkeits- und Behérden-
beteiligung nach 8§ 3 Abs. 1 und 84 Abs. 1 BauGB.

3 8214 Abs.2 Nr. 1 bis 4 BauGB zahlt die Fehler, die das Verhéltnis des
Bebauungsplans zum Flachennutzungsplan betreffen, abschlieBend auf. Im
Einzelnen ist es unbeachtlich, wenn

die Anforderungen an die Aufstellung eines selbststdndigen oder eines
vorzeitigen Bebauungsplans nicht richtig beurteilt worden sind (Nr. 1),

ein Bebauungsplan nicht aus dem Flachennutzungsplan entwickelt
wurde, ohne dass die sich aus dem Flachennutzungsplan ergebende
geordnete stadtebauliche Entwicklung beeintrachtigt worden ist (Nr. 2),

der Bebauungsplan aus einem Flachennutzungsplan entwickelt wurde,
dessen Unwirksamkeit wegen Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften einschlieBlich des 8 6 BauGB sich nach der Bekanntmachung
des Bebauungsplans herausstellt (Nr. 3),

im Parallelverfahren gegen 88 Abs.3 BauGB verstoRen wurde, ohne
dass die geordnete stadtebauliche Entwicklung beeintrachtigt worden
ist (Nr. 4).

VerstolRe gegen das Entwicklungsgebot des §8 Abs.2 S.1 BauGB, die im
Katalog des 8 214 Abs. 2 BauGB nicht genannt sind, sind beachtlich.

Fir das beschleunigte Verfahren (s.a. Kapitel V 4 Beschleunigtes Verfahren)
werden die Regelungen durch 8214 Abs.2a BauGB ergénzt. Allerdings
wurde 8214 Abs. 2a Nr. 1 BauGB zwischenzeitlich aufgehoben, nachdem der
EuGH darin wegen des nicht gerechtfertigten Wegfalls der Umweltprifung
einen Verstol3 gegen EU- Recht gesehen hat. D.h. ein bloRBer Irrtum Uber
die Anwendbarkeit des § 13a BauGB kann nicht als hinreichender Recht-
fertigungsgrund fir den Wegfall der eigentlich notwendigen Umweltprifung
angesehen werden. Ein solcher Bebauungsplan ist daher mangels Einhaltung
des ordnungsgemalen Verfahrens nichtig.

4 Die Beachtlichkeit von Fehlern beim Abwéagungsvorgang ist in §214
Abs.1 S.1 Nr.1 BauGB sowie in §214 Abs.3 S.2 BauGB geregelt. Nach §2
Abs. 3 BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitpldne die Belange, die flr
die Abwagung von Bedeutung sind (Abwagungsmaterial), zu ermitteln und zu
bewerten. Einen beachtlichen Verfahrensfehler stellt es dar, wenn entgegen
§ 2 Abs. 3 BauGB die von der Planung berlhrten Belange, die der Gemeinde
bekannt waren oder hatten bekannt sein miissen, in wesentlichen Punkten nicht
zutreffend ermittelt oder bewertet worden sind und wenn der Mangel offen-
sichtlich und auf das Ergebnis des Verfahrens von Einfluss gewesen ist (§ 214
Abs. 1 S.1 Nr. 1 BauGB). Mangel, die Gegenstand der Regelung in §214 Abs. 1
S. 1 Nr. 1 BauGB sind, kénnen nicht als Mangel der Abwéagung geltend gemacht
werden (8214 Abs.3 S.2, HS 1BauGB), womit das Gesetz die Konsequenz
aus der Einordnung des Ermittelns und Bewertens der Belange und damit des
Abwagungsvorgangs in den Bereich der Verfahrensvorschriften zieht.
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5 Im Ubrigen bestimmt §214 Abs.3 S.2 HS 2BauGB, dass Mangel im
Abwagungsvorgang nur erheblich sind, wenn sie offensichtlich und auf das
Abwagungsergebnis von Einfluss gewesen sind. Diese Regelung soll sicher-
stellen, dass die durch 8214 Abs. 2 S. 2 BauGB in der Fassung vor Inkrafttreten
des EAG Bau erreichte Bestandskraft von Flachennutzungsplanen und Satzun-
gen erhalten bleibt. Dies kann Bedeutung etwa in dem Fall erlangen, dass bei
einengender Auslegung die Begriffe der Ermittlung und Bewertung nicht alle
Anforderungen an das Abwagungsgebot erfassen.

6 Offensichtliche Mangel des Abwagungsvorgangs sind etwa Fehler bei
der Zusammenstellung des Abwéagungsmaterials oder Fehler, die sich aus
Akten, Protokollen oder der Planbegriindung ergeben. Auch offensichtliche
Mangel sind aber nur beachtlich, wenn sie auf das Abwéagungsergebnis von
Einfluss gewesen sind. Eine Einflussnahme ist immer dann zu bejahen, wenn
nach den Umstanden des Falles die konkrete Méglichkeit besteht, dass ohne
den Mangel die Planung anders ausgefallen wére. Hat sich beispielsweise die
Gemeinde von einem unzutreffend angenommenen Belang leiten lassen und
sind andere Belange, die das Abwéagungsergebnis rechtfertigen kénnten, im
Verfahren nicht angesprochen worden, so ist die unzutreffende Erwagung auf
das Abwagungsergebnis von Einfluss gewesen.

7 Far die Geltendmachung der meisten nach 8214 BauGB beachtlichen
Fehler (s.a. Kapitel V 7/2 Verletzungen von Verfahrens- und Formvorschriften)
gilt die zeitliche Beschrankung des 8 215 Abs. 1 BauGB. Diese VerstoRe wer-
den unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung
des Flachennutzungsplans oder des Bebauungsplans/der Satzung schriftlich
gegenlber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begriindenden
Sachverhalts geltend gemacht werden.

Die Jahresfrist gilt im Einzelnen fir

eine nach 8214 Abs. 1 S.1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der
in diesen Vorschriften bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

eine nach 8214 Abs.2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften
Uber das Verhaltnis des Bebauungsplans und des Flachennutzungsplans
und

nach §214 Abs.3 S. 2 BauGB beachtliche Mangel des Abwéagungsvor-
gangs.

Die Jahresfrist lauft allerdings nur, wenn die Gemeinde auf diese Rechtsfolge
bei der Inkraftsetzung des Flachennutzungsplans oder des Bebauungsplans/
der Satzung gemal § 215 Abs. 2 BauGB hingewiesen hat (s.a. Kapitel V 2.13/1
Bekanntmachung und Inkrafttreten).

Ergadnzend wird darauf hingewiesen, dass auch fiir Antrage tber die Glltigkeit
von Satzungen nach dem BauGB im Zuge von Normenkontrollverfahren nach
8§47 VwGO eine Jahresfrist gilt (§47 Abs.2 S. 1 VwGO).

8 Nach 8214 Abs.4 BauGB kann der Flachennutzungsplan oder der
Bebauungsplan/die Satzung durch ein ergdnzendes Verfahren zur Behebung
von Fehlern auch riickwirkend in Kraft gesetzt werden. Auch materiell-recht-

Frist fiir die Geltend-
machung von Fehlern

Erganzendes Verfahren
zur Behebung von
Fehlern
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Zustandigkeit und
Durchfithrung

Beteiligung der Behérden
und der Offentlichkeit

Beriicksichtigung des
Ergebnisses
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liche Mangel des Flachennutzungsplans oder des Bebauungsplans/der Sat-
zung kénnen rickwirkend behoben werden. Die Riickwirkung darf allerdings
nur bis zu dem Zeitpunkt zurlickreichen, in dem der Plan — hatte er nicht an
Fehlern gelitten — frihestens hatte in Kraft treten kdnnen. Ist zwischen friherer
Beschlussfassung und dem erneuten Inkrafttreten eine grundlegende Ande-
rung der Sach- und/oder Rechtslage entstanden, ist eine neue Abwégung
erforderlich. Die riickwirkende Inkraftsetzung ist ausgeschlossen, wenn das
Abwaéagungsergebnis wegen nachtraglicher Ereignisse nicht mehr haltbar ist.

8 Monitoring

1 Das Monitoring nach §4c BauGB soll die Uberwachung der erheb-
lichen und insbesondere unvorhergesehenen Auswirkungen der Pléane auf die
Umwelt in der Durchfilhrungsphase sicherstellen. Unvorhergesehene nega-
tive Auswirkungen sollen dadurch friihzeitig ermittelt werden kénnen, um der
Gemeinde die Moglichkeit zu verschaffen, geeignete Abhilfemalinahmen zu
ergreifen.

2 Die Zustandigkeit fir das Monitoring liegt bei den Gemeinden (8 4c
S.1 BauGB). Uberwachung und Planungshoheit — und somit auch eine ggf.
erforderliche Anderung eines Bauleitplans — liegen dadurch in einer Hand.
Den Gemeinden bleibt es so im jeweiligen Einzelfall Gberlassen, tber Zeit-
punkt, Fragestellung, Inhalt und Verfahren der Uberwachung zu entscheiden.
Nach §4c S. 1 BauGB ist dabei auch die Durchfiihrung von Darstellungen oder
Festsetzungen bzw. MalBnahmen in Zusammenhang mit der naturschutzrecht-
lichen Eingriffs-, bzw. Ausgleichsregelung Gegenstand der Uberwachung (§ 1a
Abs. 3 BauGB, s.a. Kapitel lll 2/16ff. Eingriffe in Natur und Landschaft).

3 Im Umweltbericht wird die Ausgestaltung des Monitorings festgelegt.
Da der Umweltbericht als Bestandteil der Begriindung am Aufstellungs-
verfahren teilnimmt, kénnen sich die Behérden und die Offentlichkeit tiber
die MaRnahmen, die zur Uberwachung vorgesehen sind, informieren. Die
Gemeinde ist jedoch nicht verpflichtet, die Ergebnisse der Uberwachung zu
veroffentlichen.

Gemal3 84 Abs. 3 BauGB sind die beteiligten Behérden nach Abschluss des
Bauleitplanverfahrens verpflichtet, die Gemeinden zu unterrichten, wenn die
Durchfiihrung eines Bauleitplans erhebliche, insbesondere unvorhergesehene
nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt hat.

4 Die Erkenntnisse Uber erhebliche unvorhergesehene Umweltaus-
wirkungen kénnen gegebenenfalls bei spateren Genehmigungs-/Zulassungs-
verfahren Berlicksichtigung finden. Sie kénnen je nach den Umstanden des
Einzelfalls auch zu einer Anderung des Bauleitplans oder zu anderen MaR-
nahmen der Gemeinde flihren.
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Formblatter

Auf den nachfolgenden Seiten befinden sich als Hilfestellung fiir Planer und
Gemeinden Formbléatter fir die Datenschutzrechtliche Informationspflicht,
die Beteiligung der Trager offentlicher Belange und die Verfahrensvermerke
von Bauleitplanen sowie Muster flir die Bekanntmachung des Aufstellungs-
beschlusses, der Offentlichen Auslegung und der Genehmigung/des Sat-
zungsbeschlusses. Die Formbléatter sind als Vorschlag und Hilfestellung zu
verstehen und sind nicht zwingend zu verwenden. Die Formulierungsvor-
schlage stehen auch im Internet unter www.stmb.bayern.de/buw/staedtebau/
index.php in der Rubrik Formulare zum Download als pdf-Datei zur Verfligung.

Hinweise fiir die Gemeinden zur Benutzung des
Musterblatts ,, Datenschutzrechtliche Informationspflichten
nach Art. 13 und 14 DSGVO”

I Allgemeine Hinweise:

Das Musterblatt stellt keine abschlieBende Information fiir jedes denkbare
Bauleitplanverfahren dar. Die Gemeinden trifft die Pflicht, das Musterblatt an
die Anforderungen der jeweils gegenstandlichen Planung anzupassen. Ins-
besondere kdnnen die Arten personenbezogener Daten von Planung zu Pla-
nung variieren. Um daneben die Informationspflichten nach Art. 13 Abs. 1 und
Abs. 3 DSGVO zu beachten, wird den Gemeinden folgende Vorgehensweise
empfohlen:

1) Das Musterblatt wird einerseits dauerhaft veroéffentlicht. Hinsichtlich
der Form der Veroéffentlichung, enthalt die DSGVO keine Vorgaben. Eine
Information auf der Internetseite der Gemeinde (z.B. durch Erganzung
der bisherigen Datenschutzerkldrung) ist damit grundsétzlich ausrei-
chend. Sollte eine Gemeinde Ublicherweise auf anderen Wegen mit den
Birgerinnen und Blrgern kommunizieren (z.B. ,schwarzes Brett”) wird
empfohlen, eine Veroéffentlichung (auch) auf diesem Weg vorzunehmen.

2) Zusatzlich wird das Musterblatt jedem konkreten Bauleitplanverfahren
beigelegt, sowohl im Rahmen der 6ffentlichen Auslegung als auch on-
line beim Abruf der Unterlagen.

Das Musterblatt wird folglich einmal allgemein veréffentlicht und anschlie-
RBend jedes Mal fir jedes konkrete Verfahren im Rahmen der Bauleitplanung.
Dabei muss der Zweck der Datenverarbeitung bei jedem konkreten Verfahren
entsprechend angepasst werden, siehe unten Hinweis zu Nr. 2.

Il. Hinweis zu | Nr. 1:

Die Nennung eines Namens ist weder fiir den Verantwortlichen noch flir den
Datenschutzbeauftragten erforderlich. Bezliglich des Letzteren ist die Einrich-
tung einer Funktionsadresse zu empfehlen.
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lll.  Hinweis zu | Nr. 2:

Der Zweck einer Verarbeitung von personenbezogenen Daten muss hinrei-
chend bestimmt und eindeutig bezeichnet sein (Art.5 Abs. 1 Buchst.b DS-
GVO). Um eine erneute Informationspflicht nach Art. 13 Abs.3 DSGVO bei
Zweckanderungen zu vermeiden, sind bei den Musterbléattern folgende For-
mulierungen zu wahlen; flr die allgemeine Information (vgl. oben I. 1):,Die
Verarbeitung der Daten erfolgt im Rahmen der Planungshoheit der Gemein-
de zum Zwecke der Sicherung einer geordneten stadtebaulichen Entwicklung
und insbesondere zur Durchfiihrung von Bauleitplanverfahren.” Und fir die
konkrete Information (vgl. oben I. 2): ,Die Verarbeitung der Daten erfolgt im
Rahmen der Planungshoheit der Gemeinde zum Zwecke der Sicherung einer
geordneten stadtebaulichen Entwicklung und insbesondere zur Durchfiihrung
des Bauleitplanverfahrens ... (Angabe des konkreten Bauleitplanverfahrens)”.

IV.  Hinweis zum Formblatt Nr.4:

Im Falle einer Beteiligung Dritter gemal3 § 4b BauGB, hat die Gemeinde Art. 28
DSGVO zu beachten. Gemal3 Art. 28 Abs.1 DSGVO haben diese Dritten als
Auftragsverarbeiter hinreichend Garantie daflir zu bieten, dass geeignete
technische und organisatorische MalRnahmen so durchgefiihrt werden, dass
die Verarbeitung im Einklang mit den Anforderungen dieser Verordnung er-
folgt und den Schutz der Rechte der betroffenen Person gewahrleistet. Ex-
terne Stellen dirfen diese personenbezogene Daten weiterhin nur erhalten,
wenn diese von der Gemeinde auf ihre Pflichten als Auftragsverarbeitende
vertraglich verpflichtet wurden und gewahrleisten, dass sie diese Daten ge-
mal den Weisungen der Gemeinde verarbeiten (vgl. Art. 28 Abs. 3 DSGVO).

Datenschutzrechtliche Informationspflichten im Bauleitplanverfahren nach
Art. 13 und 14 DSGVO

1.1 Name und Kontaktdaten des Verantwortlichen

V=T = 1Y 1272 Y s [T 2 = 2N
AN T 1 14
= Y] =T | AN | =Y =

=1 0=] oY 2 10 12 2122 =1

1.2 Name und Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten

V=Y = 1Y 8272 Y s [T 2 = 4
AN =T 114
S Y] = Y| AN | =Y T= =

B =1 =3 0] .2 10 12 282 =1 o3

2. Zwecke und Rechtsgrundlagen der Verarbeitung

Die Verarbeitung der Daten erfolgt im Rahmen der Planungshoheit der Gemeinde zum Zwecke der Siche-
rung einer geordneten stadtebaulichen Entwicklung und insbesondere zur Durchfiihrung von Bauleit-
planverfahren [Formulierung fur die allgemeine Information, vgl. Hinweise zum Musterblatt . 1 u lll,] zur
Durchfiihrung des Bauleitplanverfahrens................... [Formulierung fur die konkrete Information, vgl. Hin-
weise zum Musterblatt I. 2. u. lll.].
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Im Rahmen dessen sind das Planerfordernis und die Auswirkungen der Planung zu ermitteln und die
offentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht abzuwagen (8 1 Abs. 3, 6 u.
7 BauGB). Dazu erfolgt eine Erhebung personenbezogener Daten, soweit dies zur Ermittlung der abwa-
gungsrelevanten Belange notwendig ist.

Die Erhebung erfolgt unter anderem durch die Gemeindeverwaltung oder im Auftrag der Gemeindever-
waltung durch Dritte, durch eingehende Stellungnahmen der Offentlichkeit und der Behérden im Rahmen
der gesetzlich geforderten Offentlichkeits- und Behdrdenbeteiligungen (88 3 — 4c BauGB).

Die Verarbeitung von Adressdaten ist erforderlich, um der Pflicht zur Mitteilung des Abwagungsergebnis-
ses nachzukommen.

Die Verarbeitung ist fir die Wahrnehmung einer 6ffentlichen Aufgabe erforderlich, die im &ffentlichen
Interesse liegt. Rechtsgrundlage ist Art. 6 Abs. 1 Buchst.e DSGVO i.V.m. Art. 4 Abs. 1 BayDSG sowie dem
anzuwendenden Fachgesetz (BauGB).

3. Arten personenbezogener Daten

Folgende Daten werden verarbeitet:
— Vorname, Nachname, Adresse und sonstige Kontaktdaten
— Daten, die stadtebaulich und bodenrechtlich relevant sind

— Daten, die im Rahmen von Stellungnahmen abgegeben wurden (sog. aufgedréngte Daten)

4. Empfanger

Personenbezogene Daten werden folgenden Empféngern Gbermittelt:

—  Stadt-/Marktgemeinde-/Gemeinderat und den Ortsteilrdten zur Beratung und Entscheidung tber die
Abwéagung

— Hoéheren Verwaltungsbehorden zur Prifung von Rechtsméngeln
—  Gerichten zur Uberpriifung der Wirksamkeit der Bauleitplane

—  Dritten, die in die Durchflihrung des Verfahrens im Auftrag der Gemeinde eingebunden sind

5. Dauer der Speicherung der personenbezogenen Daten

Die Gewabhrleistung eines Rechtsschutzes im Rahmen einer gerichtlichen Prifung erfordert die dauer-
hafte Speicherung personenbezogener Daten. Denn auch nach Ablauf der Fristen fiir die Erhebung einer
Normenkontrollklage kann ein Bauleitplan Gegenstand einer gerichtlichen Inzidentprifung sein.Sonstige
Unterlagen werden so lange gespeichert, wie dies unter Beachtung gesetzlicher Aufbewahrungsfristen
bzw. fur die Aufgabenerfillung erforderlich ist.

6. Betroffenenrechte

Gegen den Verantwortlichen bestehen das Recht auf Auskunft (Art. 15 DSGVO), Berichtigung (Art. 16
DSGVO), Léschung (Art. 177 DSGVO), Einschrankung der Verarbeitung (Art. 18 DSGVO) sowie auf Daten-
Ubertragbarkeit (Art. 20 DSGVO). Des Weiteren kann Widerspruch gegen die Datenverarbeitung eingelegt
werden (Art.21 DSGVO). Die RechtmaRigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum Widerruf erfolgten
Datenverarbeitung wird durch diesen nicht beriihrt (Art. 7 Abs. 3 S. 2 DSVO).

Die vorgenannten Rechte bestehen nur nach den jeweiligen gesetzlichen Voraussetzungen und kénnen
auch durch spezielle Regelungen eingeschrankt oder ausgeschlossen sein.

Im Rahmen der Verarbeitung personenbezogener Daten besteht ferner das Recht auf Beschwerde bei der
Aufsichtsbehdrde nach Art. 77 Abs. 1 DSGVO. Dies ist flir den Freistaat Bayern der Bayerische Landesbe-
auftragte fiir den Datenschutz, Wagmdiillerstral3e 18, 80538 Miinchen, poststelle@datenschutz-bayern.de.
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Beteiligung der Trager o6ffentlicher Belange an der Bauleitplanung (&8 4 BauGB)

Wichtiger Hinweis:

Mit der Beteiligung wird Ihnen als Trager 6ffentlicher Belange die Gelegenheit zur Stellungnahme im Rah-
men lhrer Zustandigkeit zu einem konkreten Planverfahren gegeben. Zweck der Stellungnahme ist es, der
Gemeinde die notwendigen Informationen flir eine den gesetzlichen Anforderungen (8 1 Abs. 7 BauGB)
entsprechende Abwéagung und damit fiir ein sachgerechtes und optimales Planungsergebnis zu verschaf-
fen. Die Stellungnahme ist zu begriinden; die Rechtsgrundlagen sind anzugeben, damit die Gemeinde den
Inhalt nachvollziehen kann. Die Abwagung obliegt der Gemeinde.

1. Gemeinde

[J Flachennutzungsplan [J mit Landschaftsplan

(] Bebauungsplan ........cooiiiiiii .
flr das Gebiet ........coooiiii .

[J mit Griinordnungsplan

[J Satzung Uber vorhabenbezogenen Bebauungsplan

[J Sonstige Satzung

[0 Frist fir die Stellungnahme (84 BauGB) ...........ccooooiiiiiiiiiii

2. Trager offentlicher Belange

Name/Stelle des Tragers oOffentlicher Belange (mit Anschrift, E-Mail-Adresse und Tel.-Nr.)

2.1 | O Keine AuRerung

2.2 | [ Ziele der Raumordnung und Landesplanung, die eine Anpassungspflicht nach 8 1 Abs. 4 BauGB
ausldsen

2.3 | [J Beabsichtigte eigene Planungen und MalRnahmen, die den o.g. Plan beriihren kdnnen, mit
Angabe des Sachstands
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2.4 | Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im Regel-
fall in der Abwagung nicht Gberwunden werden kénnen (z.B. Landschafts- oder Wasserschutz-
gebietsverordnungen)

[J Einwendungen
[J Rechtsgrundlagen
[0 Moglichkeiten der Uberwindung (z.B. Ausnahmen oder Befreiungen)
2.5 | I Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen aus der eigenen Zustandigkeit zu dem
o.g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begriindung und ggf. Rechtsgrundlage
2.6

Ort, Datum Unterschrift, Dienstbezeichnung
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Verfahrensvermerk Flachennutzungsplan

1. Der Stadtrat/Gemeinderat hat in der Sitzung vom.................. gemal § 2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung
des Flachennutzungsplans beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am .................. ortstblich
bekannt gemacht.

2. Die friihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung gemaR §3 Abs.1 BauGB mit offentlicher Darlegung und
Anhoérung flr den Vorentwurf des Flachennutzungsplans in der Fassung vom .................. hat in der
Zeitvom .................. bis.......o..ooei stattgefunden.

3. Die friihzeitige Beteiligung der Behérden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange gemal3 §4 Abs. 1
BauGB flr den Vorentwurf des Flachennutzungsplans in der Fassung vom .................. hat in der Zeit
VOM i bis.....cco.ooei stattgefunden.

4. Zu dem Entwurf des Flachennutzungsplans in der Fassung vom .................. wurden die Behoérden
und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange gemald 84 Abs.2 BauGB in der Zeit vom .................. bis
.................. beteiligt.

5. Der Entwurf des Flachennutzungsplans in der Fassung vom .................. wurde mit der Begriindung
gemal 83 Abs. 2 BauGB in der Zeitvom .................. bis ... offentlich ausgelegt.

6. Die Stadt/Gemeinde hat mit Beschluss des Stadtrats/Gemeinderats vom .................. den Flachennut-
zungsplan in der Fassung vom .................. festgestellt.

................................................................ yden .

(Stadt/Gemeinde) ]
(Siegel)

(Ober-) Bargermeister(in)

7. Die Regierung/Das Landratsamt ........................ hat den Flachennutzungs-
plan rr]mt_Bescheld VOM .ot AZ ..o gemal 86 BauGB (Siegel
genenhmigt. Genehmigungs-

8. Ausgefertigt behorde)

................................................................ yden.

(Stadt/Gemeinde) )
(Siegel)

(Ober-) Bargermeister(in)

9. Die Erteilung der Genehmigung des Flachennutzungsplans wurde am .................. gemal 86 Abs.b
BauGB ortsiiblich bekannt gemacht. Der Flachennutzungsplan mit Begriindung wird seit diesem Tag
zu den Ublichen Dienststunden in der Gemeinde zu jedermanns Einsicht bereitgehalten und tber des-
sen Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben. Der Flachennutzungsplan ist damit rechtswirksam. Auf
die Rechtsfolgen der 88214 und 215 BauGB sowie auf die Einsehbarkeit des Flachennutzungsplans
einschl. Begrindung und Umweltbericht wurde in der Bekanntmachung hingewiesen.

................................................................ yden .
(Stadt/Gemeinde) ]
(Siegel)
(Ober-) Bargermeister(in)
Anmerkungen:

Es kann auch jeder einzelne Verfahrensabschnitt durch Siegel und Unterschrift gesondert bestatigt werden.
Die Vermerke 1-3 sind nur erforderlich, wenn der entsprechende Beschluss gefasst wurde.
Hinweise: Die Verfahrensvermerke sind auf den Ausfertigungen der Bauleitplane anzubringen.
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Verfahrensvermerk Bebauungsplan

1. Der Stadtrat/Gemeinderat (evtl. beschlieBender Ausschuss) hat in der Sitzungvom.................. gemald
§ 2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung des Bebauungsplans beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde
am .......coeeeeene. ortstblich bekannt gemacht.

2. Die fruhzeitige Offentlichkeitsbeteiligung gemaR §3 Abs.1 BauGB mit 6ffentlicher Darlegung und
Anhorung fir den Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom .................. hat in der Zeit
VOM ..oviiiiniinnnn bis......co..ooe stattgefunden.

3. Die friihzeitige Beteiligung der Behérden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange gemal3 §4 Abs. 1

BauGB fiir den Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom .................. hat in der Zeit vom
.................. bis.................. stattgefunden.

4. Zudem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassungvom.................. wurden die Behérden und sons-
tigen Trager 6ffentlicher Belange gemal3 §4 Abs.2 BauGB in der Zeit vom .................. bis...............
beteiligt.

5. Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom .................. wurde mit der Begriindung gemaf3
83 Abs.2 BauGB in der Zeitvom .................. bis............o. offentlich ausgelegt.

6. Die Stadt/Gemeinde hat mit Beschluss des Stadt-/Gemeinderats vom.................. den Bebauungsplan
gem. 810 Abs. 1 BauGB in der Fassungvom .................. als Satzung beschlossen.

................................................................ yden..

(Stadt/Gemeinde) ]
(Siegel)

(Ober-) Bargermeister(in)

7. Die Regierung/Das Landratsamt hat den Bebauungsplan mit Bescheid vom (Siegel

.......... AZ ..........gemaR § 10 Abs. 2 BauGB genehmigt. gel.
Genehmi-
8. Ausgefertigt gungsbe-
horde)
................................................................ sden..
(Stadt/Gemeinde) )
(Siegel)
(Ober-) Bargermeister(in)

9. Die Erteilung der Genehmigung des Bebauungsplans wurde am .................. gemal §10 Abs.3 Halb-

satz 1 BauGB/Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan wurde am .................. gemal3 810 Abs.3

Halbsatz2 BauGB ortsiiblich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan mit Begriindung wird seit diesem
Tag zu den Ublichen Dienststunden in der Gemeinde zu jedermanns Einsicht bereitgehalten und Gber
dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben. Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten. Auf die
Rechtsfolgen des 8§44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs.4 BauGB und die §8 214 und 215 BauGB wurde in
der Bekanntmachung hingewiesen..

(Siegel)

(Ober-) Bargermeister(in)

Anmerkungen:

Es kann auch jeder einzelne Verfahrensabschnitt durch Siegel und Unterschrift gesondert bestéatigt werden. Die Ver-
merke 1-3 sind nur erforderlich, wenn der entsprechende Beschluss gefasst wurde. Vermerk 7 entfallt, wenn der
Bebauungsplan keiner Genehmigung bedarf. Hinweise: Die Verfahrensvermerke sind auf den Ausfertigungen der Bau-
leitplane anzubringen.
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Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses

Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses gemald §2 Abs. 1 S. 2 BauGB

Gemeinde ..o

fir den Bebauungsplan .................. /Flachennutzungsplan (die Anderung, Erganzung bzw. Aufhebung des
Bebauungsplans/Flachennutzungsplans)

Der Stadtrat/Gemeinderat (evtl. beschlieBender Ausschuss) hat in der Sitzung vom .............. ... gemaf
82 Abs. 1 BauGB die Aufstellung des Bebauungsplans .................. /Flachennutzungsplans (die Anderung,
Erganzung bzw. Aufhebung des Bebauungsplans/Flachennutzungsplans) beschlossen.

Geltungsbereich (Lageplan)
Bezeichnung des Geltungsbereichs mit hinreichender Bestimmtheit ..................

Der Lageplan des Stadtbauamtes/Bauamtes vom .................. mit Kennzeichnung der Abgrenzung des
rdumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans/Flachennutzungsplans ist Bestandteil des Beschlusses
(siehe beigefligten Lageplan).

Der raumliche Geltungsbereich des aufzustellenden Bebauungsplans/Flachennutzungsplans kann im Rat-
haus/in der Gemeindeverwaltung, Zimmer .................. ,ANnschrift: oo , wah-
rend folgender Zeiten (Werktage, Stunden) bzw. auf der Internetseite der Gemeinde unter ..................
eingesehen werden.

Verfahrensart

Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren nach § 13a Abs. 3 S. 1 Nr. 1 BauGB aufgestellt. (alter-
nativ Hinweis auf andere Verfahrensart und damit verbundener Bedingungen)

Allgemeine Ziele und Zwecke der Planung

Kurzbeschreibung der beabsichtigten Planung

Optional Hinweise (sofern erforderlich):

Veranderungssperre gemal 8 14 BauGB

Zurlckstellung von Baugesuchen (8 15 BauGB)

Ausiibung des allgemeinen Vorkaufsrechts nach 8 24 Abs. 1 BauGB oder
Anwendung des 8§ 33 BauGB (Planreife)

.......................................................................................................................... (Siegel)

Ort, Datum (Ober-) Blrgermeister(in)
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Bekanntmachung der Offentlichen Auslegung

Bekanntmachung der Offentlichen Auslegung gemaR § 3 Abs. 2 BauGB
Gemeinde ..........ooiiiiiiiii

fir den Entwurf des Bebauungsplans .............. /Flachennutzungsplans (die Anderung, Erganzung bzw.
Aufhebung des Bebauungsplans/Flachennutzungsplans)

Der Stadtrat/Gemeinderat (evtl. beschlielender Ausschuss) hat in der Sitzung vom .................. den Ent-
wurf des Bebauungsplans/Flachennutzungsplans (die Anderung, Ergadnzung bzw. Aufhebung des Bebau-
ungsplans/Flachennutzungsplans) gebilligt.

Der Entwurf des Bebauungsplans/Flachennutzungsplans (die Anderung, Ergdnzung bzw. Aufhebung des
Bebauungsplans/Flachennutzungsplans) fir das Gebiet .................. (Bezeichnung des Geltungsbereichs
mit hinreichender Bestimmtheit; die Abbildung eines Lageplans mit eingetragenem Planungsbereich wird
empfohlen) und die Begriindung liegen im Rathaus/in der Gemeindeverwaltung, Zimmer .................. ,
Anschrift: ... , VOM i, bis einschliel3lich .................. , wahrend fol-
gender Zeiten (Werktage, Stunden) éffentlich aus.

Stellungnahmen kénnen wahrend dieser Frist schriftlich oder wahrend der Dienststunden zur Niederschrift
abgegeben werden.

Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen kénnen bei der Beschlussfassung lber den Bebauungs-
plan/Flachennutzungsplan (die Anderung, Erganzung bzw. Aufhebung des Bebauungsplans/Flachennut-
zungsplans) unberticksichtigt bleiben, wenn die Gemeinde den Inhalt nicht kannte und nicht hatte kennen
mussen und deren Inhalt fiir die RechtmaRigkeit des Bebauungsplans/Flachennutzungsplans (die Ande-
rung, Ergdnzung bzw. Aufhebung des Bebauungsplans/Flachennutzungsplans) nicht von Bedeutung ist.

Folgende umweltrelevanten Informationen sind verfigbar:

Die diesen Informationen zugrunde liegenden Unterlagen liegen ebenfalls aus.

Der Inhalt dieser Bekanntmachung und die nach 83 Abs.2 S.1 BauGB auszulegenden Unterlagen sind
auch im Internet unter.................. veroffentlicht.

Datenschutz:

Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der Grundlage der Art.6 Abs.1 Buchstabe e
(DSGVO) i.V. mit 83 BauGB und dem BayDSG. Sofern Sie Ihre Stellungnahme ohne Absenderangaben
abgeben, erhalten Sie keine Mitteilung tber das Ergebnis der Prifung. Weitere Informationen entnehmen
Sie bitte dem Formblatt ,Datenschutzrechtliche Informationspflichten im Bauleitplanverfahren” das eben-
falls offentlich ausliegt. (siehe gesonderte Mustervorlage)

Nur bei Flachennutzungsplénen:
Hinweis bzgl. des Verbandsklagerechts von Umweltverbanden:

Eine Vereinigung im Sinne des 84 Abs.3 S.1 Nr.2 UmwRG (Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes) ist in einem
Rechtsbehelfsverfahren nach 87 Abs.2 UmwRG gemal 87 Abs.3 S.1 UmwRG mit allen Einwendungen
ausgeschlossen, die sie im Rahmen der Auslegungsfrist nicht oder nicht rechtzeitig geltend gemacht hat,
aber hatte geltend machen kénnen (&8 3 Abs. 3 BauGB)

.......................................................................................................................... (Siegel)

Ort, Datum (Ober-) Biirgermeister(in)
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Bekanntmachung der Genehmigung des Flachennutzungsplanes

Bekanntmachung der Genehmigung (der Anderung, Ergdnzung) des Flachennutzungsplans der

Gemeinde ........ooouiiiiiiiii
(fir das Gebiet .........coovviiiiiiiii )
Mit Beschgid VOM ..o NE hat die Regierung/das Landratsamt den Flachennutzungs-
plan (die Anderung, Ergdnzung des Flachennutzungsplans) der Gemeinde .................. (fir das Gebiet

.................. ) genehmigt. Die Erteilung der Genehmigung wird hiermit gemaR 86 Abs.5 des Baugesetz-
buchs (BauGB) ortsiiblich bekannt gemacht. Mit dieser Bekanntmachung wird der Fldchennutzungsplan
(die Anderung, Erganzung) wirksam. Jedermann kann den Flachennutzungsplan und die Begriindung
sowie die zusammenfassende Erklarung Gber die Art und Weise, wie die Umweltbelange und die Ergeb-
nisse der Offentlichkeits- und Behdrdenbeteiligung in dem Flachennutzungsplan beriicksichtigt wurden,
und aus welchen Griinden der Plan nach Abwagung mit den gepriften, in Betracht kommenden anderwei-
tigen Planungsmoglichkeiten gewahlt wurde, bei der Gemeinde (Bauamt, StraRe, Offnungszeiten) einse-
hen und tber deren Inhalt Auskunft verlangen.

Auf die Voraussetzungen fir die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften
und von Méangeln der Abwéagung sowie der Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB wird hingewiesen.

Unbeachtlich werden demnach

1. einenach 8214 Abs.1S.1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens-
und Formvorschriften und

2. eine unter Bericksichtigung des 8 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften Gber das Verhélt-
nis des Bebauungsplans und des Flachennutzungsplans und

3. nach 8214 Abs. 3 S. 2 BauGB beachtliche Mangel des Abwéagungsvorgangs, wenn sie nicht innerhalb
eines Jahres seit Bekanntmachung des Flachennutzungsplans schriftlich gegenliber der Gemeinde
geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begriinden soll,
ist darzulegen.

.......................................................................................................................... (Siegel)

Ort, Datum (Ober-) Blirgermeister(in)
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Bekanntmachung der Genehmigung/des Satzungsbeschlusses

Bekanntmachung der Genehmigung/des Satzungsbeschlusses fiir den Bebauungsplan (die Anderung,
Ergadnzung des Bebauungsplans) der

Gemeinde ..o

(fir das Gebiet ...........cooooiiii )

Mit Bescheid vom .................. NE hat die Regierung/das Landratsamt den Bebauungsplan
fur das Gebiet .......... e genehmigt/Die Gemeinde .................. hat mit Beschluss vom .................. den
Bebauungsplan (die Anderung, Erganzung des Bebauungsplans) fiir das Gebiet .................. als Satzung

beschlossen. Diese Genehmigung/dieser Beschluss wird hiermit gemaf3 8 10 Abs. 3 des Baugesetzbuchs
(BauGB) ortsiiblich bekannt gemacht. Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan (die Anderung,
Ergadnzung des Bebauungsplans) in Kraft. Jedermann kann den Bebauungsplan mit der Begriindung sowie
die zusammenfassende Erklarung tiber die Art und Weise, wie die Umweltbelange und die Ergebnisse der
Offentlichkeits- und Behdrdenbeteiligung in dem Bebauungsplan beriicksichtigt wurden, und aus welchen
Grinden der Plan nach Abwagung mit den gepruften, in Betracht kommenden anderweitigen Planungs-
moglichkeiten gewahlt wurde, bei der Gemeinde (Bauamt, StraRe, Offnungszeiten) einsehen und tiber
deren Inhalt Auskunft verlangen.

Auf die Voraussetzungen fir die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften
und von Méngeln der Abwagung sowie die Rechtsfolgen des & 215 Abs. 1 BauGB wird hingewiesen.

Unbeachtlich werden demnach

1. einenach §214 Abs.1S.1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens-
und Formvorschriften,

2. eine unter Berlicksichtigung des & 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften Giber das
Verhaltnis des Bebauungsplans und des Flachennutzungsplans,

3. nach 8214 Abs. 3 S. 2 BauGB beachtliche Mangel des Abwagungsvorgangs und
4. nach 8214 Abs. 2a im beschleunigten Verfahren beachtliche Fehler,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Bebauungsplans schriftlich gegentber der
Gemeinde geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begriinden
soll, ist darzulegen. Aulerdem wird auf die Vorschriften des 844 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs.4 BauGB
hingewiesen. Danach erléschen Entschadigungsanspriiche fiir nach den 88 39 bis 42 BauGB eingetretene
Vermoégensnachteile, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die
Vermogensnachteile eingetreten sind, die Falligkeit des Anspruches herbeigefiihrt wird.

.......................................................................................................................... (Siegel)

Ort, Datum (Ober-) Biirgermeister(in)
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Wichtige Verwaltungsvorschriften zur Bauleitplanung

Ziele der Raumordnung und Landesplanung im Bauplanungsrecht
Gemeinsame Bekanntmachung der Bayerischen Staatsministerien fir Landes-
entwicklung und Umweltfragen und des Innern vom 6. August 1990 (AlIMBI
1990 S. 856)

Auslegungshilfe des Bayerischen Staatsministeriums fiir Wirtschaft,
Infrastruktur, Verkehr und Technologie

zur Bestimmung des Anwendungsbereichs von Raumordnungsverfahren
(ROV) im Sinne des Art. 24 Abs. 1 BayLplG vom 18.09.2012
www.landesentwicklung-bayern.de/rechtsgrundlagen/

Durchfithrung von Raumordnungsverfahren und landesplanerische
Abstimmung auf andere Weise

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums flr Landesentwicklung
und Umweltfragen vom 27. Marz 1984 (LUMBI. S. 29, LMBL 1986 S. 238) gilt
nach MaBgabe der zwischenzeitlichen gesetzlichen Anderungen
www.region-donau-wald.de/cms/upload/Pdf/BekanntmachungROV.pdf

Richtlinien zur Forderung stadtebaulicher ErneuerungsmaRnahmen
(Stadtebauférderungsrichtlinien — StBauFR)

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums des Innern, fir Bau
und Verkehr vom 08. Dezember 2006 (AlIMBI. 2006 S. 687) gedndert durch Be-
kanntmachung vom 9. November 2015 (AlIMBI. S. 471)
www.stmb.bayern.de/assets/stmi/buw/staedtebaufoerderung/iicé_stbaufr_
hinweis_07_12_2015.pdf

Dorferneuerungsrichtlinien zum Vollzug des Bayerischen Dorfentwicklungs-
programms (DorfR)

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums flir Erndhrung, Land-
wirtschaft und Forsten vom 29.03.2019 (BayMBI. 2019 Nr. 140)
www.stmelf.bayern.de/mam/cms01/agrarpolitik/dateien/dorfr_le.pdf

Flurbereinigung und Bauleitplanung sowie sonstige stadtebauliche
MaRnahmen

Gemeinsame Bekanntmachung der Bayerischen Staatsministerien des Innern
und far Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten vom 1. Oktober 1984 (MABI.
1984 S.586, LMBL S. 107)
www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayVV_7815_L_137

Nachrichtengewinnung aus offenen Quellen — Darstellung schutzwiirdiger
Anlagen und Einrichtungen in Karten und Planen sowie Weitergabe entspre-
chender Daten an Dritte

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums des Innern vom
31. Mai 1994 (AlIMBI. 1994 S. 496)
www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayVwV96481

Bauen im Rahmen land- und forstwirtschaftlicher Betriebe (GemBek)
Gemeinsame Bekanntmachung der Bayerischen Staatsministerien des Innern,
fir Bau und Verkehr und far Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten vom 20.
Dezember 2016 (AlIMBI. 2017 S.5)
www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayVV_2130_0 | 1216/true


https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayLplG-24
http://www.landesentwicklung-bayern.de/rechtsgrundlagen/
http://www.region-donau-wald.de/cms/upload/Pdf/BekanntmachungROV.pdf
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayVwV98132
http://www.stmb.bayern.de/assets/stmi/buw/staedtebaufoerderung/iic6_stbaufr_hinweis_07_12_2015.pdf
http://www.stmb.bayern.de/assets/stmi/buw/staedtebaufoerderung/iic6_stbaufr_hinweis_07_12_2015.pdf
http://www.stmelf.bayern.de/mam/cms01/agrarpolitik/dateien/dorfr_le.pdf
http://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayVV_7815_L_137
http://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayVV_2130_0_I_1216/true

Verwaltungsvorschrift zum Vollzug des Wasserrechts (VVWas)
Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums fiir Umwelt und Ge-
sundheit Uber die Verwaltungsvorschrift zum Vollzug des Wasserrechts (VV-
Was) vom 27. Januar 2014 (AlIMBI. S.57) www.gesetze-bayern.de/Content/
Document/BayVwV282408

Vollzug des Bayerischen Naturschutzgesetzes und des Bundesbaugesetzes;
Landschaftsplanung und Bauleitplanung

Gemeinsame Bekanntmachung der Bayerischen Staatsministerien fir Lan-
desentwicklung und Umweltfragen und des Innern vom 18. Dezember 1985
(MABI. 1986 S. 49, ber. S. 197, LUMBL S. 1)
www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayVV_7912_0_U_108

Mitwirkung der nach § 29 des Bundesnaturschutzgesetzes anerkannten
Verbande in Rechtsetzungs- und Verwaltungsverfahren

Gemeinsame Bekanntmachung der Bayerischen Staatsministerien des Innern,
fir Wirtschaft und Verkehr, fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten sowie
fir Landesentwicklung und Umweltfragen vom 14. Juni 1989 (AlIMBI. 1989
S.604)

www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayVwV97067

Verwaltungsvorschrift zum Vollzug des Bodenschutz- und Altlastenrecht

in Bayern (BayBodSchVwV)

Gemeinsame Bekanntmachung der Bayerischen Staatsministerien fiir Lan-
desentwicklung und Umweltfragen, des Innern, fiir Erndhrung, Landwirtschaft
und Forsten und flir Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und Gesund-
heit Gber die Verwaltungsvorschrift zum Vollzug des Bodenschutz- und Alt-
lastenrechts in Bayern — BayBodSchVwV — vom 11. Juli 2000 (AIIMBI. S. 473,
ber. S.534)

www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayVwV97100

Schutz des Européischen Netzes ,,Natura 2000”

Gemeinsame Bekanntmachung der Bayerischen Staatsministerien fir Lan-
desentwicklung und Umweltfragen, des Innern, fir Wirtschaft, Verkehr und
Technologie, fir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten, fiir Arbeit und Sozia-
lordnung, Familie und Frauen tber den Schutz des Européaischen Netzes ,Na-
tura 2000” vom 4. August 2000 (AlIMBI. S. 544)
www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayVwV97065

Bayerische Verordnung liber die Natura 2 000-Gebiete (BayNat2000V)
Erlass des Bayerischen Staatsministeriums fir Umwelt, Gesundheit und Ver-
braucherschutz im Einvernehmen mit dem Bayerischen Staatsministerium
fir Landwirtschaft und Forsten — Bayerische Natura 2 000-Verordnung (Bay-
Nat2000V) vom 12. Juli 2006 (GVBI. S. 524, BayRS 791-8-1-U), zuletzt geandert
durch Verordnung vom 19. Februar 2016 (AlIMBI. S. 258)
www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayVoGEV06

Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrankung (GWB)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Juni 2013 (BGBI. | S. 1750,
3245), zuletzt geandert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 12. Juli 2018 (BGBI.
1'S.1151)

www.gesetze-im-internet.de/gwb/
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Verordnung iiber die Vergabe o6ffentlicher Auftrage

(Vergabeverordnung — VgV)

Vergabeverordnung vom 12. April 2016 (BGBI. | S. 624), zuletzt gedndert durch
Artikel 4 des Gesetzes vom 10. Juli 2018 (BGBI. 1 S.1117)
www.gesetze-im-internet.de/vgv_2016/

Vergabe von Auftragen im kommunalen Bereich

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums des Innern und far In-
tegration Uber die Vergabe von Auftragen im kommunalen Bereich vom 31.
Juli 2018 (AlIMBI. S.547), die durch Bekanntmachung vom 27. Februar 2019
(BayMBI. Nr.90) gedndert worden ist
www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayVV_73 | 2325

Anwendung des Vergaberechts bei kommunalen Grundstiicksgeschaften
Handreichung des Bayerischen Staatsministeriums des Innern vom 20.12.2010
www.stmi.bayern.de/assets/stmi/buw/bauthemen/iiz5_vergabe_kommunal _
rs_20101220.pdf

Richtlinien fiir Planungswettbewerbe (RPW 2013)

Bekanntmachung der Obersten Baubehorde im Bayerischen Staatsministeri-
um des Innern vom 1. Oktober 2013 (AlIMBI 2013 S. 404)
www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayVwV277514
www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/2013/
richtlinie-planungswettbewerbe.pdf? _blob=publicationFile&v=2

Verordnung liber die Honorare fiir Architekten- und Ingenieurleistungen
((Honorarordnung fiir Architekten und Ingenieure — HOAI)

in der Fassung vom 10.07.2013, in Kraft getreten am 17.07.2013 (BGBI. |
S.2276)

www.gesetze-im-internet.de/hoai_2013/

Handbuch fiir die Vergabe und Durchfiihrung von Freiberuflichen Dienstleis-
tungen durch die Staatsbau- und die Wasserwirtschaftsverwaltung des Frei-
staates Bayern

Herausgegeben vom Bayerischen Staatsministerium fir Wohnen, Bau
und Verkehr (Stand Oktober 2018) www.stmb.bayern.de/assets/stmi/buw/
bauthemen/iiz5_vergabe_freiberuflich_vhf bayern.pdf

Hinweise zur Planung und Genehmigung von Windenergieanlagen (WEA)
(Windenergie-Erlass — BayWEE)

Gemeinsame Bekanntmachung der Bayerischen Staatsministerien des In-
nern, fir Bau und Verkehr, fur Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst,
der Finanzen, fir Landesentwicklung und Heimat, fiir Wirtschaft und Medi-
en, Energie und Technologie, fir Umwelt und Verbraucherschutz, fiir Ernah-
rung, Landwirtschaft und Forsten sowie flir Gesundheit und Pflege vom 19.
Juli 2016 (AIIMBI 2016 S. 1642)
www.stmwi.bayern.de/fileadmin/user_upload/stmwi/Publikationen/2016/
Windenergie-Erlass_2016.pdf

Leitlinien fir Gemeinden bei der vergiinstigten Uberlassung von Baugrund-
stiicken im Rahmen des so genannten Einheimischenmodells

vom 22. Februar 2017
www.stmb.bayern.de/assets/stmi/med/aktuell/leitlinien.pdf
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http://www.stmi.bayern.de/assets/stmi/buw/bauthemen/iiz5_vergabe_kommunal_rs_20101220.pdf
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/2013/richtlinie-planungswettbewerbe.pdf?__blob=publicationFile&v=2
http://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayVwV277514
http://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/2013/richtlinie-planungswettbewerbe.pdf?__blob=publicationFile&v=2
http://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/2013/richtlinie-planungswettbewerbe.pdf?__blob=publicationFile&v=2
http://www.gesetze-im-internet.de/hoai_2013/
http://www.stmb.bayern.de/assets/stmi/buw/bauthemen/iiz5_vergabe_freiberuflich_vhf_bayern.pdf
http://www.stmb.bayern.de/assets/stmi/buw/bauthemen/iiz5_vergabe_freiberuflich_vhf_bayern.pdf
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayVV_2129_1_W_183/true
http://www.stmwi.bayern.de/fileadmin/user_upload/stmwi/Publikationen/2016/Windenergie-Erlass_2016.pdf
http://www.stmwi.bayern.de/fileadmin/user_upload/stmwi/Publikationen/2016/Windenergie-Erlass_2016.pdf
http://www.stmb.bayern.de/assets/stmi/med/aktuell/leitlinien.pdf

Richtlinien tGiber Flachen fiir die Feuerwehr

zur Ausfiihrung des Art. 5 BayBO, Fassung Februar 20017
www.stmb.bayern.de/assets/stmi/buw/baurechtundtechnik/2018-12-14_27_flf-
wr_2007.pdf

Richtlinien fiir die Anlage von StadtstraRen (RASt 06)

Eingeflhrt mit Schreiben des Bayerischen Staatsministerium des Innern vom
11.02.2009
www.stmb.bayern.de/assets/stmi/vum/strasse/planung/49 einfuehrung_
rast 20110209.pdf

Richtlinien fiir die Anlage von LandstraBen (RAL)

Ausgabe 2012, eingeflihrt mit Ministerialschreiben vom 29.10.2013 (Nr. [ID9-
43411-001/95)
www.stmb.bayern.de/assets/stmi/vum/strasse/planung/49 einfuehrung_
ral_20131029.pdf

Richtlinien fiir passiven Schutz an Stral3en durch FahrzeugRiickhaltesysteme
(RPS 09)

Ausgabe 2009, eingeflihrt mit Ministerialschreiben vom 19.12.2012 (Nr. [ID9-
43342-009/01) und erganzenden Hinweisen mit Ministerialschreiben vom
20.05.2016 (Nr. 1ID9-43342-009/01)
www.stmi.bybn.de/minerva/doc/541_2011-04-26.pdf

Richtlinien fiir den Larmschutz an StralRen (RLS-90)

Ausgabe 1990/1992, Allgemeines Rundschreiben Stralienbau Nr. 8/1990 — StB
11/14.86.22-01/25 Va 90 — des Bundesministers fiir Verkehr vom 10. April 1990
im Einvernehmen mit den obersten Stralienbaubehérden der Lander; (zuletzt
erganzt durch ARS Nr. 22/2010 vom 04.09.2010)
www.stmi.bybn.de/minerva/doc/527 2006-06-06.pdf
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Arbeitsblatter und Materialien fiir die Bauleitplanung

Die Arbeitsblatter und Materialien flr die Bauleitplanung wurden von der
Obersten Baubehorde im Bayerischen Staatsministerium des Innern, fiir Bau
und Verkehr herausgegeben. Die Arbeitsblatter 9 — 17 und die Materialien 5,
8 und 9 sind unter folgender Internetadresse abrufbar: www.stmb.bayern.de/
buw/staedtebau/index.php.

Arbeitsblatt 1 Raumliche Planung und Fachplanungen (1982)
— vergriffen —

Arbeitsblatt 2 Hinweise flir die Bestandsaufnahme (1982)
- vergriffen -

Arbeitsblatt 3 Kleinrdumige Gliederung der Gemeinde (1982)
— vergriffen —

Arbeitsblatt 3A  Kleinrdumige Gliederung der Gemeinde (1986)
- vergriffen -

Arbeitsblatt 4 Planen und Bauen im landlichen Raum (3. Auflage 1985)
— vergriffen —

Arbeitsblatt 5 Verkehrsberuhigung (2. Auflage 1984)
- vergriffen -

Arbeitsblatt 6 Flachenhafte Verkehrsberuhigung (1985)
— vergriffen —

Arbeitsblatt 7 Energie und Ortsplanung (1986)
- vergriffen — aktualisierte Neuauflage 2010 erschienen —

Arbeitsblatt 8 Planungsschritte im landlichen Raum (1987)
— vergriffen —

Arbeitsblatt 9 Verkehrslarmschutz
Hinweise und Beispiele zum Schutz gegen den Stral3en- und
Schienenverkehrslarm in der Ortsplanung (2. Auflage 1996)
—im Internet verfagbar —

Arbeitsblatt 10 Wohnumfeld
Gestalt und Nutzung wohnungsnaher Freirdume
(2. Auflage 1996)
—im Internet verfgbar —

Arbeitsblatt 11 Parkplatze (1990)
—im Internet verfigbar —

Arbeitsblatt 12 Ortsrander (2. Auflage 1997)
—im Internet verfligbar —

Arbeitsblatt 13  Flachensparende Wohngebiete (2. Auflage 2001)
—im Internet verfigbar —
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Arbeitsblatt 14

Arbeitsblatt 15

Arbeitsblatt 16

Arbeitsblatt 17

Materialien 1

Materialien 2

Materialien 3

Materialien 4

Materialien 5

Materialien 6

Materialien 7

Materialien 8

Materialien 9

Gewerbegebiete (1996)
—im Internet verfligbar —

Naturnaher Umgang mit Regenwasser (1998)
—im Internet verfligbar —

Kosten- und flachensparende Wohngebiete (2001)
—im Internet verfligbar —

Energie und Ortsplanung (2010)
—im Internet verfligbar —

Weiterentwicklung von Siedlungsgebieten (1994)
- vergriffen —

Rahmenplanung fir das Gewerbegebiet
Landshut-Miinchnerau (1994)
- vergriffen —

Plattensiedlungen
Neue Anforderungen, Rahmenplanungen (1994)
— vergriffen —

Rahmenplan Stadtentwicklung Altétting (1997)
- vergriffen —

~Schlanke” Bebauungsplane fiir Wohngebiete (1996)
—im Internet verfligbar —

Forschungsbericht
Innerstadtische Einkaufszentren (2003)
—im Internet verfligbar —

Modellvorhaben im Stadtebau (2003)
—im Internet verfligbar —

Siedlungsentwicklung und Mobilitat (2011)
—im Internet verfligbar —

Modellvorhaben im Stadtebau (2012)
—im Internet verfligbar —
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Weitere Arbeitshilfen

Hochwasser- und Starkregenrisiken in der Bauleitplanung (2019)
Herausgegeben von den Bayerischen Staatsministerien fiir Umwelt und Ver-
braucherschutz sowie Wohnen, Bau und Verkehr
www.stmb.bayern.de/buw/baurechtundtechnik/bauplanungsrecht/
vorschriftenundrundschreiben/index.php
www.stmuv.bayern.de/themen/wasserwirtschaft/index.htm

Barrierefreies Bauen 03 - Offentlicher Verkehrs- und Freiraum (2018)
Herausgegeben von der Bayerische Architektenkammer, dem Bayerischen
Staatsministerium fir Wohnen, Bau und Verkehr sowie dem Bayerischen
Staatsministerium fir Familie, Arbeit und Soziales
www.bestellen.bayern.de/shoplink/03500236.htm

Flachenmanagement-Datenbank Version 4.0 (2018)

Herausgegeben vom Bayerischen Staatsministerium fiir Umwelt und Verbrau-
cherschutz und dem Bayerischen Landesamt fir Umwelt
www.lfu.bayern.de/umweltkommunal/flaechenmanagement/fmdb/index.htm

Die barrierefreie Gemeinde - Ein Leitfaden (2. Auflage 2016)
Herausgegeben von der Oberste Baubehérde im Bayerischen Staatsministeri-
um des Innern, fir Bau und Verkehr
www.bestellen.bayern.de/shoplink/03500177.htm

Die barrierefreie Gemeinde - Ein Werkbericht (2015)

Herausgegeben von der Oberste Baubehorde im Bayerischen Staatsministeri-
um des Innern, fir Bau und Verkehr
www.bestellen.bayern.de/shoplink/03500181.htm

Altere Einfamilienhausgebiete - fit fiir die Zukunft! Anpassungsstrategien
und Empfehlungen fiir Kommunen (2015)

Herausgegeben von der Obersten Baubehorde im Bayerischen Staatsministe-
rium des Innern, flr Bau und Verkehr sowie von den Bayerischen Staatsminis-
terien fur Umwelt und Verbraucherschutz; fir Erndhrung, Landwirtschaft und
Forsten sowie Arbeit und Soziales, Familie und Integration
www.bestellen.bayern.de/shoplink/stmuv_flaechensparen_0002.htm

Kommunales Flachenmanagement (2010)

Herausgegeben vom Bayerischen Staatsministerium fur Umwelt und Gesund-
heit, und der Obersten Baubehorde im Bayerischen Staatsministerium des
Innern

www.bestellen.bayern.de/shoplink/stmug_flaeche 00001.htm

Flachenmanagement in interkommunaler Zusammenarbeit (2009)
Herausgegeben vom Bayerischen Landesamt fiir Umwelt
www.bestellen.bayern.de/shoplink/Ifu_bod_00048.htm

Kleine Liicken — GroRRe Wirkung. Bauliicken, das unterschatzte Potenzial der
Innenentwicklung (2008)

Herausgegeben vom Bayerischen Staatsministerium fiar Umwelt und Gesund-
heit und Umweltministerium Baden-Wirttemberg
www.bestellen.bayern.de/shoplink/stmug_boden _00001.htm
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http://www.stmb.bayern.de/buw/baurechtundtechnik/bauplanungsrecht/vorschriftenundrundschreiben/index.php
http://www.stmuv.bayern.de/themen/wasserwirtschaft/index.htm
http://www.bestellen.bayern.de/shoplink/03500236.htm
http://www.lfu.bayern.de/umweltkommunal/flaechenmanagement/fmdb/index.htm
http://www.bestellen.bayern.de/shoplink/03500177.htm
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Folgekosten von Wohnbaugebieten, Planungshilfe (2014)

Herausgegeben von der Obersten Baubehdrde im Bayerischen Staatsministe-
rium des Innern, fiir Bau und Verkehr und dem Bayerischen Staatsministerium
fir Umwelt und Verbraucherschutz
www.bestellen.bayern.de/shoplink/03500147.htm

Stadtebauférderung in Bayern, Themenheft 21 — Militarkonversion (2014)
Herausgegeben von der Obersten Baubehdrde im Bayerischen Staatsministe-
rium des Innern, fir Bau und Verkehr
www.bestellen.bayern.de/shoplink/03500152.htm

Stadtebauforderung in Bayern, Themenheft 23 — Bahnflachenkonversion (2015)
Herausgegeben von der Obersten Baubehérde im Bayerischen Staatsministe-
rium des Innern, fr Bau und Verkehr
www.bestellen.bayern.de/shoplink/03500171.htm

Integrierte stadtebauliche Entwicklungskonzepte in der Stadtebauforde-
rung - Eine Arbeitshilfe fiir Kommunen (2016)

Herausgegeben vom Bundesministerium fir Umwelt, Naturschutz, Bau und
Reaktorsicherheit
www.staedtebaufoerderung.info/StBauF/SharedDocs/Publikationen/StBauF/
Arbeitshilfe_ISEK.html

Baukultur Bericht Stadt und Land (2016/17)
Herausgegeben von der Bundesstiftung Baukultur
www.bundesstiftung-baukultur.de/baukulturbericht-201617

Anwendungshinweise zur 10 H-Regelung (2016)

Herausgegeben von der Obersten Baubehdrde im Bayerischen Staatsministe-
rium des Innern, fir Bau und Verkehr
www.stmb.bayern.de/assets/stmi/buw/baurechtundtechnik/anwendungs-
hinweise_der_10_h-regelung_stand_juni_2016.pdf

Bauleitplanung fiir Windenergieanlagen - Ein Merkblatt fiir Stadte und Ge-
meinden, Planer und Projekttrager, Biirgerinnen und Biirger (2017)
Herausgegeben von der Obersten Baubehdrde im Bayerischen Staatsministe-
rium des Innern, fir Bau und Verkehr
www.stmb.bayern.de/assets/stmi/buw/baurechtundtechnik/merkblatt_
f%C3%BCr_die_bauleitplanung.pdf

Leitfaden fiir klimaorientierte Kommunen in Bayern - Handlungsempfehlun-
gen aus dem Projekt Klimaschutz und griine Infrastruktur in der Stadt am
Zentrum Stadtnatur und Klimaanpassung (2018)

Herausgegeben von der Technischen Universitat Miinchen
https://www.zsk.tum.de/fileadmin/w00bqp/www/PDFs/Berichte/180207_Leit-
faden_ONLINE.pdf

Kommunale Klimawandelanpassung - Gestaltung und Steuerung von
Anpassungsprozessen in kleinen Gemeinden (2017)

Herausgegeben von der Hochschule fiir angewandte Wissenschaften Mun-
chen, Fakultat Tourismus
www.stmuv.bayern.de/themen/klimaschutz/kommunal/doc/klimawandelan-
passung.pdf

Umwelt
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http://www.stmuv.bayern.de/themen/klimaschutz/kommunal/doc/klimawandelanpassung.pdf
http://www.stmuv.bayern.de/themen/klimaschutz/kommunal/doc/klimawandelanpassung.pdf
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Klimacheck - Klimawandel in lhrer Gemeinde: Auswirkungen und Anpas-
sung (2014)

Herausgegeben von der Hochschule fiir angewandte Wissenschaften Miin-
chen, Fakultat Tourismus
w3-mediapool.hm.edu/mediapool/media/fk14/fk14_lokal/diefakultt_1/for-
schungundprojekte/c3_alps/klimacheck broschuere 2015 Final.pdf

Bayerische Klima-Anpassungsstrategie 2016 (2017)

Herausgegeben vom Bayerisches Staatsministerium fiir Umwelt und Verbrau-
cherschutz

www.bestellen.bayern.de/shoplink/stmuv_klima_009.htm

Das Schutzgut Boden in der Planung — Bewertung natiirlicher Bodenfunktio-
nen und Umsetzung in Planungs- und Genehmigungsverfahren (2003)
Herausgegeben vom Bayerischen Geologischen Landesamt und vom Bayeri-
schen Landesamt fiir Umweltschutz
www.lfu.bayern.de/natur/landschaftsplanung/ablauf_inhalte_verfahren/doc/
schutzgut_boden_in_der_planung.pdf

Eingriffsregelung in der Bauleitplanung - Leitfaden ,, Bauen im Einklang mit
Natur und Landschaft” (2003)

Herausgegeben vom Bayerischen Staatsministerium fiir Landesentwicklung
und Umweltfragen
www.stmuv.bayern.de/themen/naturschutz/doc/leitf_oe.pdf

Leitfaden zur Umweltpriifung in der Bauleitplanung ,Der Umweltbericht in
der Praxis” (erganzte Fassung 2007)

Herausgegeben von der Obersten Baubehdrde im Bayerischen Staatsministe-
rium des Innern zusammen mit dem Bayerischen Staatsministerium fir Um-
welt, Gesundheit und Verbraucherschutz
www.bestellen.bayern.de/shoplink/03500005.htm

Kommunale Landschaftsplanung in Bayern - ein Leitfaden fiir die Praxis
(2010)

Herausgegeben vom Bayerischen Staatsministerium fir Umwelt und Gesund-
heit
www.lfu.bayern.de/natur/landschaftsplanung/doc/leitfaden_landschaftspla-
nung.pdf

Artenschutz in der StraRenplanung; Hinweise zur Aufstellung der natur-
schutzfachlichen Angaben (2019)

Herausgegen im Bayern Portal vom Bayerischen Staatsministerium der Finan-
zen und fir Heimat
www.verwaltungsservice.bayern.de/dokumente/leistung/420643422501

Hinweise zur Aufstellung naturschutzfachlicher Angaben zur speziellen ar-
tenschutzrechtlichen Priifung in der StraRenplanung (saP) (2018)
Herausgegeben vom Bayerischen Staatsministerium fir Wohnen, Bau und
Verkehr
www.stmb.bayern.de/assets/stmi/buw/bauthemen/02_2018-08-20_stmb-g7_
sap_vers_3-3_hinweise.pdf
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http://w3-mediapool.hm.edu/mediapool/media/fk14/fk14_lokal/diefakultt_1/forschungundprojekte/c3_alps/klimacheck_broschuere_2015_Final.pdf
http://www.bestellen.bayern.de/shoplink/stmuv_klima_009.htm
http://www.lfu.bayern.de/natur/landschaftsplanung/ablauf_inhalte_verfahren/doc/schutzgut_boden_in_der_planung.pdf
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http://www.stmb.bayern.de/assets/stmi/buw/bauthemen/02_2018-08-20_stmb-g7_sap_vers_3-3_hinweise.pdf

Artenschutz in der Bauleitplanung (2017)
Veroffentlicht in Umwelt- und Planungsrecht (UPR) 6/2017, S. 207

Europaisches 6kologisches Netz Natura 2000: Allgemeine Informationen zur
Umsetzung in Bayern; Bayerische Natura 2000-Verordnung (2016)
Veroffentlicht vom Bayerischen Staatsministerium fiir Umwelt und Verbrau-
cherschutz
www.stmuv.bayern.de/themen/naturschutz/biodiversitaet/natura2000/verord-
nung.htm

Vollzugshinweise zur gebietsbezogenen Konkretisierung der Erhaltungsziele
der bayerischen Natura 2000-Gebiete (2016)

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums fir Umwelt und Ver-
braucherschutz vom 29. Februar 2016, AlIMBI. Nr. 3/2016. S. 1421, berichtigt
durch AlIMbl. Nr.6/2016, S. 1515
www.lfu.bayern.de/natur/natura_2000_vollzugshinweise_erhaltungsziele/in-
dex.htm

NATURA 2000 - der europaische Biotopverbund (2018)
Informationsangebot mit weiterflihrenden Links vom Bayerischen Landesamt
far Umwelt

www.lfu.bayern.de/natur/index.htm

Leitfaden FFH-Vertraglichkeitspriifung im BundesfernstraRenbau (2004)
Herausgegen vom Bundesministerium fiir Verkehr, Bau- und Wohnungswesen
www.naturschutzrecht.eu/wp-content/uploads/2008/05/BMVBW-Leitfaden-
FFH-VP-Stra%C3%9Fenbau.pdf

Handlungsempfehlungen fiir ein Okokonto (April 2000)

Herausgegeben vom Bayerischen Gemeindetag und Bayerischen Stadtetag
www.lfu.bayern.de/umweltkommunal/ausgleichsflaechen_oekokonto/doc/
handlungsempfehlungen_oekokonto.pdf

Handlungsanleitung fiir den Einsatz rechtlicher und technischer Instrumen-
te zum Hochwasserschutz in der Raumordnung, in der Bauleitplanung und
bei der Zulassung von Einzelbauvorhaben (2016)

Herausgegeben von der ARGEBAU i.d.F. vom 17.05.2016
www.stmb.bayern.de/assets/stmi/buw/baurechtundtechnik/verbesserung_im_
hochwasserschutz.pdf

Hochwasserschutzfibel — Objektschutz und bauliche Vorsorge (2016)
HerausgegebenvomBundesministeriumsfirVerkehr,Bauund Stadtentwicklung
www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/Veroeffentlichungen/ministerien/BMUB/Ver-
schiedeneThemen/2016/hochwasserschutzfibel-node.html

Starkregen und urbane Sturzfluten - Praxisleitfaden zur Uberflutungsvor-
sorge (2013)

Herausgegeben von der Deutschen Vereinigung flir Wasserwirtschaft, Abwas-
ser und Abfall e. V.
www.dwa.de/dwa/shop/produkte.nsf/3F722DAB56B07B0DC1257BC3001D-
B390/$file/vorschau_HW-04-02_2013-08.pdf
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Denkmalpflege

Energie
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Naturnaher Umgang mit Regenwasser (4. Auflage 2016)
Herausgegeben vom Bayerischen Landesamt fiir Umwelt
www.bestellen.bayern.de/shoplink/Ifu_all_00076.htm

Regenwasserversickerung — Gestaltung von Wegen und Platzen (2015)
Herausgegeben vom Bayerischen Landesamt fiir Umwelt
www.bestellen.bayern.de/shoplink/lfw_was_00157.htm

Beriicksichtigung des Schallschutzes im Stadtebau, Einfiihrung der DIN 18
005 - Teil 1

Vollzug des Baugesetzbuches und des Bundesimmissionsschutzgesetzes
Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums des Inneren vom 3.
August 1988 (BayAllIMBI. 1988 S. 670)
beck-online.beck.de/?vpath=bibdata/komm/KoenigRoeserStockBauNVO-
KO_2/ges/DIN18005/cont/KoenigRoeserStockBauNVOKO.DIN18005%2Ehtm

~Alte Lasten — Neue Chancen” Riickblick, Einblick und Ausblick (2011)
Herausgegeben vom Bayerischen Landesamt fiir Umwelt
www.bestellen.bayern.de/shoplink/Ifu_bod_00075.htm

Chance Flachenrecycling — Zukunft ohne Altlasten; Ratgeber fiir Kommunen
und Investoren (2008)

Herausgegeben vom Bayerischen Landesamt fiir Umwelt
www.bestellen.bayern.de/shoplink/Ifu_bod_00046.htm

Kontaminierte Bausubstanz — Erkundung, Bewertung, Entsorgung (2003)
Herausgegeben vom Bayerischen Landesamt fir Umweltschutz
www.bestellen.bayern.de/shoplink/Ifu_abfall_00097.htm

Praxishilfe — Klimaanpassung in der raumlichen Planung; Starkregen, Hoch-
wasser, Massenbewegungen, Hitze, Diirre (2016)
Herausgegeben vom Umweltbundesamt

www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/376/publikationen/
klimaanpassung_in_der_raeumlichen_planung_praxishilfe.pdf

Denkmalpflege Themen — Das Kommunale Denkmalkonzept (2017)
Herausgegeben vom Bayerisches Landesamt fiir Denkmalpflege
www.blfd.bayern.de/medien/themen8-kdk.pdf

Bodendenkmaéler in Bayern. Hinweise fiir die kommunale Bauleitplanung
(2018)

Herausgegeben vom Bayerisches Landesamt flir Denkmalpflege
www.blfd.bayern.de/medien/kommunalebauleitplanung_hinweise_2018.pdf

Leitfaden Energienutzungsplan (2011)

Herausgegeben von der Obersten Baubehdrde im Bayerischen Staatsministe-
rium des Innern und von den Bayerischen Staatsministerien far Wirtschaft, In-
frastruktur, Verkehr und Technologie sowie Umwelt und Gesundheit
www.bestellen.bayern.de/shoplink/stmug_klima_00003.htm
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http://www.bestellen.bayern.de/shoplink/stmug_klima_00003.htm

Effiziente Energienutzung in Biirogebauden - Planungsleitfaden (2. Aufla-
ge 2010)

Herausgegeben vom Bayerischen Landesamt fir Umwelt
www.bestellen.bayern.de/shoplink/Ifu_klima_00053.htm

Radverkehrshandbuch Radlland Bayern (2011)

Herausgegeben von der Obersten Baubehdrde im Bayerischen Staatsminis-
terium des Innern

www.bestellen.bayern.de/shoplink/03500089.htm

Merkblatt zur wegweisenden Beschilderung von Radwegen in Bayern (2013)
Herausgegeben von der Obersten Baubehdrde im Bayerischen Staatsminis-
terium des Innern

www.bestellen.bayern.de/shoplink/03500178.htm

Mit dem Rad zum Bahnhof - Planung, Bau und Unterhalt von Bike-and-Ri-
de-Anlagen an Haltestellen und Bahnhéfen (2016)

Herausgegeben von der Obersten Baubehérde im Bayerischen Staatsministe-
rium des Innern, fr Bau und Verkehr
www.bestellen.bayern.de/shoplink/03500213.htm

Leitfaden zur Durchfiihrung von Bahniibergangsschauen (2002)
Herausgegeben vom Bund-Lander-Fachausschuss Stral3enverkehrsordnung
(BLFA StVO)
www.eba.bund.de/SharedDocs/Downloads/DE/Infrastruktur/Bahnuebergaenge/
21 bue_leitfaden.pdf? blob=publicationFile&v=2

Richtlinien, Merkblatter, Hinweise und Empfehlungen der Forschungsgesell-
schaft fiir StraBen- und Verkehrswesen (FGSV)

Herausgegeben vom FGSV-Verlag (kostenpflichtig)

www.fgsv-verlag.de

Empfehlungen fiir FuBgangerverkehrsanlagen — EFA (2002)

Empfehlungen fiir Anlagen des o6ffentlichen Personennahverkehrs - EAQ
(2013)

Empfehlungen fiir die StralBenraumgestaltung innerhalb bebauter Gebiete -
ESG (2011)

Empfehlungen fiir Anlagen des ruhenden Verkehrs — EAR 05 (2005)
Empfehlungen fiir Radverkehrsanlagen — ERA (2010)

Merkblatt Giber Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsan-
lagen (Ausgabe 1989)

Hinweise zur Nahmobilitat — Strategien zur Starkung des nichtmotorisierten
Verkehrs auf Quartiers- und Ortsteilebene (2014)

Hinweis zum Fahrradparken (Ausgabe 2012)

Hinweise zur StraBenbepflanzung in bebauten Gebieten (Ausgabe 2006)

Verkehr
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Sonstige
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Leitfaden fiir kommunale GIS-Einsteiger (2003)
Herausgegeben vom Bayerischen Staatsministerium der Finanzen
www.vermessung.bayern.de/file/pdf/6925/GIS-Leitfaden.pdf

Bezugsquellen, sofern nicht direkt benannt

Aktuelle Gesetzes- und Verordnungstexte auf der Internetseite des Baye-
rischen Staatsministeriums fir Wohnen, Bau und Verkehr
www.stmb.bayern.de

~Planungshilfen fur die Bauleitplanung” sowie weitere Veroffentlichungen (wie
z.B. Arbeitsblatter und Materialien fiir die Bauleitplanung) auf der Internetseite
des Bayerischen Staatsministeriums fir Wohnen Bau und Verkehr
www.stmb.bayern.de/buw/staedtebau/index.php

Weitere Informationen zur Stadtebauférderung
www.stmb.bayern.de/buw/staedtebaufoerderung/index.php

Weitere Informationen zu energieeffizientem Bauen
www.stmb.bayern.de/buw/bauthemen/gebaeudeundenergie/index.php

Amtliche Statistiken des Bayerischen Landesamts fir Statistik und Datenver-
arbeitung
www.statistik.bayern.de

Broschiiren Bestell-Portal der Bayerischen Staatsregierung
www.bestellen.bayern.de


http://www.vermessung.bayern.de/file/pdf/6925/GIS-Leitfaden.pdf
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http://www.bestellen.bayern.de




Register



A

ADTall oo 37
— Beseitigungsanlagen .........cccccccoiiiiiiieeeen. 37
— ENtSOrgung....cccccvveieeei i 123
— Wirtschaftsplan ........cccccciiieeenccciiieeee, 37
Abgrabungen .......ccccceeeiiiiiici 140
Abschichtung ......ccccciiviiiiiiiiiii e, 167
Abstandsflachen .......ccccocoiiiiiiiiie e, 136
Abstandsflachensatzungen .......ccccocceviiiiineennn, 131
Abstellflachen fir Fahrrader ........ccccceeeiiiiiinnne 138
Abstimmung mit benachbarten
Gemeinden......cccoeceeeeiiiieee e 38,174
ADBWEGUNG .evvviiiiirrrrrrrnn e 43,130, 174
— Beachtlichkeit von Fehlern ...................... 194
— MaNngel ... 184
— umweltbezogener Fachplanungen........ 29, 52
Abwaégungsausfall..........cccceiiiiiiiiii e 44
Abwagungsdefizit ....ccccciiiiiiiiiiiii e, 44
Abwagungsgebot......cccccviiiiiiiiiii, 44
Abwagungsunverhaltnismaigkeit .............cc.... a4
ADBWArmMenNULZUNG .......ueveeeiiiieeeiiiereeee e 90
ADWASSEI ..o 49, 87
— Anlagen ... 69, 87
— Beseitigung ..o, 36, 38, 64, 87
— Beseitigungskonzepte ......ccccvvvvvviiniiiiiiinnnnn. 36
— Entsorgung......ceeiviiiiiiiiiniiiniies 172
Abwasser- und Abfallentsorgung .......c...cccueeu.. 123
Agenda 2030 .....ooooiieieer i e 50
Agglomerationen .........c.cccceeievieee e 67, 118
Allgemeine Wohngebiete .......ccccceciiiiiiiiiiiinnennn. 115
ARIASTEN oo 59
Amtliche Flurkarte ........cccoooiiiiiiiiiiceennnn, 150, 151
Anbaubeschrankung .........c.ccooois 33
AnNbauverbot ... 33
ANDINAUNG .o 53
— an bestehende Wohngebiete ..................... 61
— Anbindegebot ......uvviiiiiiiiiiiie, 25, 64, 68
ANderungsvermerk .......cococeeeveeeeeeeseeeeesesreenns 183
Anderung von Bauleitplanen.................. 7, 159, 160
Anderung von Baurecht ..........cccoeeueueeeveeececnenne. 118
Angaben von Fachstellen .........cccccoooeiiiiinennnn. 110
Anpassungspflicht .........ccoevviiiie e, 25,43
ANTrag covveiiiiiii 180
ArDEITEN ... 63
— GEWEIDE oot 63
— Standortwahl ..., 63
ArbeitsStatten ........ccccvviiiiei 63

Art der baulichen Nutzung..........cc..... 115, 133, 143
— Baugebiete .......ovvviiiiiiiiiii, 132
— Bebauungsplan ..., 132
— Flachennutzungsplan ........ccccccoeeeeeeee 121, 132
Artenschutz .....coeoviieeeiiiiiee e, 30, 59, 109
— Besonderer....oocoiiiiicciii e, 31
Artenschutzrechtlichen Zugriffsverbote ............. 31
Artenschutzrechtlicher Prifung (saP)................ 114
Artenschutzrechtliche Verbote ........cccccccoeinnes 31
Art und das Mal3 der baulichen Nutzung
— Bebauungsplan ........ccccoiiiiiiiiees 131
Auffangparkplatze ......ccccccvevcciiieee e, 75
Aufhebung von Bauleitplanen ...........cc...... 159, 160
AufschUttuNgen ... e 140
Aufstellungsbeschluss ..........ccoccviieeeennnnn. 160, 191
Aufstellungsverfahren........ccccccvciiiienniniinen, 158
AUSTertigung .......occveee e 184, 185
Ausgleichsbebauungsplan ........ccccceeiiiiinnes 57, 141
Ausgleichsflachen .....ccccccciiiiviiiieeennnnn, 57,58, 124
AusgleichsmalBnahmen ........cccoceeeveiiiiicciiinneeen, 57
Ausgleichs- und ErsatzmalRnahmen ...... b5, 57,124
— an anderer Stelle .....ccccovvviieeiinicieiiinieen, 141
Auslastung der Infrastruktur ........ccccccoeeeiiinnnneeen. 67
Auslegung, offentliche .........cccccveiiiieennnnee. 22,175
— Bekanntmachung ......cccoovveiiiiiiiiiiiinieen, 175
— Benachrichtigung Behorden..................... 177
— Beschluss ..., 175
— Erneute, offentliche.......ceeevviiiiiiiieeinnneeeee, 179
— Frist o 175
— Ortund DaUEr ...cccoovvevrvvveiiiereeeeeeren, 175, 177
Auslegungsbeschluss .........cccoveeeeiiiiiiicciinneenn, 175
Auslegungsfrist .....ccccceeiiiiiiiiiiinc 175, 178
Ausnahme- oder Befreiungslage ......cccccccoevunnnns 30
Ausnehmen von Flachen ... 120
Ausnehmen von Teilen ... 183
AulBenbereich.......ccccevvvviiiiniennnn, 13, 54, 84, 89, 120
AuBRenbereichssatzung .......cccccceeeeeinnnn. 13,121, 186
AUREIUNGSTIST .. 173
AuBerung und Erorterung ........oceeeeeveeeernene. 22,169
AUSSIEAIUNG cooeieiiiee e 66
Autobahnen ..., 54, 122
B
Bahniibergange.......ccccccvvriiiiiiniiiiiniecc, 76
BannWaAlder ... 32
Barrierefreie Gemeinde ......ccccccooeeiiiieeenennn. 20, 50
Barrierefreie Gestaltung .........occceveiiieeei e 71

225



Barrierefreiheit ........ccceeeiiiiiiiieviiiceec e, 20

Bauabschnitte .........oooiiiiiiiii e 131
Baubestand im AuBenbereich ......cc.cccccevrinnnen. 121
Baudenkmaler ........coooiveeiiiieiiiiieeeeeeeees 96, 127
Bauflachen ......ccccooviveeiiiiinenns 115, 119, 120, 121
Bauflachenbedarf ...........occoeviiiiennnnnen. 47,99, 103
Bauflachenpotenziale ......cccccceoviiviiiineennnnnnn, 48, 103
— Windenergie ...cccccvvviiiiiiiiivinieninininnn, 104
Baugebiete ........ccccceennnn 48, 49, 115, 119, 121
— Art der baulichen Nutzung ........cccccveen. 132
— dem Wohnen dienende .......cccccvvvvvvvennnnnnnee 77
— Gliederung ...ccccceviivivciirieeee e 133
Baugestaltung, Gestaltungskonzept...........cccuuuee 95
Baukultur ..., 94
Baulandkataster..........coeeeveieniiiceniiiieieeeeenes 48, 112
Baulandmobilisierung ........cccccoeeceeniiicnn e, 105
Bauleitplane, Bauleitplanung .........cccccveeveennnnnnn. 7,8
— ANderung ...oeeeeeveveeeeeeeeees e 154, 159
— AUfgabe ..o 7
— Aufhebung ..., 159
— Aufstellungsverfahren .......cccocccceviiiiiennnn. 158
— Ausarbeitung....cccccoeeeeciiiiiiiiiiee e 98, 148
— Entwurf . 170
— Erganzung ....cccoeceiiiiiiiiiii e, 159
— Farbdarstellung .......cccovevvvvivviinninnnnnnninnnnnn. 154
— Form und technische Herstellung ....... 99, 148
— Inhalt.. e ——— 114
— Inkrafttreten ..., 182
— Planfassungen im digitalen Format.......... 154
— Planfassungen im Papierformat ............... 154
— Planungserfordernis ......ccccccovvviinvneeeennnnn. 114
— Redaktionelle Mangel ........cccccvvvvvvivinnnnnns 182
— Regelungsdichte .......cccoceeeeiiiiiiiiiiieeee, 119
— Verfahrensvermerk .......ccccccvvevvvvvvevnennnnnns 153
— WirksamKeit.......ccoeveeeeeiiieieieieieeeeeeeeeeeenennns 182
Bauleitplanverfahren
— Beschleunigtes Verfahren.........ccccccveeeeenn. 10
— Regelverfahren........cccooceeeeiiiiicccciieeennen, 160
— Schema ..., 161
— Vereinfachtes Verfahren ........ccccccevvvvnnnnnnes 22
Bauliche Dichte ........cccceeeeveeeeeeieeeeeeeeee, 48
Baunutzungsverordnung (BauNVO) ..........cccuvuueee. 8
Baurecht andern, zuriicknehmen ...................... 118
Bauschutzbereich ........cccccoiiiiiiii s 34
— Beschrankter ..o, 34
Bauverbot ..........ccco i, 34
Bauvorschriften, ortliche ....ccccccoevvvviveiiiiiinieeeeennn, 95
BaUWEISE ..eeviiiiiiie e 79
— Energieeffiziente ......cccovveeeiiiiiiiiiiiiieennnn, 62
— Verdichtete ..., 62
Beachtlichkeit von Fehlern.........cccccoevvviiiiiiinnnnns 194
Bebauungskonzept ........cccceriiieeeniiiieeee e, 135

226

Bebauungsplan ........cccccoiiiiieee 7,8,180
— Abstandsflachen .......cccccccciiniiiiiniiiieennn. 136
— Art der baulichen Nutzung ........ccccceeeeenrenn. 9
— Art und Mal3 der baulichen Nutzung ....... 131
— Aufschittungen, Abgrabungen................ 140
— Aufstellungsverfahren ...........ccocuuniee 186, 190
— Ausgleichs- und Ersatzmaf3nahmen ........ 141
— Bauabschnitte ... 131
— Begrenzung Zahl der Wohnungen ........... 137
— Begrindung ....coocoeeiiiiieee e 144
— Bepflanzung .......oocoeeiiiiiei e 141
— Beschleunigtes Verfahren..........ccccueeee... 10, 22
— Beschrankungen von Nutzungen

und ANnlagen .....ouvvveviieieieie s 134
— Beschriftung cccccoevcveeeiiiieee e 152
— besonderer Nutzungszweck .............c...... 138
— besonderer Wohnbedarf ..........cccccvveeeennn. 138
— Bestandsaufnahme ........cccccoevveeiiiiieeennne 107
— Bindungswirkung .......cccceeveeiiiiiiieeennennnnnnnnnn, 14
— Einbeziehung von AulRenbereichs-

1 F=Te] 1= o TP 10, 131
— Einfacher ..o, 10, 131, 134
— Einsicht und Auskunft.............ccceveee. 153, 185
— Entwicklung aus dem

Flachennutzungsplan ........ccccceceiiiiiiiciinnn, 132
— Erneuerbare Energien.......cccccvvviviivivninnnnnnns 18
— Festsetzungen, bedingt und befristete .... 152
— Festsetzungsmoglichkeiten ...................... 130
— FIUrStlcKe ..oeeeeeviiiiiciiiieeee e 151
— FOrmM 151
— freizuhaltende Flachen........ccocceiiiiieenns 138
— Genehmigung .....cccccvieireeee e 180
— geschossweise Festsetzung .............. 134, 135
— Gliederung der Baugebiete ........c..cceeeee... 133
— Grinflachen ....cccceciiiicccii e, 123
— HiNWEISE ..covviieeei e 130, 153
— Hochwasserschutz .........cccccceeiiiiiiiiineeeen. 140
— Hoéhenangaben ..........vvvviiieiiniiiinns 152
— Hoéhenpunkte ..o 152
— Inhalt e 130
— Inkrafttreten .....ccccev e 159
— Innenentwicklung.......cccocvvvveeenninnn. 10, 47, 131
— Integrierte Satzungen ......cccccccoevviiinvinnennn. 131
— Kartengrundlagen ..o, 148
— Kennzeichnungen ..., 144
— Landschaftspflege .....ccccocoeeiiiiiciniiiee. 141
— luftverunreinigende Stoffe .........ccccvveeennn. 141
— Mal der baulichen Nutzung .................. 9,135
— Malgenauigkeit ........ccccvvveeeeiiiiiiiiiiiiineenn, 152
— MaBstab ..o, 151
— Nachrichtliche Ubernahme........... 28, 144, 153
— Niederschlagswasserbeseitigung ............ 139
— Ortliche Bauvorschriften .........ccccevveenen. 95, 136



— Préaambel ... 152

— Qualifizierter ....cccovvcveeeiereee e 9,131
— Rechtsnatur ... 9
— schéadliche Umwelteinwirkungen ............. 142
— Selbststandiger ......ccccovviiieiiiiiiee e 180
— Sonstige Angaben .......cccccceiiiiniiciiineeeen, 153
— sozialer Wohnungsbau ........cccccvvvvvvininnnnn. 137
— Sport- und Spielanlagen .........cccccccvvveeeennn. 139
— Stellplatze und Garagen ......ccccceevvviiveennnn. 137
— Textteil .o 152
— Uberbaubare Grundstiicksflachen ............... 9
— Unwirksamkeit .......ccccovviiiieiiiiiiieeiiieee 193
— Vereinfachtes Verfahren ........ccccccoovvieeene 159
— Vereinfachtes Verfahren 813 BauGB .......... 22
— Verfahrens- und Formvorschriften ........... 193
— Verfahrensvermerk .....cccccverveennnnnnn. 153, 205
— Vergnligungsstatten.........ccceecveeenriieeeennnne 134
— Verkehrsflachen .......ccooociiiiiiiieeee, 9,138
— Vermerke ..o 144
— Versorgungsanlagen und -leitungen........ 139
— Vorhabenbezogener ........ccccvvvnrnnnnneee. 11, 131
— VOrzeitiger ....uveeeeieeccieieeeeee s 132, 180
— Zentrale Versorgungsbereiche ............ 18, 134
— Zusammenfassende Erklarung ............... 146
Bebauungsplan der Innenentwicklung
(8132 BauGB) ...ccevvveiiiiiiieeece e, 47, 159
Bebauungsplan zur Einbeziehung von
AulRenbereichsflachen (&8 13b BauGB) ....... 10
Bedarf an Wohnraum .......ccccceiiiiviiiiiiieenneenc e, 110
Bedarfsermittlung .......cccccceeii i 45
— allgemein ... 100
— ErschlieBungsstralen und -wege ............ 102
— gewerbliche Flachen .......ccccccoiiiiieenn. 101
— Parkplatze und Abstellplatze fir
=] 0 - [ L= 102
— Wohnbauflachen .......cccoccoeiiiiiiniiiennn. 101
— zentrale Einrichtungen .........cuvvvvviiiviiinnnnnn, 102
Befristete oder bedingte Festsetzungen ........... 143
Begrindung
— Bebauungsplan .......ccccoiiiiii e 144
— Flachennutzungsplan .......ccccccoeeiiiieeennne 128
— Umweltbericht .....cccccoeiviiieiiiiiiieene 114, 146
Begriindung Bebauungsplan .......cccccccvvvvviiinnnnns 144
Begriinung baulicher Anlagen......cccccccvvvvivininnnnn. 93
Begrinung der Baugrundsticke ........ccccceeeenneee 93
Behandlung der Anregungen .......ccccccccvveinenenn. 178
Behandlung der Ergebnisse ........ccccooveverinnnnn. 170
Beipladne ..ccooeeeeeeeeeeeee e, 129, 149, 151
Bekanntmachung ........ccccveiiiiiiiiiriiivvniieinns 184
Bekanntmachung der 6ffentlichen Auslegung...175
Bekanntmachung, ortslbliche.......cccccccvvvnnnnnnnes 160
— Aufstellungsbeschluss.........cocccciiieeeeennn. 160
Belange ....oeviieeee e 43

Belange des Umweltschutzes............... 77,113, 166
Benachbarte Gemeinden .........ccoceevvvcveennnnns 39,174
Benachrichtigung der Behorden ... 177
Bepflanzung .........coooiiieiiiii e 141
Berechnungs- und Entwurfsgrundlagen.............. 99
Beschleunigtes Verfahren ...........ccceeee... 10, 22, 187
— Anpassung Flachennutzungsplan ............ 189
— Anwendungsbereich .....cccccciviiiiiinniinnnnnn. 187
— Eingriffsregelung......ccccocoveviiiiieennins 187, 189
— Erleichterungen ........ccccoocoiiiiiieeiiiieenns 188
— Hinweispflicht .........ccccoiieeee, 188
— Innenentwicklung......cccocveeeeiiiiiiiiiinnnnennn, 187
— Otrsrand .......ccceeeeiiiieen e 189
— SChEMA .eiiiiiciiei 162
— Voraussetzungen ........cccccceeeeeeeeeicinnneeeeenns 188
BeschlieBender Ausschuss ...........cccueeeeee. 179, 190
BeSChIUSSE ..uvvviviiiiiiiiiiiiirireee e 190
Beschlussfahigkeit ........ccccceeviiiiiiiiiiiieecn, 191
Besondere Anlagen und Vorkehrungen.............. 79
Besonderer Artenschutz ...........cccciieeeeiiiieniiinns 31
Besonderes Stadtebaurecht ........ccoevcvveeiiiiinennnn. 14
Besonderes Wohngebiet .........ccccccviiiienniiineen. 115
Bestandsaufnahme .......ccccccceviiiiiicciiiieecnn, 105
— Bebauungsplan .......ccccviiieieeee, 107
— Bewertung ....cccceeriiiiiriiiiiviirin 106
— digitale ..cooviveriieeeeee 106
— Eingriffsregelung......ccccocciiiiinicieininiiiennn, 108
— Flachenmanagement .......ccccoccoeeeiiineenne 112
— Flachennutzungsplan .......ccccoccoeeiiiiieennne 106
— Luftbilder ....occeeeviie e 110
— Natura 2000-Gebiete........ccceevcvveeerriieennnnne 109
— Ortsbegehung .......ccccccieieeeee e, 110
— Raum- und Fachinformationssysteme ..... 111
— Statistische Datengrundlagen .................. 109
— Umweltprifung und Umweltbericht ........ 160
— Untersuchungsmethoden..........cccceeeeenn. 107
— Zusammenfassung ....cccccceeveeiiiiinnneeeennnn 112
Bestehende Nutzungen ........ccccceeviviriiiiiivininnnnn, 119
Beteiligung. ..o 175
Beteiligung der Behorden ........ccoeevviieienineenn. 171
— ADWAGUNG .. 171
— Anderung oder Erganzung der Planung ... 167
— AURErungsfrist .....oveeeeeeeeererereersseseseenns 173
— benachbarte Gemeinden ........cccccovvveeennnne 174
— elektronisch ...ccucovieeieiiiiiiiiiins 173, 174, 177
— Fristverlangerung ........ccccceeviiieeeniiieenee 174
— frihzeitige ....ccooeeieeeee e 113,171
— SCOPING corrrriiieie i 113
— Trager offentlicher Belange ............... 110, 171
— Zeitpunkt ..o 171
— zu beteiligende Behorden..........cccceeeeeee.. 171
Beteiligung der Offentlichkeit ...........ccccevruee... 10, 21
— AUSNANMEN ceeiiiiiiic e 170

227


https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__13a.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__13b.html

— Datenschutzrechtliche

Informationspflichten..........cccccoveeeeeennnne. 169
— elektronisch ..., 155
— Erorterung ....ccocceeeeeeeei e 169
— frihzeitige ...ocoove i, 17, 167
— Sonderregelungen ......cccccceeeeieevicivnneeeenen, 168
— Verfahren ... 169
— Zieleund Inhalt .....ccoevviiiiiiiiie e, 168
Beteiligung, grenziberschreitende ................... 175
Beteiligungsverfahren
— Eingeschranktes .......ccccoocveeiriieeenniiiennn, 179
Bevolkerungsentwicklung .........ccccuveee 45, 100, 110
Bevolkerungsstrukturen ........ocevevvvveevevnnnnnnnnnennnnn, 63
Bevolkerungsvorausberechnung ................. 45, 110
BilanzZierung .....ccoeeei oo 104
Bildende Kunst ... 95
Billigungsbeschluss .........ccccceeiiiieen e, 175
Billigungs- und Auslegungsbeschluss .............. 191
Bindungswirkung .........coovveiiiiiiiriinnennnninnnn. 129
Bindungswirkung Bebaungsplan .........ccccccuvvenee. 14
Biodiversitat .......cceeeiiiiiiiiii e 29, 91
BiOMASSE ...uvviiiiiiiii it 89
Biospharenreservat ......cccccceeviieeccinnieeein s 31
2] 0] (o] o 1 TR 30, 141
Bodendenkmaler ... 96
Bodengutachten ........cccoevviiiiiiiiiiiiiiceiniin, 108
Bodennutzung ..........ccoeeeeeeiiiiiiieiieeeeees 7,8, 119, 120
— sozialgerechte ........ccccoviieiiiicieeee 105
Bodenordnung ........cceeveiiiieeni e 13, 167
Bodenschutz.......cccoocceeeiiniieeiieeeee e 36, 59
Bodenversiegelung ........cccvvveviiiivvieininnniei. 94
BrandsChutz........coooiiiiiii s 37
Bundesautobahnen ..........cccccciiiiiiiiiiiicieeneene 122
Bundesfernstraflen ........cccccceeieiiiiiiiieeennenee s 33
Bundesstrallen .......cccceeerieeiveiiiiiiiieeirnninneeeeens 72,122
BundeswasserstralRen ........cccceeveeeiiiiieeennnns 36, 127
Blrgerbefragungen .......cccccceviiiiiiiinineen s 22
Blrgerbeteiligung ........cooovviiiiiiiiiiiinininin 21
— Empfehlungen zur Durchfihrung .............. 23
— Formen ..., 22
— Rechtliche Grundlagen ..........ccccceiviieennnnns 21
Blrgergutachten .......ccccccveeeiiiiiiccciinineee s 22
C
CEF-MaBBnahmen ........cccccciiiiiiiiiiiceiiieeeeee e 32
D
Dach- und Untergeschossausbau ..................... 135
Darstellungsmaéglichkeiten
(Flachennutzungsplan) .........cccccceeeeennnnn. 119
DaseinSVOrsorge .......ccccevveeeeeessnneeeesssneeeessneeeenns 46

228

Datengrundlage ......cccccvevviiiiivinininininis 149
— Angaben von Fachstellen ...........cccccuuunneee 110
— Digitale Flurkarten und Geobasisdaten.... 149
— Karten ... 148
— Ortsbegehung .......ccccceviiiiiiiiiieee e, 110
— Raum- und Fachinformationssysteme ..... 111
— statistische ......cccoiiiiiii 109
Datenschutz.......cccoeeiiiiiiiieeeeeee e, 106, 169
Datenschutzrechtliche Informationspflichten im
Bauleitplanverfahren
— Formblatt ....ccocceeviiiieir e, 200
Demographie-Leitfaden ..........ccoeccvvieeeiniiiiiiiinnns 46
Demographie-Spiegel ......ccccceviiiiiiiiinnnns 45, 100, 110
Demographische Entwicklung ..........cuvvviviiinnnnne. 45
Denkmalkonzepte, Kommunale ..........cccceuuuueeeeee 33
Denkmalpflege .....coooeeiiiiiieeii e 17, 33
Denkmalpflegerischer Erhebungsbogen ............ 33
Denkmalschutz .........ccveveeiiiieeniiiiee e, 17, 94, 96
Deponien ......cccce v 37
Detaillierungsgrad ........cccoeeviiiiiiirinininininnnnnnnnnn. 119
Dichten ... 62
Digitale Bestandsaufnahme............ccccooceiiiens 106
Digitale Flurkarte .........ccceecveeeriiiieee e, 149
Digitale Hohenlinienkarte .........cccoccvvvvvieeenniiin, 149
Digitale Orthofotos (DOP) ....ccccovvviviiivireeinennninnn, 110
Digitale Planfassung von Bauleitplanen............ 154
DigitaliSierung ........ooooccciieeeeieiieeecieeeee e 17
Digitalisierungsstrategie ......cccccceeeerrneeeerrinenennns 17
Digitalisierung von Bauleitplénen ..................... 156
Dorferneuerung......cccocccvvieeeeeiiiiessciineeeeeeeeen 32,97
Dorfgebiete....cccciiiiiiiiiiiicece e 81,116
DOIfKEINE ..vviii it 66
Dorfliche Kernbereiche .......ccccovvvieiiniieeiiiiiieenn, 66
Durchfihrungsvertrag ......ccccccovveeeiiiieeennnns 11, 105
Durchgangsverkehr ........ccccoccviiiiieneennnen. 72,73,74
E
Einbeziehungssatzung ......cccccccooiiiiiiiciniiiies 12
Einfacher Bebauungsplan ..........ccccccovieeiiiinennn. 10
Einfacher Bebauungsplan (8 30 Abs. 3 BauGB) 131
Einfligen, landschaftliches ..........cccoouveeeniiiiiiiinns 68
Eingeschranktes Beteiligungsverfahren............ 179
Eingriffsbebauungsplan ...........ccccccciveennnnnn. 56, 141
Eingriffsregelung ......cccccevivcveennins 10, 29, 31, 55, 56
— Leitfaden ....cccveeeeeeeiii 56
— Nichtanwendung.......ccccocoeeiiiiieeeniieeeene 10
Einheimischenmodelle .........cccoocieiiiiiiiiiininennn. 60
Einkaufszentren ..o 67, 118
Einsicht ..o 177
Einsicht und Auskunft Bauleitplan .........c.......... 185
Einzelhandel
— Entwicklungskonzept .......cccccoeeieeeiiiiiennnnns 68


https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__30.html

— groBRflachiger...cccccciiiiiciiiiieeceians 55, 118
— Gutachten ..o 107
— KOoNnzept . 18
Einzelhandelsbetriebe .......ccoooeeueiiiiniiieennnnnns 67, 118
Einzelhandelsentwicklungskonzept..................... 68
EinzelhandelsgroRprojekte ........cccovvveeeeiiiiiiiiinnns 67
Einzelhandelskonzept ......cccccvevvvvvvvnnininnnnnnnninnnnnn. 18
Eisen- und Schienenbahnanlagen..................... 122
Elektrizitatsversorgung, Gasversorgung ............. 35
Elektromobilitt ... 91
Emissionsgrenzwerte .......cccccvvveeeeeeenieeeeeesineeenns 79
Emissionshdéchstmengen ........cccccvvveeeieiiiiinnns 81
Energieeffiziente Bauweise ..........ccoceveeeeiiiiiiiiinnns 62
Energieeffizienz ......ccccccieeeeeii e 62
Energieeffizienz in der Bauleitplanung................. 88
Energieeinsparverordnung ........ccccceveeeeereinnneeenns 88
Energiegerechte Verkehrsplanung ........c..cceeeee... 90
Energiekonzept .......cccccvvviveeeeiii s 18, 88
Energienutzungsplan .......ccccccvveviiiiieininnnnnnnns 18, 108
Energieversorgung ......cccccceveeeeevevnienninnnnnnnnnnnnnnnn. 88
ENSemMDIES ....oeeeiiiiiiieee e 96
Entsch8digung .......occoeeeviiiieen e 118
Entschadigung, Anderung von Baurecht.......... 118
Entwicklungsbereiche ......cccccccovvviiiieennnnnnn, 14, 168
Entwicklungsgebot .......cccccvviviiiiiiiiiiiniiiin, 194
Entwicklungskonzept
— Integriertes landliches .......cccccccooiiiieeeen. 16
— Integriertes stéddtebauliches ..........cccc....... 15
— Interkommunales ........cccovieeeiiiiiiiicciireee, 15
— Kommunales ........ccoceeiiiiieeeiiiieee e 15
EntwicklungsmaBnahmen ..........cccccvvvveeeennnnn, 14, 21
Entwicklungspotenziale ........ccccccveeveennns 16, 48, 112
Entwicklungssatzung .......cccccoooeiiiiiiieeniiinis 12
Entwurf des Bauleitplans .........ccooeecciiieeeeennnnnn. 170
Entwurfsgrundlagen ........cccccceviiiininieeen e, 99
Ergdnzungsgebiet ......ccccciiiiiiiiiiiiiree 133
Erhalt der Landschaft ........ccccoeviiieiiiiiiieiniiiiee, 53
Erhaltungssatzung.........cccccoeviiiiiiiiiiiiiiinnnnnns 131, 137
Erhalt von Baudenkmalern ..........cccoceeeeiiiniinns 96
Erhalt von Bodendenkmalern .........cccccceeveiiinnnnns 96
Erhalt von ortsbildprégenden Gebéauden ........... 97
Erneuerbare ENErgie ......ccccceviiiiivcininneeene i 88
Erneuerbare Energien ........cccceeeees 18, 89, 139, 142
Erneuerbare-Energien-Warmegesetz................... 88
Erneute offentliche Auslegung .....ccccecveevinineen. 179
Erorterung ....cccceeeeeeeeeecciiiieeeeeennn 148, 166, 169, 170
ErschlieBUNg ...c.eeeveiiiiii e 48
— Verkehr ... 123
ErschlieBungsanlagen .......ccccccceviiiiininieenennnnnnn, 104
ErschlieBungskosten .......ccccceeeeevicciinieeeneennn, 12, 104
ErschlieBungsstralen .......ccoccvvvcveeniinciveenesnnen, 102
ErschlieBungsvertrag .......ccccccevvveeeeiiiinennnnns 11, 105
Européische Vogelschutzgebieten ...................... 29

F

Fachinformationssysteme ........cccccevvviiieeiinnnen, 111
Fachliche Planungsvorgaben ........ccccccoccviiiineenn. 42
Fachplanungen
— AbStimmMUNG ...ceevviiiii 28
— Festgesetzt ....covviirirrriiiiiiiiin 28
— In Aussicht genommen .......ccccccvniinininnnnnn. 29
Fachstellenbesprechung ........ccccoooiiiiiiiieeennnnnn. 166
Factory-Outlet-Center .......cccccveeiiiiiiiiieenieeeiees 67
Fahrradabstellanlagen........cccccoveiieeiiiceiiniieennn, 75
Fahrradparkh8USer ..........coevvevvvevevneennieens 75
FahrradstralBen ........ccceeviviiieiiinieeen e, 74
Fahrradverkehr ... 76
Faktische Uberschwemmungsgebiete ................ 84
Farbdarstellung, Vervielféltigung Bauleitpléne... 154
Fauna-Flora-Habitat (FFH) .......ccccoovvierinvnnnnnnn. 58, 109
— Gebiete .o 109
— Vertraglichkeitsprifung .....ccccocoeiiiiiininnneen. 58
Fehler im Verhaltnis Flachennutzungsplan —
Bebauungsplan ......cccccoooiiiiiiiiins 194
Ferienhduser, Gebiete flr.........coooeiciieeiniiininnes 69
— Ferienwohnungen, Gebiete fir .................. 69
— Fernmeldelinien .......ccccooieeiinieeiiiieeee 34
Fernmeldelinien ..o 34
Festgesetzte Uberschwemmungsgebiete............ 85
FEStPIAtZE ..uveeeeeeeee e 124
Festsetzungen
— befristete oder bedingte .........ccccceveiiieenn. 143
— Ubereinanderliegende Ebenen ................. 143
Festsetzungsmaoglichkeiten ........ccccoevvvvviiiiiiinnnns 140
Feststellungsbeschluss ...........ccccoviiiiiiiiiiiiiininnn, 179
FFH-Gebiete ...cocccviiieiicieee e 29
Finanzhilfen ... 21
Finanzplanung ......cccccoceeiiiiininee e, 146, 165
Flachenbezogene Emissionsschallpegel .......... 133
Flachenbezogener Schallleistungspegel............. 79
— immissionswirksamer ........cccccceeeeiiiiineneenn. 79
Flachenmanagement .......ccccccvriviiiiiininnnnnnnns 47,103
— Kommunales .....cocouueriieeeiiiiiieieiieeeeees 16, 48
Flachenmanagement-Datenbank ................. 48, 113
Flachennutzungsplan ............ 7, 8, 39, 149, 159, 180
— Abwasser- und Abfallentsorgung ............ 123
— ANPASSUNG ..occevviiiiiiieeeieeeeeeeeeeeeeeeee e eeenaneens 189
— Art der baulichen Nutzung .......ccccccceeeenen. 121
— AUfgabe ... 120
— Aufstellungsverfahren ..........cccce.. 158, 160
— Ausgleichs- und ErsatzmalBnahmen........ 124
— Ausnehmen von Flachen und
Darstellungen .......coouvvvvvvivinnnininniinn, 120
— Ausnehmen von Teilen ..........ccccoveeeeeennnn. 183
— Baufladchen und Baugebiete ..................... 121
— Begrindung .......cccoeeeiiiiiiee e 128

229



— Beiplane ..., 149
— Bestandsaufnahme ........cccccovviciieiiniinennnn. 106
— bestehende Nutzungen ..........ccccccnieeeennn. 119
— Darstellung ...cccoovveiiiieiicieee e 120
— Darstellung Au3enbereich .......cccccvvveeeenn. 120
— Darstellungsmoéglichkeiten .........ccceeeeeen.. 119
— Einsicht und Auskunft.......c..ccooeeiiiiiennnns 129
— Festplatze ....ccoovvveeieiiiiiiiii 124
— Form . 149
— GEMEINSAMET .coiiiiiieirieeee e 39
— Genehmigung ......cccceerriiieeenneeee e 180
— Granflachen ..., 123
— Immissionsschutz .........ccccciiiiiiiiiieennnnn. 124
— INhalt .o 119
— Kennzeichnungen ........ccccooiiiiiiiiiiinnenn. 126
— Konzentrationsflachen ....................... 119, 125
— Legende .. 150
— Mal der baulichen Nutzung .......ccccceeeenn.. 121
— Militarische Anlagen ......ccccccvvevevvvvvnnennnnnnns 122
— Nachrichtliche Ubernahme..........ccccceeenee. 28
— Nutzungsbeschrankungen..........cccccceeee.. 124
— offentlicher Belang im Auf3enbereich ...... 120
— Planungshorizont .........ccccceeviiieeiiiiieeenene 119
— Planzeichenerklarung.....ccc.cccoevvivvveeennnnnn, 150
— Rechtsnatur ..., 8
— sonstige Angaben .......cccccvvviiiiiiiiiininnnnnnnn, 150
— Sport- und Spielanlagen........ccccccovvieeenns 124
— Teildanderung .....oooeeeciiieeeeeeeeeeeee 107, 119
— Teilflachennutzungsplan ..........ccccoecveeennee 119
— Unwirksamkeit .......cccooeveieeiiiiiieneiieeeee 193
— Verfahrens- und Formvorschriften ........... 193
— Verfahrensvermerk .......cccccoeviievinnee. 153, 204
— Verkehrsflachen ......ccccocceeiiiiiieniiiiiiens 122
— Vermerke ..o 128
— Versorgungseinrichtungen ............ccccee.ee 122
— WasServersorgung .....ccccceeeeeeesisnvnneeennnnnens 123
— Windanalagen ........ccccccvvvriiiiiiiiiieiennnnnnnnnnn 125
— Wirksamkeit........ooooeiiiiiiiiiiiecieeeeeeen 184
— ZERPIGLZE weeeeeeeeeeeeee e 124
— Zusammenfassende Erklarung ................ 129
Flachenpotenziale .........cccccceeeeeeenen. 103, 104, 112
Flachenschallleistungspegel ........ccccccviiiiiiiinnns 143
Flachenverbrauch ........ccccooiiiiiiiiiiiiiie 47,64
FIGchtlinge cooooeeeeeiiieeeeeeeeeceeeeeaeaaans 70
FIUGIAIM Lo 34
FIUGPIALZE .o 34
Flurkarte
— amtliche ....oocoeeeii e 150, 151
— digitale ......ccceeviiieeee 149, 150
FIUPSTUCKE e 151
Folgekosten ......cccceeevieiii, 48, 49, 104
FolgekostenSchéatzer ..o 49
Folgekostenvertrag .......cccccceveriiveeninineeen e, 105

230

Formale Anforderungen Bauleitplane ............... 148

Form und technische Herstellung ..................... 148
Formvorschriften, Verletzungen ................. 193, 195
Forstliche Fachplane .......ccccccooiiiiiiieene 32
Forstwirtschaft, Wald .........ccccccvieiiiiiieiniciieeeeees 32
Freiflachen ..o 61,69, 71, 91
Freileitungen ........ccccviviiiiieeeeeccecereeeresr 35
Fristen
— AUSIEGUNG ..o 178
— AuRerungsfrist (Behérdenbeteiligung) .... 173
— Geltendmachung von Fehlern................... 195
— Genehmigungsverfahren Bauleitplan ...... 182
Frihzeitige Beteiligung der Beh6rden 165, 166, 171
— Anderung der Planung .......cccceveureereennee. 167
— Detaillierungsgrad........ccccceeieiiiiiiinieeeneenn. 167
— Fachstellenbesprechung ........cccccoeiieene 166
— ZeitpuNKL ..ovvveeeei i1 166
— zu beteiligende Behoérden.........ccccuveeeeenn. 167
— Zusammenhang Umweltprifung............. 166
Friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit...165, 167
— AUSNAhMEN ..o 170
— AuBerung und Erdrterung ........ccecevvueueeee. 169
— Behandlung der Ergebnisse ..................... 170
— Datenschutzrechtliche Informations-
pflichten ..., 169
— Sonderregelungen .......cccccceeeeeeeeeccnneenenn. 168
— Zieleund Inhalt ... 168
FuBgangerbereiche ......ccccocceiiiiiii 138
FuBgangerzonen ........cccccocceeeiniieeeeenceeee e 74,75
Ful3- und Radwege.......ccccuviieeeiiiii e 123
G
GaAragen .oooooeeieece e 75, 137
GarteNhAUSEN .....uviiiiiiii e 70
GaSVEIrSOrgUNG ..uuueeeiieiieiiiirreeeeees s s s ssssssseseeesasaees 35
Gasversorgungsleitungen ......ccccccovvvvnvinneeennnnnnn, 35
Gebiete der Sozialen Stadt .........ccccoeevvvveeeirnnen. 168
Gebiete fiir Ferienwohnungen und Ferienh&user 69
Gefahrenkarten ........oceeeviiieeeiiieee e, 83, 84
Geh- und Radwege ......cccccovivveeiiiiieeenecneenn, 92, 139
Geltendmachung von Fehlern ..........cccoceeeeenn. 195
Gemeinbedarfseinrichtungen .........cccccvvveeennnnnn. 68
Gemeindedaten .....c..ocveeeiiiieene e 109
GeMEINAErat......ccocevviiiieee e 175
— Ausschluss wegen personlicher
Beteiligung ...coooveeeeiie e 190
— OffentlichKeit ....coveeereeeeeereereereeneeseeeeeenes 175
— Zustandigkeit.......cuvvrereiinnniinii, 190
Gemeindlicher Aktionsplan .........cccoccccviiveeennennn. 20
Gemeinsamer Landschaftsplan ............ccccceeennen. 40
Gender Mainstreaming .........cccceeveeeeerernneeeeeennnen 49
GenehmiguNg ....cccceevvieeeeee e 180



— Anderungsvermerk ........ccococveveveveeserererenns 183

— Antrag, Unterlagen ......ccccccvvvvvvvevnnnnninnnnnnn. 180
— Ausnehmen von Teilen ......c..c.ooooiiieeeeen. 183
— Bebauungsplan ........ccocooiiiiiiiieen 180
— Bescheid ....ccoooeeiiiiiicii e, 182
— Flachennutzungsplan ......ccccecviiiiiiininneenn. 180
— Form und Wirkung .......ceuuvvivivinninnnnnniinnnnnn. 182
— FriSt e 182
— Genehmigungsfiktion .......ccccoeceeiiiiiiiennn. 182
— Gliederung .....cccccoeeeeeriinee e 181
— Mal3gaben .......ccccoiiiiiiini e 183
— Rechtsmittel ......ccoccveeiiiiiiieeee 184
— Verwaltungsakt......cccccvvvvvvivnnnnnninnnnninnnnnnn. 182
— Vorweggenehmigung von Teilen ............. 183
— Zustandigkeit........oooiiiiiiiiiieie e, 180
Genehmigungsbescheid............ccccceiiieeninneen. 182
Genehmigungsfiktion .........cccce i, 182
Genehmigungsfreistellungsverfahren................. 10
Genossenschaftliches Wohnen ......ccccccoeveenneen. 63
Geobasisdaten .....ccccoccceviiviieii e, 149
Geologische Gutachten ........ccccoccveviiviienn i, 107
Geothermie ..o 90
Gerduschkontingentierung .........ccccceeveveeeeeeneen. 79
Geschossweise Festsetzung .........ccccuvvveeenn. 134, 135
Geschltzte Landschaftsbestandteile.................... 31
GestaltuUng ...ccvviieeeeee e 71
TNV 1oT1=] 36, 93
Gewasserausbau ..........occcveieeeineiiecnccreeeeee e 36
Gewasserunterhaltung .......ccccccevvcneeeennieeneeeceeen, 85
GEWEIDE ... 63
Gewerbeflachenpool........cccccce i, 64
Gewerbegebiet.....ccccccoevvecviiiiennennn, 45, 115, 117
— Einfligen in das Orts- und Landschaftsbild 64
— ErschlieBung ....cocooveiiiiiiiiiiie 64, 139
— Gestaltung, Griinordnung.......ccccceeevveeernnes 64
— Interkommunales .......ccccoeeiiiiieiiiieeee 64
Gewerbe- und Industriegebiete .........ccccceeeerinnn. 64
Gewerbliche Bauflachen ........ccccccccevviiineennn. 64, 115
Gliedernde Grinzlige ....cccvecvveeeiinivveensnsieeenssnveens 92
Gliederung der Baugebiete.........cccccceennneene. 78, 133
— Puffernutzung ......cccoeeeiiiiiiei e 78
Grenzlberschreitende Beteiligung ........cccee.nee. 175
GreNZWEIE ..eeviiceieeee et 78, 117
Grol¥flachige Einzelhandelsbetriebe ............ 67, 118
Grol¥flachige Gemeinbedarfseinrichtungen ....... 68
Grol3flachige Handelsbetriebe ..................... 67, 118
Grolflachiger Einzelhandel ........cccccoooiieeernnneen. 118
GroBProjekte .....uueeeeveiiiiiiiiiiinieeeee s ssssseeeee 67, 68
Grundlagenermittlung ......ccccceevviiiiiiiiineeennnenin, 145
Grundversorgung........cccccvvveeeeeeeneeennns 45, 54, 66, 73
GrUuNAWASSEI ....ceeeeeeeeeeeeeeeee e eer e eeeaaas 82, 86
Granflachen ... 70, 123, 139
— aN GEWAESSEIN .covviieeeciiiiriee e 93

Gringestaltung ....ccccoviiviiiiiiiee e 91
GrinordnuUNg .....eeeeeeeeeeee e 64, 151
Grinordnungsplan .............. 7,8,9,13, 27, 164, 168
Granzige, gliedernde .........cccccveeiieenenceeeee, 92
H
Handelsbetriebe ... 118
Hanglagen ..., 54, 59
Hauptverkehrsstrallen ............................ 64, 73, 123
Hauptverkehrsziige, ortliche........ccccoeeveeeennneen. 123
Hausformen ... 62
Heilquellenschutzgebiete...........uuvvverviviiiiiiiiinnn. 36
Hinweise im Bebauungsplan ........ccccccuvveees 130, 153
Hinweispflicht .......ccoovviiiiiiii e 188
Historische Ortszentren .........ccoocecciiieeeeiieeeenies 65
Hochspannungsfreileitungen ........c.cccccceeiinnenn. 35
Hochwasserentstehungsgebiete .........cccceeeenn. 127
Hochwasserrisikomanagementrichtlinie............. 35
Hochwasserschutz ..........ccccceeiiiiiiiiieennnn. 83, 140
Hbhenangaben ... 152
HOhenpuNKLe ....ccoveeviiiiiiee e 152
HONOKAr e 164
|
Ideenwettbewerb ... 20
IMMISSIONEN ..eeiiiiiiicceee e 77
— GrenzZWert ....uvieeeiiiii e 78
— Kontingente .....ccccviiiviciiiiiee e, 79
— Richtwerte, orientierungswerte................... 78
Immissionsschutz..........ccccceeiiiiiiiiciiieeeeeen, 77,124
— Bauweise, Stellung der Baukérper............. 79
— Besondere Anlagen und Vorkehrungen .... 79
— Gliederung der Baugebiete .......c...cccueeennnee 78
— Gutachten .....ccceeeiiiie e 107
— Landwirtschaft.......ccoccoeiiiieeiiiiie e 80
— Larmaktionsplane ......ccccccvvvvvniiiinininn. 81
— Luftreinhalteplane .....cccccovviiicieeniiiiineennnns 81
— Puffernutzungen ........cccooooeeiiiiie e 78
— Schallleistungspegel .......cccccoveieeeriiieenennnns 79
— Schutzabstédnde ........cccoiieeiiiieeneees 78
— sonstige Gefahren........cccooceeeeiiiiiicciiiinneen, 80
Immissionsschutzgutachten ..........cccccvvvviiinnnne. 107
Immissionswirksamer flachenbezogener
Schallleistungspegel .......ccccocoeviiiieeeennnee. 79
Industriegebiet ... 117
— Einfligen in das Orts- und Landschaftsbild 64
— ErschlieBung ..., 64
— Gestaltung und Griinordnung ..........cccce.... 64
Industrie- und Gewerbegebiete ........cccccvvriuvnennn. 64
Informelle Planungen und Konzepte ................... 15

231



Infrastruktur

— AUSIaStUNG cooviiiiiiiiiciccverererr e, 67
— Folgekosten .......cooevvveieenenieininicnnen 48, 49
— technisSChe ..., 48
INKrafttreten ... 184
Inkrafttreten (Bebauungsplan) ........cccceeeeveennnnnn. 184
Innenbereichssatzungen .......cccccceevvviiivininnnns 12, 186
Innenentwicklung ................ 10, 16, 45, 47, 60
Innenentwicklungspotenziale ...................... 53, 113
Integriertes Handlungskonzept ........ccccceieiinnis 21
integriertes landliches Entwicklungskonzept
(ILEKY) e 16
integriertes stadtebauliches Entwicklungskonzept
(ISEK) eeteeee ettt 15
Interkommunal
— ADbStIMMUNG ..ooeeiiiee e 46
— Abstimmungsgebot .........ccccoviieiiiiiiiennnns 68
— Entwicklungskonzept .......cccceeviiiiiiinnnnenennn. 15
— Gewerbegebiete ........ccccvviieeiicee, 64
— Zusammenarbeit.........cccoiieeiiiieenneeen 15
Interkommunale Gewerbegebiete.........c..cccuveenn. 64
Interkommunale Zusammenarbeit .................... 119
K
Kartengrundlage .........cccccevviiiiiiiiiiiiiiiiininnnns 150, 152
Kennzeichnungen.........ccccccvvvvinieinnnnens 126, 144, 152
— Bebauungsplan .........cccooieiiiiiiiiinns 144, 152
— Flachennutzungsplan .......cccccoceeeeennee 144, 152
Kernbereiche ... 65
Kernbereichsfunktion ........ccccccovvvieiiiiiiienn e, 65
Kerngebiete ........ccceviviiiiiiiiiiir 117
Kinderlarm ... 62
Klarstellungssatzung ........cccccevviimeeeniniieeen e 12
Kleingartenanlagen ........ccccceeeiiieeieiniieeee e, 70
Klimaanpassung .......cccccvvieeeneiieesscsivvneneenn 46, 51, 88
Klima- Anpassungsstrategie .......ccccuvvvvvrnvnnnnnnnnnnns 46
KIMacheck ....ccooviiiiiiiiieeee s a7
Klima im Siedlungsbereich ..........ccccccceeiiiiiiiinns 59
KIHMasChULZ .....ueiieeeeeieieee e 51, 88
Klimawandel .........cccoceeeeiiiiieeiiiiinneeeeeven, 46, 53, 92
Kommunale Arbeitsgemeinschaft............ccoccuune 40
Kommunale Planungshoheit ......cccccvvvvviinienennnnnnne. 7
Kommunales Denkmalkonzept.......ccccccvvvvvnvnnnnnne. 17
Kommunales Entwicklungskonzept .................... 15
Kommunales Flachenmanagement .................... 48
Kompakte Siedlungsstrukturen ........ccccceveeriinnns 45
Kompensationsverordnung ........cccccveeeeeiiiniiiinnnns 55
Konzentrationsflachen .........cc.ccceeee... 119, 120, 125
— Windenergieanlagen (WEA),
regionalplanerische Vorgaben ................. 125
Konzentrationswirkung ........cccooecveeeeinieeenesnneen. 114
Koppelungsverbot........cccvveeiiiiiicciiiinieeeeec e, 105

232

KOSTEN .. 48
Kraft-Warme-Kopplung .....ccccceeeveeiinnnns 89, 139, 142
KreiSStralBen ....coocceeeeeeeeiieeieeee e eeeeeee e ee e 33, 122
Kriminalpravention .........cccccceiieeiiiiieceeeeee s 51
KUFZONEN .ottt 75
L
Landesentwicklungsprogramm (LEP) ........... 25, 43,
45, 54, 64, 102, 110, 112
Landesplanung .........ccceeeeiieeeenineeees e 25
Landliche Entwicklung ......cccoooviiiiiiiiieeiins 32
Landliche Entwicklungskonzepte, integrierte ..... 16
Landschaftliche Einflgung .........ccccccviveeeennnnnnnn. 120
Landschaftliche Gegebenheiten .........cccccvvvvveennn. 59
Landschaftsbestandteile
— geSChULZIE ..o 31
Landschaftsbild .........ccccoeviieiiiniiieee 51, 54, 55
Landschaftspflege ............... 7,9, 27, 29, 53, 55, 141
Landschaftsplan .........cccooveeeeeniiiiccciinnneen. 7,8,9,13
— Ausarbeitung .....cccoeeeiiiiiiiiieeee e 99
— GEMEINSAMET ..civiiiieiiiieree e 40
Landschaftsplanung .......ccccccceviiiiiicininnnnnn, 9, 27,53
Landschaftsprogramm ......ccccccoevvviiinineennenecciiiinnns 27
Landschaftsschutzgebiet ...........cooccuvviveeennnnn, 30, 58
Landschafts- und Grinordnungsplane ...... 164, 168
Landwirtschaft .......cceeueeiiiiiiieeeii e 66, 78
— Immissionsschutz ........ccccccceeiiiiienicciiieeeeen. 80
— Nutzung vorhandener Bausubstanz........... 66
— Schutzabstédnde .......ccccocieiiiiiiee s 78
— Verkehr ..., 72
Landwirtschaftlicher Verkehr ........cccocoveviiiinnennn. 72
Larmaktionsplane .......cccceovviiiiiiiiiiiiieieeeeeeeeeaens 34, 81
LArmKarten ......cooovii oo 34
Larmminderungsplanung .......c.cccccevevieeeeennnnneeenns 34
Larmschutz ......cccevvviiieiee e 34,77,104
— ANIAgeN i 78,79
— bei Kinder- und Jugendeinrichtungen ....... 62
— Bereich .o, 77
— durch Bauweise, Stellung der Baukérper ...79
Larmschutzanlagen .........ccccceeviieeeiniieee e, 79, 80
Larmschutzbereiche .........ccoceeiiiieiiiiiiennnns 34,122
Legende ......ccccciiiiiiiiiiiece e 150, 152
Leitbildprozesse ........ccoovvriiiiiiiivviivinininien 22
Leitfaden ,Eingriffsregelung in der
Bauleitplanung” ... 56
Loschwasserversorgung ..........ccceeeeeeveeeeennne 37,38
Léschwasserversorgungsanlagen......cccccovvvcunens 37
Lufthilder ..., 110, 149
Luftqualitatsstandards ......ccccceeeeeiivninieeneeeecencinnns 81
Luftreinhalteplane ........ccccccceeeeiieeeccciineeeneeenn, 34, 81
Luftverkehr ... 34
Luftverunreinigende Stoffe ........ccccceveieeeeinnen. 141


https://www.landesentwicklung-bayern.de/instrumente/landesentwicklungsprogramm/

MaANGEl ... 182
— Abwagungsvorgang .......cccccceeceeeeeininneeenns 194
— materiell-rechtliche ......cccccceeiiiiiiiiciiiieennn, 196
— redaktionelle ........occeeeiiiiiiiinii e, 182
— unbeachtliche ..........ccccoiii, 159
Mangel im Abwagungsvorgang ........cccccevevnnnnns 194
Mal der baulichen Nutzung .......cccocvvviveeniiinnen. 115
— Bebauungsplan ........ccccoeiiiiiie 135
— Flachennutzungsplan ........ccceeceeeeiiinenenn. 121
MalRRgenauigkeit ........cccvvvvvirieiiiiiiciiree 152
Mal3stab
— Bebauungsplan .......cccccvviviiiiiiii, 151
Malstab (Planunterlagen) .......... 149, 150, 151, 152
Materiell-rechtliche Anforderungen .................. 193
Materiell-rechtliche Mangel ..........cccoccveeernnneen. 195
Mehrfachbeauftragung .....cccccooevviiiieeeniiiinns 20
Mehrfachnutzung .......cccoeveeiicciiieeee, 65, 67, 76
— Ruhender Verkehr ..., 75
Mehrzwecknutzung .........cccceiieieiiiiieeeeee e 67
MiKroklima .....ccooeeiiiiie e 59
Militarische Anlagen .......cccccevviieee e, 122
— MaBstab .....ooccviiii 150
Mischgebiete ........ccccevvviiiiiiiieeeeeeceeeeeees 115, 116
Mischverkehr ... 75
Mitteilung des Ergebnisses ..........cccooeeeeeennnnn. 178
Mobilitadtskonzept ......ccccveeeeeiiiieice s 18
Moblierung offentlicher Raum ........occevvviiineennn. 71
Modernisierungsgebot ..........ccoevviiiiieeciins 14
MoONItOriNg ..o ————— 196
N
Nachbargemeinden ........ccccceeiiiiiiiinnnns 38,174, 177
Nachhaltigkeit.........ccoovcviiieeeii s 50
— Strategie ..occvvrieeii . 51
Nachrichtliche Ubernahme 28, 33, 85, 127, 144, 153
— Bebauungsplan ..., 28
— Flachennutzungsplan .......ccccooeieiiiieeennns 28
— Risikogebiete .........ccceviiiiiiiiiiieee e, 144
— Uberschwemmungsgebiete .............. 127, 144
— Verkehr ..., 127
Nahmobilitat ........ccoovviieiiii e 73
Nahmobilitdtskonzepte .......cccoeeiiiiiiieeeiiiiieies 73
Nahversorgung ........ccccceeeveeeeeeneeeeesneeee e 18, 65
Nationale Naturmonumente .........cccccceveiiieiicnnns 30
Nationalpark ........cooeveviieriiieiieeeeereeeer s 30
Natura 2000-Gebiete .......cccvvevrriciveeeiiiiieeennns 58, 109
Natura 2000-Verordnung .......ccceueeeevvvvrnnnnnnnnnnnnnnns 58
Naturdenkmal ... 30
Naturliche Lebensgrundlagen ...........ccc......... 51, 91
Naturpark ... 31

Naturschutz .......cccccooiiiiiiiiiennn. 7,9, 27, 29, 53, 55
Naturschutzgebiet ........cccceveviiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiinnn, 30, 58
Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung.....10, 108,
131
— Nichtanwendung.......cccocoeeiiiiieennns 109, 189
Negativplanung ........cocecviiiieeei e 138
Nicht festgesetzte Uberschwemmungsgebiete .. 85
Niederschlagswasser ........ccccvvvvvvvininininininnn 36
— Beseitigung ..., 139
— ENtSOrgung....cccccceeemeeeiiiieeee e 123
Normenkontrolle .......ccccvvvivviiiiiiiiieiiiic e 44,125
Nutzungsbeschrankungen ..........ccoccvvvvveeeeninnnnn, 124
Nutzungsmischung .......cccccvvviiiiiiiiiiiii, 65
Nutzungspotenziale.......ccccccvvvevvivininvnnnnnnnnnn. 103
Nutzung vorhandener Bausubstanz ............... 66, 67
0
Offenhalten der Boden .......cccceevevciieeiiiiieee e, 94
Offentliche Auslegung ......cccecceevevrunnee. 22,171,175
— Behandlung der Anregungen.................... 178
— Bekanntmachung ......cccccciiiiiiiiniiieen. 175
— Benachrichtigung der Behoérden
UNA TOB oot 177
— Benachrichtigung der Nachbar-
geMEINAEN .. 177
— Beschluss (Auslegungsbeschluss) ........... 175
el - U] S 175, 177
— Eingeschranktes Beteiligungsverfahren ... 179
— Erneute o6ffentliche Auslegung................. 179
— FriSt e 178
— Mitteilung des Ergebnisses .........ccccuuuuneee 178
— Ot 175, 177
Offentliche Belange .........cccueueveeeeecucucvereieeeenns 121
Offentlicher RAUM ......ccoveveveeeeeeeeceeeeee s 70
— Barrierefreiheit ... 71
— Bepflanzung ..., 71
— Gestaltung .....eeeeeeeiiiicciie e, 71
— MODbIlierung ... 71
Offentliche und private Belange ..........cccc.......... 178
Offentliche Verkehrsmittel ........cccoevevevrveeene. 48, 61
OFfENtlChKEIt «.vuvverereeeeercesereeeee e 192
Offentlichkeitsbeteiligung .........cccveeee.. 21, 22,168
— AusSNahmen ... 170
— Frihzeitige ......eeeeveiiiiie e, 22
Okoflachenkataster .........c.ccveeeeevevereeeeessesesesenenns 57
(0]0CT e 117 Y 57
Okologisches Regenwassermanagement .......... 94
OkosystemIEiStUNGEN ......ovvvveeeeeeeeceeeee s 92
OrientierungSwerte .......cccccveeeeeee e cccccirneeeeee e e 78
Orthofotos, digitale ......cccccocveeeiiiiieni e, 149
Ortliche Bauvorschriften ................. 65, 95, 136, 144
Ortliche Hauptverkehrszige ..........ccccoeeveervennnns 123

233



Ortliche VerkehrsflaChen ........ceveeeveeeeveeeeeenennn, 131

Ortsansichten .....cceevvvciieiiice e 95
Ortsbegehung ..., 110
Ortsbild ..o —————— 51
Ortsbildpragende Gebaude ...........cccccvvvvveeeennnnnn. 97
Ortsdurchfahrten .........cccccoeieee e, 33,71,72
Ortseinfahrten .......cccocoeiiiiiien e, 55
Ortskernbereiche .......cccccovvveviinnnen. 65, 72,93, 115
OrtSplanung ......ceeeieeieiieereeee e 7
OrtSIANEr ... bb
Ortsuibliche Bekanntmachung .......c..ccccceeennneen. 160
— Aufstellungsbeschluss ......ccc.cccoevuvvineennnn. 160
Ortsumgehungen .........cocvcvvivieeein e, 72,73
Orts- und Landschaftsbild ...... 53, b4, b9, 64, 80, 94
Orts- und Stadtzentren ........cccceevvcvveeinncieen s, 65
Ort und Dauer der Auslegung ......cccccccceeeernneen. 177
P
Parallelverfahren .........ccccociiiiiiiiee e, 132
Park-and-Ride-Anlagen .......c.ccccoooiiiiiiiiieninnneenn. 123
Parkbauten .......coooeeeeeiiieeiieeee e 75, 76
ParkNBUSET ....uvveiiiiiiiiciiiireeee e 75
Parkplatze .......ccoooeeivieeeiiee e 76,93, 138
— Auffangparkplatze .......cccoocceeeeiiiiiiciinneeenn, 75
— AUSIaStUNG .coooiiiiiiiiiiiiererrrerr e, 65
— Bedarfsermittlung .....cccccccvevviiiiieiniiiiennn, 102
— Entwurf .. 103
— Mehrfachnutzung ..........cooceiiiiieen e 65
— Ruhender Verkehr .........ccoceeiiiieiiiiiieeennns 75
— Verkehrsflachen .......ccoooiieiiniiiiiiiiiee, 138
Passiver Schallschutz ..........ccccovvvieiiiiiiienniciieenn, 80
Pflanzgebot.....cccueeiiiiiiieiicee e 14
PhotoVolaiK .....oueevieieeeeeee e 90
Photovoltaikanlagen ..........cccccocooieiniiieniiniiennnn, 90
Planer .o 160
Planerhaltung bei Verletzung von Vorschriften 192
Planerwerkstatt .........cccoeeeeiiiiiiiiceeeeee e 21
Planfassungen
— digitales Format .......cccooiiiiiiiieiieee 154
— Papierformat....c.c..coovvciiiiieieeee, 154
Planfeststellung .......cccccviieeeiii i 28
— ADbfall o 37
— Energieversorgung ......cccccvevvvieninnnninnnnnnnnn, 35
— Luftverkehr ..., 34
— Nachrichtliche Ubernahme...............c........ 127
— Schienenverkehr ........ccoooieeiiiiiiiicciiieeee, 33
— Strallenplanung ......ccccccivieeeinnnireeee, 33
— Wasserwirtschaft .........occoceiiiieiniiiieenns 36
Plangutachten ..........ccccciiiiiiiiiiiieeeeeeees 20, 164
Planreife .....ccocveeeee i 171
Planung in Alternativen .......ccccocooiiiiiinneeineen. 165
Planungsauftrag .......ccccceevvimeeennnieere e 160

234

Planungserfordernis........ccccceeiiiiiiicnnnneennennn, 7,114
Planungsgrundlagen ........cccccvvvivvvvninnninnnnnnnnnnnnn. 164
Planungsgrundlagen, Ermittlung.........ccccceee. 164
Planungsgrundsatze .........cccccevevvmeeeinieeee e, 43
Planungshoheit, kommunale...........ccccceeeerrnnn. 7,40
Planungshorizont ........ccccoveeeiciiiiiieeeee e, 119
Planungsschritte......cccccvvriiiiiiiiiininininis 158
Planungsverbande, regionale.........ccccccvvvvvnnnnnnnen. 40
Planungsvorgaben, fachliche .......cc.cccccccviiiiinennn. 42
Planungswerkstatten .........ccccoviieeen e, 22
Planungsziele ......cccooooeeiiiiiieineee e 165
PlanungszuschUssSe .......ccccveeeeeiiiiiiiciiinneenneenn, 21,23
Planunterlagen
— Bebauungsplan ..., 151
— Flachennutzungsplan .......ccccccoeiiiiiiineeeen. 149
Planzeichen ... 150
Planzeichenerklarung, Legende..........ccccceeueeen. 150
Planzeichenverordnung (PlanZV) ........cccc....... 8, 148
Popularklagen ... 44
Praambel ... 152
Prioritdtsgrundsatz ........cccccceeiieiiiiiiiieeeeeee s 29
Puffernutzungen .........cccoieeeeeeii e, 78, 81
Q
Qualifizierter Bebauungsplan .........cccccccceeeeeenn. 131
R
Radverkehr ......cccooviiiieeiiiie e 74,76
Radwege ...t 76, 92
Rahmenplanung, Stadtebauliche ........................ 16
Rauminformationssystem (RISBY) .......cccce........ 111
Réumliche Gliederung von Siedlungsbereichen 95
Raumlich-funktionaler Zusammenhang.............. 67
Raumordnung ....ccccoevvccveiiiineen e 110
— Anpassungspflicht .......cccocceiiiiiiineee, 25
— GrundSatze ....cceeevviiieeee e 25
— Sonstige Erfordernisse ......c.coocceeeviiveennnnnns 26
— Verfahren ..., 27
— Vorgaben ......ccceeeiiiiee e 25
— Ziele o 25,43, 53,118
Raumordnungsverfahren..........cccccvvieeeeniiiiiiiinnns 27
Raum- und Fachinformationssysteme .............. 111
Realisierungswettbewerb ............ccooeeiiiiiiiiinns 20
Rechtsgrundlagen
— Bauleitplan ....cccccoiiieiiiii e, 159
— Burgerbeteiligung .......cccovviieeiiiiiiiiiiieee, 21
Rechtsmittel ... 184
Redaktionelle Mangel .......ccccccvvvvviiiinininnnininnnnnnn. 182
Reduzierung von Flachenverbrauchen ............... 45
Regelungsdichte ........ccccoceeeviiiiiiiinnns 114, 119, 122
— Flachennutzungsplan ........ccccocceeeriiiienenn. 119



Regelverfahren ........ccoccvciiieeeccccinieeeee e, 160

— Ablaufschema .......cccccocvviieiniicieen e, 161
Regenerative Energie .......ccccceviieeiiiineeceneeenn. 88, 90
Regenwassermanagement, 6kologisches .......... 94
Regionale Planungsverbéande.............cccceeneeen. 110
Regionalplane ............. 25,43, 45,92, 110, 122, 123
Regionalplanung ........cccccviviiiiimiiininnninins 25
Repowering .......ccovvvviiiiiieiiieieeeeceesssensea 125
Richtfunkstrecken.........cccccccveeeeeccciinineeee e 34
RIChTWEIE ...ceeeeieeeee e e 78, 80
Risikogebiete ................. 35, 36, 83, 84, 85, 127, 144
Risikomanagementplane ........ccccccvvivveeeieiiiiiiiinnns 35
Risiko- und Gefahrenkarten ..........cccoocvveiiiiineenn. 35
Rodungserlaubnis ........cccccvvviiiiiiiiieinininin, 32
Rickbaugebot ... 14
Ruhender Verkehr ..........coooevviiiiiiiiieininens 75
S
Sachliche Teilflachennutzungspléne ................. 119
Sammelgaragen .......occveeeeiiiieee e 74, 93
SammelstralBen ... 73
Sanierungsgebiet .......cccccoviiieeiiiiieeeens 14, 67, 168
Sanierungsmalnahmen .......cccccceriiiiiiininnnnen. 21,43
Sanierungsmalinahmen, Stadtebauliche ........... 14
saP (spezielle artenschutzrechtliche Prifung) .... 32

— (artenschutzrechtlicher Prifung) .............. 114
SatZUNG coeee i 136, 179, 193
ST 1741 ] g 1] o TR RT 193

— AuBenbereich ..o 13

— Bebauungsplan, Rechtsnatur .........cccccuuuneee 9

— Innenbereich ... 12

— integrierte ..o 131
Satzungsbeschluss .......c.cocoiviiiii e 179
Schadliche Umwelteinwirkungen................. 77,142
Schallleistungspegel

— flachenbezogener .......cccovveeeeiiiiiiiicciiinneennn, 79

— immissionswirksamer flachenbezogener ... 79
SchallSChULZ .....uvevieeeeeiicceee e 34

— AKLIVET e 80

— AKEVET i 80, 124

— im Stadtebau .......cocceeviriiiiein e, 104

— PASSIVEN ciiieieieieieeeeeeerereerenrerrrr . 80

— PasSIVer ..., 124
Schienenverkehr ..o 33
Schutzabstédnde (Immissionsschutz) ................... 78
Schitzenswerte Landschaftsteile ................... 53, 54
Schutzwald ......ooceveiii e 32
SChUtZZONEN .coviiee e 82

— Fluglarm .....coooriiiiiiiiiieere 34

— TriNKWaSSEr ...ccceviiiviieieieeeinrenerennnrennaeaes 82
Schwammstadt-Prinzip ......cccccceviiiiiiiiiieeeeee 94
SCOPING tiiiiicrrr e 113, 165, 166

Selbststandige Bebauungsplane ........cccccceeennn. 180
Selbstverwaltungsaufgabe ........c.c.ccoeeviiiienennn, 7
Seniorenpolitisches Gesamtkonzept........c.......... 50
SEVESO ittt 34
Sicherheitsabstand ..........cccccccceii i, 34
Sicherung der Bauleitplanung .........cccccveeenennnn. 192
Sichtdreiecke .....ccccevevriiieiiiice e 76, 92
Siedlungsbereichen, raumliche Gliederung ....... 95
Siedlungsformen ... 95
Siedlungstatigkeit........ccoceriiiieennnee e 45
Siedlung und freie Landschaft.........cccccceeenennnnn. 120
Siedlung und Umwelt ......ccoooveeeiiiiiiiiiiiiieeeeeen, 51
Solarenergieanlagen .........cccccceeeiiieenccinnneeenn e 90
Solarthermie ... 90
Sonderbauflachen ..., 121
Sondergebiete......cevviiiiiiiciiiieeiieeee e 68, 69, 118
Sonderregelungen .......ccccocceeiiiieee e 168
Sonnenkollektoren .........cccoveieeiiiiiienn e 90
Sozialer Wohnungsbau .......ccccceeeviiiiiiiiinnnenn, 63, 137

— Durchmischung ..., 63

— Einheimischenmodelle .........cccevvvuiivnnnnnnne. 60
Soziale Stadt

— MalBnahmen .........ooevvveveieieieiinees 14
Soziale Stadt-MalRnahmen ........cccoceveiiiieeeennnen. 21
Sozialgerechte Bodennutzung.........cccccveeenennnn. 105
Spezielle artenschutzrechtliche Priifung (saP).... 32
Spielleitplanung ... 19
SPICIPIALZE e 61
Splittersiedlungen ..o 54
Sportanlagenlarmschutzverordnung ......ccc......... 77
Sport- und Spielanlagen ......ccccccoovviiivinneenn. 124, 139
StaatsstralRen .....ccccevvcveeeiviciieee e 33, 72,122
Stadtebauférderung.....cccoecceeeivicien s, 21, 68, 97
Stadtebauliche Erforderlichkeit .................. 114, 119
Stadtebauliche Planung............... 16, 21, 22,43, 110
Stadtebauliche Randlagen ......c..c.oovvcvvivvveeeninnn, 68
Stadtebaulicher Vertrag .....cccccceviviviviiiineeennnnnn, 105
Stadtebauliche Wettbewerbe ........ccccevcveeeeinnen. 20
Stadtebaulich integriert ......cccccovvccieni v, 68

— Einzelhandelsgro3projekte ..........ccccuvvveeennn. 68
Stadtteilzentren .....cccoovvvveevviiineeee e, 65, 75
Stadtumbau

— GeDIEte v 168

— MaBnahmen .....cccoccoeeviiiiiieee e 21
Stadtumbaugebiete .....ccccocviiiiiici e, 168
StadtumbaumalRnahmen ......ccccccooiiiiiiieeennnnen. 14
Stadtzentren ....eeeeeiiiiiieee e ————— 65
Standortwahl ..., 63
Starkregen ... 85
Statistische Datengrundlagen .........ccccccceeeennn. 109
Stellplatze ....cccoovveeeeeeeeecceene, 74, 75, 93, 102, 137
Stellung der Gebaude .......ccccceveeiiiiiiininneen. 62, 136
StralRenbegleitgrin .......ccccoeceeeiirieee e, 92

235



StralBen, Wege und Platze ..........ccocccvvvveeeenennn, 138

Sustainable Development Goals (SDGs) ............ 50
System der rdumlichen Planung .....c...cccceevevnnen. 25
T
Technische Infrastruktur .........cccccovviieeiiiiieennnns 48
Teilflachennutzungsplan, sachlicher .......... 120, 190
Telekommunikation ............cccoooiiiiiiiinieeeees 34
TemMpPO 30-ZONEN ... 74
TEXHEEI e 152
Tiefengeothermie ......cccccceev i 90
Tiefgaragen ......cccooccviiiiiee e 75
Topographie ....ccccccccveiiiiii e, 59, 148
Trager offentlicher Belange 110, 165, 167, 171, 177
TrenNSYStEM ..., 87, 139
Trinkwasserschutz ............cccceeeeieeeeeeeeeeeeeeees 82
Trinkwasserversorgung .......oooecccvvveeeeeeessessssssnnns 38
U
Uberbaubare Grundstiicksflachen .................... 131
Uberortliche Planung .........ccceveveveveveeeceesesesennn. 15
Uberortliche StraBen ..........cccocevevereeeveeevinennnns 33, 64
Uberortliche StraRenplanung .........cccecveveeeerenne. 33
Uberschwemmungsgebiete ..........cccvreevrenae 36, 83
— Entstehungsgebiete .......cccccoeeiiiiiiiiineeeen. 85
— faktische ...cooveeeieiiiee 84
— festgesetzte ...ccccevvvviiieccinnnnnen, 36, 85, 127, 144
— nicht festgesetzte .......cccevvveeeenniinnne 36, 85, 128
— Risikogebiete ......cccccvvviiiiiiiiiiiniii, 85
— vorlaufig gesicherte .......ccccceeeeiiiniiciiieeeenn. 83
Uberschwemmungsgefihrdete Gebiete.............. 83
UmMIEQUNG .eeeeiiiiee e 13, 167
Umwelt
— Belange ..., 52
— Vertraglichkeitsprifung ............... 58, 114, 175
Umweltauswirkungen .........ccccceevvviviiiiinennes 147,175
Umweltbelange .................... 52,106, 112, 113, 146
Umweltbericht......52, 112, 113, 114, 128, 129, 131,
146, 196
— Begrindung ....ccccoovvviviiiiieei e, 146
— Gliederung ..cccceeev i 146
— Inhalt . 146
Umweltbezogene Fachplanungen....................... 52
Umweltbezogene Stellungnahmen ............ 175, 177
Umweltprifung ........ 52,77,97, 105, 113, 114, 131,
166, 185, 186
— Abschichtung ..., 114
— Beschleunigtes Verfahren..........ccccceeee.... 188
— Detaillierungsgrad.......cccccceeiiieniinnnes 166, 167
— Konzentrationswirkung ..........cccccevrieeeennnne 114
— Leitfaden ....ccoeveeeeerieeiiie 52

236

— Nichterforderlichkeit .......ccccovvviiieiiiiiiennn. 186
s 20] 011 o T S 166
— Umfang ... 166, 167
— Vereinfachtes Verfahren .........cccccovieeeen. 186
Umweltschutz
— Belange ..o, 29, 52,87
Umweltvertraglichkeitsprifung ......cccoeceeveennnnn. 175
Unbeachtliche Mangel .......ccccccvviiiiiiiniiniininnnnnnn, 159
Unbeachtlichkeitsklausel .............ccccooiiieeeennnnnn. 193
Untergeschossausbau .......cccccoeeeiiiiiiieieneenneenn. 135
Unterklnfte fir Flichtlinge und Asylbegehrende 70
Unwirksamkeit ........oocoeeeriiiiienniiiieeeeeeeeen 193, 194
— Bauleitplanung, Satzung....c......oeevcuvvinneenn. 191
— Beschluss ..., 191
Urbane Gebiete ......cooceeviiiiiiiiiiviiieeens 63, 80, 116
\'/
Veranderungssperre ...cccvveeeeeieieeeeenenen 36, 86, 192
— Hochwasserschutz.........cccccceeeiiiiiiiiineeeen. 36
— Sicherung der Bauleitplanung.................. 192
Verbote des Artenschutzes .......ccccceeeeiiininnennn. 109
Verbrauchernahe Versorgung ........ccccoeeceeeeennnnee. 68
Verdichtungsraume .......c...coeecvvvveeennn. 45, 61, 63, 66
Vereinfachtes Verfahren ........ccccccoecveeennneee. 159, 185
— Ablaufschema .......cccccoovviiieniiiciieennns 162, 163
— Anwendungsbereich .........cc.c.cooiiie. 185
— Erleichterungen .........cccooooiiviiinniiieen, 186
— Genehmigung und Bekanntmachung ...... 187
— Umweltprifung .......oocccvviveeinii e, 185
— Verfahren ... 187
— Zusammenfassende Erklarung ................ 184
Verfahren ....o.ooeeeeee e, 169, 173
Verfahrensfehler ......ccoooceueiiiieeiiiiieiiieeeeee, 193, 194
Verfahrensvermerk......ccccoeeieiviiviinnnnnnn, 153, 185, 205
Verfahrensvorschriften .........cccccooecveeennnneee. 159, 192
Verfahren zur Behebung von Fehlern ............... 195
Vergabe von Planungsleistungen ...................... 164
VergnUgungsstatten .........oocccveieeeieeiee e, 134
RV = 1 72
— GQutachten ..., 107
— KoNzept .ooevvreeeveeeeeeeeei e 15, 18, 73
Verkehrsberuhigter Bereich ................... 74,75, 138
Verkehrsberuhigter Geschaftsbereich ................. 74
Verkehrsberuhigung ..., 73
VerkehrserschlieBung .........cccoceeiiieniiieee e 48
Verkehrsflachen .......cccccvviiiiiiiieviiiicnecceeen, 122,138
— Besondere Zweckbestimmung ................ 138
— Ortliche .eevvrieee 9,131
Verkehrsflachen mit besonderer
Zweckbestimmung ......cccocoiiiiiiiii, 75
Verkehrsgutachten .........ccccooeeeiiiieeeniieeeee 107
Verkehrskonzept .....cocccceviiiecccinineeeene e 73



Verkehrslarmschutzverordnung ..., 77

Verkehrsplanung ......cccccccevviiiieeeee, 72,73

— energiegerechte ..., 90
Verkehrsplanungen .........cccoooeeiiiiieeennceeenne 122
Verlautbarungsreife ........ccccoocceeeiiiiee e 26
Verletzungen von Verfahrens- und

Formvorschriften .......cccocoevceeiiiieenccnen, 193

Verletzung von Vorschriften ......ccccccoeeccnveenennn. 192
Vermerke ..o e e 128, 144

— Bebauungsplan ........ccccooiiiiii e 144

— Flachennutzungsplan ........ccccocceeeniiiienenn. 128
Versorgungsanlagen und -leitungen ................. 139
Versorgungsbereiche, Zentrale .........ccccceeeeeennn. 18
Versorgungseinrichtungen .......ccccccvvvviiiinnnnnnnn. 122
Vertraglichkeitsprifung ........ccocevvivcieeniiiciene e, 58
Vertrauensschaden ..., 118
Ver- und Entsorgung

— Technische ..o 64
Ver- und Entsorgungsanlagen ........ccccceeeeeeennnn. 102
Vervielfaltigung .....ccccceeeei e, 154
Verwaltungsakt ... 182
Verwaltungsgemeinschaft .........ccccccirinnnns 40, 175
Vogelschutzrichtlinie ........cccooceeiiiiiennnnee, 58, 109
Vorbehaltsgebiet

— Wasserwirtschaft .........ccoceeiiiiieeiiiiiieens 82

— Windenergieanlagen.......cccccvvvvvvvvnnninnnnnnns 126
Vorbehaltsgebiete ......cccceeeeiiiiiiienn, 26, 126
VOorentwurf ... 164
Vorhabenbezogener Bebauungsplan ........... 11,131
Vorhaben- und ErschlieBungsplan ............... 11, 105
Vorhandene Bausubstanz

— NULZUNG oo 66
Vorkaufsrecht ......ccevviivcieei e 86
Vorlaufige Untersagung von Bauvorhaben....... 192
Vorlaufig gesichertes Uberschwemmungs-

gEDIEL .ttt 83

Vorranggebiet

— Wasserwirtschaft .........ccoceviiiiieiiiiciienns 82

— Windenergieanlagen........cccccccoeeunee 125, 126
Vorranggebiete ........covviveeeiniiieee e 25,125
Vorrang- und Vorbehaltsgebiete ...........ccccc...... 123
Vorweggenehmigung, Teile des Bauleitplans... 183
Vorzeitiger Bebauungsplan...........ccccoeeeen. 132, 180

W

Wald 32, 53, 92

Waldfunktionsplane ......ccccccevvviiiiiiiiiiie e, 32
Waéarmebedarf, Siedlung .......cccooeeeeiiiiiiiiinineneenn, 88
LAYz 1T R 82
— Rahmenrichtlinie .......cccccveeeeviirievvcee e, 35
— Schutzgebiet ........coocciiieeeennn. 36, 82,111, 123
— Versorgung ....ccceeeeeevecnnnnnn 36, 64, 69, 82, 123

Wasserrahmenrichtlinie ........ccccocceiiiiiiiiiiiiienns 35
Wasserwirtschaft .......cccccevvviiiiiceeeeeee, 35
— Begleitplan ... 36
— Belange ... 87
— Fachplane ..., 35
— GULAChTEN e 108
— Vorrang- und Vorbehaltsgebiete ................ 36
Wasserwirtschaftliche Gutachten ...................... 108
Wegeketten ..., 20, 71
AL =11 1= 54,116
WettbeWwerbe .......ccovvvevviiiiiiiiiieerve e 164
— Stadtebauliche .......ceevvvveeiiiiii, 20
Wildbachgeféahrdungsbereiche ...........ccoccvvvineeen. 83
WIlIKUrverbot ... 44
A AT Te [T Y=Y o = 77, 89
— 10 H-Regelung ......ccceveiiieiiiieee e 89, 125
— Anlagen (WEA) .......covvciiiiiiieis 104, 125
— Erlass .o 126
— Konzentrationsflachen ........ccccceeevviiinnnnn. 125
— KONZEPL oottt 18
— Potenzialflachen, Ermittlung ..................... 104
— Repowering ......cccoeeeeeeriiieeee e 125
— Vorranggebiete .......cccccviiiiiiiiiienniiieeen 125
Windenergieanlagen ..........occcvvvveeennnnnnn, 77,94, 125
Windenergieanlagen (WEA) ....cccccceevviiiiiiiivennen, 89
Windenergie-Erlass .......cccocvvvviiiiiin, 104
Windenergiekonzepte .........cccccevieeeieeniiiineee 18, 126
Wirksamwerden (Flachennutzungsplan)........... 159
Wochenendhausgebiete .........ccccocceeeiiiiieneninee. 69
LAY Lo Y] Y=Y o =3 175
Wohnbauflachen ..., 61, 115
— Bedarfsermittlung ........cccccceveeiiiiiiciinnenn, 101
Wohnbaulandmobilisierung ........c.cccceeecuineeen. 189
Wohnbedarfsanalyse ........cccccoieeeeeiiiiiiiciieeeen, 107
{74 o) o1 =1 o N 60, 115
— AnbINAUNG ..ovviiieiii 61
— Bedarf ... 110
— Besonderer Bedarf.........cccvvvvvveinnnnnnnennnnnn. 138
— Einheimischenmodelle .........cccevvvvneirrnneenee. 60
— Flachenbedarf ......covvevviiiiiiercerce e, 60
— genossenschaftliches ......ccccceciiiiiicciiieneenn, 63
— Hausformen ........oeevvvvveverieniieenes 62
LY 1101 =1 [ [P 61
Wohnflachenbedarf........cccooovviiiiiiiiieeeee, 60
Wohnformen, Mischung .......ccccccceeveieiicicninneeen. 63
Wohngebiete .......cceeviiiiieieeeee e 62
— AnbiNdUNg ..o 61
— Besondere .....eiiviieieveeeie e 115
— Immissionsschutz .......ccccceeeviiiiiiiiiiinncenn, 81
— Reine und allgemeine ........ccccvvvvvvnnninnnnnn. 115
Wohnraum
— Bedarf ..o, 110
Wohnraumentwicklungskonzepte ...........cccoc....e.. 60

237



Wohnumfeld ......ccocooiiiiiiiiiiiic s 61

Wohnungsbau
— Bedarf . 60, 101
— Festsetzungsmoglichkeiten ................c..... 137
— Forderungsmittel ......oooociieiiiiiiieeieee 137
— SOZIAlEr veeiiieee e 63, 137
— Stadtebaulicher Vertrag ...cccc.oooovvivvvveeenn, 105
Wohnungsgenossenschaften ......ccc.cccocccvviveeennn. 63

X

XPlanuUNg coooveiiiiiriee e 154

Z

ZERPIALZE coveeeeeeeeee 124
Zentrale Doppel- und Mehrfachorte .............. 38, 39

238

Zentrale Einrichtungen ......ccccoceeiinnn, 66, 67
— Bedarfsermittlung .......ccccccceveiiiiiiicniinnnnnn. 102
Zentrale Orte ..ooueeeeeeiieieeeeeee e 25, 68, 102
Zentrale Versorgungsbereiche .18, 39, 68, 122, 134
Zersiedelung ......occeeeiiiiiiie e 53
Ziele der Raumordnung .............. 25, 26, 43, 53, 118
— Anpassungspflicht ........ccoooeceeiiiiiinnns 7,25
Ziel- und Quellverkehr .......cccoceviivieen e, 73
Zurickstellung von Baugesuchen .............. 160, 192
Zustandigkeit .......cceeeiiiiiiee e 180
Zweckbestimmung
— Verkehrsflachen ..o, 138
Zweckbestimmung, besondere............. 70, 118, 121
— Grunflachen .....coooeeeeeiiiieeieei e 123, 139
— Sonderbauflachen .......ccccceviiiiieiniiiiennn, 121
— Sondergebiete .......ccccevriiiiiiiiiiee e 118

Zweistufige Beteiligung (Behérdenbeteiligung) 171






AbkUrzungs-
verzeichnis



AEG
AGSG
AGVwGO

AlIMBI.
ALE (Mz. ALE)
AndG
ARGEBAU

BauGB
BauNVO
BauROG

BayAbfG

BayBO
BayBodSchG

BayDSG
BayEG

BayFwG
BayKompV

BayLplG
BayMBI
BayNatSchG
BayNat2000V

BayStrWG
BayTB
BayVGH
BayVvVv
BayVwVfG
BayWEE

BayWaldG
BayWG
BayWoFG
BBergG

Allgemeines Eisenbahngesetz

Gesetz zur Ausfiihrung der Sozialgesetze
Gesetz zur Ausfiihrung der
Verwaltungsgerichtsordnung

Allgemeinen Ministerialblatt

Amt fir Landliche Entwicklung
Anderungsgesetz

Arbeitsgemeinschaft des Bau-, Wohnungs- und
Siedlungswesens

Baugesetzbuch

Baunutzungsverordnung

Bau- und Raumordnungsgesetz 1998

(Gesetz zur Anderung des Baugesetzbuchs und zur
Neuregelung des Rechts der Raumordnung)
Bayerisches Abfallwirtschaftsgesetz

(Gesetz zur Vermeidung, Verwertung und sonstigen
Bewirtschaftung von Abféallen in Bayern)
Bayerische Bauordnung

Bayerisches Bodenschutzgesetz

(Bayerisches Gesetz zur Ausfliihrung des
Bundes-Bodenschutzgesetzes)

Bayerisches Datenschutzgesetz

Bayerisches Gesetz liber die entschadigungs-
pflichtige Enteignung

Bayerisches Feuerwehrgesetz

Bayerische Kompensationsverordnung
(Verordnung Uber die Kompensation von Eingriffen
in Natur und Landschaft)

Bayerisches Landesplanungsgesetz
Bayerisches Ministerialblatt

Bayerisches Naturschutzgesetz

Bayerischen Natura 2000-Verordnung
(Bayerische Verordnung tber die

Natura 2000-Gebiete)

Bayerisches StraRen- und Wegegesetz
Bayerische Technische Baubestimmungen
Bayerischer Verwaltungsgerichtshof
Bayerische Verwaltungsvorschriften
Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz
Windenergie-Erlass

(Hinweise zur Planung und Genehmigung von
Windenergieanlagen (WEA))

Waldgesetzes fiir Bayern

Bayerisches Wassergesetz

Gesetz liber Wohnraumférderung in Bayern
Bundesberggesetz

241


https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?start=%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl197s2081.pdf%27%5D#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl197s2081.pdf%27%5D__1567077022017
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayVoGEV06
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayVV_2033_F_794/true
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayVV_2129_1_W_183/true

BBodSchG

BekV

BEN

BGB
BGBI.
BImSchG

BLFA StVO
BM

BMZ
BNatSchG
BRL
BT-Drs

BV
BVerwG
DFK

DGM
DorfR
DSchG

DSGVO
DVGW
EAG Bau

EAR 05

EEWarmeG

EKrG

EnEV

EnWG

ETB
EuGH

242

Bodenschutzgesetz

(Gesetz zum Schutz vor schadlichen Bodenver-
anderungen und zur Sanierung von Altlasten)
Bekanntmachungsverordnung

(Verordnung tber die amtliche Bekanntmachung
gemeindlicher Satzungen und von Rechtsvorschriften
der Verwaltungsgemeinschaften)

Beratungsstelle Energieeffizienz und Nachhaltigkeit
Birgerliches Gesetzbuch

Bundesgesetzblatt
Bundes-Immissionsschutzgesetz

(Gesetz zum Schutz vor schadlichen Umweltein-
wirkungen durch Luftverunreinigungen, Gerausche,
Erschiitterungen und dhnliche Vorgénge)
Bund-Lander-Fachausschuss
StralRenverkehrs-Ordnung

Baumasse

Baumassenzahl

Bundesnaturschutzgesetz

(Gesetz Giber Naturschutz und Landschaftspflege)
Bauregelliste

Drucksache Deutscher Bundestag

Bayerische Verfassung

Bundesverwaltungsgericht

Digitale Flurkarte

Digitales Gelandemodell
Dorferneuerungsrichtlinien

Denkmalschutzgesetz

(Gesetz zum Schutz und zur Pflege der Denkmaler)
Datenschutz-Grundverordnung

Deutscher Verein des Gas- und Wasserfaches e. V.

Europarechtsanpassungsgesetz

(Gesetz zur Anpassung des Baugesetzbuchs an
EU-Richtlinien)

Empfehlungen fiir die Anlagen des ruhenden
Verkehrs von 2005
Erneuerbare-Energien-Warmegesetz

(Gesetz zur Forderung Erneuerbarer Energien im
Warmebereich)

Eisenbahnkreuzungsgesetz

(Gesetz Giber Kreuzungen von Eisenbahnen und
Stral3en)

Energieeinsparverordnung

(Verordnung Uber energiesparenden Warmeschutz
und energiesparende Anlagentechnik bei Geb&uden)
Energiewirtschaftsgesetz

(Gesetz Giber die Elektrizitats- und Gasversorgung)
eingeflihrte Technische Baubestimmung
Europaischer Gerichtshof


https://www.gesetze-im-internet.de/stvo_2013/
https://www.gesetze-im-internet.de/enev_2007/

FFH-Richtlinie
FGSV

FluLarmG
FlurbG
FStrG

GaStellV

GemBek

GF
GFz
GG
GIS
GO
GR
GRz
GVBI.
GWB

HHW

HOAI

HochwasserschutzG Il

ILEK
ISEK

KAG
KAS
KDK

KommHV-Doppik

KommHV-Kameralistik

KommZG
KrwG

KWKG

Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie
Forschungsgesellschaft fur Stral3en- und Verkehrs-
wesen e. V.

Gesetz zum Schutz gegen Fluglarm
Flurbereinigungsgesetz

BundesfernstraRengesetz

Garagen- und Stellplatzverordnung

(Verordnung lber den Bau und Betrieb von Garagen
sowie Uber die Zahl der notwendigen Stellplatze)
Gemeinsame Bekanntmachung ,Bauen im Rahmen
land- und forstwirtschaftlicher Betriebe”
Geschossflache

Geschossflachenzahl

Grundgesetz

Geographisches Informationssystem
Gemeindeordnung

Grundflache

Grundflachenzahl

Bayerischen Gesetz- und Verordnungsblatt

Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrankungen

héchster Wasserstand, der an der betreffenden
Messstelle jemals festgestellt wurde

Verordnung Uber die Honorare fiir Architekten- und
Ingenieurleistungen

Hochwasserschutzgesetz

Integriertes Landliches Entwicklungskonzept
Integriertes stadtebauliches Entwicklungskonzept

Kommunalabgabengesetz

Kommission flir Anlagensicherheit

Kommunales Denkmalkonzept
Kommunalhaushaltsverordnung-Doppik
(Verordnung lGber das Haushalts-, Kassen- und Rech-
nungswesen der Gemeinden, der Landkreise und
der Bezirke nach den Grundséatzen der doppelten
kommunalen Buchflihrung)
Kommunalhaushaltsverordnung-Kameralistik
(Verordnung lGber das Haushalts-, Kassen- und Rech-
nungswesen der Gemeinden, der Landkreise und der
Bezirke nach den Grundsatzen der Kameralistik)
Gesetzes liber die kommunale Zusammenarbeit
Kreislaufwirtschaftsgesetz

(Gesetz zur Forderung der Kreislaufwirtschaft und
Sicherung der umweltvertraglichen Bewirtschaftung
von Abfallen)

Kraft-Wéarme-Kopplungsgesetz

(Gesetz fir die Erhaltung, die Modernisierung und
den Ausbau der Kraft-Warme-Kopplung)

243


http://www.fauna-flora-habitatrichtlinie.de/
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?start=%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl117s2193.pdf%27%5D#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl117s2193.pdf%27%5D__1567078201802
https://www.gesetze-im-internet.de/kwkg_2016/

LDBV

LEP
LuftvVG

NABEG
NE

OPNV

PBefG
PlanzV 90
ProPk

RASt 06
ROG
ROK
RPS

RPW 2013

saP
Seveso-lI-Richtlinie

StandAG

StBauFR
StvVO

TA Larm
TN
TOB

UmwRG

uUB
upP
UVP
UVPG

VDE
VEP

VGH
VgV

244

Landesamt fur Digitalisierung, Breitband und
Vermessung

Landesentwicklungsprogramm Bayern
Luftverkehrsgesetz

Netzausbaubeschleunigungsgesetz Ubertragungsnetz
nichtbundeseigenen Eisenbahn

Offentlicher Personennahverkehr

Personenbefdérderungsgesetz
Planzeichenverordnung 1990

Polizeiliche Kriminalpravention der Lander und
des Bundes

Richtlinie fir die Anlage von Stadtstral3en
Raumordnungsgesetz

Raumordnungskataster

Richtlinien fiir passive Schutzeinrichtungen an
Stral3en

Richtlinie fur Planungswettbewerbe

spezielle artenschutzrechtliche Prifung

Richtlinie 96/82/EG zur Beherrschung der Gefahren
bei schweren Unfallen mit geféhrlichen Stoffen
Standortauswahlgesetz

(Gesetz zur Suche und Auswahl eines Standortes
far ein Endlager fir hochradioaktive Abfélle)
Stadtebauférderungsrichtlinien
Stral3enverkehrs-Ordnung

Technische Anleitung zum Schutz gegen Larm
Daten der tatsachlichen Nutzung
Trager offentlicher Belange

Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz

(Gesetz Giber erganzende Vorschriften zu Rechtsbe-
helfen in Umweltangelegenheiten nach der EG-Richt-
linie 2003/35/EQG)

Umweltbericht

Umweltprifung far Bauleitplane
Umweltvertraglichkeitspriifung

Gesetz Gber die Umweltvertraglichkeitsprifung

Verband der Elektrotechnik, Elektronik Informations-
technik e. V.

Vorhaben- und ErschlieBungsplan
Verwaltungsgerichtshof

Verordnung Uber die Vergabe 6ffentlicher Auftrage
(Vergabeverordnung)


https://www.landesentwicklung-bayern.de/instrumente/landesentwicklungsprogramm/
https://www.gesetze-im-internet.de/rog_2008/
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/2013/richtlinie-planungswettbewerbe.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bmu.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Chemikaliensicherheit/seveso_richtlinie_verordnung_bf.pdf
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayVwV98132
https://www.gesetze-im-internet.de/stvo_2013/

VHF Bayern Handbuch fiir die Vergabe und Durchflihrung von
Freiberuflichen Dienstleistungen durch die Staatsbau-
und die Wasserwirtschaftsverwaltung des Freistaates
Bayern

VwGO Verwaltungsgerichtsordnung

VwVFG Verwaltungsverfahrensgesetz

WaStrG Bundeswasserstralengesetz

WEA Windenergieanlagen

WHG Wasserhaushaltsgesetz (Gesetz zur Ordnung des
Wasserhaushalts)

WMS Web Map Service

ZustVBau Zustandigkeitsverordnung im Bauwesen

Abbildungsverzeichnis

Abb.
Abb.
Abb.
Abb.
Abb.
Abb.
Abb.

NO O~ WN-=

Einteilung der Bauleitplanung nach BauGB .................cccoccii 8
Vorgaben der BauleitplanUng ... 26
Stadtebauliche PlanuUng ... 44
Berechnungs- und Entwurfsgrundlagen ..................ccccciiiiiiiiii 100
Mogliches Ablaufschema zum Bauleitplanverfahren nach BauGB.........................ccoee, 161
Mogliches Ablaufschema zum Bauleitplanverfahren nach 813a BauGB ......................... 162
Mégliches Ablaufschema zum Bauleitplanverfahren nach §13ai.V.m. § 12 BauGB ..................... 163

245


https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__13a.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/__13a.html
https://www.stmb.bayern.de/buw/bauthemen/vergabeundvertragswesen/freiberuflichedienstleistungen/index.php
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayBauGBZustV

Herausgeber Bayerisches Staatsministerium flir Wohnen, Bau und Verkehr
Franz-Josef-Straul3-Ring 4
80539 Miinchen

Bearbeitung Bayerisches Staatsministerium flir Wohnen, Bau und Verkehr

Stephan Lintner
Marcel Kiihner
Antje Neitsch

Gestaltung Baro Jorge Schmidt, Miinchen

Satz Markus Miller, Miinchen

Umschlaggestaltung Atelier Bernd Kuchenbeiser, Mlnchen

Herstellung Friedrich Pustet GmbH & Co. KG, Regensburg

Papier Die Broschiire ist auf FSC-zertifiziertes Papier gedruckt.
Internet Die Planungshilfen flr die Bauleitplanung kénnen tber

folgende Portale bestellt bzw. heruntergeladen werden:

www.stmb.bayern.de/buw/staedtebau/index.php
www.bestellen.bayern.de

Miinchen, September 2019
Hinweis

Diese Druckschrift wird im Rahmen der Offentlichkeitsarbeit der Bayerischen Staatsregierung herausgegeben.
Sie darf weder von Parteien noch von Wahlwerbern oder Wahlhelfern im Zeitraum von finf Monaten vor einer
Wahl zum Zwecke der Wahlwerbung verwendet werden. Dies gilt flir Landtags-, Bundestags-, Kommunal- und
Europawahlen. Missbrauchlich ist wahrend dieser Zeit insbesondere die Verteilung auf Wahlveranstaltungen, an
Informationsstanden der Parteien sowie das Einlegen, Aufdrucken und Aufkleben parteipolitischer Informationen
oder Werbemittel. Untersagt ist gleichfalls die Weitergabe an Dritte zum Zwecke der Wahlwerbung. Auch ohne
zeitlichen Bezug zu einer bevorstehenden Wahl darf die Druckschrift nicht in einer Weise verwendet werden, die
als Parteinahme der Staatsregierung zugunsten einzelner politischer Gruppen verstanden werden kénnte. Den
Parteien ist es gestattet, die Druckschrift zur Unterrichtung ihrer eigenen Mitglieder zu verwenden.

Wollen Sie mehr tber die Arbeit der Bayerischen Staatsregierung erfahren?

bt 1 BAYERN | DIREKT ist lhr direkter Draht zur Bayerischen Staatsregierung. Unter Telefon 089 12 22 20
oder per E-Mail an direkt@bayern.de erhalten Sie Informationsmaterial und Broschiren, Auskunft
zu aktuellen Themen und Internetquellen sowie Hinweise zu Behdrden, zustédndigen Stellen und
EATEﬂml F'lH_EHT Ansprechpartnern bei der Bayerischen Staatsregierung. www.bauministerium.bayern.de


http://www.stmb.bayern.de/buw/staedtebau/index.php
http://www.bestellen.bayern.de
http://www.bauministerium.bayern.de

	I	Allgemeines
	1	Aufgabe der Bauleitplanung
	2	Bauleitpläne und städtebauliche Satzungen
	3	Informelle Planungen und Konzepte
	4	Bürgerbeteiligung

	II	Abstimmung mit anderen Planungen und Fachbereichen
	1	Vorgaben der Raumordnung
	2	Landschaftsplanung
	3	Abstimmung mit anderen Fachplanungen
	3.1	Grundsätzliches
	3.2	Fachplanungen

	4	Abstimmung mit benachbarten Gemeinden
	4.1	Allgemeine Abstimmung
	4.2	Gemeinsame Flächennutzungspläne
	4.3	Planungsverbände


	III	Fachliche Planungs­vorgaben
	1	Umfang und Art der Siedlungstätigkeit
	2	Siedlung und Umwelt
	3	Wohnen
	4	Arbeiten
	5	Orts- und   
	6	Zentrale Einrichtungen
	7	Nutzungen besonderer Art
	8	Öffentlicher Raum
	9	Verkehr
	10	Immissionsschutz
	11	Wasser
	11.1	Sicherung der öffentlichen Wasserversorgung
	11.2	Hochwasserschutz
	11.3	Grundwasser 
	11.4	Abwasserbeseitigung

	12	Energieversorgung, Klimaschutz
	13	Grüngestaltung
	14	Baukultur, Orts- und Landschaftsbild, Denkmalschutz

	IV	Ausarbeitung der Bauleitpläne
	1	Vorbemerkungen
	2	Berechnungs- und Entwurfsgrundlagen
	3	Bestandsaufnahme und Bewertung, Umweltprüfung
	4	Inhalt der Bauleitpläne
	4.1	Grundsätzliches
	4.2	Inhalt des Flächennutzungsplans
	4.3	Inhalt des Bebauungsplans
	4.4	Inhalt des Umweltberichts

	5	Form und technische Herstellung der Bauleitpläne
	5.1	Grundsätzliches
	5.2	Form des Flächennutzungsplans
	5.3	Form des Bebauungsplans
	5.4	Ergänzende Hinweise


	V	Planungsschritte und Aufstellungsverfahren
	1	Vorbemerkungen 
	2	Regelverfahren
	2.1	Aufstellungsbeschluss
	2.2	Planungsauftrag
	2.3	Ausarbeitung des Vorentwurfs
	2.4	Frühzeitige Beteiligung der Behörden und Scoping
	2.5	Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit
	2.6	Entwurf des Bauleitplans
	2.7	Beteiligung der Behörden
	2.8	Grenzüberschreitende Beteiligung
	2.9	Öffentliche Auslegung
	2.10	Verfahren bei Änderung oder Ergänzung des ­Bauleitplanentwurfs
	2.11	Feststellungsbeschluss, Satzungsbeschluss
	2.12	Genehmigung
	2.13	Bekanntmachung und Inkrafttreten

	3	Vereinfachtes Verfahren
	4	Beschleunigtes Verfahren
	4.1	Beschleunigtes Verfahren der Innenentwicklung
	4.2	Beschleunigtes Verfahren am Ortsrand

	5	Zuständigkeit und Zusammensetzung des ­Gemeinderats bei Beschlüssen
	6	Sicherung der Bauleitplanung
	7	Planerhaltung bei Verletzung von Vorschriften
	8	Monitoring

	�Anhang
	Formblätter
	Datenschutzrechtliche Informationspflichten im Bauleitplanverfahren nach Art. 13 und 14 DSGVO
	Beteiligung der Träger öffentlicher Belange an der ­Bauleitplanung (§ 4 BauGB)
	Verfahrensvermerk Flächennutzungsplan
	Verfahrensvermerk Bebauungsplan
	Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses
	Bekanntmachung der Öffentlichen Auslegung
	Bekanntmachung der Genehmigung des Flächennutzungsplanes
	Bekanntmachung der Genehmigung/des Satzungsbeschlusses 
	Wichtige Verwaltungsvorschriften zur Bauleitplanung
	Arbeitsblätter und Materialien für die Bauleitplanung
	Weitere Arbeitshilfen

	Register
	Abkürzungs­verzeichnis
	1	Aufgabe der Bauleitplanung
	2	Bauleitpläne und städtebauliche Satzungen
	3	Informelle Planungen und Konzepte
	4	Bürgerbeteiligung

	1	Vorgaben der Raumordnung
	2	Landschaftsplanung
	3	Abstimmung mit anderen Fachplanungen
	3.1	Grundsätzliches
	3.2	Fachplanungen

	4	Abstimmung mit benachbarten Gemeinden
	4.1	Allgemeine Abstimmung
	4.2	Gemeinsame Flächennutzungspläne
	4.3	Planungsverbände


	1	Umfang und Art der Siedlungstätigkeit
	2	Siedlung und Umwelt
	3	Wohnen
	4	Arbeiten
	5	Orts- und Stadtzentren
	6	Zentrale Einrichtungen
	7	Nutzungen besonderer Art
	8	Öffentlicher Raum
	9	Verkehr
	10	Immissionsschutz
	11	Wasser
	11.1	Sicherung der öffentlichen Wasserversorgung
	11.2	Hochwasserschutz
	11.3	Grundwasser 
	11.4	Abwasserbeseitigung

	12	Energieversorgung, Klimaschutz
	13	Grüngestaltung
	14	Baukultur, Orts- und Landschaftsbild, Denkmalschutz

	1	Vorbemerkungen
	2	Berechnungs- und Entwurfsgrundlagen
	3	Bestandsaufnahme und Bewertung, Umweltprüfung
	4	Inhalt der Bauleitpläne
	4.1	Grundsätzliches
	4.2	Inhalt des Flächennutzungsplans
	4.3	Inhalt des Bebauungsplans
	4.4	Inhalt des Umweltberichts

	5	Form und technische Herstellung der Bauleitpläne
	5.1	Grundsätzliches
	5.2	Form des Flächennutzungsplans
	5.3	Form des Bebauungsplans
	5.4	Ergänzende Hinweise


	1	Vorbemerkungen 
	2	Regelverfahren
	2.1	Aufstellungsbeschluss
	2.2	Planungsauftrag
	2.3	Ausarbeitung des Vorentwurfs
	2.4	Frühzeitige Beteiligung der Behörden und Scoping
	2.5	Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit
	2.6	Entwurf des Bauleitplans
	2.7	Beteiligung der Behörden
	2.8	Grenzüberschreitende Beteiligung
	2.9	Öffentliche Auslegung
	2.10	Verfahren bei Änderung oder Ergänzung des ­Bauleitplanentwurfs
	2.11	Feststellungsbeschluss, Satzungsbeschluss
	2.12	Genehmigung
	2.13	Bekanntmachung und Inkrafttreten

	3	Vereinfachtes Verfahren
	4	Beschleunigtes Verfahren
	4.1	Beschleunigtes Verfahren der Innenentwicklung
	4.2	Beschleunigtes Verfahren am Ortsrand

	5	Zuständigkeit und Zusammensetzung des ­Gemeinderats bei Beschlüssen
	6	Sicherung der Bauleitplanung
	7	Planerhaltung bei Verletzung von Vorschriften
	8	Monitoring

	Formblätter
	Hinweise für die Gemeinden zur Benutzung des Musterblatts „Datenschutzrechtliche Informationspflichten nach Art. 13 und 14 DSGVO“

	Datenschutzrechtliche Informationspflichten im Bauleitplanverfahren nach Art. 13 und 14 DSGVO
	Beteiligung der Träger öffentlicher Belange an der ­Bauleitplanung (§ 4 BauGB)
	Verfahrensvermerk Flächennutzungsplan
	Verfahrensvermerk Bebauungsplan
	Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses
	Bekanntmachung der Öffentlichen Auslegung
	Bekanntmachung der Genehmigung des Flächennutzungsplanes
	Bekanntmachung der Genehmigung/des Satzungsbeschlusses 
	Wichtige Verwaltungsvorschriften zur Bauleitplanung
	Arbeitsblätter und Materialien für die Bauleitplanung
	Weitere Arbeitshilfen

	Kapitel I 2: 
	Seite 5: 
	Seite 9: 
	Seite 11: 
	Seite 13: 
	Seite 15: 
	Seite 17: 
	Seite 19: 
	Seite 21: 
	Seite 23: 
	Seite 25: 
	Seite 27: 
	Seite 29: 
	Seite 31: 
	Seite 33: 
	Seite 35: 
	Seite 37: 
	Seite 39: 
	Seite 43: 
	Seite 45: 
	Seite 47: 
	Seite 49: 
	Seite 51: 
	Seite 53: 
	Seite 55: 
	Seite 57: 
	Seite 59: 
	Seite 61: 
	Seite 63: 
	Seite 65: 
	Seite 67: 
	Seite 69: 
	Seite 71: 
	Seite 73: 
	Seite 75: 
	Seite 77: 
	Seite 79: 
	Seite 81: 
	Seite 83: 
	Seite 85: 
	Seite 87: 
	Seite 89: 
	Seite 91: 
	Seite 93: 
	Seite 95: 
	Seite 97: 
	Seite 99: 
	Seite 101: 
	Seite 103: 
	Seite 105: 
	Seite 107: 
	Seite 109: 
	Seite 111: 
	Seite 113: 
	Seite 115: 
	Seite 117: 
	Seite 119: 
	Seite 121: 
	Seite 123: 
	Seite 125: 
	Seite 127: 
	Seite 129: 
	Seite 131: 
	Seite 133: 
	Seite 135: 
	Seite 137: 
	Seite 139: 
	Seite 141: 
	Seite 143: 
	Seite 145: 
	Seite 147: 
	Seite 149: 
	Seite 151: 
	Seite 153: 
	Seite 155: 
	Seite 159: 
	Seite 161: 
	Seite 163: 
	Seite 165: 
	Seite 167: 
	Seite 169: 
	Seite 171: 
	Seite 173: 
	Seite 175: 
	Seite 177: 
	Seite 179: 
	Seite 181: 
	Seite 183: 
	Seite 185: 
	Seite 187: 
	Seite 189: 
	Seite 191: 
	Seite 193: 
	Seite 195: 

	Kapitel II 2: 
	Seite 5: 
	Seite 9: 
	Seite 11: 
	Seite 13: 
	Seite 15: 
	Seite 17: 
	Seite 19: 
	Seite 21: 
	Seite 23: 
	Seite 25: 
	Seite 27: 
	Seite 29: 
	Seite 31: 
	Seite 33: 
	Seite 35: 
	Seite 37: 
	Seite 39: 
	Seite 43: 
	Seite 45: 
	Seite 47: 
	Seite 49: 
	Seite 51: 
	Seite 53: 
	Seite 55: 
	Seite 57: 
	Seite 59: 
	Seite 61: 
	Seite 63: 
	Seite 65: 
	Seite 67: 
	Seite 69: 
	Seite 71: 
	Seite 73: 
	Seite 75: 
	Seite 77: 
	Seite 79: 
	Seite 81: 
	Seite 83: 
	Seite 85: 
	Seite 87: 
	Seite 89: 
	Seite 91: 
	Seite 93: 
	Seite 95: 
	Seite 97: 
	Seite 99: 
	Seite 101: 
	Seite 103: 
	Seite 105: 
	Seite 107: 
	Seite 109: 
	Seite 111: 
	Seite 113: 
	Seite 115: 
	Seite 117: 
	Seite 119: 
	Seite 121: 
	Seite 123: 
	Seite 125: 
	Seite 127: 
	Seite 129: 
	Seite 131: 
	Seite 133: 
	Seite 135: 
	Seite 137: 
	Seite 139: 
	Seite 141: 
	Seite 143: 
	Seite 145: 
	Seite 147: 
	Seite 149: 
	Seite 151: 
	Seite 153: 
	Seite 155: 
	Seite 159: 
	Seite 161: 
	Seite 163: 
	Seite 165: 
	Seite 167: 
	Seite 169: 
	Seite 171: 
	Seite 173: 
	Seite 175: 
	Seite 177: 
	Seite 179: 
	Seite 181: 
	Seite 183: 
	Seite 185: 
	Seite 187: 
	Seite 189: 
	Seite 191: 
	Seite 193: 
	Seite 195: 

	Kapitel III 2: 
	Seite 5: 
	Seite 9: 
	Seite 11: 
	Seite 13: 
	Seite 15: 
	Seite 17: 
	Seite 19: 
	Seite 21: 
	Seite 23: 
	Seite 25: 
	Seite 27: 
	Seite 29: 
	Seite 31: 
	Seite 33: 
	Seite 35: 
	Seite 37: 
	Seite 39: 
	Seite 43: 
	Seite 45: 
	Seite 47: 
	Seite 49: 
	Seite 51: 
	Seite 53: 
	Seite 55: 
	Seite 57: 
	Seite 59: 
	Seite 61: 
	Seite 63: 
	Seite 65: 
	Seite 67: 
	Seite 69: 
	Seite 71: 
	Seite 73: 
	Seite 75: 
	Seite 77: 
	Seite 79: 
	Seite 81: 
	Seite 83: 
	Seite 85: 
	Seite 87: 
	Seite 89: 
	Seite 91: 
	Seite 93: 
	Seite 95: 
	Seite 97: 
	Seite 99: 
	Seite 101: 
	Seite 103: 
	Seite 105: 
	Seite 107: 
	Seite 109: 
	Seite 111: 
	Seite 113: 
	Seite 115: 
	Seite 117: 
	Seite 119: 
	Seite 121: 
	Seite 123: 
	Seite 125: 
	Seite 127: 
	Seite 129: 
	Seite 131: 
	Seite 133: 
	Seite 135: 
	Seite 137: 
	Seite 139: 
	Seite 141: 
	Seite 143: 
	Seite 145: 
	Seite 147: 
	Seite 149: 
	Seite 151: 
	Seite 153: 
	Seite 155: 
	Seite 159: 
	Seite 161: 
	Seite 163: 
	Seite 165: 
	Seite 167: 
	Seite 169: 
	Seite 171: 
	Seite 173: 
	Seite 175: 
	Seite 177: 
	Seite 179: 
	Seite 181: 
	Seite 183: 
	Seite 185: 
	Seite 187: 
	Seite 189: 
	Seite 191: 
	Seite 193: 
	Seite 195: 

	Kapitel IV 2: 
	Seite 5: 
	Seite 9: 
	Seite 11: 
	Seite 13: 
	Seite 15: 
	Seite 17: 
	Seite 19: 
	Seite 21: 
	Seite 23: 
	Seite 25: 
	Seite 27: 
	Seite 29: 
	Seite 31: 
	Seite 33: 
	Seite 35: 
	Seite 37: 
	Seite 39: 
	Seite 43: 
	Seite 45: 
	Seite 47: 
	Seite 49: 
	Seite 51: 
	Seite 53: 
	Seite 55: 
	Seite 57: 
	Seite 59: 
	Seite 61: 
	Seite 63: 
	Seite 65: 
	Seite 67: 
	Seite 69: 
	Seite 71: 
	Seite 73: 
	Seite 75: 
	Seite 77: 
	Seite 79: 
	Seite 81: 
	Seite 83: 
	Seite 85: 
	Seite 87: 
	Seite 89: 
	Seite 91: 
	Seite 93: 
	Seite 95: 
	Seite 97: 
	Seite 99: 
	Seite 101: 
	Seite 103: 
	Seite 105: 
	Seite 107: 
	Seite 109: 
	Seite 111: 
	Seite 113: 
	Seite 115: 
	Seite 117: 
	Seite 119: 
	Seite 121: 
	Seite 123: 
	Seite 125: 
	Seite 127: 
	Seite 129: 
	Seite 131: 
	Seite 133: 
	Seite 135: 
	Seite 137: 
	Seite 139: 
	Seite 141: 
	Seite 143: 
	Seite 145: 
	Seite 147: 
	Seite 149: 
	Seite 151: 
	Seite 153: 
	Seite 155: 
	Seite 159: 
	Seite 161: 
	Seite 163: 
	Seite 165: 
	Seite 167: 
	Seite 169: 
	Seite 171: 
	Seite 173: 
	Seite 175: 
	Seite 177: 
	Seite 179: 
	Seite 181: 
	Seite 183: 
	Seite 185: 
	Seite 187: 
	Seite 189: 
	Seite 191: 
	Seite 193: 
	Seite 195: 

	Kapitel V 2: 
	Seite 5: 
	Seite 9: 
	Seite 11: 
	Seite 13: 
	Seite 15: 
	Seite 17: 
	Seite 19: 
	Seite 21: 
	Seite 23: 
	Seite 25: 
	Seite 27: 
	Seite 29: 
	Seite 31: 
	Seite 33: 
	Seite 35: 
	Seite 37: 
	Seite 39: 
	Seite 43: 
	Seite 45: 
	Seite 47: 
	Seite 49: 
	Seite 51: 
	Seite 53: 
	Seite 55: 
	Seite 57: 
	Seite 59: 
	Seite 61: 
	Seite 63: 
	Seite 65: 
	Seite 67: 
	Seite 69: 
	Seite 71: 
	Seite 73: 
	Seite 75: 
	Seite 77: 
	Seite 79: 
	Seite 81: 
	Seite 83: 
	Seite 85: 
	Seite 87: 
	Seite 89: 
	Seite 91: 
	Seite 93: 
	Seite 95: 
	Seite 97: 
	Seite 99: 
	Seite 101: 
	Seite 103: 
	Seite 105: 
	Seite 107: 
	Seite 109: 
	Seite 111: 
	Seite 113: 
	Seite 115: 
	Seite 117: 
	Seite 119: 
	Seite 121: 
	Seite 123: 
	Seite 125: 
	Seite 127: 
	Seite 129: 
	Seite 131: 
	Seite 133: 
	Seite 135: 
	Seite 137: 
	Seite 139: 
	Seite 141: 
	Seite 143: 
	Seite 145: 
	Seite 147: 
	Seite 149: 
	Seite 151: 
	Seite 153: 
	Seite 155: 
	Seite 159: 
	Seite 161: 
	Seite 163: 
	Seite 165: 
	Seite 167: 
	Seite 169: 
	Seite 171: 
	Seite 173: 
	Seite 175: 
	Seite 177: 
	Seite 179: 
	Seite 181: 
	Seite 183: 
	Seite 185: 
	Seite 187: 
	Seite 189: 
	Seite 191: 
	Seite 193: 
	Seite 195: 

	Kapitel I 3: 
	Seite 7: 

	Kapitel II 3: 
	Seite 7: 

	Kapitel III 3: 
	Seite 7: 

	Kapitel IV 3: 
	Seite 7: 

	Kapitel V 3: 
	Seite 7: 

	BauleitplanungRow1: 
	Row1: 
	Row1_2: 
	Row1_3: 
	BauleitplanungRow1_2: 
	Row1_4: 
	Row1_5: 
	Row1_6: 
	Row1_7: 
	undefined: 
	undefined_2: 
	Art 72 3 S 1 GG: 
	Art 21 BayLpIG: 
	Vorbereitende Bauleitplanung Flächennutzungsplan BauGB Landschaftsplan BNatSchG BayNatSchG Verbindliche Bauleitplanung Bebauungsplan BauGB Grünordnungsplan BNatSchG BayNatSchG: 
	Spielleitplanung: 
	undefined_3: 
	undefined_4: 
	undefined_5: 
	undefined_6: 
	undefined_7: 
	undefined_8: 
	undefined_9: 
	undefined_10: 
	Bebaute FlächenRow1: 
	Unbebaute FlächenRow1: 
	Nutzungen  Vielfalt  Nutzungsmischung  Soziale Mischung  Verfügbarkeit  ErreichbarkeitRow1: 
	Strukturen  Städtebauliche Dichte  Typologien vielfältige gemischte bauliche Strukturen  QualitätRow1: 
	undefined_11: 
	undefined_12: 
	undefined_13: 
	undefined_14: 
	undefined_15: 
	undefined_16: 
	undefined_17: 
	undefined_18: 
	undefined_19: 
	undefined_20: 
	undefined_21: 
	undefined_22: 
	undefined_23: 
	undefined_24: 
	undefined_25: 
	undefined_26: 
	undefined_27: 
	undefined_28: 
	undefined_29: 
	undefined_30: 
	undefined_31: 
	undefined_32: 
	undefined_33: 
	undefined_34: 
	undefined_35: 
	undefined_36: 
	undefined_37: 
	undefined_38: 
	Erhebung vorhandener Flächen und Nutzungs potenziale  Bestehende Bauleitplanung  Flächen und Leerstands erhebungen: 
	Bedarfsermittlung  Prognosen und begründete Annahmen über die Bevöl kerungs und Arbeitsplatz entwicklung  Vorgaben der Raumordnung  Zielvorstellungen der Gemeinde insbesondere zur Siedlungsstruktur und Siedlungsdichte: 
	Bedarfsermittlung  Prognosen und begründete Annahmen über die Bevöl kerungs und Arbeitsplatz entwicklung  Vorgaben der Raumordnung  Zielvorstellungen der Gemeinde insbesondere zur Siedlungsstruktur und Siedlungsdichte_2: 
	Bedarfsermittlung  Prognosen und begründete Annahmen über die Bevöl kerungs und Arbeitsplatz entwicklung  Vorgaben der Raumordnung  Zielvorstellungen der Gemeinde insbesondere zur Siedlungsstruktur und Siedlungsdichte_3: 
	Bedarfsermittlung  Prognosen und begründete Annahmen über die Bevöl kerungs und Arbeitsplatz entwicklung  Vorgaben der Raumordnung  Zielvorstellungen der Gemeinde insbesondere zur Siedlungsstruktur und Siedlungsdichte_4: 
	Bedarfsermittlung  Prognosen und begründete Annahmen über die Bevöl kerungs und Arbeitsplatz entwicklung  Vorgaben der Raumordnung  Zielvorstellungen der Gemeinde insbesondere zur Siedlungsstruktur und Siedlungsdichte_5: 
	zB Infrastruktur Energie Kultur: 
	Gegenüberstellung und Bewertung: 
	undefined_39: 
	undefined_40: 
	undefined_41: 
	undefined_42: 
	undefined_43: 
	undefined_44: 
	undefined_45: 
	undefined_46: 
	undefined_47: 
	undefined_48: 
	undefined_49: 
	undefined_50: 
	undefined_51: 
	undefined_52: 
	undefined_53: 
	undefined_54: 
	undefined_55: 
	undefined_56: 
	undefined_57: 
	undefined_58: 
	undefined_59: 
	undefined_60: 
	undefined_61: 
	undefined_62: 
	undefined_63: 
	undefined_64: 
	undefined_65: 
	undefined_66: 
	undefined_67: 
	Planer: 
	Scoping  4 Abs 1: 
	Row1_8: 
	Row1_9: 
	Abstimmung mit Nach bargemeinden  2 Abs 2: 
	Row1_10: 
	Row1_11: 
	Row1_12: 
	Row1_13: 
	Row1_14: 
	Auslegungsbeschluss: 
	Mitteilung des ErgebnissesRow1: 
	an die Bürger  3 Abs 2: 
	Row1_15: 
	Row1_16: 
	Row1_17: 
	Row1_18: 
	Row1_19: 
	Row1_20: 
	Informationspflicht 4 durch Behörden  4 Abs 3: 
	undefined_68: 
	Planer_2: 
	Scoping: 
	AufstellungsbeschlussRow1: 
	AufstellungsbeschlussRow1_2: 
	Row1_21: 
	Row1_22: 
	Frühzeitige: 
	Row1_23: 
	Row1_24: 
	Row1_25: 
	Row1_26: 
	Row1_27: 
	Row1_28: 
	Öffentliche Auslegung  3 Abs 2 oder: 
	Mitteilung des ErgebnissesRow1_2: 
	Abwägung  1 Abs 7: 
	Row1_29: 
	Row1_30: 
	Feststellungs bzw: 
	ggf Wiederholung: 
	Row1_31: 
	Informationspflicht 4 durch: 
	Row1_32: 
	Vorhabenträger: 
	GemeindeRow1: 
	Scoping_2: 
	Frühzeitige_2: 
	Row1_33: 
	Row1_34: 
	Row1_35: 
	Row1_36: 
	Row1_37: 
	Row1_38: 
	undefined_69: 
	Abwägung  1 Abs 7_2: 
	undefined_70: 
	Row1_39: 
	Informationspflicht 4 durch_2: 
	Row1_40: 
	undefined_71: 
	undefined_72: 
	undefined_73: 
	undefined_74: 
	undefined_75: 
	undefined_76: 
	undefined_77: 
	undefined_78: 
	undefined_79: 
	undefined_80: 
	undefined_81: 
	undefined_82: 
	undefined_83: 
	undefined_84: 
	undefined_85: 
	undefined_86: 
	A: 
	11 Name und Kontaktdaten des Verantwortlichen: 
	1: 
	2: 
	3: 
	4: 
	12 Name und Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten: 
	1_2: 
	2_2: 
	3_2: 
	4_2: 
	2 Zwecke und Rechtsgrundlagen der Verarbeitung: 
	A_2: 
	3 Arten personenbezogener Daten: 
	4 Empfänger: 
	5 Dauer der Speicherung der personenbezogenen Daten: 
	6 Betroffenenrechte: 
	1_3: 
	Gemeinde: 
	Flächennutzungsplan mit Landschaftsplan: 
	Flächennutzungsplan: 
	mit Landschaftsplan: 
	Bebauungsplan für das Gebiet mit Grünordnungsplan: 
	Bebauungsplan: 
	mit Grünordnungsplan: 
	Satzung über vorhabenbezogenen Bebauungsplan: 
	Satzung über vorhabenbezogenen Bebauungsplan_2: 
	Sonstige Satzung: 
	Sonstige Satzung_2: 
	Frist für die Stellungnahme  4 BauGB: 
	Frist für die Stellungnahme  4 BauGB_2: 
	2_3: 
	Träger öffentlicher Belange: 
	NameStelle des Trägers öffentlicher Belange mit Anschrift EMailAdresse und TelNr: 
	21: 
	Keine Äußerung: 
	Keine Äußerung_2: 
	22: 
	Ziele der Raumordnung und Landesplanung die eine Anpassungspflicht nach  1 Abs 4 BauGB auslösen: 
	undefined_87: 
	23: 
	Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen die den o g Plan berühren können mit Angabe des Sachstands: 
	undefined_88: Off
	A_3: 
	24: 
	Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen die im Regel fall in der Abwägung nicht überwunden werden können zB Landschafts oder Wasserschutz gebietsverordnungen Einwendungen: 
	Einwendungen: Off
	Rechtsgrundlagen: 
	Rechtsgrundlagen_2: 
	Möglichkeiten der Überwindung zB Ausnahmen oder Befreiungen: 
	Möglichkeiten der Überwindung zB Ausnahmen oder Befreiungen_2: 
	25: 
	Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o g Plan gegliedert nach Sachkomplexen jeweils mit Begründung und ggf Rechtsgrundlage: 
	Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem: 
	26: 
	Verfahrensvermerk Flächennutzungsplan: 
	A_4: 
	Verfahrensvermerk Bebauungsplan: 
	Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses: 
	A_5: 
	Bekanntmachung der Öffentlichen Auslegung: 
	A_6: 
	B: 
	B_2: 
	C: 
	D: 
	D_2: 
	D_3: 
	FFHRichtlinie: 
	LDBV: 


